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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Nachrichtendienstrechts 

A. Problem und Ziel 
Der Gesetzentwurf soll das Nachrichtendienstrecht umfassend reformieren und 
nachhaltig fortentwickeln. 

B. Lösung 
Der Gesetzentwurf verfolgt drei übergeordnete Ziele: 

Zunächst sollen in Anbetracht der verschärften Bedrohungslage im In- und Aus-
land die Aufklärungs- und Weiterverarbeitungsfähigkeiten des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz und des Bundesnachrichtendienstes modernisiert und gestärkt 
werden. Dies ist erforderlich, um den von der nachrichtendienstlichen Bedro-
hungsaufklärung bezweckten Schutz herausragender Rechtsgüter des Gemein-
wohls umfassend zu gewährleisten. 

Zudem soll die Kontrolle über die Tätigkeit der Nachrichtendienste gestärkt und 
effizienter ausgestaltet werden. Diesem Zweck dient die Zusammenführung der 
Kontrollzuständigkeiten beim Unabhängigen Kontrollrat, dessen Tätigkeit in dem 
Gesetz über die Rechtskontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat künftig in 
einem eigenen Stammgesetz geregelt wird. 

Schließlich sollen die Vorgaben der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung 
umgesetzt werden. Das Gericht hat seit 2022 grundlegende Vorgaben zum Nach-
richtendienstrecht getroffen, die durch Neufassung der Gesetze aufgegriffen wer-
den. 

Die zum Erreichen dieser Ziele notwendigen, umfassenden Änderungen bedingen 
die Neuverkündung von Bundesverfassungsschutzgesetz und des BND-Gesetzes. 
Wie bereits im MAD-Gesetz erfolgt, werden die Gesetze dabei entflochten, so 
dass im BND-Gesetz die bisherigen zum Teil wenig klaren Verweisungen auf das 
Bundesverfassungsschutzgesetz durch eigene, aufgabenspezifische Regelungen 
ersetzt.  

C. Alternativen 
Keine. 
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Zu Absatz 5 
Absatz 5 enthält die (neue) Möglichkeit, dass Anordnungen einen (gesondert zu begründenden und zu prüfenden) 
Zusatz enthalten, nach dem die Maßnahme auch gegen andere Personen gerichtet werden kann. Ergänzend wird 
auf die Ausführungen zu § 17 Absatz 4 verwiesen.  

Zu Absatz 6 
Absatz 6 regelt die Dokumentation von Anordnung und Durchführung. Die Durchführungsdokumentation muss 
nicht gesondert erfolgen, sondern kann sich mit den angefallenen Materialien erschließen. Nach dem Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit (§ 7 BHO) sind Dokumentationsaufwände möglichst gering zu halten. Bei technischen 
Maßnahmen sind jedenfalls Beginn und Ende festzuhalten. 

Zu § 47 (Anordnungen im Zusammenhang mit strategischen Aufklärungsmaßnahmen) 
Die Regelung entspricht in ihrem Regelungsgegenstand dem bisherigen § 23, enthält indes eine Reihe von nach-
folgend dargestellten Veränderungen und greift insbesondere die veränderte Systematik der gesetzlichen Grund-
lagen der strategischen Aufklärung auf. Die Überschrift der Vorschrift verdeutlicht, dass es nicht nur um Anord-
nungen von strategischen Aufklärungsmaßnahme geht, sondern dass auch die „Sonderanordnungen“ in den Ab-
sätzen 4 und 6 Berücksichtigung finden.  

Nicht Gegenstand der Anordnung – und damit auch nicht Gegenstand der Vorabkontrolle – sind einzelne Tele-
kommunikationsteilnehmer und ihnen zugeordnete Telekommunikationsmerkmale oder sonstige Suchbegriffe. 
Diese müssen zwar die Voraussetzungen des § 33 Absatz 3 erfüllen, also insbesondere im Hinblick auf das in der 
Anordnung durch das gerichtsähnliche Kontrollorgan des Unabhängigen Kontrollrats als zumindest erhebliche 
Bedrohung bestätigte Aufklärungsthema bestimmt, geeignet und erforderlich sein; die diesbezügliche Prüfung 
obliegt indes dem Bundesnachrichtendienst selbst bzw. einer etwaigen nachgelagerten Kontrolle durch das admi-
nistrative Kontrollorgan des Unabhängigen Kontrollrates.  

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 ist zunächst – wie auch im Rahmen der übrigen Anordnungsvorschriften – geregelt, dass die Anord-
nung durch die Behördenleitung des Bundesnachrichtendienstes oder einer von ihr bestimmten Vertretung zu 
erfolgen hat. Auf die obigen Ausführungen zu § 46 Absatz 1 wird insoweit verwiesen. 

Zu Absatz 2 
Die Anordnung bedarf nicht länger zwingend der Schriftform (hierzu schon oben). Insbesondere aufgrund des 
abstrakten Charakters von Anordnungen zur strategischen Aufklärung wird hier jedoch eine schriftliche Anord-
nung die Regel sein. 

Den Veränderungen in der Systematik der gesetzlichen Grundlagen der strategischen Aufklärung entsprechend 
sind im Rahmen der erforderlichen Angaben für die Anordnung von strategischen Aufklärungsmaßnahmen zur 
Vorabkontrolle künftig angepasste Angaben zu machen. Die Würdigung des Aufklärungsthemas bleibt dabei wei-
terhin die Grundlage der Vorabkontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat, jedoch insbesondere unter Berück-
sichtigung der neuen Schwellensystematik. In aller Regel werden beide Stufen der Datenerhebung (ersten Stufe 
der Datenerhebung als Erhebung im engeren Sinne) und die zweite Stufe (Einsichtnahme in erhobene Daten) in 
einer einheitlichen Anordnung angeordnet werden, schon weil eine Erhebung von Daten ohne die Möglichkeit 
einer späteren Einsichtnahme nur ausnahmsweise einen Nutzen bringen wird.  

Zu Nummer 1 
Es sind weiterhin die Angaben des bisherigen § 26 Absatz 2 Nummer 2 bis 4 aufzunehmen, also das Aufklärungs-
thema (Buchsstabe a) und soweit gesetzlich vorgesehen der geographische Fokus (Buchsstabe b). 

Das Aufklärungsthema rekurriert auf die vom Bundesverfassungsgericht statuierte Pflicht einer inhaltlichen Be-
grenzung der Erhebung (BVerfG, Urteil vom 19. Mai 2020, 1 BvR 2835/17, Rn. 179) Dabei sind die vom Bun-
desverfassungsgericht festgelegten Kautelen („Erkenntnisziele“ bzw. „aufzuklärende Art der Gefahr“) unbe-
stimmt. Damit die notwendige Begrenzung Wirkung entfaltet, darf das Aufklärungsthema vom Bundesnachrich-
tendienst nicht ohne weitere Konturierung gewählt werden. So wäre etwa ein Aufklärungsthema "Bedrohungen 
in Asien“ ungeeignet, da es eine kontinentweite Erhebung zu allen möglichen, sehr unterschiedlichen 
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Themenbereichen zulassen würde. Zugleich kann ein Aufklärungsthema auch nicht so eng verstanden werden, 
dass die final angeleitet auf die Früherkennung (also gerade auch potentiellen Nährboden einer Bedrohung in den 
Blick nehmende Aufklärung) von Bedrohungen für besonders gewichtige Rechtsgüter gerichtete strategische Auf-
klärungsmaßnahme zu einem individuellen Instrument würde. So wäre etwa das Aufklärungsthema „Wirken der 
terroristischen Gruppe X in der Region Y“ oder „Proliferation durch geheimdienstliche Strukturen in Staat X“ 
deutlich zu eng gefasst. Sachgerecht wäre etwa eine strategische Aufklärungsmaßnahme, welche (als Beispiel für 
eine territoriale, also geographisch abgrenzbare Maßnahme) für die „Bedrohungen durch Staat X“ oder für die „ 
Bedrohungen durch die krisenhafte Entwicklungen in Staat oder Region X“ gilt, oder (als Beispiel für eine globale 
Maßnahme idR ohne geographischen Fokus, hierzu nachfolgend) die „Bedrohungen durch den Islamistischen 
Terrorismus und Fundamentalismus“ oder die „Bedrohungen durch den Internationalen Rauschgifthandel“ zum 
Gegenstand hat. 

Im Rahmen der Begründung der Anordnung ist hinsichtlich des Aufklärungsthemas weiter auszuführen, weshalb 
bezüglich dieses Themas eine Früherkennung von Bedrohungen für besonders gewichtige Rechtsgüter geboten 
ist (siehe hierzu auch Ausführungen zu Nummer 2). Hierfür wird regelmäßig darzulegen sein, dass eine Bedro-
hung für eines oder mehrere besonders gewichtige Rechtsgüter bereits eingetreten ist oder realistischerweise im 
weiteren Verlauf mit der Manifestierung einer solchen Bedrohung gerechnet werden kann. Dabei ist sicherzustel-
len, dass die aufzuklärende Bedrohung stets auch der angeordneten Maßnahme unterfällt – so wäre es etwa unzu-
lässig, eine mögliche Bedrohung der außenpolitischen Handlungsfähigkeit der Bundesrepublik im Rahmen einer 
strategischen Aufklärungsmaßnahme aufzuklären, wenn die zugehörige Aufklärungsmaßnahme keinen Bezug zur 
außenpolitischen Handlungsfähigkeit enthält. Es ist nicht erforderlich, dass eine Bedrohung für ein besonders 
gewichtiges Rechtsgut inhaltlich weiter unterteilt wird; so ist es etwa nicht erforderlich, dass bei einer für ein 
Aufklärungsthema einmal festgestellten Bedrohung für ein oder mehrere besonders gewichtige Rechtsgüter, wie 
etwa der hybriden Einflussnahme, noch weiter danach differenziert werden muss, ob und inwiefern diese Bedro-
hungen durch bestimmte Handlungen oder Umstände eingetreten sind oder wahrscheinlich eintreten werden, wie 
etwa Einflussnahmen auf europäische Nachbarstaaten, durch direkte hybride Maßnahmen oder sonstige Propa-
ganda. Vergleichbar wäre bei einer Bedrohung für das besonders gewichtige Rechtsgut Leib und Leben im Rah-
men einer strategischen Aufklärungsmaßnahme zum „Islamistischen Terrorismus und Fundamentalismus“ nicht 
erforderlich, die Bedrohung für einzelne Terrorgruppen differenziert darzustellen. In der jeweiligen Anordnung 
einer strategischen Maßnahme können aber derartige Einzel- oder Teilsachverhalte zur Verdeutlichung der Be-
drohung herangezogen werden. 

Die Notwendigkeit zu Angaben zum geographischen Fokus des Aufklärungsthemas entfällt, wenn tatsächliche 
Anhaltspunkte bestehen, dass eine geographische Fokussierung nicht sinnvoll möglich ist. Hiervon werden ins-
besondere solche Bedrohungen erfasst, die sich aufgrund ihres globalen Charakters einer regionalen Einordnung 
entziehen, wie etwa globale Cyberbedrohungen, weltweit vernetzte Terrornetzwerke und der internationale Dro-
genhandel, aber auch Daten, die der Bundesnachrichtendienst zur Eigenbefähigung flächendeckend benötigt, wie 
Informationen zu eingesetzter Telekommunikationstechnik im Ausland. Die Möglichkeit einer solchen Befreiung 
von der Notwendigkeit einer geographischen Fokussierung folgt aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts, das Angaben zum geographischen Fokus „in der Regel“ für notwendig erachtet, insoweit also Raum für 
die nunmehr geregelten Ausnahmen belässt (BVerfG, Urteil vom 19. Mai 2020, 1 BvR 2835/17, Rn. 179). 

Zu Nummer 2 
In Nummer 2 finden sich die nunmehr notwendigen Angaben zu der zweiten Stufe der Datenerhebung; der Ein-
sichtnahme in die personenbezogenen Daten. Die Anordnung einer strategischen Aufklärungsmaßnahme befugt 
den Bundesnachrichtendienst auch zur Einsichtnahme in personenbezogene Daten, wobei gleichermaßen eine 
Einsichtnahme „unmittelbar nach Erhebung“ als auch eine Einsichtnahme zu einem späteren Zeitpunkt vom Rah-
men der neuen Speicherbefugnis umfasst ist.  

Die vormals gesetzlich angelegte Unterscheidung zwischen der politischen Unterrichtung und der Früherkennung 
von Bedrohungen ist nicht länger vorgesehen, da der Erhebungszweck der „politischen Unterrichtung“ nicht län-
ger im Gesetz enthalten ist. Insoweit ist in Entsprechung der bundesverfassungsgerichtlichen Rechtsprechung 
(BVerfG, Beschluss vom 29. September 2022, 1 BvR 2354/13 sowie BVerfG, Urteil vom 26. April 2022) zu den 
Übermittlungsvorschriften nunmehr geklärt, dass die Übermittlung nachrichtendienstlich erhobener Informatio-
nen einer eigenen Schwellensystematik folgt, die im Wesentlichen den Grundsatz der hypothetischen Datenneu-
erhebung abbildet. Für die vormalige Privilegierung einzelner Datenkategorien der strategischen 
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Fernmeldeaufklärung besteht insoweit keine Notwendigkeit mehr. Stattdessen erfolgt eine Einsichtnahme nun-
mehr (einheitlich) regelmäßig zur Früherkennung von Bedrohungen, die als Früherkennungsmaßnahme naturge-
mäß auch das politische Interesse an einer frühzeitigen Unterrichtung über Sachverhalte von außen- oder sicher-
heitspolitischer Bedeutung umfasst.  

Entsprechend ist in Buchstabe a geregelt, dass die Anordnung einer strategischen Aufklärungsmaßnahme Anga-
ben zu der jeweiligen erheblichen Bedrohung oder den jeweiligen erheblichen Bedrohungen (da auch mehrere 
Bedrohungen gemeinsam Grundlage der Aufklärungsmaßnahme sein können) enthalten muss. Dies folgt dem 
Umstand, dass mit einer strategischen Aufklärungsmaßnahme in der Regel eine Einsichtnahme in kommunikati-
onsbezogene Inhaltsdaten nach §§ 33ff. bezweckt ist. In diesem Regelfall ist (nur) das Vorliegen der Vorausset-
zungen einer erheblichen Bedrohung nach § 3 in Bezug auf das relevante Aufklärungsthema darzulegen. Auch 
hier gilt, dass das Vorliegen der ersten Qualifikationsstufe immer auch den Einsatz von nachrichtendienstlichen 
Mitteln der Grundstufe (nachrichtendienstliche Auslandsaufklärung) rechtfertigt; weitere Darlegungen zum Vor-
liegen der Voraussetzungen nach § 32 Absatz 1 oder § 33 Absatz 1 erübrigen sich in einem solchen Fall. Liegt 
dem Aufklärungsthema eine erhebliche Bedrohung zugrunde, eröffnet eine entsprechende Bestätigung durch das 
gerichtsähnliche Kontrollorgan des Unabhängigen Kontrollrates dem Bundesnachrichtendienst die jeweiligen Be-
fugnisse nach §§ 32ff., wobei die Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen der jeweiligen Erhebung und 
Einsichtnahme im konkreten Einzelfall weiterhin der nachgelagerten Kontrolle durch das administrative Kontroll-
organ des Unabhängigen Kontrollrates vorbehalten bleibt. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die strategische Aufklärung – wie die Tätigkeit des Bundesnachrichtendienstes 
insgesamt – schon der Früherkennung von Bedrohungen dient, also schon den potentiellen Nährboden für Bedro-
hungen in den Blick nehmen muss. Dies gilt für „erhebliche Bedrohungen“ gleichermaßen, sodass es für eine 
Begründung der Erforderlichkeit einer Einsichtnahme nicht geboten ist, darzulegen, dass die erheblichen Bedro-
hungen faktisch bereits vorliegen. Vielmehr ist auszuführen, weshalb die Einsichtnahme erforderlich ist, um sol-
che (erheblichen) Bedrohungen möglichst früh zu erkennen. Eine solche Begründung muss notwendigerweise 
prognostische und heuristische Elemente enthalten, deren Prüfung insoweit auf eine Plausibilität beschränkt ist. 
Zu den Anforderungen an die Begründung, ob ein Aufklärungsthema sich als eine solche erhebliche ‚Bedrohung 
qualifiziert, wird weitergehend auf die obigen Ausführungen zu Nummer 1 verwiesen. 

In den Buchstaben b und c finden sich die Erfordernisse neuer, bislang nicht vorgesehener Angaben. Dies ist zum 
einen die – aus der Überführung der strategischen Inland-Ausland-Fernmeldeaufklärung des Artikel 10-Gesetzes 
folgende – Pflicht einer Angabe zur beabsichtigten Einsichtnahme in die personenbezogenen Daten von deutschen 
Staatsangehörigen, inländischen juristischen Personen und sich im Bundesgebiet aufhaltenden Personen (Buch-
stabe b). Hierdurch wird sichergestellt, dass der Bundesnachrichtendienst die Intention dieser Einsichtnahme be-
reits dezidiert mitteilt. Nicht der Vorabkontrolle unterliegen freilich individuelle Akte der Einsichtnahme – es 
wäre schlechterdings auch nicht möglich, zum Zeitpunkt der Anordnung die tatbestandlichen Voraussetzungen 
etwaiger Einsichtnahmeakte zu prüfen. Buchstabe b erfüllt vielmehr (nur) eine Hinweisfunktion und ermöglicht 
dem Unabhängigen Kontrollrat eine spätere zielgerichtete Kontrolle der Einsichtnahme in Kommunikationsdaten 
mit qualifiziertem Inlandsbezug durch den Bundesnachrichtendienst. In der Praxis wird eine solche Einsicht-
nahme die Regel sein und bedarf, wenn sie sachgerecht ist, keiner besonderen materiellen Qualifikation. Entschei-
dend ist (nur), dass in der Anordnung die Angabe enthalten ist, dass auch in kommunikationsbezogene Inhaltsda-
ten Einsicht genommen werden soll. Dies soll insbesondere dem Zweck dienen, der gerichtsähnlichen Kontroll-
organ eine spezifische Erteilung von Prüfaufträgen zu ermöglichen, die eine nachgelagerte Kontrolle durch das 
administrative Kontrollorgan anleitet, welches sodann die individuellen Einsichtnahmeakte und das Vorliegen der 
hierfür erforderlichen tatbestandlichen Voraussetzungen prüft.  

In Buchstabe c ist darüber hinaus auch die aus der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte folgende Notwendigkeit umgesetzt, dass in der Anordnung auch Angaben zur Verwendung sog. „starker 
Selektoren“ (EGMR, Urteil vom 25.05.2021, Az. 58170/13 u.a), also solcher Suchbegriffe, die einen konkreten 
Personenbezug haben, enthalten sein müssen. Dabei ist weiterhin nicht erforderlich, dass die Suchbegriffe selbst 
in der Anordnung genannt werden. Stattdessen sind Angaben dazu hinreichend, dass eine Verwendung von Such-
begriffen, die sich auf bestimmbare Personen beziehen, beabsichtigt ist. In Buchstabe c ist zudem festgeschrieben, 
dass auch das „Ausmaß“ der genannten Einsichtnahme / Suchbegriffverwendung angegeben wird. Hierbei ist es 
weder erforderlich, dass der Bundesnachrichtendienst eine konkrete Zahl oder auch nur eine bestimmte Relation 
angibt. Vielmehr ist es hinreichend, wenn allgemeine Angaben gemacht werden, also etwa ob eine Einsichtnahme 
/ Suchbegriffverwendung in „geringem Ausmaß“, in „substantiellen Ausmaß“ oder einem „überwiegendem 
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Ausmaß“ erfolgen soll. Dabei dürfte eine fast ausschließliche Verwendung solcher Suchbegriffe die Regel sein. 
Dies ist unschädlich, da die Angabe den Unabhängigen Kontrollrat gleichwohl befähigt, diesen Umstand im Rah-
men seiner Vorabkontrolle mit einzubeziehen. Auch insoweit unterliegt der Vorabkontrolle dabei „nur“ die abs-
trakte Angabe, dass eine Einsichtnahme anhand von Suchbegriffen, die sich auf bestimmbare Personen beziehen, 
beabsichtigt ist. Dies ist im Rahmen der abstrakten Verhältnismäßigkeitsprüfung zu berücksichtigen; eine 
darüberhinausgehende konkrete Vorabkontrolle einzelner Suchbegriffe oder Einsichtnahmen scheidet hingegen 
aus. Dies erfolgt im Rahmen der nachgelagerten Kontrolltätigkeit. 

Zu Absatz 3 
Absatz 3 regelt die Befristung der Anordnung. Dabei wird der maximale Zeitraum festgelegt, in dem Verkehre 
erhoben werden dürfen und in dem eine Einsicht in die jeweils erhobenen Verkehre genommen werden darf. 
Anders als in § 46 muss bei strategischen Aufklärungsmaßnahmen im Übrigen nicht zusätzlich noch die Dauer 
der Maßnahmen selbst gesondert ausgewiesen werden, da in der Regel davon auszugehen ist, dass hier Dauer und 
Befristung der Anordnung gleich anzusetzen sind.  

Der neue Absatz 3 Satz 2 regelt klarstellend die Möglichkeit der Verlängerungen von strategischen Aufklärungs-
maßnahmen. Verlängerungen können mit entsprechender Begründung mehrfach erfolgen, eine diesbezügliche 
Begrenzung ist ausdrücklich nicht vorgesehen. Auch einzelne Suchbegriffe, zu denen bislang keine Erfassungen 
vorliegen, können nach Prüfung im Rahmen einer verlängerten Anordnung mehrfach erneut gesteuert werden und 
unterliegen diesbezüglich keiner pauschalen Begrenzung, da der fehlenden Erfassung vielfältige Ursachen zu-
grunde liegen können. So können beispielsweise etwa die limitierten Erfassungsmöglichkeiten im Rahmen der 
strategischen Aufklärung oder auch ein besonders überwachungssensibles Verhalten des Betroffenen (z.B. ein 
längere Abschaltung einer SIM-Karte oder eine nur sporadische Nutzung zu bestimmten Zwecken oder Zeitpunk-
ten) für die fehlende Erfassung ursächlich sein. 

Zu Absatz 4 
Absatz 4 nimmt die Regelung des bisherigen § 23 Absatz 5 auf und passt sie an die neue Systematik an. Geregelt 
werden die gesonderten Anordnungen, welche bei der Steuerung qualifiziert schützenswerter Suchbegriffe vor-
zuschalten sind.  

Zu Absatz 5 
Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 23 Absatz 6. Entsprechend der systematischen Veränderungen betrifft 
die Verwendung von Suchbegriffen dabei den zweiten Schritt der Datenerhebung durch strategische Aufklärungs-
maßnahmen, also die Verwendung der Suchbegriffe im Rahmen der Einsichtnahme. Zur Möglichkeit der Verlän-
gerung siehe die Ausführungen oben zu Absatz 3. 

Zu Absatz 6 
In Absatz 6 ist geregelt, dass der im Rahmen von Kooperationen zur Übermittlung unselektierter kommunikati-
onsbezogener Metadaten erforderliche „qualifizierte Aufklärungsbedarf“ ebenfalls der Anordnung in Form einer 
Feststellung bedarf.  

Zu Absatz 7 
Satz 1 entspricht dem bisherigen § 23 Absatz 8. Schon aufgrund des fehlenden Schriftformerfordernisses der 
Anordnung ist diese zu dokumentieren. Die Dokumentation der „Durchführung“ der Anordnung soll dabei nur 
sicherstellen, dass nachvollzogen werden kann, ob und wann die Maßnahme tatsächlich zur Durchführung gelangt 
ist. Siehe ergänzend die Begründung zu § 46 Absatz 6. 

Zu § 48 (Anordnung sonstiger besonderer Befugnisse der technischen Aufklärung) 
Die Vorschrift regelt die Anordnungen für sonstige technische Aufklärungsmittel, also der Telekommunikations-
überwachung und sog. CNE-Maßnahmen.  

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 ist zunächst – wie auch im Rahmen der übrigen Anordnungsvorschriften – geregelt, dass die Anord-
nung der im Einzelnen genannten Maßnahmen der technischen Aufklärung durch die Behördenleitung des 
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Bundesnachrichtendienstes oder einer von ihr bestimmten Vertretung zu erfolgen hat. Auf die obigen Ausführun-
gen zu § 46 Absatz 1 wird insoweit verwiesen. 

Zu Absatz 2 
In Absatz 2 sind sodann die erforderlichen Angaben benannt, welche eine – abermals nicht notwendigerweise 
schriftliche – Anordnung einer der genannten Maßnahmen enthalten muss. Im Übrigen kann eine Anordnung 
(dies sei lediglich klarstellend erwähnt) auch mehrere Maßnahmen zugleich anordnen und miteinander „kombi-
nieren“, das heißt, dass in einer Anordnung mehrere Maßnahmen der „sonstigen“ technischen Aufklärung indes 
– falls erforderlich – auch andere nachrichtendienstliche Mittel (§§ 46 bis 48) angeordnet werden können.  

Inhaltliche Voraussetzungen von Anordnungen sind vornehmlich diejenigen Angaben, welche dem Unabhängi-
gen Kontrollrat ermöglichen, die Rechtmäßigkeit der jeweiligen Maßnahme beurteilen zu können.  

Hierbei ist, wenn sich die Maßnahme gegen eine Person wendet, also nicht nur ein abstraktes Aufklärungsziel 
zum Gegenstand hat, die Person oder Personengruppe – denkbarerweise auch in der Ausgestaltung eines „Netz-
werkes“, dessen Teilnehmern gemein ist, dass sie gerade (noch) nicht bekannt sind - zu konkretisieren. Die An-
ordnung darf sich dabei aber auch auf - noch unbekannte - Personen beziehen, soweit sie beispielweise über ihre 
Funktion oder Aufgabe in einem Unternehmen oder einer staatlichen Stelle bestimmbar sind. Zugleich ist anzu-
führen, ob sich die Maßnahme gegen einen Deutschen, einer sich im Bundesgebiet aufhaltenden Person oder eine 
inländische juristische Person richtet (Nummer 1). Die Anordnung muss ferner Angaben zur Befristung (Nummer 
2 in Verbindung mit Absatz 3) der Maßnahme enthalten. Auch hier muss anders als in § 46 bei strategischen 
Aufklärungsmaßnahmen im Übrigen nicht zusätzlich noch die Dauer der Maßnahme selbst gesondert ausgewiesen 
werden. Handelt es sich um einen Anschluss, welcher von der (eigentlich) verantwortlichen Person genutzt wird, 
aber einer anderen Person zuzuordnen ist (§ 35 Absatz 4 Nummer 3 Buchstabe b), so ist die Rufnummer oder 
Kennung des zu überwachenden Anschlusses oder Endgerätes aufzuführen (Nummer 3). Bei den Eingriffen in 
informationstechnische Systeme ist darüber hinaus eine Beschreibung desjenigen informationstechnischen Sys-
tems anzugeben, in welches eingriffen werden soll (Nummer 4 und 5), die es ermöglicht, die Maßnahme rechtlich 
einzuordnen. Gegenüber dem geltenden Recht, nachdem die Bezeichnung „so genau wie möglich“ zu erfolgen 
hat, stellt dies keine Erweiterung dar, sondern soll lediglich verdeutlichen, dass es dem Bundesnachrichtendienst 
nicht immer möglich ist, eine „Bezeichnung“ des informationstechnischen Systems vorzunehmen. Eine Beschrei-
bung erfordert dabei nicht die konkrete Nennung von technischen Parametern o.ä., sondern verlangt lediglich eine 
Beschreibung des Ziels, die eine Vorstellung dazu vermitteln soll, um welche Art Zielsystem es sich handelt und 
ggf. welche Art von Daten sich voraussichtlich darauf befinden. Die Anordnung ist zu begründen (Nummer 6). 

Nicht Teil der Anordnung sind Angaben dazu, auf welche „Weise“ die jeweilige Maßnahme durchgeführt werden 
soll. So ist insbesondere auch im Rahmen der Telekommunikationsüberwachung nicht anzugeben, in welcher 
Form (vgl. § 35 Absatz 3) die Telekommunikationsüberwachung erfolgen soll. Hierbei handelt es sich vielmehr 
um bloße Durchführungsmodalitäten, welche grundsätzlich keine besondere Grundrechtsrelevanz aufweisen. Die 
verschiedenen Durchführungsarten dienen letztlich dem gleichen Ziel und sind, da sie allesamt auf eine rechtmä-
ßig angeordnete Überwachung der Telekommunikation abzielen, von vergleichbarem Eingriffsgewicht (wobei 
die Durchführungsform der „strategischen Aufklärung“ faktisch in der Regel hinter dem Eingriffsgewicht der 
beiden anderen Eingriffsformen zurückbleiben wird). 

Ferner ist die beabsichtigte Durchführungsform für den Bundesnachrichtendienst in aller Regel im Vorfeld nicht 
abschätzbar ist: So knüpfen die verschiedenen Möglichkeiten letztlich an technische Parameter an (etwa die Ver-
schlüsselung der Kommunikation durch den Betroffenen oder die Möglichkeit einen Zugriff auf sein Endgerät zu 
erhalten), welche sich bei Anordnung noch nicht verlässlich einschätzen lassen. 

Zu Absatz 3 
Die Anordnung einer Maßnahme der technischen Aufklärung ist – mit Ausnahme der besonders eingriffsintensi-
ven Maßnahme nach § 37 Absatz 3 (Online-Durchsuchung gegenüber einer Person mit deutscher Staatsangehö-
rigkeit oder einer sich im Bundesgebiet aufhaltenden Person), die nur für einen Zeitraum von maximal sechs 
Monaten angeordnet werden kann – auf höchstens ein Jahr zu befristen, wobei die Frist verlängert werden kann, 
wenn die jeweiligen Voraussetzungen der Anordnung fortbestehen. Dass die Maßnahme nach § 37 Absatz 3 in-
soweit trotz ihres Eingriffsgewichts vergleichsweise lang angeordnet werden kann (vgl. etwa den Zeitraum einer 
Wohnraumüberwachung), ist dem Umstand geschuldet, dass aufgrund technischer Notwendigkeiten regelmäßig 
ein längerer Zeitraum für eine erfolgreiche Maßnahmendurchführung erforderlich ist.  
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Zu Absatz 4 
Absatz 4 enthält die (neue) Möglichkeit, dass Anordnungen einen (gesondert zu begründenden und zu prüfenden) 
Zusatz enthalten, nach dem die Maßnahme auch gegen andere Personen gerichtet werden kann. Nach Satz 2 ist 
dies bei einer Maßnahme der Telekommunikationsüberwachung erweitert auch hinsichtlich von Anschlüssen und 
Telekommunikationsmerkmalen möglich und nicht nur bezüglich Personen. Ergänzend wird auf die Ausführun-
gen zu § 17 Absatz 4 verwiesen.  

Klarstellend ist darauf hinzuweisen, dass diese Möglichkeit (denklogisch) keine Anwen-dung auf Maßnahmen 
findet, die die Aufklärung eines abgrenzbaren Netzwerks nach § 35 Absatz 4 Nummer 2 zum Gegenstand haben. 
Denn diesen Maßnahmen ist inhärent, dass innerhalb des abgrenzbaren Netzwerks Veränderungen stattfinden, 
sprich Mitglieder zu dem Netzwerk hinzukommen oder ausscheiden. 

Zu Absatz 5 
Absatz 5 statuiert eine Ausnahme von dem Anordnungserfordernis bei Eingriffen in informationstechnische Sys-
teme und ermöglicht es dem Bundesnachrichtendienst so, den Zugang zu einem informationstechnischen System 
zu sichern. Maßnahmen der Zugangssicherung ermöglichen eine sofortige Handlungsfähigkeit, wenn nur eine 
zeitlich eng begrenzte Realisierungsmöglichkeit zur Verfügung steht. Mitunter vergehen wenige Stunden zwi-
schen dem Bekanntwerden bzw. der Kenntniserlangung einer Realisierungsmöglichkeit und etwaigen Maßnah-
men zur Behebung z.B. von Schwachstellen in Programmen eines informationstechnischen Systems.  

Die Zugangssicherung sichert daher in denjenigen Fällen, bei denen zum Zeitpunkt der möglichen Zugangsge-
winnung bislang keine Anordnung zum Eingriff in informationstechnische Systeme erwirkt wurde, etwa wegen 
der bis dahin technisch-operativ nicht möglichen Umsetzbarkeit, eine Zugriffsmöglichkeit auf die im informati-
onstechnischen System gespeicherten personenbezogenen Daten, ohne die auf dem Zielsystem enthaltenen per-
sonenbezogenen Daten zunächst zu erheben oder weiterzuverarbeiten. 

Selbst eine Anordnung im Eilverfahren kann hier im Einzelfall schon zu lange dauern. Insofern besteht große Eile 
beim Herstellen der Zugangsmöglichkeit und es wird dem Bundesnachrichtendienst mit dieser Befugnis ermög-
licht, dies schnellstmöglich durchzuführen. Soweit es sich um ein Zielsystem handelt, für das gesetzliche Vorga-
ben betreffend die Anordnung vorgegeben sind, wird dem Anordnungserfordernis insofern Rechnung getragen, 
als dass bis zur Anordnung und deren Bestätigung durch den Unabhängigen Kontrollrat keine über die Zugangs-
schaffung hinausgehende Datenverarbeitung stattfinden darf. 

Die technische Vorbereitung der Zugangssicherung schließt die dafür notwendige Datenverarbeitung mit ein, die 
Datenerhebung und -weiterverarbeitung bleibt durch ihren Zweck eng begrenzt. Die Besonderheit des hier gere-
gelten Sachverhalts besteht im Eingriff in die Integrität des informationstechnischen Systems. Ansonsten sind 
bloße – auch technische - Vorbereitungsmaßnahmen auch ohne spezielle Regelungen bereits vor der Anordnung 
der besonderen Befugnis zulässig. 

Zu Absatz 6 
Schon aufgrund des fehlenden Schriftformerfordernisses der Anordnung ist sie zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation der „Durchführung“ der Anordnung soll dabei nur sicherstellen, dass nachvollzogen werden kann, ob und 
wann die Maßnahme tatsächlich zur Durchführung gelangt ist. Siehe ergänzend die Begründung zu § 46. 

Zu Abschnitt 4 (Erweiterte nachrichtendienstliche Maßnahmen) 
Die Primäraufgabe des Bundesnachrichtendienstes ist die Sammlung und Auswertung von Informationen, um die 
Bundesregierung mit Entscheidungsgrundlagen zur Sicherung ihrer außen- oder sicherheitspolitischen Hand-
lungsfähigkeit zu versorgen (BVerfG, Urteil vom 19. Mai 2020, 1 BvR 2835/17, Rn. 128). Erkennt der Bundes-
nachrichtendienst im Rahmen seiner aufklärenden Tätigkeit (etwa durch Erkenntnisse aus dem Einsatz nachrich-
tendienstlicher Mittel oder durch Informationen ausländischer Nachrichtendienste), dass von einer bestimmten 
fremden Macht eine spezifische und besonders qualifizierte Gefährdung für besonders gewichtige Kollektiv-
rechtsgüter ausgeht, so wird er durch die in Abschnitt 4 geregelten „Einwirkungsbefugnisse“ erstmals befähigt, 
in diesen Sondersituationen dieser Gefährdung entgegenzutreten, d.h. sie abzuwenden oder wenigstens einzu-
schränken. Diese Befugnisse schaffen den Rechtsrahmen für „erweiterte nachrichtendienstliche Maßnahmen“, die 
über die bloße Informationsbeschaffung hinausreichen. Die Bundesregierung nimmt die Bedrohung durch von 
fremden Mächten ausgehenden Gefährdungen ernst und schafft hier Rechtsgrundlagen, mit deren Hilfe die 
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Bundesrepublik Deutschland – unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes – auch im Ausland reagie-
ren kann. Damit wird ein angemessenes und flexibles sicherheitspolitisches Mittel zur Bewältigung spezifischer 
Herausforderungen geschaffen. Im Kontext internationaler Bündnisverpflichtungen können auch intensivierte 
auslandsnachrichtendienstliche Tätigkeiten der Bundesrepublik Deutschland geboten sein. 

Der Bundesnachrichtendienst ist in diesen Fällen schon aufgrund seines Tätigkeitsschwerpunktes regelmäßig die 
einzige Behörde, welche einer entsprechenden Gefährdung wirksam begegnen kann. Entsprechend bedarf es auch 
korrelierender begrenzter Einwirkungsbefugnisse, um eine anderenfalls bestehende Schutzlücke zu schließen und 
damit den staatlichen Schutzpflichten zu entsprechen. Dies ändert nichts daran, dass dem Bundesnachrichten-
dienst „grundsätzlich“ (BVerfG, Urteil vom 19. Mai 2020, 1 BvR 2835/17, Rn. 149) keine operativen Befugnisse 
zukommen: einerseits aufgrund des (tatbestandlich verankerten) Ausnahmecharakters der Regelungen und ande-
rerseits deshalb, weil es sich hierbei regelmäßig nicht um „Anschlussmaßnahmen“ im Sinne der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts handelt, da der Bundesnachrichtendienst gerade nicht durch verwaltungsrechtli-
che Mittel im Allgemeinen oder polizeilichen Zwang im Konkreten agiert, sondern im Ausland außerhalb des 
regulären Rahmens hoheitlicher „Anschlussbefugnisse“ operiert. 

Zu § 49 (Spezifische Gefährdungslage) 

Zu Absatz 1 
Die Vorschrift enthält die situativ begrenzte Erweiterung der Aufgabe des Bundesnachrichtendienstes um das 
„aktive Einwirken zur Abwendung oder Einschränkung einer spezifischen Gefährdungslage“. Dabei ist zugleich 
klargestellt, dass diese Aufgabe als Addendum zu der (Primär-)Aufgabe der nachrichtendienstlichen Auslandsauf-
klärung hinzutritt, auf dieser also faktisch „aufsetzt“. Die Feststellung der spezifischen Gefährdungslage setzt 
dabei voraus, dass ein über das bloße Erkennen hinausgehender (schriftlicher) Feststellungsprozess erfolgt. Wie 
dieser behördenseitig ausgestaltet wird, ist dabei dem Bundesnachrichtendienst vorbehalten. Eine Zuständigkeit 
für entsprechende Maßnahmen der aktiven Einwirkung besteht im Ausland umfassend. Im Inland ist sie demge-
genüber subsidiär ausgestaltet und tritt grundsätzlich hinter entsprechende (hinreichende) Zuständigkeiten der 
Gefahrenabwehrbehörden zurück. Dabei ist indes in gewissen Sachverhalten eine Zuständigkeit des Bundesnach-
richtendienstes auch im Inland geboten und vonnöten. Auch ist bei Maßnahmen im Cyberraum die entsprechende 
Besonderheit zu beachten, dass der Belegenheitsort eines informationstechnischen Systems für die Qualifikation 
einer Maßnahme als „Inlandsmaßnahme“ unerheblich ist, maßgeblich kommt es vielmehr darauf an, wer Ziel und 
damit Hauptbetroffener der Maßnahme ist. 

Dies betrifft die in Satz 2 (insbesondere) genannten Beispiele, bei denen eine originäre Zuständigkeit des Bun-
desnachrichtendienstes besteht, weil nur ihm eine wirksame Durchführung aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen möglich ist: Beispielhaft ist es im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit von Nachrichtendiensten 
die Regel, dass Informationen nur unter der Maßgabe geteilt werden, dass diese nicht an andere Stellen weiterge-
geben werden dürfen. Wenn der Bundesnachrichtendienst entsprechende Informationen erhält, welche aktive 
Maßnahmen bedingen, so kann er diese Informationen nicht an andere Stellen weitergeben, sondern muss „selbst“ 
handeln. Vergleichbares gilt, wenn nur der Bundesnachrichtendienst aufgrund seiner (nachrichtendienstlichen 
oder technischen) Fähigkeiten in der Lage ist, die Maßnahmen durchzuführen.  

Zu Absatz 2 
Erweiterte nachrichtendienstliche Maßnahmen knüpfen an eine „spezifische Gefährdungslage“ an. Diese wird in 
Absatz 2 tatbestandlich konturiert, wobei – der allgemeinen nachrichtendienstlichen Logik entsprechend – tat-
sächliche Anhaltspunkte bestehen müssen, dass die im Folgenden ausgeführten besonderes hohen Schwellen er-
reicht werden.  

Erforderlich ist zunächst, dass die zugrundeliegende Gefährdung gegen die besonders gewichtigen Kollektiv-
rechtsgüter gerichtet ist, die in § 2 Absatz 2 Nummer 1 bis 5 aufgeführt sind. Damit ist die Gefährdungslage nur 
gegeben, wenn z.B. der Bestand oder die Sicherheit des Staates oder die freiheitlich demokratische Grundordnung 
gefährdet wird.  

Die Gefährdung muss zumindest mittelbar von einer bestimmten fremden Macht ausgehen (Nummer 1). Dies 
bedeutet einerseits, dass nur hoheitliche oder quasi-hoheitliche (vgl. hierzu § 6 Absatz 3) Gefährdungen erfasst 
werden und nicht z.B. das Handeln von kriminellen Gruppierungen ohne jedweden konkreten Bezug zu einer 
fremden Macht. Andererseits soll das Merkmal, dass es sich um eine „bestimmte“ fremde Macht handeln muss, 
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verdeutlichen, dass die spezifische Gefährdungslage bereits in ihrer tatbestandlichen Reichweite auf einen kon-
kreten Ursprung begrenzt bleibt und eine besondere Ausnahmesituation darstellt. Eine eindeutige Attribuierung 
von gefährdenden Tätigkeiten zu einer fremden Macht ist nicht erforderlich; tatsächliche Anhaltspunkte sind viel-
mehr auch insoweit hinreichend.  

Es müssen zudem auch tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Gefährdung „anhaltend und planvoll“ 
(Nummer 2) erfolgt. Sie darf also nicht nur vorübergehender Natur sein und gleichsam zufällig auftreten. Für den 
Ausschluss der vorübergehenden Natur ist gleichwohl nicht erforderlich, dass die Gefährdung schon eine längere 
Zeit andauert. Entscheidend ist vielmehr, ob die Gefährdung als einmaliger und dann auch beendeter Vorgang 
auftritt oder die Rechtsgüter gerade anhaltend gefährdet werden sollen. 

Zuletzt erfolgt eine qualifizierende Steigerung dadurch, dass die Gefährdung „in besonderem Maße“ vorliegen 
muss (Nummer 3). Dies stellt sicher, dass nicht „jede“ Art von Gefährdung für die genannten besonders gewich-
tigen Rechtsgüter für eine spezifische Gefährdungslage hinreichend ist. Eine solche qualifizierte Gefährdung kann 
etwa vorliegen, wenn die besonders gewichtigen Rechtsgüter durch eine große Vielzahl niedrigschwelliger ein-
zelner Tätigkeiten „in der Summe“ oder durch einzelne oder wenige besonders schwerwiegende Aktivitäten ge-
fährdet werden. 

Zu Absatz 3 
Durch die in Absatz 3 statuierte regelmäßige Pflicht, den Fortbestand einer spezifischen Gefährdungslage zu 
(über-)prüfen, wird sichergestellt, dass der Ausnahmecharakter auch in zeitlicher Hinsicht erhalten bleibt. Ein 
schematischer Zeitraum ist nicht vorgesehen, es kommt insoweit auf die jeweiligen Umstände des Einzelfalles 
an. Zugleich ist nicht ausgeschlossen, dass – etwa aufgrund eines Regimewechsels und der damit verbundenen 
Einstellung von gefährdenden Tätigkeiten durch eine fremde Macht – eine spezifische Gefährdungslage auch 
plötzlich und unvermittelt enden kann. 

Zu § 50 (Grundanordnung) 
In der Vorschrift finden sich – der allgemeinen Systematik des Gesetzes folgend – die Maßgaben für die Grund-
anordnung. Die Grundanordnung ist dem Unabhängigen Kontrollrat zur Vorabkontrolle vorzulegen. Sie schafft 
damit einerseits den Rahmen der erweiterten nachrichtendienstlichen Maßnahmen und zugleich den Kontrollge-
genstand, welcher durch die erforderliche unabhängige Vorabkontrolle sicherstellt, dass rechtsstaatliche Vorga-
ben eingehalten werden.  

Zu Absatz 1 und Absatz 2 
Rechtssystematisch ist entsprechend vorgesehen, dass die Durchführung konkreter erweiterter nachrichtendienst-
licher Maßnahmen den Erlass einer Grundanordnung voraussetzt, welche die Maßnahmen inhaltlich eingrenzt 
(Absatz 1). Diese Grundanordnung, welche durch die Behördenleitung oder ihre Vertretung (also nicht einer, wie 
bei den übrigen Anordnungen regelmäßig möglichen, gewillkürten Vertretung) erfolgt (Absatz 2), schafft somit 
die Grundlage und den Rahmen für individuelle erweiterte nachrichtendienstliche Maßnahmen. Inwieweit die 
einzelnen Maßnahmen auch weiterer Entscheidungen durch die Behördenleitung (oder einer politischen Freigabe) 
bedürfen, kann untergesetzlich oder durch entsprechende Weisungen der Dienst-/Fachaufsicht geregelt werden. 

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 finden sich die konkreten Inhalte der Grundanordnung. Dabei sind neben der spezifischen Gefähr-
dungslage, die abgewendet oder eingeschränkt werden soll (Nummer 1) und der Befristung (Nummer 3) insbe-
sondere die Art und der Umfang, in denen erweiterte nachrichtendienstliche Maßnahmen erfolgen sollen (Num-
mer 2) anzugeben. Hierbei ist keine konkrete Benennung einzelner Maßnahmentypen erforderlich, wohl aber eine 
gewisse abstrakte Eingrenzung angelegt. Denkbar wäre es z.B. beim „Umfang“ der erweiterten nachrichtendienst-
lichen Maßnahmen Tätigkeitsfelder zu benennen, in denen einer spezifischen Gefährdungslage entgegengewirkt 
werden kann und soll (etwa der Kommunikations- oder Informationsraum, Warenlieferungen, der Rüstungspro-
duktion oder staatlichen Wirtschaftsstrukturen). Die „Art“ von Maßnahmen kann auch abstrakt (etwa als Mani-
pulation oder Unterbindung) beschrieben werden, soweit die Situation es erfordert, die notwendige Flexibilität zu 
erhalten. Ferner ist die Grundanordnung zu begründen (Nummer 4). Dies betrifft zum einen das Vorliegen der 
spezifischen Gefährdungslage. Die Begründungspflicht erstreckt sich aber auch auf die Befristung und die Art 
und den Umfang, in denen erweiterte nachrichtendienstliche Maßnahmen erfolgen sollen. In diesem Zusammen-
hang ist es notwendig, dass speziell die Erforderlichkeit der unter Nummer 2 beschriebenen Maßnahmen für die 
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Abwendung bzw. Einschränkung der Gefährdung dargelegt wird. Zugleich stellt die Notwendigkeit einer Begrün-
dung sicher, dass die Grundanordnung einen hinreichenden Grad der Konkretisierung aufweist. Dabei verschließt 
sich der notwendige Detailierungsgrad einer Grundanordnung aufgrund der unvorhersehbaren möglichen Kons-
tellationen von spezifischen Gefährdungslagen einer schematisch abschließenden Betrachtung. Vielmehr wird es 
im Zusammenspiel mit dem Unabhängigen Kontrollrat darauf ankommen, eine hinreichend spezifische Begrün-
dung für die jeweils in Rede stehende Grundanordnung zu finden und mögliche übergreifende Erfahrungswerte 
zu definieren. Denkbarerweise lässt sich hierbei durch die Schilderung konkreter Beispiele für die realweltliche 
Gefährdung ein größeres Konkretisierungsniveau erreichen, da diese Beispiele zugleich für Art und Umfang der 
erweiterten nachrichtendienstlichen Maßnahmen leitend sein können.  

Zu Absatz 4 
In Absatz 4 ist geregelt, dass Grundanordnung grundsätzlich auf zwölf Monate zu befristen sind, aber auch ver-
längert werden können. Zugleich ist klargestellt, dass die Grundanordnung auch vor der Frist aufzuheben ist, wenn 
die zugrundeliegende spezifischen Gefährdungslage endet. 

Zu Absatz 5 
In Absatz 5 findet sich die (allgemeine) Dokumentationspflicht in Bezug auf die jeweilige Grundanordnung. 

Zu § 51 (Befugnis für erweiterte nachrichtendienstliche Maßnahmen) 
Die Vorschrift enthält die (eigentliche) Befugnisnorm für die Durchführung von erweiterten nachrichtendienstli-
chen Maßnahmen. Die Befugnis zur Durchführung von Maßnahmen umfasst alle denkbaren Durchführungsfor-
men, also neben physischem Wirken und Handeln im Informationsraum auch Maßnahmen wie Auskunftsersu-
chen o.Ä. Greift der Bundesnachrichtendienst zur Durchführung erweitert nachrichtendienstlicher Maßnahmen 
auf nachrichtendienstliche Verbindungen zurück, so ist auch dies möglich – ohne dass § 23 Anwendung findet – 
und das Handeln insoweit von der Befugnisnorm gedeckt und gerechtfertigt. Die Vorschriften des Abschnittes 3 
bleiben bei vorbereitenden Maßnahmen, die auf die Informationsgewinnung beschränkt sind, unberührt. 

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 ist geregelt, dass der Bundesnachrichtendienst die jeweiligen Maßnahmen durchführen darf, wenn 
diese zur Abwendung oder Einschränkung der konkreten spezifischen Gefährdungslage im Einzelfall erforderlich 
sind. Die Maßnahmen werden in ihrer inhaltlichen Reichweite durch die Grundanordnung begrenzt, können aber 
grundsätzlich jede denkbare Durchführungsart annehmen, welche zur Abwendung oder Einschränkung in Be-
tracht kommt (etwa informationstechnische wie realtweltliche Durchführungsformen, dinglicher wie informatio-
neller Art– insbesondere ist z.B. auch das Übermitteln von personenbezogenen Daten ohne Anwendung der Vor-
gaben von Abschnitt 6 erfasst, wenn dieses zur Abwendung oder Einschränkung der Gefährdung erforderlich ist). 
Dabei ist erforderlich – aber auch hinreichend – dass dem Bundesnachrichtendienst tatsächliche Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass eine Gefährdung einer bestimmten fremden Macht zuzuordnen ist. Dies ist bereits eine (hin-
reichende) Voraussetzung für die Begründung einer spezifischen Gefährdungslage und ist insoweit gleichermaßen 
geeignet, auch ein aktives Handeln des Bundesnachrichtendienstes zu bedingen. Auch in Bezug auf die erweiter-
ten nachrichtendienstlichen Maßnahmen gelten die Ausführungen zur Rechtfertigung, vgl. Begründung zu 
§ 6 Absatz 1. Die öffentlich-rechtliche Befugnis stellt auch hier zugleich einen umfassenden Rechtfertigungstat-
bestand dar und ist insbesondere bei der Kollision mit ordnungsrechtlichen Vorschriften ebenso wie für das Straf-
recht bedeutsam. Soweit der Bundesnachrichtendienst sowie die an der Erfüllung des gesetzlichen Auftrags des 
Bundesnachrichtendienstes beteiligten Personen im Rahmen ihrer gesetzlichen Befugnisse tätig werden, handeln 
sie nicht rechtswidrig. 

Zu Absatz 2 
In Absatz 2 ist in Satz 1 zunächst der Grundsatz statuiert, dass erweiterte nachrichtendienstliche Maßnahmen 
grundsätzlich im Ausland durchgeführt werden. Dies spiegelt letztlich den Umstand wieder, dass es gerade die 
mit Blick auf das Ausland bestehende „Schutzlücke“ ist, welche die Notwendigkeit eines aktiven Einwirkens des 
Bundesnachrichtendienstes zum Rechtsgüterschutz erforderlich machen kann. Der Bundesnachrichtendienst han-
delt mit Ziel- und Wirkrichtung Ausland. Der Ort der Durchführung ist dabei – grundsätzlich – derjenige Ort, an 
dem die jeweilige Maßnahme ihre Wirkung entfaltet. Insbesondere bei Operationen im Cyber-Raum kann inso-
weit auch die jeweilige Handlung im Inland erfolgen, solange die Wirkung der Maßnahme im Ausland eintritt. 
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Dem allgemeinen Grundsatz folgend ist dabei auch hier der Belegenheitsort eines informationstechnischen Sys-
tems unerheblich; maßgeblich kommt es darauf an, wer das Ziel und damit Hauptbetroffener der Maßnahme ist.  

Da eine strikte räumliche Begrenzung auf das Ausland weder sinnvoll noch aufgrund praktischer Abgrenzungs-
schwierigkeiten möglich ist, ist in Satz 2 die Ausnahme geregelt, dass der Bundesnachrichtendienst auch im In-
land erweiterte nachrichtendienstliche Maßnahmen ausführen darf. Das Handeln auch im Inland kann im Einzel-
fall erforderlich sein, um der Gefährdung wirksam zu begegnen, wenn eine Vornahme im Ausland aus Effektivi-
tätsgesichtspunkten weniger zielführend wäre.  

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 findet sich die Zielrichtung von erweiterten nachrichtendienstlichen Maßnahmen: Diese sind nach 
Satz 1 gegen diejenige fremde Macht zu richten, welche für die spezifische Gefährdungslage verantwortlich ist. 
Dabei kommt es nicht maßgebend darauf an, dass z.B. nur „staatliches Eigentum“ beeinträchtigt werden kann. 
Vielmehr ist eine funktionale Abgrenzung vorzunehmen und sicherzustellen, dass sich Maßnahmen nicht gezielt 
gegen unbeteiligte Privatpersonen in dieser Eigenschaft richten. Ebenso können die Maßnahmen auch gegen Ziele 
gerichtet werden, welche unmittelbar staatliche Aufgaben wahrnehmen oder von fremden Mächten für die (quasi-
)staatliche Aufgabenwahrnehmung beauftragt wurden oder gesteuert werden. In Satz 2 ist eine weitere Begren-
zung dahingehend vorgesehen, dass sich erweiterte nachrichtendienstliche Maßnahmen nicht gezielt gegen Leib 
und Leben von Personen richten dürfen, also gezielte Verletzungen oder Tötungen ausgeschlossen sind. 

Zu Absatz 4 
Durch Absatz 4 wird sichergestellt, dass sich erweiterte nachrichtendienstliche Maßnahmen immer im Rahmen 
der Verhältnismäßigkeit bewegen und dabei Nutzen und Schaden streng abgewogen werden müssen. 

Zu Absatz 5 
In Absatz 5 ist die Möglichkeit enthalten, um ergänzende Unterstützungshandlungen durch öffentliche und nicht-
öffentliche Stellen zur Durchführung erweiterter nachrichtendienstlicher Maßnahmen zu ersuchen.  

Nach Satz 1 nimmt der Dritte an der Rechtfertigung der Maßnahme des Bundesnachrichtendienstes teil, bei öf-
fentlichen Stellen auch unabhängig davon, ob sie für eigene Aufgaben solche Befugnis besitzen, also amtshilfeer-
weiternd. Die Verantwortlichkeit für die Maßnahme bleibt unabhängig von der technischen Durchführung durch 
Dritte beim Bundesnachrichtendienst. Die Rechtfertigung der Dritten ergibt sich aus dem Ersuchen. Sie haben 
demgemäß auch keine eigenen Prüfpflichten, komplementär der Bundesnachrichtendienst keine Begründungsob-
liegenheit zum – regelmäßig geheimschutzbedürftigen – Rechtfertigungssachverhalt. Da die Dritten aber notwen-
dig von der Maßnahme Kenntnis erlangen, sind sie nach Satz 2 entsprechend § 8 zur Verschwiegenheit verpflich-
tet. 

Satz 3 verstärkt die Unterstützungsrechtfertigung zur Unterstützungspflicht, dies für alle öffentlichen Stellen 
(Nummer 1), bei nichtöffentlichen Stellen (Nummern 2 und 3) jedoch beschränkt auf bereits besonders pflichtige 
Stellen (vgl. § 170 TKG und § 11 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c), die im vorliegenden Zusammenhang beson-
ders relevant sind. 

Satz 4 schränkt die Unterstützungspflicht nach allgemeinen Grundsätzen ein, hier zugleich auch für die nichtöf-
fentlichen Verpflichteten. Diese erhalten zudem im Falle der Hilfeleistung eine angemessene Entschädigung. 

Zu Absatz 6 
Absatz 6 regelt, dass neben der Grundordnung (§ 50 Absatz 5) jeweils auch die auf ihrer Grundlage durchgeführ-
ten erweiterten nachrichtendienstlichen Maßnahmen zu dokumentieren sind. 

Zu Abschnitt 5 (Weiterverarbeitung personenbezogener Daten) 

Zu Unterabschnitt 1 (Allgemeine Weiterverarbeitungsvorschriften) 
Die Vroschriften zur Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten durch den Bundesnachrichtendienst 
wurde grundlegend neugestaltet. Dabei wurde – neben der Lösung vom Bundesverfassungschutzgesetz – auch 
nicht länger an dem antiquierten „Datei“-begriff festgehalten. Die Vorschriften werden zudem an das veränderte 
System der Datenerhebung angepasst.  
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Das Gesetz unterscheidet nunmehr einzig zwischen personenbezogenen Daten insgesamt und solchen sach- oder 
personenbezogenen Vorgängen, welche in „Akten“ gesammelt werden. Dabei gilt für Akten der Grundsatz der 
Aktenvollständigkeit, sodass (nur) insoweit eine Ausnahme von den strengen Löschpflichten besteht.  

Zu § 52 (Allgemeine Befugnis zur Weiterverarbeitung) 
In § 52 wird – anlehnend an den bisherigen § 6 Absatz 1 und insoweit die Verweise auf § 10 BVerfSchG auflö-
send – die grundsätzliche Befugnis des Bundesnachrichtendienstes zur Weiterverarbeitung erhobener personen-
bezogener Daten geregelt. Das Gesetz verwendet nunmehr – der allgemeinen datenschutzrechtlichen Terminolo-
gie im Sicherheitsrecht (vgl. BVerfG, Urteil vom 1. Oktober 2024, 1 BvR 1160/19, Rn. 120) entsprechend – den 
Begriff der „Weiterverarbeitung“ für all diejenigen Verarbeitungsschritte, die zwischen Erhebung von Daten auf 
der einen Seite (wobei zu der Erhebung der Daten auch die notwendigen Schritte der Vorprozessierung zählen, 
innerhalb derer die – insbesondere im Rahmen der technischen Aufklärung – Vielzahl von erhobenen Daten ge-
filtert, aufbereitet und mit Bestandsdaten abgeglichen werden, um irrelevante Treffer auszufiltern) und der Über-
mittlung der personenbezogenen Daten auf der anderen Seite liegen. Abermals sei insoweit auch auf die beson-
dere, zweistufige Systematik der strategischen Aufklärung hingewiesen, bei der die Einsichtnahme ausnahms-
weise als Bestandteil der „Erhebung“ im weiteren Sinne geregelt ist.  

Zu Absatz 1 
Nach Absatz 1 ist der Bundesnachrichtendienst zunächst befugt, von ihm erhobene Daten über die erstmalige 
Speicherung hinaus weiterzuverarbeiten, soweit dies zur nachrichtendienstlichen Auslandsaufklärung erforderlich 
ist und keine abweichenden gesetzlichen Bestimmungen bestehen. Solche abweichenden Bestimmungen gelten 
für personenbezogene Daten, bei denen die Weiterverarbeitung (etwa aufgrund besonderer Schutzpflichten, vgl. 
etwa § 21 oder § 22 oder aufgrund der bereichsspezifischen Ausweitung der Einsichtnahmemöglichkeiten zur 
Eignungsprüfung) eingeschränkt ist.  

Die „erstmalige Speicherung“ ist dabei diejenige Speicherung, welche „erstmalig“ nach Abschluss des Erhe-
bungsprozesses in einem System des Bundesnachrichtendienstes erfolgt, welches der manuellen Auswertung 
dient und dem Zugriff der Mitarbeiter des Bundesnachrichtendienstes, die mit der Auswertung erhobener Daten 
beauftragt sind, offensteht. Insoweit ist es nicht ausgeschlossen, dass im Rahmen der Erhebung bereits mehrere 
Zwischenspeicherungen erfolgen, weil dies im Rahmen technischer Verarbeitungsschritte unabdingbar oder 
zweckmäßig ist. Ebenso soll so die Möglichkeit offenbleiben, dass durch automatisierte Prozesse auf Erhebungs-
ebene bereits Daten ausgefiltert werden, was bereits eingriffsmildernd wirkt, oder mit anderen Daten abgeglichen 
oder „verschnitten“ werden. Entscheidendes Kriterium für die „erstmalige Speicherung“ ist, dass die Daten hier 
dergestalt in den Datenbestand des Bundesnachrichtendienstes übergehen, dass sie für Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter zur Kenntnisnahme und Weiterverarbeitung im Rahmen der Datenauswertung zur Auftragserfüllung des 
Bundesnachrichtendienstes zur Verfügung stehen.  

Dabei trägt die normative Anknüpfung an die Weiterverarbeitung nach erstmaliger Speicherung dem Umstand 
Rechnung, dass es dem Bundesnachrichtendienst faktisch und schlechterdings unmöglich ist, Daten auf ihre Re-
levanz zu prüfen oder sonst zu verwenden, bevor er sie in dem für die Auswertung der Daten vorgesehenen System 
gespeichert hat. Zudem handelt es sich bei einer vorherigen Prüfung auf die nachrichtendienstliche Relevanz (also 
einer Relevanz für die o.g. Aufgabenerfüllung) regelmäßig um eine bloße Förmlichkeit: Liegen im Moment der 
Datenerhebung tatsächliche Anhaltspunkte dafür vor, dass die Daten für die Aufgabenerfüllung des Bundesnach-
richtendienstes erforderlich sind, so tragen diese tatsächlichen Anhaltspunkte faktisch über den (logischen) Mo-
ment der Datenerhebung hinaus und begründen zugleich tatsächliche Anhaltspunkte dafür, dass auch die Spei-
cherung der Daten zur nachrichtendienstlichen Auslandsaufklärung erforderlich ist. Dies ist allenfalls bei solchen 
Erhebungsarten (etwa der strategischen Aufklärung oder der Telekommunikationsüberwachung) anders, in denen 
eine größere „Streubreite“ der Datenerhebung vorliegen kann, also bewusst und unvermeidlich auch eine be-
stimmte Anzahl an Daten erhoben werden, die keine Relevanz für die Aufgaben des Bundesnachrichtendienstes 
haben. Entsprechend ist für diese Erhebungsformen eine gesonderte Prüfpflicht vorgesehen. Bei dieser Speiche-
rung handelt es sich – der Terminologie des Verfassungsgerichts folgend – um eine „vorsorgende“ Speicherung, 
da die Speicherung einen „Datenbestand schafft, der nicht aus sich heraus auf konkrete Zwecke beschränkt ist, 
dabei aber Möglichkeiten der Verknüpfung von Daten eröffnet und personenbezogen auf potentiell sicherheitsre-
levante Bezüge hinweisen kann“ (BVerfG, Urteil vom 1. Oktober 2024, 1 BvR 1160/19, Rn. 162).  
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Tatsächliche Anhaltspunkte für die nachrichtendienstliche Erforderlichkeit personenbezogener Daten ergeben 
sich grundsätzlich aus der vor der Datenerhebung geprüften und festgestellten nachrichtendienstlichen Relevanz 
des Ziels als Ganzem. Einzelne (mit-)erhobene personenbezogene Daten, die bei einer weiteren Bearbeitung des 
konkreten Datums als nicht nachrichtendienstlich relevant festgestellt werden, unterfallen grundsätzlich dem 
Löschgebot. Die Prüfung der einzelnen Daten erfolgt dementsprechend im Anschluss an die erstmalige Speiche-
rung sukzessive im Rahmen der Weiterverarbeitung der erhobenen Daten. Um dem Umstand Rechnung zu tragen, 
dass bestimmte Erhebungsarten des Bundesnachrichtendienstes eine große Menge an Daten liefern, werden für 
die Weiterverarbeitung von Daten die aus Maßnahmen der strategischen Aufklärung und der Telekommunikati-
onsüberwachung besondere Vorgaben getroffen. Hintergrund ist, dass bestimmte erhobene Daten – etwa aufgrund 
ihres Volumens oder der Notwendigkeit vorheriger umfangreicher Analysen – inhaltlich nicht ausgewertet und 
auf ihre nachrichtendienstliche Erforderlichkeit geprüft werden können. Um dies zu berücksichtigen, findet sich 
in Absatz 2 eine Ausnahme von dem o.g. Grundsatz und den in Abschnitt 3 Unterabschnitt 3 vorgesehen Prüf- 
und Löschvorgaben. Diesen Maßnahmen ist zudem gemein, dass auch Daten miterhoben werden, welche für sich 
genommen keine nachrichtendienstliche Relevanz aufweisen. Um diesen Umstand zu kompensieren, enthalten 
die Vorschriften zur technischen Aufklärung (vgl. Abschnitt 3 Unterabschnitt 3) gesonderte Vorgaben für die 
Prüfung und Löschung von (bestimmten) personenbezogenen Daten, die mittels dieser Maßnahmen erhoben wur-
den. 

Der Hintergrund dieser Regelung, die eine Weiterverarbeitung grundsätzlich ohne erweiternde Voraussetzungen 
und insbesondere – mit Ausnahme des Satzes 2 – ohne Rückgriff auf den Grundsatz der hypothetischen Daten-
neuerhebung gestattet, ist, dass der Bundesnachrichtendienst im Rahmen seiner Auftragstätigkeit insgesamt aus-
schließlich zum Schutz besonders gewichtiger Rechtsgüter tätig wird (zu dem insoweit maßgeblichen Aspekt der 
„Rechtsgutsäquivalenz“ vgl. instruktiv: Unterreitmeier in JZ 2021, S. 175ff.). Es handelt sich damit bei der Wei-
teverarbeitung durch den Bundesnachrichtendienst faktisch immer um einen Fall der sogenannten „zweckwah-
renden Weiterverarbeitung“ (vgl. BVerfG, Urteil vom 1. Oktober 2024, 1 BvR 1160/19, Rn. 120), für die 
§ 52 Absatz 1 die erforderliche Rechtsgrundlage bildet.  

Hieraus folgt, dass die gesamte Aufklärungstätigkeit des Bundesnachrichtendienstes die Erfüllung einer „einheit-
lichen Aufgabe“ dient (die Sammlung von Informationen von außen- oder sicherheitspolitischer Bedeutung zum 
Schutz der qualitativ auf einer Stufe stehenden Rechtsgüter im Sinne des § 3 Absatz 1 vor Bedrohungen (vgl. 
auch die Ausführungen zu § 3 Absatz 1)). Der Bundesnachrichtendienst nutzt die mittels seiner Aufklärungstä-
tigkeit erlangten Daten im Rahmen dieser einheitlichen nachrichtendienstlichen Aufgabe für den Schutz derselben 
Rechtsgüter (vgl. BVerfG, Urteil vom 20. April 2016, 1 BvR 966/09 u.a., Rn. 279; wortgleich auch in BVerfG, 
Urteil vom 16. Februar 2023, 1 BvR 1547/19 u.a., Rn. 57: „Eine Weiternutzung kommt damit nur seitens dersel-
ben Behörde im Rahmen derselben Aufgabe und für den Schutz der derselben Rechtsgüter in Betracht. Ist die 
Datenerhebung nur zum Schutz bestimmter Rechtsgüter (oder zur Verhütung bestimmter Straftaten) erlaubt, so 
begrenzt dies deren unmittelbare sowie weitere Verwendung auch in derselben Behörde, soweit keine gesetzliche 
Grundlage für eine Zweckänderung eine weitergehende Nutzung erlaubt.“) Und weiter: „Für die Wahrung der 
Zweckbindung kommt es demnach darauf an, dass die erhebungsberechtigte Behörde die Daten im selben Auf-
gabenkreis zum Schutz derselben Rechtsgüter und zur Verfolgung oder Verhütung derselben Straftaten nutzt, wie 
es die jeweilige Datenerhebungsvorschrift erlaubt. Diese Anforderungen sind erforderlich, aber grundsätzlich 
auch ausreichend, um eine weitere Nutzung der Daten im Rahmen der Zweckbindung zu legitimieren“ (BVerfG, 
Urteil vom 16. Februar 2023, 1 BvR 1547/19 u.a., Rn. 58).  

Es können insbesondere auch die Daten von „Dritten“, also von Personen, die nicht unmittelbar für eine Bedro-
hung verantwortlich sind, diese unterstützen oder in einem Zusammenhang zu ihr stehen, gespeichert werden, 
wenn und solange dies für die nachrichtendienstliche Auslandsaufklärung erforderlich ist. Eine Notwendigkeit 
zur Speicherung der Erforderlichkeit eines personenbezogenen Datums kann sich somit auch daraus ergeben, dass 
das für sich genommen nicht nachrichtendienstlich relevante personenbezogene Datum in einem Kontext verar-
beitet wird, welches im Aufklärungsinteresse des Bundesnachrichtendienstes steht. Beispielhaft hierfür sind Des-
informationskampagnen, in deren Rahmen auch personenbezogene Daten nicht nachrichtendienstlich relevanter 
Personen (z.B. Prominente aus Sport, Kunst und Kultur) durch die Akteure solcher Kampagnen thematisiert wer-
den. Für den vormaligen § 10 Absatz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes besteht insoweit schon keine Re-
gelungsnotwendigkeit mehr. 
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Absatz 1 Satz 2 enthält besondere Vorgaben für die Weiterverarbeitung von Daten aus einer Wohnraumüberwa-
chung im Inland (§ 29 Absatz 2) und der nachrichtendienstlichen Maßnahme, die der sogenannten Online-Durch-
suchung (§ 37 Absatz 3) gleichkommt (vgl. BVerfG, Urteil vom 20. April 2016, 1 BvR 966/09 u.a., Rn. 283). 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 regelt die allgemeine Zulässigkeit der Weiterverarbeitung gewisser personenbezogener Daten jenseits 
der Voraussetzungen des Absatzes 1.  

Dies gilt zum einen für die in Nummer 1 genannten personenbezogenen Daten, die aus allgemein zugänglichen 
Quellen erlangt werden (z.B. die Speicherung von Presseveröffentlichungen oder angekaufte Daten). Dass die 
Weiterverarbeitung „abweichend von den Absätzen 1 und 2“ zulässig ist, bringt zum Ausdruck, dass es insoweit 
keiner gesonderten Eingriffsschwellen bedarf; d.h. auch nicht, wenn ein Zugriff auf Daten aus allgemein zugäng-
lichen Quellen erfolgt, die mittels einer automatisierten Auswertung zusammengeführt und zum Zweck der Da-
tenanalyse weiterverarbeitet wurden. Möglich bleibt auch insoweit die automatisierte Weiterverarbeitung. Für die 
Aufgabenerfüllung des Bundesnachrichtendienstes spielen insbesondere Daten aus sozialen Medien eine wesent-
liche Rolle. Soziale Medien bieten ausländischen Akteuren ein breites Spektrum an Möglichkeiten, z.B. zur hyb-
riden Einflussnahme. Vor allem mit Blick auf die gezielte Verbreitung von Desinformation sind soziale Medien 
von besonderer Relevanz. Für eine umfassende Auswertung der Ursprünge, Inhalte und Hintergründe von Desin-
formationskampagnen und in authentischen Netzwerken ist die Einbeziehung und Analyse offen verfügbarer Da-
ten unerlässlich. Hierbei ist unter Umständen auch eine Weiterverarbeitung erforderlich, obwohl (noch) nicht 
absehbar ist, ob die erhobenen Daten im Einzelnen für die nachrichtendienstliche Auslandsaufklärung relevant 
sind. Dies betrifft dabei insbesondere Fälle, in denen der Bundesnachrichtendienst eine große Menge von Daten 
erhebt (etwa durch Ankauf), die einzelnen Daten aber nicht oder nicht unmittelbar darauf prüfen kann, ob sie für 
die nachrichtendienstliche Auslandsaufklärung relevant sind.  

Nach Nummer 2 ist darüber hinaus auch die voraussetzungslose Weiterverarbeitung von personenbezogenen Da-
ten zulässig, wenn die betroffene Person eingewilligt hat. 

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 ist die Befugnis des Bundesnachrichtendienstes geregelt, personenbezogene Daten erstens in Perso-
nendatensätzen und Personendatensätze zweitens in Personendatenbanken zu speichern. Satz 2 enthält sodann die 
Legaldefinition von Personendatensätzen und Satz 3 die Legaldefinition von Personendatenbanken. Die Speiche-
rung eines Personendatensatzes in einer Personendatenbank des Bundesnachrichtendienstes geht mit einer beson-
deren Grundrechtsintensität einher (und ist deshalb gesondert regelungsbedürftig), da der Bundesnachrichten-
dienst bei externen Anfragen etwa im Rahmen eines Visaverfahrens regelmäßig einen Abgleich mit seinen Per-
sonendatenbanken durchführt. Personendatenbanken dienen also gerade dazu Informationen zu Personen zentral 
auffindbar zu verarbeiten. 

Entscheidendes Abgrenzungskriterium zu sonstigen Speicherungen personenbezogener Daten ist, dass personen-
bezogene Daten anhand „bestimmter Merkmale“ gespeichert werden. Bei diesen kann es sich z.B. um Staatsan-
gehörigkeit, biometrische Merkmale, Namen etc. handeln. Dies ermöglicht es dem Bundesnachrichtendienst Per-
sonen auch anhand solcher Merkmale zu identifizieren, sollte der Name nicht bekannt sein. Für die Personenda-
tenbanken tritt ergänzend hinzu, dass die Merkmale vom Bundesnachrichtendienst selbst (vor-)ausgewählt sein 
müssen. Dies bedeutet, dass eine an den Bundesnachrichtendienst übermittelte Personendatenbank – da hier nicht 
der Bundesnachrichtendienst die Merkmale definiert hat – nicht von dem Begriff umfasst wird. Anderenfalls 
müsste der Bundesnachrichtendienst zu jeder umfangreichen, personenzentrierten Excel-Datei, welche ihm über-
mittelt wird (wie beispielsweise eine Kundenkartei), eine Errichtungsanordnung nach § 61 treffen.  

Zu Absatz 4 
Auch die automatisierte Auswertung von Daten ist auf Grundlage des Absatzes 4 grundsätzlich möglich. Dies 
betrifft insbesondere diejenigen Weiterverarbeitungsschritte, die nicht zu gesteigerten Grundrechtseingriffen füh-
ren, wie etwa eine automatisierte Organisation, Speicherung, Kennzeichnung, Übersetzung, etc. sowie den Ab-
gleich von Daten. Erfasst ist jedoch auch die automatisierte Auswertung von Daten zur Generierung neuer per-
sönlichkeitsrelevanter Informationen, solange hieraus keine spezifisch regelungsbedürftigen Grundrechtseingriffe 
erwachsen, welche über das „normale“ Maß einer Weiterverarbeitung unter Berücksichtigung der nachrichten-
dienstlichen Tätigkeit der Informationsauswertung hinausgehen. Durch die automatisierte Auswertung sollen 
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dabei in den ausgewerteten Daten angelegte verborgene Erkenntnisse erschlossen werden oder Verknüpfungen 
über Personen hergestellt werden, welche nur durch den Einsatz automatisierter Verfahren erkennbar sind. Der 
Einsatz solcher automatisierten Auswertungen ist im Rahmen der Weiterverarbeitung möglich. Die für die „Re-
gelverarbeitung“ der personenbezogenen Daten geltende materielle Schwelle darf dabei nicht höher liegen als 
jene für die Datenerhebung selbst. Andernfalls liefe die Erhebungsbefugnis ins Leere, da die gewonnenen Daten 
mangels Verarbeitungsmöglichkeit nicht zweckentsprechend verarbeitet werden könnten. Die Verwendung spe-
zifischer Auswertungsprodukte, deren Eingriffsgewicht über das einer regulären Weiterverarbeitung hinausgeht, 
ist unter den in § 53 geregelten Voraussetzungen zulässig. 

Die automatisierte Weiterverarbeitung kann dabei grundsätzlich auch – dies regelt Satz 2 – unter Verwendung 
von Anwendungen erfolgen, welche für ihre Funktion selbstlernende Systeme verwenden und anpassungsfähig 
auf einen autonomen Betrieb ausgelegt sind und hier als „KI-Anwendungen“ legaldefiniert werden. Die Begriff-
lichkeiten dieser Definition sind dabei weit zu verstehen – die automatisierte Weiterverarbeitung soll umfassend 
ermöglicht werden und keine Anwendungen sollen in technischer Hinsicht ausgeschlossen werden. Grenzen er-
geben sich insoweit lediglich aus Absatz 4 Satz 3 und Absatz 5. Dabei ist die Grenze des Absatzes 4 Satz 3 – das 
Verbot der Herausbildung oder Verwendung diskriminierender Algorithmen – klarstellend, da der Bundesnach-
richtendienst bereits kein Interesse an solchen Algorithmen hat oder haben kann. In Satz 4 und 5 finden sich 
besondere, verfahrenssichernde Maßgaben für den Einsatz von KI-Anwendungen: Diese sind in erhöhtem Maße 
zu kontrollieren, um ihr ordnungsgemäßes Funktionieren sicherzustellen. Entsprechend hat der Bundesnachrich-
tendienst stichprobenartige Kontrollen unter Aufsicht eines Volljuristen (die dann wiederum der Kontrolle durch 
das administrative Kontrollorgan des Unabhängigen Kontrollrates unterliegen) durchzuführen, ob die Weiterver-
arbeitungs- oder Entscheidungsprozesse, welche mittels KI-Anwendungen angeleitet sind bzw. getroffen werden, 
zu zutreffenden Ergebnissen führen. Da es oftmals nicht möglich ist, den genauen Entscheidungsprozess einer 
KI-Anwendung nachzuvollziehen, ist insoweit regelmäßig sicherzustellen, dass die Entscheidung zur Weiterver-
arbeitung/Maßnahmenveranlassung auch von einem Menschen aufgrund der vorliegenden Informationen getrof-
fen worden wäre.  

Zu Absatz 5 
In Absatz 5 findet sich eine – mit der Vorschrift im Rahmen der Befugnis für die Erhebung mittels biometrischem 
Abgleich vergleichbare – Regelung der „Anschaffungssubsidiarität“. Hierdurch ist bezweckt, dass der Bundes-
nachrichtendienst nur auf Produkte von Anbietern aus Drittstaaten ausweichen darf, wenn kein gleich geeignetes 
Produkt in Deutschland oder Europa (oder aus der Eigenentwicklung) verfügbar ist. Hierdurch sollen auch die 
Souveränität und Unabhängigkeit gestärkt werden. Die Subsidiaritätsregelung greift nur vor einer Anschaffung, 
sobald diese einmal getätigt wurde, darf die Anwendung auch (beliebig lange) verwendet werden. Erforderlich ist 
auch nicht, dass der Bundesnachrichtendienst vor jeder Anschaffung eine umfangreiche Marktprüfung und -ana-
lyse durchführt. Es ist hinreichend, dass der Bundesnachrichtendienst in periodischen Abständen (z.B. alle 3-5 
Jahre) überprüft, welche kommerziell verfügbaren Anwendungen für seine Tätigkeit von Relevanz sein könnten 
und ob es für diese Anwendungen europäische/deutsche Anbieter gibt.  

Nicht erfasst sind Produkte, deren Quellcode öffentlich verfügbar ist (sog. „open source“), da es sich hierbei 
gewissermaßen um „globale“ Community-betriebene Projekte handelt.  

Zu § 53 (Besondere Befugnis zum Abruf von Auswertungsprodukten mit qualifiziertem Eingriffsgewicht) 
Die Vorschrift schafft die Befugnis des Bundesnachrichtendienstes zu Abruf von Auswertungsprodukten, welche 
mittels (der in der Praxis immens wichtigen) automatisierten Auswertungen von Daten erstellt wurden. Geregelt 
wird dabei nicht die Erschaffung von solchen Datenanalysen – diese ist von der allgemeinen Weiterverarbeitungs-
vorschrift des § 52 erfasst –, sondern ihr Abruf.  

Die Differenzierung ist erforderlich, um den gebotenen Ausgleich zwischen dem Grundrechtsschutz Betroffener 
– für die die automatisierte Datenverarbeitung einen eigenen Eingriff zu begründen vermag – und der Aufgaben-
erfüllung des Bundesnachrichtendienstes, für die ein Rückgriff auf fortgeschrittene Auswertungswerkzeuge von 
existenzieller Bedeutung ist, zu wahren.  

Die hier verfolgte Systematik orientiert sich dabei an dem zweistufigen Aufbau: Das Eingriffsgewicht wird nicht 
pauschal beurteilt, sondern präzise bestimmt: Wie bei der Erhebung von Daten im Rahmen der strategischen 
Aufklärung ist auch bei dem Abruf von Auswertungsprodukten (mit eigenem, „qualifizierten Eingriffsgewicht“) 
von einem Grundrechtseingriff auszugehen. Dieser bedarf einer Rechtfertigung. Gleichwohl bleibt der Eingriff 
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jeweils in seinem Gewicht reduziert, weil die erhobenen Daten bzw. – für den hier geregelten Fall – die erstellten 
Auswertungsprodukte gerade noch nicht verwendet werden, sondern zunächst „nur“ in den Dateisystemen des 
Bundesnachrichtendienstes gespeichert werden. Diesem verminderten Grundrechtseingriff wird durch die Vo-
raussetzungen des § 52 hinreichend entsprochen. Die im zweiten Schritt erfolgende Verwendung begründet dem-
gegenüber einen tiefergehenden Grundrechtseingriff, weil sie gerade erst die inhaltliche Kenntnisnahme durch 
den auswertenden Bereich ermöglicht und die potentiell nachteiligen Folgen (bis hin zu einer Übermittlung der 
gewonnenen Erkenntnisse) ermöglicht. Entsprechend sieht § 53 weitergehende Voraussetzungen (erst) für die 
Verwendung eingriffsintensiver Auswertungsprodukte vor. 

Maßgeblich für die hier getroffenen Regelungen sind zudem substantielle Abweichungen in den Verhältnismä-
ßigkeitserwägungen gegenüber vergleichbaren Befugnissen im polizei- und gefahrenabwehrrechtlichen Aufga-
benkreis (wie sie insbesondere im Urteil zum Hessischen Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des 
BVerfG, Urteil vom 16. Februar 2023, 1 BvR 1547/19 angelegt ist): Diese folgen insbesondere aus dem Umstand, 
dass der Bundesnachrichtendienst bereits im Vorfeld konkreter (oder auch konkretisierter) Gefahren tätig wird 
und stattdessen schon mit der Früherkennung von Bedrohungen beauftragt ist. In diesem Stadium der Vorfeld-
aufklärung ist es von überragender Wichtigkeit, dass der Bundesnachrichtendienst die verfügbaren technischen 
Möglichkeiten ausschöpft: Einerseits, um zumindest einen Gleichlauf mit Staaten zu erreichen, die die Bundesre-
publik Deutschland aufklären und den von diesen ausgehenden Bedrohungen wirksam begegnen zu können. An-
dererseits, weil im Gefahrenvorfeld im Bereich der Datenerhebung abgesenkte Erfordernisse für kompensative 
Eingriffsschwellen gelten (insoweit unstrittig, vgl. BVerfG, Urteil vom 26. April 2022, 1 BvR 1619/17 mwN) 
und gleiches auch auf der für die Erkennung von Bedrohungszusammenhängen so bedeutsamen Ebene der an-
schließenden Weiterverarbeitung gelten muss. 

Die in § 53 (in Verbindung mit § 52) angelegte Gesetzessystematik greift diese Wertungsunterschiede in zweierlei 
Hinsicht auf: Zunächst differenziert die gesetzliche Systematik zwischen der Erstellung von eingriffsintensiven 
Auswertungsprodukten (die mangels gesonderter Regelung von § 52 erfasst ist) und ihrem Abruf. Der Abruf in 
diesem Sinne ist der an eine inhaltliche Prüfung anschließende Verarbeitungsschritt, welcher das Auswertungs-
produkt für die weitere Verwendung zugänglich macht, es für die anschließenden Weiterverarbeitungsschritte 
zugänglich macht und es z.B. durch Nutzung in Produkten des Bundesnachrichtendienstes zum Gegenstand der 
Berichterstattung macht. Mit einem nach Eingriffsintensität gestuften Modell wird zudem dem Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz differenziert Rechnung getragen. Zwar liegt auch in der Erstellung bereits ein Grundrechtseingriff. 
Dieser bleibt insbesondere mangels Kenntnisnahme durch Mitarbeitende des Bundesnachrichtendienstes jedoch 
in seinem Gewicht begrenzt und bedarf daher keiner über die Regelung des § 52 hinausgehende spezifische 
Grundlage.  

Dies liegt zum einen daran, dass die Auswertungsprodukte gerade automatisiert, also ohne konkrete menschliche 
Kenntnisnahme erstellt werden. Zu diesem Zeitpunkt ist eine Prüfung etwaiger „Beobachtungsbedürftigkeiten“ 
schlechterdings noch nicht möglich. Die automatisierte Auswertung muss indes aus technischen Gründen bereits 
im Hintergrund stattfinden können: Es genügt gerade nicht, eine Befugnis zu schaffen, nach der eine Mitarbeiterin 
oder ein Mitarbeiter im Bundesnachrichtendienst anlassbezogen einen spezifischen Auswertungsvorgang startet 
und dort eine konkrete Erstellung eines eingriffsintensiven Auswertungsproduktes zu einem ihm bekannten Be-
drohungssachverhalt initiiert. Vielmehr müssen die erforderlichen Datenverknüpfungen auch ohne individuellen 
Anlass schon im „informationstechnischen Hintergrund“ möglich sein. Nur so lassen sich etwa Muster in ver-
dächtigen Schiffs- oder Flugbewegungen finden, ohne dass eine menschliche Vorfilterung der Daten stattfindet. 
Zudem lassen sich umfangreiche Auswertungen nur auf diese Weise anfertigen, bevor personelle Verbindungen 
auch nur im Vagen bekannt sind. Des Weiteren lassen sich ausschließlich dadurch verdächtige Verkehre im Cy-
berraum identifizieren und aufbereiten, bevor sichere Kenntnis von einem bevorstehenden oder begonnenen An-
griff besteht. Zum anderen ist der von einer Erstellung eingriffsintensiver Auswertungsprodukte ausgehende 
Grundrechtseingriff bereits von § 52 erfasst, weil das Gewicht dieses Eingriffs durch die in § 53 enthaltenen Ein-
schränkungen durch Verwendungsvoraussetzungen rechtssystematisch begrenzt bleibt. Drohen dem Betroffenen 
aber aufgrund dieser spezifischen Verwendungsvoraussetzungen durch den in der Erstellung liegenden Eingriff 
allein keinerlei über die Auswertung hinausgehenden Folgemaßnahmen, so bleibt auch das Eingriffsgewicht be-
grenzt. Dies gilt umso mehr für diejenigen automatisierten Verarbeitungsschritte, die als „Vorprozessierung“ be-
reits als Teil der Datenerhebung zu betrachten sind, weil zu diesem Zeitpunkt bereits ein Zugriff auswertender 
nachrichtendienstlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ausgeschlossen bleibt. Die automatisierte Auswertung 
dient darüber hinaus in vielen Fällen der grundrechtsschonenden Weiterverarbeitung erhobener 
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personenbezogener Daten, indem nicht nachrichtendienstlich-relevante Informationen durch die automatisierte 
Auswertung bereits verworfen werden können, so dass die menschliche Kenntnisnahme von personenbezogenen 
Daten von Nichtbetroffenen nicht mehr erfolgen muss.  

Neben dieser Differenzierung zwischen Erstellung und Verwendung findet außerdem keine normative Differen-
zierung zwischen den für die automatisierte Auswertung herangezogenen Datenarten, -mengen, -typen, -herkunft 
etc. statt. All diese Daten (mit Ausnahme der in § 52 genannten Daten aus Maßnahmen der Wohnraumüberwa-
chung und Online-Durchsuchung) finden gegebenenfalls Eingang in eingriffsintensive Auswertungsprodukte. 
Dies ist auch zwingend erforderlich, weil die Vorselektion von Daten durch einen Mitarbeiter des Bundesnach-
richtendienstes ineffizient und ineffektiv wäre. Zusammenhänge bspw. im Bereich der Proliferations- und Ter-
rornetzwerke oder bei Cyberangriffen ergeben sich regelmäßig erst bei der Gesamtschau der vorliegenden Daten. 
Aufgrund der Datenmenge ist es für Menschen nicht möglich, vorab potentielle Muster zu erkennen und so die 
auszuwertenden Quellen vorab zu benennen und zu sortieren. Eine hierüber hinausgehende Daten-Differenzie-
rung würde derart umfangreiche Kennzeichnungserfordernisse und Datenabschottungen bedingen, dass eine tech-
nische Umsetzung faktisch unmöglich wäre. Zudem würde dies dem Ansatz des Bundesnachrichtendienstes, aus 
den von ihm erlangten Erkenntnissen gerade in umfangreicher strategischer Analyse Muster und Bedrohungen zu 
erkennen, diametral entgegenlaufen. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 regelt in Satz 1 zunächst die allgemeine Einschränkung für den Abruf von eingriffsintensiven Auswer-
tungsprodukten. Dieser darf nur erfolgen, wenn eine qualifizierte und der von dem Auswertungsprodukt jeweils 
ausgehenden Eingriffsintensität kompensierende materielle Schwelle erreicht ist (Nummer 1) oder wenn die Ver-
wendung der Auswertungsprodukte zugunsten von Betroffenen (z.B. zur Feststellung fehlender nachrichten-
dienstlicher Relevanz) erfolgt (Nummer 2). 

Durch den in Nummer 1 angelegten Verweis auf die Absätze 2 bis 4 wird – wie im Rahmen der Erhebung – auch 
insoweit zwischen drei Stufen unterschieden. Die Verwendung von Auswertungsprodukten mit einem eigenen 
„qualifizierten Eingriffsgewicht“ (dies entspricht der im Rahmen der Erhebung angelegten „Grundstufe“ der „Er-
forderlichkeit zur nachrichtendienstlichen Auslandsaufklärung“), sowie mit erheblichem (erste Qualifikations-
stufe) und herausgehobenem (zweite Qualifikationsstufe) Eingriffsgewicht.  

Zu Absatz 2 
Absatz 2 regelt, was von Auswertungsprodukten mit qualifiziertem Eingriffsgewicht inhaltlich im Einzelnen um-
fasst ist.  

Es handelt sich um Auswertungsprodukte, die mittels einer automatisierten Auswertung erstellt wurden (Nummer 
1), wobei dieser Begriff in technischer Hinsicht sehr weit zu verstehen ist. Inbegriffen sind insbesondere alle 
denkbaren Arten der Verarbeitungsprogramme, die auf „künstlicher Intelligenz“ bzw. selbstlernender Systeme 
beruhen. 

Erfasst sind einzig solche Prozesse nicht, welche auf einen einfachen Datenabgleich beschränkt bleiben (Nummer 
2). Nicht unter den Anwendungsbereich der Norm fallen somit „manuelle“ Auswertungsprodukte oder solche, die 
von geringer technischer Komplexität sind und sich in einfachen Datenabgleichen erschöpfen. Bei einem einfa-
chen Datenabgleich „erfolgt die Suche nach einem vorhandenen Datenbestand etwa über eine Person, indem im 
jeweiligen System die eingegebenen Daten des Betroffenen an den gespeicherten Daten vorbeigeführt werden; 
als automatisches Datenverarbeitungsverfahren führt der Dateienabgleich insoweit regelmäßig Datenbestände zu-
sammen, um Übereinstimmungen der Daten festzustellen oder Daten des einen Bestands in den anderen zu über-
führen. Der einfache Abgleich ist also ein suchender Vergleich von Daten zur Feststellung von Übereinstimmun-
gen“ (BVerfG, Urteil vom 16. Februar 2023, 1 BvR 1547/19 u.a., Rn. 91f.). 

Ab welchem Moment die Eingriffsintensität auch bei einem „einfachen Datenabgleich“ dergestalt erhöht wird, 
dass durch die Komplexität des suchenden Vergleichs abermals ein eigenes Eingriffsgewicht entsteht, lässt sich 
nicht pauschal bestimmen. Die von dem Bundesverfassungsgericht genannte „höhere Zahl an Abgleichschritten 
und Verknüpfungen“ ist dahingehend auszulegen, dass nicht der Abgleich eines Datums (z.B. eines Namens) mit 
einem vorhandenen Datenbestand (auch über mehrere Datenbanken hinweg) gemeint ist, sondern die „wertende 
Verknüpfung“, d.h. die inhaltliche Zusammenführung zur Herstellung von Beziehungen, zu wiederum neuen 
Suchparametern (etwa der Telefonnummer und der Anschrift), die wiederum vollautomatisiert für eigene 
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Abgleiche genutzt werden. Dies wird in Nummer 3 normativ abgebildet. Maßgebend ist insoweit die verfassungs-
gerichtliche Rechtsprechung, nach der es auf die Generierung neuer, persönlichkeitsrelevanter Informationen an-
kommt (BVerfG, Urteil vom 16. Februar 2023, 1 BvR 1547/19 u.a., Rn. 69). Diese „neuen Informationen“ zu 
einer Person, die zwar in den vorhandenen Daten bereits angelegt waren, nicht aber auf herkömmlichen Wege 
richtig miteinander verknüpft und nur durch den Einsatz automatisierter Verfahren erkennbar und zugänglich 
gemacht werden können, stellen das besondere eigene Eingriffsgewicht der Verwendung dar. Ausgenommen wer-
den dabei Auswertungsprodukte, die ausschließlich auf offen verfügbaren Daten beruhen; dies zeichnet die für 
diese Daten gleichermaßen herabgesenkte Erhebungsschwelle nach.  

Gegenstand von Auswertungsprodukten mit qualifiziertem Eingriffsgewicht sind dabei nur inländische Personen 
und Deutsche. Dies folgt daraus, dass der von der Weiterverarbeitung aufgehende Eingriff in das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung, welches als Abwehrrecht gerade geschaffen wurde, um das Verhältnis des Bürgers 
zum Staat zu konturieren und sicherzustellen, dass eine umfassende Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ohne 
Furcht, dass das hoheitliche Gegenüber eine umfassende Datensammlung über jeden Einzelnen anlegt, möglich 
bleibt, hier ein spezifisches Eingriffsgewicht entfaltet.  

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 ist der Abruf solcher eingriffsintensiver Auswertungsprodukte geregelt, deren Eingriffsgewicht noch 
nicht die besondere Qualifikation der in Absatz 3 und 4 genannten Beispiele erreicht hat. Gleichwohl gebietet 
auch hier das von der Datenverarbeitung ausgehende eigene Eingriffsgewicht eine Befugnisnorm und eine spezi-
fische Verwendungsschwelle. Letzteres wird – der allgemeinen Gesetzessystematik entsprechend – durch die Er-
forderlichkeit im Einzelfall für die nachrichtendienstliche Auslandsaufklärung abgebildet. 

Zu Absatz 4 
In Absatz 4 wird die Verwendung von Auswertungsprodukten mit erheblichem Eingriffsgewicht geregelt. Diese 
Auswertungsprodukte sind in Satz 2 abschließend genannt. Ihre Verwendung erfordert – der allgemeinen Syste-
matik entsprechend – die Erforderlichkeit der Verwendung für erhebliche Bedrohungen, wobei hier nicht auf die 
Erlangung von Informationen zu erheblichen Bedrohungen abgestellt wird, sondern auf die Erforderlichkeit der 
Verwendung aufgrund einer solchen Bedrohung.  

Zu Nummer 1 
Bewegungsprofile vermögen weitreichende Informationen zur Lebensführung einer Person zu ermitteln (vgl. 
hierzu auch BVerfG, Urteil vom 16. Februar 2023, 1 BvR 1547/19 u.a., Rn. 70, 73). Sie stellen deshalb – abhängig 
von den im Rahmen der Erhebung bestimmten Zeiträumen und vorausgesetzt, sie werden im Rahmen einer auto-
matisierten Auswertung erstellt – denkbarerweise Auswertungsprodukte mit erheblichem Eingriffsgewicht dar. 
Die durch ein solches Profil entstehende besondere Persönlichkeitsrelevanz stellt – der Wertung des § 26 Absatz 2 
entsprechend – unter Umständen (konkret: Einsatz im Inland oder gegenüber Deutschen und bei entsprechendem 
zeitlichen Umfang) einen erheblichen Eingriff dar und bedarf einer erhöhten Verwendungsschwelle. Entscheidend 
ist dabei, dass nur solche „nachträglichen Bewegungsprofile“ normativ erfasst sind, die in ihrer jeweiligen Ein-
griffsintensität denjenigen entsprechen, die durch „klassische“ Methoden (etwa durch GPS-Tracker) angefertigt 
werden. Somit kommt es also insbesondere auch auf die Genauigkeit der jeweiligen Daten und ihre zeitliche 
„Taktung“ an – vgl. hierzu § 26 Absatz 3. 

Zugleich sind gerade Bewegungsprofile ein Beispiel dafür, dass nicht bereits die Erstellung des Auswertungspro-
duktes an hohe Schwellen geknüpft werden kann: Die Erstellung von Bewegungsprofilen auf Grundlage von im 
Rahmen der technischen Aufklärung erhobenen Daten erfolgt gerade nicht nur anlassbezogen, sondern muss be-
reits Teil der automatisierten Datenverarbeitungsprozesse sein. Erst die Sichtbarmachung, Bewertung und an-
schließende Verwendung des Bewegungsprofils zusammen ist an eine erhöhte Schwelle geknüpft.  

Zu Nummer 2 
In Abgrenzung zu konkreten Persönlichkeitsprofilen werden in Nummer 2 solche Auswertungsprodukte geregelt, 
die nicht zu einer konkreten, bereits im Vorfeld individualisierten Person erstellt werden, sondern aus einer Viel-
zahl von Daten eine Person, die im Vorfeld noch nicht als nachrichtendienstlich relevant identifiziert war, heraus-
filtert, aufbereitet und mit einer Verdachtsprognose versieht. Diese Produkte, die im polizeilichen Bereich als 
„predictive policing“ bekannt sind, begründen eine besondere Eingriffsintensität, weil sie eine vormals unerkannte 
Person gerade erst zum Gegenstand nachrichtendienstliches Interesse machen. Diese Fallgruppe ist auch in der 
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Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes angelegt (vgl. BVerfG, Urteil vom 16. Februar 2023, 1 BvR 
1547/19 u.a., Rn. 98). Dem Regelungsbereich unterfallen dabei (nur) Produkte, welche explizit zu dem Ziel er-
stellt werden, bislang unbekannte Personen zu identifizieren. Etwaige „Nebenerkenntnisse“ bei anderweitigen 
Auswertungsprodukten werden hingegen nicht erfasst. Darüber hinaus sind nur solche Produkte erfasst, die der 
Aufklärung von Verdachtspersonen zu einer erheblichen Bedrohung dienen.  

Zu Nummer 3 
Persönlichkeitsprofile, welche Aussagen zum individuellen Bedrohungspotenzial einer Person enthalten, bilden 
die dritte Fallgruppe von Auswertungsprodukten mit erheblichem Eingriffsgewicht. Es handelt sich hierbei um 
ein Auswertungsprodukt, welches nicht nur eine konkret individualisierte Person zum Gegenstand hat, sondern 
für diese Person aufgrund der Zielrichtung des Produktes (Bedrohungspotenzial) auch in besonderem Maße mit 
nachteiligen Folgen verknüpft sein kann. Das Bedrohungspotenzial ist es nämlich, welches gerade weitergehende 
(auch nachrichtendienstliche) Maßnahmen gegen die betroffene Person wahrscheinlich macht. 

Zu Nummer 4 
Geregelt sind personenbezogene Vorhersagen und Empfehlungen. Dies schließt etwa ein, dass ein Auskunftser-
suchen aufgrund eines Risikoprofils einer bislang unbekannten Person empfohlen wird oder eine Vorhersage zu 
einer Person aufgrund ihres bisherigen Verhaltens getroffen wird. 

Zu Absatz 5 
Absatz 5 regelt – wieder der allgemeinen Systematik entsprechend – den Abruf von Auswertungsprodukten mit 
herausgehobenem Eingriffsgewicht. Abweichend zu Absatz 5 (siehe die dortige Begründung) ist hier eine Bedro-
hung von herausgehobener Bedeutung materielle Voraussetzung für den Abruf.  

Zu Nummer 1 
Die in Nummer 1 enthaltenen Persönlichkeitsprofile sind solche, die bei „regulärer Erstellung“ die Voraussetzung 
einer herausgehobenen Bedeutung haben (vgl. § 26 Absatz 2 Nummer 2). Entsprechendes muss auch bei der 
nachträglichen Verwendung solcher Profile anhand bereits vorhandener Daten gelten, um Wertungswidersprüche 
zu vermeiden. Im Einzelnen wird auf die Begründung zu Bewegungsprofilen mit erheblichem Eingriffsgewicht 
verwiesen.  

Zu Nummer 2 
In Nummer 2 werden als abschließende Fallkonstellation solche Persönlichkeitsprofile zur Bewertung eines indi-
viduellen Bedrohungspotenzials einer Person erfasst, die zur Gewinnung (neuer) besonders privater Erkenntnisse 
über eine Person erstellt werden. Der Abruf solcher Erkenntnisse begründet einen besonders schwerwiegenden 
Eingriff in das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung, welcher einer besonderen Rechtfertigung be-
darf. Dem wird mit dem Erfordernis der zweiten Qualifikationsstufe entsprochen.  

Zu Absatz 6 
Durch Absatz 6 ist sichergestellt, dass bei Auswertungsprodukten „gegen“ eine Person – die also gezielt zur Aus-
wertung der zu einer konkreten Person vorliegenden Erkenntnisse genutzt werden – die Voraussetzungen des § 
20 vorliegen.  

Zu Absatz 7 
Absatz 7 enthält spezielle Vorgaben für den Fall, dass ein Auswertungsprodukt mit qualifiziertem Eingriffsge-
wicht den ausschließlichen Ausgangspunkt einer autonomen, maschinengestützten Entscheidung mit Folgewir-
kungen bildet. Dem Grund nach stellt Satz 1 dabei klar, dass die Veranlassung einer Maßnahme (dies meint nur 
das maßnahmenauslösende Moment, nicht etwa das automatisierte Nachsteuern von Suchbegriffen in der strate-
gischen Aufklärung oder andere, rein maßnahmenbegleitende Elemente) ausschließlich auf Grundlage eines Aus-
wertungsproduktes mit qualifiziertem Eingriffsgewicht nur in Betracht kommt, wenn es sich bei der Maßnahme 
um ein Auskunftsersuchen gegenüber öffentlichen Stellen handelt. Demgegenüber dürfen Maßnahmen aus-
schließlich auf Grundlage von Auswertungsprodukten mit qualifiziertem Eingriffsgewicht grundsätzlich nicht für 
die automatisierte und autonome Veranlassung von Auskunftsersuchen gegenüber nichtöffentlichen Stellen oder 
von nachrichtendienstlichen Maßnahmen genutzt werden. Die erweiterten nachrichtendienstlichen Maßnahmen 
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bilden insoweit einen nicht-regelungsbedürftigen Sonderfall, da diese bereits tatbestandlich nur mit der Zielrich-
tung einer „fremden Macht“ erfolgen dürfen. 

In Satz 2 findet sich eine Ausnahme von dem soeben dargestellten Grundsatz, welche das Themenfeld der „Cyber-
Angriffe“ betrifft. Hier ist (schon aufgrund technischer Notwendigkeiten) erforderlich, dass zur Abwehr solcher 
Angriffe durch Datenlöschung oder Umleitung von Datenströmen in Fällen, in denen eine anderweitige Abwehr 
nicht zielführend wäre, auch ein autonomes Handeln der automatisierten Systeme zulässig sein muss. Dabei ist 
denknotwendigerweise auch die Entscheidung, ob ein solcher Angriff vorliegt, welche Maßnahme am geeignets-
ten ist und ob (nur) eine automatische Veranlassung erfolgsversprechend ist, dem autonomen System vorbehalten. 
Hiermit geht zugleich einher, dass eine gesonderte Anordnung einer solchen automatisierten Veranlassung einer 
Maßnahme nach § 31 Absatz 6 oder § 39 Absatz 4 (sog. Annex-Befugnisse) nicht erforderlich ist; vielmehr ist sie 
von der bereits angeordneten zugrunde liegenden Maßnahme mit umfasst. 

Zu Absatz 8 
Um die datenschutzrechtliche Kontrolle zu ermöglichen (vgl. Absatz 9) ist der Abruf eines Auswertungsproduktes 
mit qualifiziertem Eingriffsgewicht (also die Entscheidung des Bearbeiters, dieses Produkt für die weitere Aus-
wertung/Weiterverarbeitung zu nutzen und die entsprechenden technischen Schritte eines „Exports“ des Produk-
tes) zu protokollieren. 

Zu Absatz 9 
Die Verwendung eines Auswertungsproduktes stellt einen Grundrechtseingriff dar, welcher einerseits durch ma-
terielle Schwellen, andererseits aber auch durch verfahrenssichernde Vorgaben gerechtfertigt werden muss. Diese 
Vorgaben trifft Absatz 9, der – angelehnt an § 10 Absatz 2 Antiterrordatei-Gesetz) eine gesonderte und regelmä-
ßige Datenschutzkontrolle durch das administrative Kontrollorgan des Unabhängigen Kontrollrates bei der Ver-
wendung eingriffsintensiver Auswertungsprodukte vorsieht.  

Stellt der Unabhängige Kontrollrat im Rahmen der periodischen Prüfung fest, dass es typisierte Auswertungspro-
duktarten gibt, welche mit den in den Absatz 4 und 5 enthaltenen Fallgruppen vergleichbar sind, so sind diese 
Produktarten durch den Bundesnachrichtendienst in der Folge auch nur unter den dort genannten Voraussetzungen 
abrufbar. Die Vorschrift gibt dabei konkrete Vorgaben, welche Faktoren bei der Beurteilung der Vergleichbarkeit 
zu berücksichtigen sind: Dies sind einerseits die Folgen der Auswertung und andererseits die gewonnene Persön-
lichkeitserkenntnis, wobei maßgebend darauf abzustellen ist, welche Persönlichkeitsrelevanz konkret besteht. So 
ist – dies wird beispielhaft genannt – bei Verhalten, welches der jeweiligen Bedrohung dient, keine besondere 
Persönlichkeitsrelevanz gegeben.  

Zu § 54 (Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten aus informationstechnischen Speichern) 
§ 54 regelt das Auslesen von personenbezogenen Daten aus elektronischen Speichermedien. Die informations-
technischen Speicher befinden sich dabei im Besitz des Bundesnachrichtendienstes, entsprechend handelt es sich 
um eine Weiterverarbeitungsvorschrift. Unerheblich ist, ob es sich bei dem Speicher um eine vom informations-
technischen System losgelöste Komponente handelt oder dieser noch in einem Gerät verbaut ist. Ferner ist uner-
heblich, ob etwaige Zugriffssicherungen überwunden werden müssen. Die Befugnis zur Auswertung umfasst auch 
das Erstellen von Abbildern des Speichermediums durch den Bundesnachrichtendienst. 

Anders als bei einem Zugriff auf informationstechnische Systeme im Sinne der §§ 36 bis 38 handelt es sich bei 
den dieser Regelung unterfallenden Sachverhalten nicht um eine begleitend zur Nutzung durch den Berechtigten 
heimlich und typischerweise auch wiederholt unter Zugriff auf sich fortentwickelnde Datenbestände durchge-
führte Überwachungsmaßnahme, sondern um das Auslesen eines Speichers, der sich nicht mehr im Besitz seines 
Nutzers befindet und damit von diesem nicht mehr aktiv genutzt und regelmäßig auch nicht fortgeschrieben wird 
(insofern ähnlich der Beschlagnahme eines informationstechnischen Systems oder Speichermediums im strafpro-
zessualen Kontext). 

Die Regelung berücksichtigt, dass bei elektronischen Speichermedien einerseits eine große Menge an personen-
bezogenen Daten betroffen sein kann, andererseits vor dem Auslesen dieser Daten in der Regel ungewiss ist, was 
im Näheren gespeichert ist. Der gesetzliche Tatbestand greift dies in differenzierten Rechtsfolgen auf. 
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Absatz 2 berücksichtigt eine mögliche besondere Eingriffstiefe der Maßnahme gegenüber der Nutzerin oder dem 
Nutzer des Speichers sowie das spezifische Eingriffsgewicht der Tätigkeit gegenüber deutschen Staatsangehöri-
gen oder Personen, die sich im Deutschland aufhalten.  

Die Regelung wird damit den verfassungsrechtlichen Anforderungen zum Schutz personenbezogener Daten ge-
recht, die zum Schutz großer und dadurch typischerweise oft mit Blick auf die Persönlichkeit eines Menschen 
besonders aussagekräftiger Datenbestände erhöhte Befugnisvoraussetzungen fordern. 

Zu Absatz 1 
Die Befugnis regelt die Informationsgewinnung aus mit dem Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel beschafften 
elektronischer Speichermedien. Nicht unter die Regelung fällt, wenn etwa eine nachrichtendienstliche Verbin-
dung gesammelte Informationen auf einem von ihr dazu genutzten Speichermedium kompiliert und übergibt. 
Ferner sind auch informationstechnische Speicher, die nicht mit nachrichtendienstlichen Mitteln beschafft wurden 
und auch nicht von einem ausländischen Nachrichtendienst stammen, nicht von dieser Regelung erfasst; einschlä-
gig sind insofern die allgemeinen Regelungen der § 52ff. Dies betrifft etwa die Asservatenauswertung von durch 
Innenbehörden beschlagnahmte Speichermedien. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 trägt dem Umstand Rechnung, dass das Eingriffsgewicht beim Weiterverarbeiten von Datensammlungen 
aus informationstechnischen Speichern unterschiedlich zu bewerten sein kann. Informationstechnische Speicher 
können auch sehr große Speicher- oder Verarbeitungskapazitäten besitzen. Absatz 2 regelt daher besondere Ver-
fahren und Verwendungsbeschränkungen zu Sachverhalten gesteigerten Eingriffsgewichts. 

Insofern ist also zu berücksichtigen, ob der Speicher eine Datensammlung enthält, die dem eines als eigenes privat 
genutzten informationstechnischen Systems entspricht und so tiefe Einblicke in verschiedene Lebensbereiche und 
damit in die persönliche Lebensführung des Nutzers zulässt (vgl. dazu die Ausführungen in der Begründung zu 
§ 37). Liegt ein solcher Qualifikationssachverhalt vor, gelten erhöhte Voraussetzungen für die Weiterverarbei-
tung. Ein solcher Qualifikationssachverhalt ergibt sich jedoch nicht bereits durch das Vorliegen punktueller per-
sonenbezogener Daten mitbetroffener Dritter.  

Dieser hier in Absatz 2 beschriebene Qualifikationssachverhalt, kann sich einerseits bereits aus den Umständen 
der Erlangung, die möglicherweise bereits verdeutlichen, dass es sich um ein in einem als eigenes privat genutzten 
mobilen Endgerät beschriebenen Speicher handelt, ergeben. Andererseits sind auch Fallkonstellationen denkbar, 
in denen diese Information nicht vorliegt wie etwa bei einer weitgehend unkommentierten Übergabe durch einen 
ausländischen Nachrichtendienst. In solchen Fällen wird der Qualifikationssachverhalt für den Bundesnachrich-
tendienst in der Regel erst im Rahmen der Weiterverarbeitung erkennbar (vgl. hierzu die Ausführungen in der 
Begründung zu § 37 Absatz 4). Absatz 2 deckt daher beide Konstellationen ab.  

Die Ausgestaltung der gesetzlichen Befugnis in Absatz 2 Nummern 1 und 2 trägt auch dem Umstand Rechnung, 
dass die nachrichtendienstliche Maßnahme gegenüber einer Ausländerin oder einem Ausländer im Ausland ein 
geringeres Eingriffsgewicht aufweist. Diese Personengruppe unterliegt typischerweise nicht dem Zugriff deut-
scher Behörden und ist damit in deutlich verringertem Ausmaß Folgemaßnahmen ausgesetzt, vgl. BVerfG, Urteil 
vom 19. Mai 2020, 1 BvR 2835/17 (154, 152), Rn. 186. Für die rechtliche Einordnung der Weiterverarbeitung ist 
damit maßgeblich, wer das Speichermedium als eigenes privat nutzte – vgl. hierzu die die Ausführungen in der 
Gesetzesbegründung zu § 37 (als eigenes privat genutztes informationstechnisches System). 

Zu Absatz 3 
Soweit die informationstechnischen Speicher mit nachrichtendienstlichen Mitteln in den Besitz des Bundesnach-
richtendienstes gelangt sind, findet § 21 unmittelbare Anwendung. Insoweit ist Absatz 3 Satz 1 klarstellend. Die 
in § 21 enthaltenen Vorgaben zum Kernbereichsschutz gelten indes auch dann, wenn die informationstechnischen 
Speicher nicht mit nachrichtendienstlichen Mitteln beschafft wurden (etwa durch Übergabe durch einen auslän-
dischen Nachrichtendienst). Diesbezüglich regelt Absatz 3 Satz 2, dass auch in diesen Fällen die Vorgaben für 
den Kernbereichsschutz zu beachten sind. 
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Zu § 55 (Datensätze zu minderjährigen Personen) 
Die vorgesehen Regelung für die Behandlung von Datensätzen minderjähriger Personen bewahrt einen besonde-
ren Schutz für solche Personen, vereinfacht aber die Rechtsanwendung. Dabei ist der Anwendungsbereich der 
Norm nur eröffnet, wenn ein Datensatz in Rede steht, also eine Sammlung personenbezogener Daten, die anhand 
bestimmter Merkmale, die zu den jeweiligen Personen hinterlegt werden, in einer Personendatenbank automati-
siert ausgewertet werden können. Nicht erfasst sind damit solche personenbezogenen Daten einer minderjährigen 
Person, welche nicht gezielt und systematisiert zu einer Person gespeichert sind (oder im Personendatensatz einer 
anderen Person enthalten sind). Unbenommen bleibt die Möglichkeit, mit Volljährigkeit einer Person einen 
(neuen) Personendatensatz anzulegen.  

Zu Absatz 1 
Nach Absatz 1 hat der Bundesnachrichtendienst einen Datensatz einer minderjährigen Person nach einem be-
stimmten Fristablauf zu löschen. Dieser beträgt bei Personen, die zwischen 16 und 18 Jahre alt sind fünf Jahre, 
im Übrigen zwei Jahre.  

Zu Absatz 2 
Absatz 2 stellt klar, dass es bei der Fristenberechnung des Absatzes 1 immer auf denjenigen Zeitpunkt ankommt, 
zu dem die letzte nachrichtendienstlich relevante Information in den Datensatz aufgenommen wurde.  

Zu § 56 (Prüf- und Löschpflichten) 
In § 56 sind allgemeine Vorgaben für die Prüfung und Löschung von personenbezogenen Daten vorgesehen, die 
vom Bundesnachrichtendienst gespeichert wurden.  

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 ist zunächst (klarstellend) geregelt, dass unzulässig gespeicherte Daten unverzüglich zu löschen sind 
(Nummer 1).  

Gleiches gilt, wenn es sich um Daten handelt, die nicht aus allgemein zugänglichen Quellen stammen und die 
zwar zulässigerweise erhoben und/oder gespeichert wurden, deren nachrichtendienstliche Erforderlichkeit aber 
nicht oder nicht länger besteht (Nummer 2). Hierbei ist, das wird durch den in Buchstabe a) ausgeführten Zusatz 
der Notwendigkeit der Daten „alleine oder in ihrer Gesamtheit“ geregelt, nicht erforderlich, dass jedes Datum auf 
seine individuelle Relevanz geprüft wird. Vielmehr kann sich die Erforderlichkeit für die nachrichtendienstliche 
Auslandsaufklärung auch aus der „Gesamtheit“ der Daten selbst oder den Umständen ihrer Speicherung, Verwah-
rung, etc. ergeben. Dies kann regelmäßig etwa der Fall sein, wenn eine große Menge von Daten erhoben wird 
(etwa nach Maßgabe der §§ 36 bis 38), die erst und gerade in ihrer Gesamtschau eine besondere Bedeutung und 
Relevanz für die Tätigkeit des Bundesnachrichtendienstes haben, oder wenn z.B. das Zielgerät der Datenerhebung 
bereits auf die nachrichtendienstliche Relevanz hinweist.  

Zu Absatz 2 
Absatz 2 löst den bisherigen § 7 Absatz 1 i.V.m. § 12 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 des Bundesverfassungsschutz-
gesetzes ab. 

Dabei wird die Regelhöchstspeicherfrist auf 15 Jahre angehoben. Diese Anhebung ist insbesondere aufgrund der 
besonderen Aufgaben des Bundesnachrichtendienstes sachlich gerechtfertigt. Anders als andere Behörden, die 
primär inländische Phänomenbereiche mit kürzeren Informationszyklen beobachten, befasst sich der Bundesnach-
richtendienst mit der Auslandsaufklärung. Politische Prozesse, die Stabilität fremder Regime oder die Entwick-
lung transnationaler Bedrohungen vollziehen sich oft in Zyklen, die weit über zehn Jahre hinausgehen. Um histo-
rische Kausalitäten und personelle Kontinuitäten bei ausländischen Akteuren verlässlich bewerten zu können, ist 
eine längere Vorhaltung der Daten fachlich geboten. 

Wird ein Datensatz nach zehn Jahren gelöscht und nicht durch einen Ausnahmetatbestand legitimiert, muss er bei 
bestehendem oder wieder auftretendem Bedarf erneut erhoben werden. Das führt zu zusätzlichem Aufwand, er-
höht das Risiko von Lücken und Inkonsistenzen in Lagebildern und kann die Effektivität von Entscheidungspro-
zessen beeinträchtigen. Die Löschfrist von 15 Jahre stellt sicher, dass bereits aufgearbeitete Informationen über 
einen ausreichend langen Zeitraum verfügbar bleiben. Darüber hinaus stellt die Frist von 15 Jahren lediglich die 
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äußerste Grenze für das systematische Prüfintervall dar. Die Pflicht, Daten unverzüglich zu löschen, wenn ihre 
Erforderlichkeit im Einzelfall entfällt, bleibt hiervon unberührt. Die Neuregelung dient somit der administrativen 
Entlastung und der Anpassung an die Realitäten der langfristigen Informationsgewinnung im Ausland, ohne den 
grundlegenden Löschungsanspruch bei Wegfall der Erforderlichkeit in Frage zu stellen oder gar aufzuheben. 

Eine Speicherfrist von 15 Jahren bietet dem Bundesnachrichtendienst das zeitliche Fundament für den Aufbau 
langfristiger Personen und Netzwerkprofile. Einzelne, seltene Datensätze gewinnen erst in Kombination mit älte-
ren Informationen an Aussagekraft. Viele sicherheitsrelevante Entwicklungen (z. B. militärische Doktrinen, Cy-
ber Strategien, technologische Fortschritte) zeigen sich erst über Jahre hinweg. Nur ein langer Datenbestand er-
möglicht die Identifikation von sukzessiven Änderungen und die Ableitung von Prognosen und frühe Warnungen 
bei strategischen Verschiebungen (z. B. neuer Einsatz von KI gestützten Angriffstools). Viele Ereignisse lassen 
sich zudem häufig erst im Nachhinein vollständig beurteilen (z. B. verdeckte Operationen, “false flag”-Kampag-
nen). Ohne archiviertes Material kann die Analyse lückenhaft bleiben (z.B. Aufdeckung von verdeckten Aktivi-
täten (AND), die erst Jahre später klar werden; Bewertung der Wirksamkeit eigener Gegenmaßnahmen). Zuletzt 
werden auch politische und militärische Entscheidungen oft über ein Jahrzehnt hinweg getroffen. Ein Datenbe-
stand über Jahrzehnte liefert die Basis für Szenario Modelle und Risikoanalysen (Erstellung von „What If“-Sze-
narien, die den Handlungsspielraum AND simulieren; Unterstützung der Bundesregierung bei langfristigen Si-
cherheitsstrategien). 

Denkbar ist zudem, dass ein längerer Speicherungszeitraum die Beweiskraft von gesammelten Informationen für 
Gerichts- und parlamentarische Verfahren erhöhen kann. Zudem wird durch gesetzlich definierte Kontrollmecha-
nismen die Maßnahme verhältnismäßig, transparent und rechenschaftspflichtig bleiben, während die strategische 
Wettbewerbsfähigkeit des Bundesnachrichtendienst gegenüber anderen Nachrichtendiensten nachhaltig gestärkt 
werden wird. 

Die Höchstspeicherfrist gilt dabei nicht für Daten, die aus allgemein zugänglichen Quellen erhoben wurden (Num-
mer 1 Buchstabe a). Eine anderweitige Regelung wäre insoweit schon nicht praktikabel, da ein Abgleich zwischen 
den im Bundesnachrichtendienst vorliegenden Daten und den allgemein zugänglichen Daten stattfinden müsste. 
Zudem werden Social-Media Inhalte oftmals als Gesamtheit zu einer Person/Thema abgezogen. Dabei tragen 
nicht alle Daten in einem Abzug das gleiche Datum, was zu einer praktisch nicht zu bewerkstelligen Teillöschung 
führen würde.  

Die Höchstspeicherfrist gilt ferner nicht für solche Daten, die zu sicherheitsgefährdenden oder geheimdienstlichen 
Tätigkeiten für einen fremden Staat erhoben wurden (Nummer 1 Buchstabe b). Eine Lösung von der starren Prüf-
pflicht ist notwendig und gerechtfertigt: Geheimdienste fremder Staaten arbeiten in geheimdienstlichen Operati-
onen regelmäßig langfristig über mehrere Jahre mit klandestinen Strukturen und mit teils tief abgedeckten Legen-
den. So ist es auch gängige Praxis, dass offiziell „ausgeschiedene/pensionierte“ Mitarbeiter von Geheimdiensten, 
die mittlerweile für z.B. Wirtschaftsunternehmen tätig sind, hauptamtlich (mit Firmenabdeckung) oder in Zweit-
funktion (z.B. unter Legende ohne Wissen der Firmenmitarbeiter) noch immer im Auftrag der jeweiligen Nach-
richtendienste operieren. Eine Identifikation derartiger Fälle kann nur durch ausgedehnte Aufbewahrung von per-
sonenbezogenen Daten erfolgen. Gleiches gilt für Fälle, in denen Proxy-Koordinatoren (zum Teil nicht hauptamt-
liche Mitarbeiter, jedoch im engen Austausch mit diesen stehend) über lange Zeit mehrere Netzwerke führen und 
somit immer wieder in den Fokus der Bearbeitung des Bundesnachrichtendienstes gelangen. Über längere Zeit 
kann es vorkommen, dass keine Erkenntnisse zu den entsprechenden Akteuren vorliegen. Gerade in diesem sen-
sitiven Bereich und vor dem Hintergrund der veränderten Sicherheitslage gebietet diese Fallkonstellation, dass 
keine personellen Kapazitäten in bürokratische Formalismen fließen und stattdessen für die tatsächliche und zwin-
gend erforderliche Fallbearbeitung zur Verfügung stehen. 

Zu Absatz 3 
Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 7 i.V.m. § 12 Absatz 2 Satz 2 und 3 BVerfSchG. 

Zu Absatz 4 
Absatz 4 wird neu eingefügt. Dieser Absatz berücksichtigt, dass beispielsweise die auszuwertenden Daten aus 
informationstechnischen Speichern oftmals in speziellen forensischen Dateiformaten vorliegen, die zum Schutz 
der Integrität von forensischen Untersuchungen keine Manipulation oder Löschung von Einzeldaten zulassen. 
Ebenso lassen sich aber auch personenbezogene Daten unbeteiligter Dritter, die durch Video- oder Bildaufnahmen 
erhoben wurden, nur mit einem erheblichen Aufwand von den Daten der eigentlich relevanten 
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nachrichtendienstlichen Erkenntnis oder Person trennen. Auch in diesem Fall soll der Bundesnachrichtendienst 
nicht dazu verpflichtet sein, die Bilder der mitbetroffenen Dritten beispielsweise unkenntlich zu machen. 

Zu Absatz 5 
Die bislang in § 27 Absatz 2, § 59 Absatz 2 geregelten Ausnahmen von der Löschpflicht sind nun einheitlich 
aufgeführt. Mit der Erweiterung der Kontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat auf weitere nachrichtendienst-
liche Maßnahmen und der Schaffung einer entkoppelten Regelung zur Löschung von Daten im Rahmen dieser 
Novellierung des BND-Gesetzes wird mit Absatz 5 eine zentrale Regelung geschaffen. Es ist auch klargestellt, 
wann die Daten in diesen Fällen zu löschen sind. 

Zu Absatz 6 
Eine Ausnahme von der Löschpflicht besteht ferner dann, wenn es sich um „Produkte“ des Bundesnachrichten-
dienstes handelt. Produkte sind Dokumente oder sonstige Informationsträger, die der Bundesnachrichtendienst 
zur Erfüllung seines Auftrages als Ergebnis der Auswertung zuvor erhobener Erkenntnisse erstellt. Hierunter fal-
len insbesondere die Berichterstattung, Lagebilder oder Meldungen an andere Stellen, mit welchen der Bundes-
nachrichtendienst die durch ihn ausgewerteten Erkenntnisse teilt, Operationspläne, Dokumente zu Zielpersonen 
oder sonstige Unterlagen im Rahmen der Auftragserfüllung. Diese Produkte unterfallen keiner Löschfrist. Von 
der Ausnahme unberührt bleiben die personenbezogenen Daten und Erkenntnisse, die dem Produkt zugrunde lie-
gen und die nicht als Quelle an das entsprechende Produkt referenziert wurden. Für sie gelten die in diesem Gesetz 
festgelegten Lösch- und Löschwiedervorlagefristen. Als Auslandsnachrichtendienst sieht sich der Bundesnach-
richtendienst strategischen und damit typischerweise langfristig ausgerichteten Fragestellungen gegenüber. Um 
beispielsweise politische Entwicklungen im Ausland fundiert beurteilen zu können, müssen die Produkte des 
Bundesnachrichtendienstes mit personenbezogenen Daten zu relevanten Akteuren regelmäßig über einen langen 
Zeitraum hinweg als Hintergrund- und Detailwissen verfügbar sein. In der Regel weisen die Produkte keine per-
sonenbezogene Ausrichtung auf, da im Bundesnachrichtendienst eine themen- und sachbezogene Arbeitsweise 
dominiert, beispielsweise zum Thema Proliferation, Waffenhandel oder zu bestimmten Regionen. Die Produkte 
des Bundesnachrichtendienstes stellen dessen institutionelles Gedächtnis dar. Sie geben Auskunft darüber, wie 
der Bundesnachrichtendienst bestimmte Lagen zu vergangenen Zeiten eingeschätzt hat und wie er politische Ent-
scheidungsträger beraten hat. Um auch nachvollziehen zu können, weshalb der Bundesnachrichtendienst zu die-
sen Einschätzunen gekommen ist, müssen auch die an ein Produkt referenzierten Quellen und die in ihnen enthal-
tenen personenbezogenen Daten von etwaigen Lösch- bzw. Löschwiedervorlagepflichten ausgenommen sein. 
Produkte und deren referenzierte Quellen können somit eine zeitgeschichtliche Bedeutung aufweisen. Ferner ist 
es für den Bundesnachrichtendienst erforderlich Auskunft zu Produkten geben zu können, die er in vergangenen 
Zeiten mit Partnern geteilt hat, deren Rechtsordnung keine Löschverpflichtung vorsehen. 

Die Grundrechtsrelevanz der Produkte wird dadurch abgemildert, dass die Daten und Erkenntnisse, auf die der 
Bundesnachrichtendienst seine Einschätzungen in den Produkten stützt, in der Regel weiterhin einer Löschpflicht 
oder Löschwiedervorlageprüfung unterliegen. Produkte weisen damit im Vergleich zur Quellinformation eine 
deutliche Abstrahierung auf. Eine Ausnahme besteht lediglich für solche Informationen, auf die sich ein Produkt 
aufgrseiner Quellenangabe bezieht. Zwar steht die Quellinformation in einem engeren Zusammenhang zur natür-
lichen Person, zu der die Informatione erhoben wurde. Allerdings ist die Aufbewahrung solcher Quellinformati-
onen wie oben dargestellt erforderlich, damit auch der Bundesnachrichtendienst seine eigene Einschätzung rück-
blickend nachvollziehen kann. Zudem hat der Bundesnachrichtendienst, durch den Umstand, dass er seine Pro-
dukte auf die in Rede stehende Quellinformation stützt die nachrichtendienstliche Relevanz dieser Information 
dauerhaft bestätigt. Diese Quellinformationen einer regelmäßig wiederkehrenden Löschwiedervorlageprüfung zu 
unterstellen, in deren Rahmen die weitere Erforderlichkeit der Speicherung also regelmäßig zu bejahren wäre, 
käme einem reinem Formalismus gleich  

Für Produkte sowie deren Quellinformationen (und für Unterlagen allgemein) des Bundesnachrichtendienstes gilt 
insofern, dass sie in der Regel nur dann gelöscht werden, wenn sie vom Bundesarchiv mangels Archivwürdigkeit 
abgelehnt wurden (Satz 2). Eine vorherige Löschung bleibt dem Bundesnachrichtendienst unbenommen. 

Zu § 57 (Protokolldaten) 
Die Vorschrift schafft eine allgemeine Vorgabe für die Behandlung von Protokolldaten, welche auf Grundlage 
gesetzlicher Bestimmungen dieses Gesetzs angefertigt wurden. Dabei entspricht der Regelungsgehalt den bereits 
bislang – indes verstreut – enthaltenen Regelungen in BND-Gesetz und Artikel 10-Gesetz.  
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Zu Absatz 1 
In Absatz 1 findet sich die allgemeine Vorgabe, zu welchen Zwecken die angefertigten Protokolldaten verwendet 
werden dürfen. Dies sind neben den Zwecken des Datenschutzes, der Datensicherung und der funktionierenden 
Datenverarbeitungsprozesse (die insoweit auch dem bisherigen Bestandsrecht entsprechen, § 13 Absatz 4 Satz 6 
des Bundesverfassungsschutzgesetzes) insbesondere auch die in Nummer 2 genannten Eigensicherungszwecke. 
Die Notwendigkeit dieser Verwendung ist evident; der Bundesnachrichtendienst muss anhand der vorhandenen 
Protokolldaten z.B. nachvollziehen können, welcher Mitarbeitende zu welchem Zeitpunkt einen Zugriff auf wel-
che Daten genommen hat, wenn ein Informationsabfluss im Raum steht. In Satz 2 ist klargestellt, dass auch eine 
Verwendung für Löschaufforderungen weiter möglich ist (vgl. § 32 Absatz 6 des bisherigen Rechts).  

Zu Absatz 2 
In Absatz 2 ist geregelt, dass Protokolldaten grundsätzlich bis zum Ablauf des zweiten Kalenderjahres, das auf 
die Protokollierung folgt, aufzubewahren sind und nach Ablauf dieser Aufbewahrungsfrist unverzüglich zu lö-
schen sind. Mögliche („kann“) Ausnahmen hiervon sind in Satz 2 enthalten; einerseits – dies entspricht den all-
gemeinen Grundsätzen -, wenn die Daten nicht von erforderlichen Daten getrennt werden können (Nummer 1), 
und andererseits, wenn es sich um solche Protokolldaten handelt, welche vorgenommene Übermittlungen doku-
mentieren (Nummer 2). Letzteres dient dabei dem Datenschutz und soll sicherstellen, dass nachvollzogen werden 
kann, wie oft der Bundesnachrichtendienst an welche Stellen Daten übermittelt. 

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 ist eine deutlich längere maximale Speicherfrist für diejenigen (einheitlich nach Absatz 1 zu erstel-
lenden) Protokolldaten vorgesehen, die zu Zwecken der Eigensicherung vorgehalten werden können. Für die zu-
verlässige Aufklärung sicherheitsgefährdender und geheimdienstlicher Aktivitäten ist es erforderlich, Protokoll-
daten über längere Zeiträume auswerten zu können. So sind etwa Sachverhalte pressebekannt, bei denen Innentä-
ter über lange Zeiträume in Nachrichtendiensten aktiv waren bzw. bei denen die sicherheitsgefährdenden und 
geheimdienstlichen Aktivitäten erst nach langer Zeit entdeckt werden. Es ist hier erforderlich, den zeitlichen und 
inhaltlichen Umfang derartiger Aktivitäten aufzuklären, um insbesondere feststellen zu können, welche Folgen 
sich aus den genannten Aktivitäten für den Bundesnachrichtendienst ergeben können. Dies wäre bei Geltung des 
Absatzes 1 nur sehr eingeschränkt möglich; wenn sich die Aktivitäten auf einen länger zurück liegenden Zeitraum 
beschränken, wäre eine Aufklärung ohne die Speicherfrist des Absatz 4 womöglich ausgeschlossen. 

Für diese Protokolldaten gilt nach Satz 2 eine Zweckbindung; sie dürfen nur für Zwecke der Eigensicherung 
genutzt werden. 

Zu § 58 (Verwendungseinschränkung personenbezogener Daten) 

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 ist nunmehr – unabhängig von der elektronischen Speicherung oder Speicherung in Akten – grund-
sätzlich festgelegt, dass der Bundesnachrichtendienst bei einer gesetzlich angeordneten Einschränkung der Ver-
wendung (also sowohl der Weiterverarbeitung als auch der Übermittlung) die personenbezogenen Daten entspre-
chend zu kennzeichnen hat. Die Art der Kennzeichnung kann der Bundesnachrichtendienst selbst festlegen. Dar-
über hinaus hat der Bundesnachrichtendienst durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen dafür 
Sorge zu tragen, dass die personenbezogenen Daten entsprechend ihrer Verwendungsbeschränkung nicht weiter-
verarbeitet oder übermittelt werden.  

Zu Absatz 2 
In Absatz 2 Satz 1 ist geregelt, dass (dem bisherigen § 13 Absatz 2 Satz 3 BVerfSchG entsprechend) die gesetzlich 
angeordnete Verwendungseinschränkung entfällt, wenn die Voraussetzungen für diese Einschränkung nachträg-
lich entfallen. In diesem Fall ist auch die entsprechende Kennzeichnung aufzuheben (Satz 2). 

Zu § 59 (Berichtigungspflicht) 
Der Bundesnachrichtendienst hat – dem bisherigen § 7 Absatz 1 in Verbindung mit § 12 BVerfSchG entsprechend 
– personenbezogene Daten zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. Diese Pflicht besteht (nur), wenn der Bundes-
nachrichtendienst datenverantwortliche Stelle ist und die Daten in seinen Personendatenbanken gespeichert sind. 
Durch die Einschränkung auf Unrichtigkeiten in Personendatenbänken ist sichergestellt, dass der 
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Bundesnachrichtendienst nicht seinen gesamten Datenbestand nach etwaig unrichtigen Daten durchsuchen muss, 
sondern sich auf die Datenbanken beschränken kann, die er selbst angelegt hat; einerseits weil diese eine deutlich 
leichtere Suche ermöglichen, aber andererseits und zuvorderst, weil für betroffene Personen gerade die Speiche-
rung in Personendatenbanken ein besonderes Eingriffsgewicht hat. Eine Verwechselung z.B. aufgrund einer feh-
lerhaften Schreibweise des Namens, kann für durch die Verwechselung Betroffene demzufolge weitergehende 
Konsequenzen haben. Die Pflicht greift nur dann, wenn der Bundesnachrichtendienst positive Kenntnis über die 
Unrichtigkeit hat. Eine Pflicht zur aktiven und ständigen Überprüfung der gespeicherten Daten besteht nicht.  

Für Akten ist eine gesonderte Vorschrift in § 62 Absatz 2 enthalten.  

Zu § 60 (Weiterverarbeitung zu Forschungs- oder Entwicklungszwecken) 
Die Norm sieht eine eigene Weiterverarbeitungsbefugnis für Forschungs- oder Entwicklungszwecke vor, um dem 
Bundesnachrichtendienst zu ermöglichen, die für die nachrichtendienstliche Auslandsaufklärung erforderlichen 
Gerätschaften, Systeme, Einrichtungen, Anwendungen etc. zu erstellen. Dabei ist – der allgemeinen Systematik 
folgend – die hierin liegende Eigenbefähigung (wie auch die Eigensicherung) von der allgemeinen Aufgabe der 
Auslandsaufklärung mitumfasst.  

Die Begriffe der Forschung und Entwicklung sind weit zu verstehen und schließen technische Weiterentwicklun-
gen ebenso ein wie die anwendungsorientierte Forschung, Entwicklung und Grundlagenforschung. Diese Vorha-
ben dienen der Entwicklung neuer nachrichtendienstlicher Fähigkeiten z.B. in der Erfassung und Verarbeitung 
von Daten, den Plattformen und Systemen dazu oder der Entwicklung neuer Methoden zur Absicherung und 
Unterstützung der Mitarbeitenden bei der Auftragserfüllung, sowie der Steigerung der Resilienz des Bundesnach-
richtendienstes. Weiterhin dient die Forschung und Entwicklung der Aufrechterhaltung bestehender nachrichten-
dienstlicher Fähigkeiten vor dem Hintergrund des sich rapide verändernden technologischen Umfeldes. 

Zu Absatz 1 
Forschung und Entwicklung im Bundesnachrichtendienst zielen u.a. darauf ab, neue Technologien für den künf-
tigen nachrichtendienstlichen Einsatz zu erforschen, Prototypen zu entwickeln und zu testen oder Bestandssys-
teme weiterzuentwickeln. Mit diesen Tätigkeiten sollen einerseits die Effizienz und Effektivität bestehender Sys-
teme gestärkt, aber auch neue Fähigkeiten perspektivisch in den Bundesnachrichtendienst integriert werden. Welt-
weit besteht derzeit ein Wettbewerb von privaten und öffentlichen Stellen bei der Entwicklung neuer Systeme – 
insbesondere im Bereich der Künstlichen Intelligenz. Um hier auch nur ansatzweise mithalten zu können, ist es 
erforderlich, dass der Bundesnachrichtendienst im Rahmen der Verhältnismäßigkeit auch personenbezogene Da-
ten verwendet. Nur durch die Entwicklung eigener Systeme kann der Bundesnachrichtendienst unabhängig von 
kommerziellen Anbietern anderer Staaten seinen Auftrag im digitalen Zeitalter im Sinne der Sicherheit der Bun-
desrepublik Deutschland erfüllen. 

Im Grundsatz sind bei der Weiterverarbeitung zu Forschungs- und Entwicklungszwecken anonymisierte, d.h. un-
kenntlich gemachte Daten zu verwenden. Die Unkenntlichmachung darf auch so erfolgen, dass die Eindeutigkeit 
der Daten erhalten bleibt. Die Unkenntlichmachung soll eine rückwirkende Identifizierung der betroffenen Person 
unmöglich, jedenfalls aber nur mit unvertretbar hohem Aufwand möglich machen. Die Erhaltung der Eindeutig-
keit ist nach der Regelung möglich, jedoch nicht gesetzlich gefordert, wobei eine Eindeutigkeit im Sinne der 
Vorschrift auch dann erreicht sein kann, wenn die Wahrscheinlichkeit so hoch ist, dass ernsthafte Zweifel nicht 
mehr bestehen. Bestimmte Anforderungen an das Verfahren zur Unkenntlichmachung werden durch den Gesetz-
geber nicht vorgegeben, die Wahl des Verfahrens zur Unkenntlichmachung der Daten bleibt dem Bundenachrich-
tendienst überlassen. 

Satz 2 sieht eine Ausnahme von dem Grundsatz vor, dass unkenntlich gemachte Daten zu verwenden sind. Ein 
Grund hierfür ist, dass ein entwickelter Prototyp zunächst auf seine Funktionalität und die Validität seiner Ergeb-
nisse getestet werden muss, bevor er in die internen Systeme überführt werden kann. Dafür kann es teilweise 
erforderlich sein, mit „Realdaten“ (also nicht unkenntlich gemachten Daten) zu arbeiten, die dann auch personen-
bezogene Daten enthalten. Auf Grund der Tatsache, dass nicht sämtliche Fallkonstellationen von Realdaten mit 
synthetischen Testdaten nachgestellt werden können, kann auf den Einsatz von Realdaten nicht in jedem Fall 
verzichtet werden. Gleiches gilt für den Fall, dass eine Unkenntlichmachung nur mit unverhältnismäßigem Auf-
wand möglich wäre. 

Zur Unkenntlichmachung siehe die Ausführungen zu § 32 Absatz 3 Nummer 4. 
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Zu Absatz 2 
In Absatz 2 ist geregelt, dass ausnahmsweise auch eine Einsichtnahme (und anschließende Weiterverarbeitung) 
in die im Wege der strategischen Aufklärung erhobenen Daten zu Forschungs- oder Entwicklungszwecken mög-
lich ist. Diese Möglichkeit der Einsichtnahme tritt dabei zu den bestehenden Möglichkeiten der §§ 33 und 34 
hinzu. 

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 ist geregelt, dass einerseits auf die Entwicklung und das Training von „KI-Anwendungen“ von § 60 
umfasst ist. Andererseits werden besondere Vorgaben hierfür getroffen, die in ihren Begrifflichkeiten im Wesent-
lichen der Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments (so. KI-Verordnung) entlehnt sind. Die 
Entlehnung bedeutet dabei nicht, dass die Begriffe im Sinne der o.g. Regelungen auszulegen sind. Vielmehr sind 
die Begriffe nachrichtendienstlich auszulegen. Insbesondere das „angemessene“ Niveau im tatbestandlichen 
Sinne ist individuell und mit Blick auf die Spezifika des Bundesnachrichtendienstes zu bewerten. 

Zu Absatz 4 
Die Löschfrist von 15 Jahren begründet sich damit, dass Forschung und Entwicklung in der Regel geraume Zeit 
benötigen, um valide Ergebnisse zu erhalten. In manchen Forschungsvorhaben wird es zudem nötig sein, länger-
fristige Trends zu beobachten, bevor diese ausgewertet werden können. Schließlich besteht bei Weiterentwick-
lungen die Möglichkeit, ausgehend von einem verarbeiteten Grundlagendatensatz zu vergleichen, wie neue Me-
thoden und Ansätze die nachrichtendienstlichen Ergebnisse verbessern. Dafür muss zu einem späteren Zeitpunkt 
idealiter auf die gleichen Datensätze zurückgegriffen werden können. Eine Verlängerung im Einzelfall ist mög-
lich, falls die Daten weiterhin erforderlich sind.  

Zu Absatz 5 
In der Regel dürfen Daten, die zum Zweck der Forschung und Entwicklung erhoben wurden, nur zu diesem Zweck 
verwendet werden. Gleiches gilt für Daten, die zu anderen Zwecken erhoben und sodann zu Forschungs- und 
Entwicklungszwecken weiterverarbeitet wurden. Insoweit ist dabei eine Weiterverarbeitung einmal erhobener 
Daten auch zu verschiedenen Zwecken möglich. So ist es beispielsweise zulässig, erhobene Daten sowohl zur 
Primäraufgabe der nachrichtendienstlichen Aufklärung (d.h. nach Maßgabe der regulären Weiterverarbeitungs-
vorschriften) und gleichzeitig auch zu Forschungs- und Entwicklungszwecken weiterzuverarbeiten. Die in Absatz 
5 statuierte Zweckbindung gilt insoweit (nur) für den „Forschungs- und Entwicklungszeit“ der Weiterverarbeitung 
der Daten. Diejenige „Kopie“, welche für die Auftragserfüllung genutzt wird, unterfällt der Zweckbeschränkung 
nicht.  

Bei tatsächlichen Anhaltspunkten einer unmittelbar bevorstehenden Gefahr für ein besonders gewichtiges Rechts-
gut muss zudem auch eine Verwendung der zweckgebundenen Daten im Einzelfall möglich sein. Für Daten aus 
der technischen Aufklärung und gespeicherten Daten aus informationstechnischen Systemen, die im dortigen 
Kontext – ggf. auch parallel zur Verarbeitung zu Forschungszwecken nach Absatz 1 - verschlüsselt verarbeitet 
werden, gilt § 66 Absatz 2. 

Zu § 61 (Errichtungsanordnungen für Personendatenbanken) 

Zu Absatz 1 
Errichtungsanordnungen sollen beim Umgang mit personenbezogenen Daten für deren grundrechtliche Bedeu-
tung sensibilisieren und für einen entsprechend verantwortungsvollen Umgang bei der datenverarbeitenden Per-
son führen. Die Grundrechtsintensität der Weiterverarbeitung personenbezogener Daten ist deutlich erhöht, wenn 
eine Person aufgrund von einzelnen Merkmalen automatisiert im Datenbestand des Bundesnachrichtendienstes 
aufgefunden werden kann. Eine Personendatenbank gewährleistet die zentrale und schnelle Auffindbarkeit einer 
Person. Vor dem Hintergrund dieser erhöhten Eingriffsintensität, die mit einer Speicherung in einer Personenda-
tenbank einhergeht, ist eine Errichtungsanordnung für Personendatenbanken erforderlich. 

Der Unabhängige Kontrollrat hat für Errichtungsanordnungen ein Anhörungsrecht. Dieses ist zentral bei den Zu-
ständigkeiten des Unabhängigen Kontrollrat geregelt, § 97 Absatz 4. Eine Kontrolllücke entsteht durch diese Ver-
änderung nicht, der Unabhängige Kontrollrat kann die Datenhaltung des Bundesnachrichtendienstes im Rahmen 
der administrativen Kontrolle laufend kontrollieren. 
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Zu Absatz 2 
Absatz 2 regelt die Anforderungen an eine Errichtungsanordnung nach Absatz 1 und entspricht § 14 Absatz 1 
BVerfSchG des bisherigen Rechts. Dabei wurden die in Nummer 3 enthaltenen Klammerzusätze (betroffener 
Personenkreis, Arten der Daten) aus rechtsförmlichen Gründen entfernt, ohne dass hiermit eine Rechtsänderung 
intendiert ist. 

Zu Absatz 3 
Absatz 3 regelt wie bislang die Zuständigkeit des Bundeskanzleramtes für die Zustimmung zu den Errichtungs-
anordnungen. Aus Gründen der Rechtsklarheit und besseren Lesbarkeit in einem gesonderten Absatz. 

Zu Absatz 4 
Die Dringlichkeitsregelung wurde unverändert aus dem bisherigen § 14 Absatz 3 des Bundesverfassungsschutz-
gesetzes übernommen, lediglich die Zuständigkeit für das nachzuholende Errichtungsanordnungsverfahren geht 
von der oder dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit auf den Unabhängigen 
Kontrollrat über. Dies hat wiederum das Ziel einer einheitlichen Kontrolle aus einer Hand beim Unabhängigen 
Kontrollrat.  

Zu Absatz 5 
Die Praxis hat gezeigt, dass mit dieser Neuregelung eine Klarstellung dahingehend erwirkt wird, dass eine Heilung 
der fehlenden Formalvoraussetzung eines Dateianhörungsverfahrens möglich ist, indem diese bei Erkennen ihres 
Fehlens unverzüglich nachgeholt wird.  

Zu § 62 (Akten) 
Die Regelung entspricht in ihrem Regelungsziel dem bisherigen § 13 Absatz 4 des Bundesverfassungsschutzge-
setzes, welcher über einen Verweis im bisherigen § 7 Absatz 2 auch auf den Bundesnachrichtendienst anwendbar 
gewesen ist (BT-Drs. 18/4654, S. 30 f. und S. 37). 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 macht dabei deutlich, dass der Bundesnachrichtendienst personenbezogene Daten auch weiterhin in 
Akten speichern darf. Wie bislang wird es ihm dabei erlaubt, Personen- und Sachakten zu führen. Das Führen von 
Sachakten stellt dabei die Regel dar, da es im Bundesnachrichtendienst regelmäßig an einer personenbezogenen 
Ausrichtung fehlt. Akten im Bundesnachrichtendienst weisen eine stärker themen- und sachbezogene Arbeits-
weise aus, beispielsweise zum Thema Proliferation, Waffenhandel oder zu bestimmten Regionen (BT-Drs. 
18/4654, S. 37). Personenakten haben für den Bundesnachrichtendienst eine untergeordnete Relevanz. Sie bieten 
sich an für Personen, die aufgrund ihrer Schutzwürdigkeit gerade nicht zentral in einer Personendatenbank auf-
findbar sein sollen, deren Informationen aber weiterhin vorgehalten werden müssen, bspw. aus Gründen einer 
operativen Nachsorge. Häufig enthalten diese Daten auch personenbezogene Daten Dritter, bspw. von Familien-
angehörigen. 

Die Neufassung der Vorschrift vereinheitlich die automatisierte Auswertung der elektronischen Akte mit der Aus-
wertbarkeit von Personendatenbanken. Ein Abgleich ist dabei nicht mehr beschränkt auf Akten eng umgrenzter 
Anwendungsgebiete (bisheriger § 13 Absatz 4 Satz 4 des Bundesverfassungsschutzgesetzes), da dafür kein Sach-
grund ersichtlich ist und sich der Klärungsbedarf bei der Suche vorhandener Informationen zu einer bestimmten 
Person nicht auf „eng umgrenzte Anwendungsbereiche“ – eine zudem kaum bestimmte Vorgabe – beschränkt. 
Die Protokollierungsvorgaben entsprechen dem bisherigen § 13 Absatz 4 Sätze 5 bis 7 des Bundesverfassungs-
schutzgesetzes, wobei die einzelnen zu protokollierenden Daten hier nicht länger normativ bezeichnet werden. 
Für eine ordnungsgemäße Protokollierung werden dabei indes weiterhin der Zeitpunkt, die Angaben, die die Fest-
stellung der abgefragten Daten ermöglichen, sowie Angaben zur Feststellung des Abfragenden zu protokollieren 
sein. 

Zu Absatz 2 
Der Absatz entspricht dem bisherigen § 13 Absatz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes. 
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Zu Absatz 3 
Absatz 3 gibt im Wesentlichen die Rechtslage des bisherigen § 13 Absatz 3 des Bundesverfassungsschutzgesetzes 
wieder. Aufgrund des weniger stark ausgeprägten Personenbezugs elektronischer Akten wurde auf eine starre 
Löschwidervorlagefrist verzichtet. Stattdessen sind Akten zu vernichten, wenn sie für die Aufgabenerfüllung des 
Bundesnachrichtendienstes nicht mehr erforderlich sind und das Bundesarchiv die Übernehme der Akten mangels 
Archivwürdigkeit abgelehnt hat (BT-Drs. 18/4654, S. 37). 

Zu § 63 (Gemeinsame automatisierte Auswertung mit inländischen öffentlichen Stellen) 

Zu Absatz 1 
Die Regelung schafft über die bisherigen Regelungen zu gemeinsamen Dateien hinausgehend die Option einer 
gemeinsamen Weiterverarbeitung. Schon die bisherige Regelung bezweckte keine Verantwortungsdiffundierung 
zu eingegebenen Daten, sondern den fortbestehenden Datenbesitz der eingebenden Stelle, die damit allein befugt 
blieb, ihren Datensatz zu ändern oder zu löschen. In der Sache geht es danach darum, dass die beteiligten Behörden 
nach demselben Datenmodell strukturierte Dateisysteme führen und sich dazu automatisierten Abrufzugriff ein-
räumen. Die Bezeichnung als „gemeinsame Datei“ ist für einen solchen Abrufverbund logisch getrennter Datei-
systeme, die die beteiligten Stellen jeweils in eigener Zuständigkeit und Verantwortung führen, eher fehlleitend.  

Grundsätzlich sind automatisierte Abrufverfahren bereits nach den allgemeinen Vorschriften zur Durchführung 
von Ersuchens- und Übermittlungsregelungen möglich. Der Mehrwert des § 63 besteht in einer einheitlichen Be-
fugnisgrundlage aller beteiligten Stellen durch Absatz 2. Dazu ist der Anwendungsbereich mit Absatz 1 auf einen 
Bereich informationeller Zusammenarbeit bezogen, bei dem ohne Ansehung der beteiligten Stellen eine einheit-
liche Übermittlungsregelung angemessen gestaltbar ist. Dies ist der Fall, wenn die Aufgabe der nachrichtendienst-
lichen Auslandsaufklärung wahrgenommen wird und operative Anschlussmaßnahmen grundsätzlich ausgeschlos-
sen sind. 

Die in Absatz 1 geregelte Einrichtungsaufgabe umfasst die vorlaufende Koordination der beteiligten Stellen, mün-
dend auch in die Vereinbarung nach Satz 2, sowie unter Umständen technische Services für die Durchführung der 
Auswertung, wie etwa die Bereitstellung der eigenen Auswertungsanwendung auch für die weiteren beteiligten 
Stellen. Übernimmt der Bundesnachrichtendienst auch das Hosting der Dateisysteme auf einer von ihm betriebe-
nen technischen Plattform, gilt dafür Absatz 3. 

Zu Absatz 2 
Satz 1 und 2 synchronisieren die Datenbereitstellung zur gemeinsamen Auswertung mit den jeweils für die inner-
behördliche Auswertung getroffenen Regelungen. Im Zusammenwirken mit den Voraussetzungen nach Absatz 1 
Satz 1 werden dadurch angemessene Weiterverarbeitungsgrundlagen für die gemeinsame Auswertung geregelt. 
Dies kann aber nicht für Daten gelten, die nach besonderen Übermittlungsverboten nicht bereitgestellt werden 
dürfen (Satz 3). Für den Bundesnachrichtendienst betrifft dies insbesondere die Zweckbindungen bei Maßnahmen 
der Wohnraumüberwachung und der sog. Online-Durchsuchung, sofern die gemeinsame Auswertung nicht den 
danach geltenden Anforderungen genügt. 

Sätze 4 und 5 regeln - komplementär zum Aufgabenrahmen nach Absatz 1 – ein grundsätzliches Verbot operativer 
Anschlussmaßnahmen. Beispielsweise kommt in Betracht, dass primärer Zweck der Auswertung die Erforschung 
und Bewertung von Bedrohungen ist (etwa auf Grund gemeinsam erstellter Lagebilder oder der Auswertung nach 
Vorgehensmustern von Aufklärungsobjekten), dabei aber Erkenntnisse gewonnen werden, die auch zur einschrei-
tenden Gefahrenabwehr oder Strafverfolgung benötigt werden. Eine solche Sekundärnutzung wird dann nach 
Maßgabe der einschlägigen Übermittlungsvorschriften des BND-Gesetzes geöffnet. Da in solchem Fall sogar die 
operative Anschlussnutzung nachrichtendienstlich ersterhobener Daten eröffnet ist, kann die Angemessenheit sol-
cher Regelung für einbezogene Daten anderen beteiligter Stellen erstrecht angenommen werden. 

Zu Absatz 3 
Für die technische Gestaltung der gemeinsamen Auswertbarkeit sind unterschiedliche Varianten denkbar. Dass 
die verschiedenen Dateisysteme dazu physisch auf einem Server geführt werden, ist nicht notwendig, möglicher-
weise aber zweckmäßig. Übernimmt dies der Bundesnachrichtendienst, ist es nach Absatz 3 auch zu den insoweit 
gebotenen Maßnahmen für die Sicherheit der Datenverarbeitung verpflichtet. 
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Zu Unterabschnitt 2 (Besondere Weiterverarbeitungsvorschriften für Daten aus der technischen 
Aufklärung) 
In Unterabschnitt 3 finden sich besondere Vorschriften, welche für die Weiterverarbeitung personenbezogener 
Daten gelten, die der Bundesnachrichtendienst mittels besonderer Befugnisse der technischen Aufklärung erho-
ben hat. Dabei regeln die nachfolgenden Vorschriften nicht alle Schritte der Weiterverarbeitung von Daten, die 
im Wege der technischen Aufklärung erhoben wurden, sondern sie verdrängen die allgemeinen Weiterverarbei-
tungsvorschriften nur partiell. Insbesondere finden die nachfolgenden Vorschriften keine Anwendung auf solche 
Daten, die zwar dem Schutzbereich des Grundrechtes aus Artikel 10 Absatz 1 des Grundgesetzes unterfallen, aber 
weder Inhalts- noch Metadaten sind. Bei diesen „anderen mithilfe von Telekommunikationstechniken über Dis-
tanz transportierten Daten“ (vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. Juni 2025, 1 BvR 2466/19, Rn. 91) ist zwar der 
Schutzbereich des Fernmeldegeheimnisses ebenfalls betroffen. Gleichwohl rechtfertigt hier die – im Vergleich zu 
Daten der interpersonellen Kommunikation – herabgesetzte Persönlichkeitsrelevanz und Vertraulichkeitserwar-
tung eine Behandlung der erhobenen Daten nach den (auch für die anderen nachrichtendienstlichen Mittel des 
Bundesnachrichtendienstes geltenden) allgemeinen Weiterverarbeitungsvorschriften.  

Zu § 64 (Besondere Kennzeichnungspflichten für Daten aus der technischen Aufklärung) 
Die Regelung konsolidiert die vormals im BND-Gesetz und Artikel 10-Gesetz in den jeweiligen Eingriffsbefug-
nissen wiederholt geregelten Kennzeichnungspflichten nunmehr für den gesamten Bereich der technischen Auf-
klärung durch den Bundesnachrichtendienst im Rahmen der Weiterverarbeitungsvorschriften.  

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 finden sich die Kennzeichnungspflichten für personenbezogene Daten, die durch qualifizierte Ein-
griffe in die Integrität informationstechnischer Systeme erfolgt sind. Dabei ist bei Maßnahmen der „Onlinedurch-
suchung“ nach § 37 Absatz 3 eine Angabe zum Mittel der Datenerhebung notwendig. Diese Kennzeichnungs-
pflicht ist schon deshalb notwendig, weil die so erhobenen Daten engen Grenzen verfassungsrechtlichen Grenzen 
bei der Weiterverarbeitung und Übermittlung unterliegen.  

Zu Absatz 2 
Da nach Auflösung des Artikel 10-Gesetzes nunmehr ein einheitliches Regime für die strategische Fernmeldeauf-
klärung geschaffen wurde (siehe hierzu schon oben), kommt der in Absatz 2 Nummer 1 enthaltenen und dem 
bisherigen § 19 Absatz 7 Satz 2 entsprechenden Verpflichtung des Bundesnachrichtendienstes, den etwaigen qua-
lifizierten Inlandsbezug von personenbezogenen Kommunikationsdaten durch automatisierte Filter, die nach Satz 
2 stetig weiterzuentwickeln sind, soweit dies technisch möglich festzustellen, faktisch eine besondere Bedeutung 
zu. Die Kennzeichnung erfolgt dabei grundsätzlich unmittelbar nach Erhebung.  

Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts umsetzend, erstreckt sich diese Verpflichtung (Nummer 2) 
auch auf das Feststellen einer rein innerdeutschen Übertragung (BVerfG, Beschluss vom 8. Oktober 2024, 1 BvR 
1743/16, Rn. 204ff.). Hiervon ausgenommen ist nur die Fallgruppe, in denen der Personenbezug der Daten ent-
fernt wurde (§ 32 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4), da es sich insoweit schon nicht mehr um personenbezogene Daten 
handelt.  

Die Kennzeichnungen nach den Nummern 1 und 2 können in einheitlicher Weise umgesetzt werden. Die Vorgabe, 
die vorhandenen Verfahren kontinuierlich weiterzuentwickeln, schließt alle technischen Möglichkeiten des Bun-
desnachrichtendienstes ein. Erfordert die Weiterentwicklung der Verfahren eine Weiterverarbeitung der Daten, 
so ist dies zulässig, solange die Daten nur für diesen Zweck verwendet werden. Bestehen Anhaltspunkte dafür, 
dass eine automatisierte Auswertung und Analyse der Daten erforderlich sind, um die Verfahren weiterzuentwi-
ckeln, so ist auch dies zulässig, um Sorge zu tragen, dass die Kommunikationsdaten mit qualifiziertem Inlands-
bezug zuverlässig gefunden werden und damit die Eingriffe in die Grundrechte der betroffenen Personen so gering 
wie möglich bleiben. 

Sollte demgegenüber erst im Rahmen einer späteren Einsichtnahme festgestellt werden, dass ein nach Erhebung 
nicht automatisiert erkannter qualifizierten Inlandsbezug vorlag, so ist sicherzustellen, dass der qualifizierte In-
landsbezug (regelmäßig durch entsprechende Vormerkung des jeweiligen Telekommunikationsmerkmals) im 
Rahmen der weiteren Einsichtnahme in andere Kommunikationsdaten entsprechende Berücksichtigung findet; 
also im Rahmen einer etwaigen Einsichtnahme aus anderen Verkehren des jeweiligen 
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Telekommunikationsmerkmals bei Meldungserstellung eine Kennzeichnung des qualifizierten Inlandsbezugs au-
tomatisiert erfolgt. Darüber hinaus können auch durch Maßnahmen nach §§ 37 und 38 kommunikationsbezogene 
Inhaltsdaten mit qualifiziertem Inlandsbezug erhoben werden. Insoweit ist bei solchen Maßnahmen, bei denen 
derartige kommunikationsbezogene Inhaltsdaten tatsächlich erhoben werden, sicherzustellen, dass die entspre-
chenden Daten auch dahingehend gekennzeichnet werden, um die gesetzlichen Voraussetzungen an die Prüfung- 
und Löschpflichten zu gewährleisten. Abhängig von der konkreten Fallgestaltung werden nicht bei allen Maß-
nahmen mittels des Zugriffs auf informationstechnische Systeme (§ 36ff.) laufende Telekommunikation im Sinne 
des Artikel 10 Absatz 1 des Grundgesetzes erhoben. Da bei Erhebung der Daten aufgrund der regelmäßig sehr 
großen Datenmengen eine Prüfung dahingehend, ob es sich um kommunikationsbezogene Inhaltsdaten mit qua-
lifiziertem Inlandsbezug handelt, nicht schon bei Erhebung kurzfristig möglich ist (vgl. hierzu 
§ 66 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2), erfolgt auch diesbezüglich wie bei dem nachträglichen Erkennen eines qualifi-
zierten Inlandsbezugs die Kennzeichnung (erst) im Rahmen der ersten Weiterverarbeitung nach der erstmaligen 
Speicherung. Die Kennzeichnung nach Nummer 1 und Nummer 2 darf in identischer Art und Weise vorgenom-
men werden, das heißt, es werden keine unterschiedlichen Kennzeichnungen für diese Anwendungsfälle benötigt.  

Zu Absatz 3 
Personenbezogene Daten, die der Bundesnachrichtendienst im Wege der technischen Aufklärung aus einer Ver-
traulichkeitsbeziehung erhebt, bedürfen – auch wenn die Erhebung nach Maßgabe des § 22 rechtmäßig war – vor 
ihrer etwaigen Übermittlung einer besonderen Prüfung (BVerfG, Urteil vom 19. Mai 2020, 1 BvR 2835/17, Rn. 
240). Um dies zu ermöglichen, sind die Daten von Bundesnachrichtendienst entsprechend zu kennzeichnen, so-
bald er erkennt, dass sie aus einer Vertraulichkeitsbeziehung entstammen. 

Zu Absatz 4 
Absatz 4 Satz 1 regelt, dass die Kennzeichnung der Daten entfällt, wenn die personenbezogenen Daten an externe 
Stellen übermittelt werden oder wenn die enthaltenen personenbezogenen Daten vor Übermittlung entfernt wur-
den (Beispiel: Erhebung einer relevanten Information zu einem Proliferations-Sachverhalt in einer E-Mail zwi-
schen zwei natürlichen Personen; Reduktion auf die reine Sachinformation zum Proliferations-Sachverhalt ohne 
Bezugnahme auf Personen, da auch die reinen Geräte- und/oder Materialbezeichnungen von großer nachrichten-
dienstlicher Relevanz sein können). 

Die Unkenntlichmachung darf auch so erfolgen, dass die Eindeutigkeit der Daten erhalten bleibt. Die Unkennt-
lichmachung soll eine rückwirkende Identifizierung der betroffenen Person unmöglich, jedenfalls aber nur mit 
unvertretbar hohem Aufwand möglich machen. Die Erhaltung der Eindeutigkeit ist nach der Regelung möglich, 
jedoch nicht gesetzlich gefordert, wobei eine Eindeutigkeit im Sinne der Vorschrift auch dann erreicht sein kann, 
wenn die Wahrscheinlichkeit so hoch ist, dass ernsthafte Zweifel nicht mehr bestehen. Gleiches gilt auch für den 
Begriff der Unmöglichkeit. Bestimmte Anforderungen an das Verfahren zur Unkenntlichmachung werden durch 
den Gesetzgeber nicht vorgegeben, die Wahl des Verfahrens zur Unkenntlichmachung der Daten bleibt dem Bun-
denachrichtendienst überlassen. 

Ausgenommen von der allgemeinen Regelung zur Kennzeichnungsentfernung bei Übermittlung (Satz 1 Nummer 
1) bleiben Daten aus der sog. „Online-Durchsuchung“, deren Kennzeichnung sich nach Absatz 1 richtet. Diese 
Kennzeichnung ist auch bei Übermittlungen aufrecht zu erhalten (nicht aber bei Entfernung des Personenbezugs). 
Eine Ausnahme ist hiervon dann vorgesehen, wenn ein Verzicht auf die Kennzeichnung im Einzelfall erforderlich 
ist und der Unabhängigen Kontrollrat zuvor (oder bei Gefahr im Verzug nachträglich) zustimmt.  

Zu § 65 (Besondere Prüfpflichten für Daten aus der technischen Aufklärung) 
Der Prüfung von mittels technischen Aufklärungsmaßnahmen verarbeiteten personenbezogenen Daten auf ihren 
nachrichtendienstlichen Gehalt kommt weiterhin eine besondere Bedeutung zu. Dies folgt daraus, dass durch 
Mittel der technischen Aufklärung häufig eine Vielzahl von personenbezogenen Daten erfasst werden (können), 
deren Inhalt zum Zeitpunkt der Erfassung denknotwendigerweise noch nicht bekannt ist. In besonderem Maße 
trifft dies zu auf die strategische Aufklärung bzw. diesen nachgelagerten strategischen Aufklärungsmaßnahmen – 
da insoweit gerade eine Ergiebigkeit im Vorfeld nicht voraussehbar ist, sondern zunächst unsystematisch eine 
Vielzahl von Daten erfasst werden – und auf Zugriffe auf informationstechnische Systeme, mit denen eine große 
Menge an gespeicherter Daten erhoben werden können, die im Vorfeld nicht inhaltlich gesichtet werden können.  
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Für personenbezogene Daten, die mit Mitteln der technischen Aufklärung erhoben wurden, zu denen hier keine 
besonderen Regelungen getroffen werden, gelten die allgemeinen Regelungen für die Weiterverarbeitung perso-
nenbezogener Daten. Für personenbezogene Daten, die mit Mitteln der technischen Aufklärung erhoben wurden 
und in im Rahmen der Auftragserfüllung erstellen Produkten des Bundesnachrichtendienstes enthalten sind, gilt 
§ 56 Absatz 6. 

Zu Absatz 1 
Die im Wege der strategischen Aufklärung erhobenen personenbezogenen Inhaltsdaten, in die Einsicht genom-
men wurde, sind bereits im Rahmen der Einsichtnahme auf ihre nachrichtendienstliche Relevanz zu prüfen. So-
weit eine Einsichtnahme (zumindest) eine Relevanz ergibt, werden die Daten weiterverarbeitet. Anschließend an 
diese Weiterverarbeitung hat eine wiederholte Prüfung nach (nunmehr) sechs Jahren daraufhin zu erfolgen, ob 
die Voraussetzungen der jeweiligen Weiterverarbeitung weiterhin vorliegen, d.h. ob die Daten allein oder zusam-
men mit bereits vorliegenden Daten zur nachrichtendienstlichen Auslandsaufklärung weiterhin erforderlich sind. 
Eine Erforderlichkeit ist auch und insbesondere dann gegeben, wenn das der Einsichtnahme zugrundeliegende 
Ziel der Aufklärung weiterhin nachrichtendienstlich relevant ist oder das Datum als Quelle eines Produktes des 
Bundesnachrichtendienstes diente. 

Die Frist des bisherigen § 27 wurde insoweit von sieben Jahren auf sechs Jahre verringert, was zu einer weiteren 
Verringerung der (durch die fortwährende Speicherung anhaltenden) Eingriffstiefe führt. Vgl. zur Begründung 
für die nunmehr nur noch einmal erfolgende Prüfung die Ausführungen zu Absatz 3. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 trifft besondere Regelungen für kommunikationsbezogene Inhaltsdaten, die im Wege der Telekommu-
nikationsüberwachung erhoben wurden. Zunächst gilt, dass eine Prüfung der Daten auf ihre nachrichtendienstli-
che Wertigkeit unverzüglich nach Erhebung zu erfolgen hat. Dabei ist der Begriff der „Unverzüglichkeit“ im 
allgemeinen Rechtssinne zu verstehen, setzt also voraus, dass kein „schuldhaftes Zögern“ vorliegt. Eine pauschale 
Regelung, wie weit dieser Zeitraum zu bemessen ist, verschließt sich dabei. Zur Bestimmung im Einzelfall sind 
eine ganze Reihe von Faktoren maßgeblich, etwa das Volumen der zu prüfenden Daten, die personelle und kapa-
zitätsmäßige Ausstattung etc. Eine weitere Erforderlichkeit der erhobenen Daten ist auch und insbesondere dann 
gegeben, wenn das der Datenerhebung zugrundeliegende Ziel der Aufklärung weiterhin nachrichtendienstlich 
relevant ist. Im Anschluss an diese erstmalige unverzügliche Prüfung erfolgt nach Satz 2 eine (einmalige) weitere 
Prüfung wie in Absatz 1 nach (spätestens) sechs Jahren.  

Zu Absatz 3 
Zur Gewährleistung eines besonderen Schutzes der Kommunikation von deutschen Staatsangehörigen, sich im 
Bundesgebiet aufhaltenden Personen und inländischen juristischen Personen – ist in Absatz 3 festgeschrieben, 
dass eine erneute Überprüfung der Notwendigkeit der weiteren Datenspeicherung (die ihrerseits den Grundrechts-
eingriff perpetuiert) bei kommunikationsbezogenen Inhaltsdaten mit qualifiziertem Inlandsbezug nach zwei Jah-
ren zu erfolgen hat.  

Die im Artikel 10-Gesetz angelegte Prüffrist von sechs Monaten wurde insoweit unter Erwägungen wirtschaftli-
cher Verwaltung auf zwei Jahre verlängert und auch nicht endlos periodisch fortgeschrieben, sondern erfolgt 
künftig (nur noch) einmalig. Angesichts der erfolgten Erstselektion ist eine wirksam gestaltete nochmalige Rou-
tineüberprüfung erst nach 2 Jahren sinnvoll, da laufende Erkenntnisse zur Erforderlichkeit ohnehin in die laufende 
Bearbeitung eingehen und speziell bei Abschluss einer Maßnahme danach eine generelle Überprüfung der Wer-
tigkeit gewonnener Erkenntnisse erfolgt. Eine spätere Neubewertung, die nicht von einer neuen Information ver-
anlasst ist, sondern im Rahmen neuerlicher Gesamtschau erfolgt, kommt ernstlich erst mit einem wesentlich ver-
breiterten Bild von Folgeerkenntnissen in Betracht. Das bisher sehr kurze Überprüfungsstakkato ist danach eine 
Bürokratieroutine ohne relevanten Effekt für den Grundrechtsschutz. Dies gilt ebenso für die dauerhafte Fortfüh-
rung der Routinen. Bei bereits gesichert als erforderlich eingeschätzten Informationen kommt dem keine weitere 
Bedeutung zu. Deshalb werden die Sonderprüfungen zugleich nach 2 Jahren abgeschlossen. Dies führt nicht zu 
einem Wegfall von Prüfroutinen, sondern zur Einbettung in das allgemeine Verfahren der Weiterverarbeitungs-
vorschriften. Bei bereits gesichert als erforderlich eingeschätzten Informationen kommt dem keine weitere Be-
deutung zu. Dies führt nicht zu einem Wegfall von Prüfroutinen, sondern zur Einbettung in das allgemeine Ver-
fahren der Weiterverarbeitung. Der Reformansatz der operativen Stärkung soll gerade auch vermeiden, dass 
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operativer Ressourcen für unzweckmäßige Bürokratieroutinen gebunden werden. Wenn sie durch solche Auf-
wände vom Einsatz zur Gefahrerforschung abgehalten werden, beeinträchtigt dies wirksamen Rechtsgüterschutz. 

Zu Absatz 4 
Zuletzt sind in Absatz 4 besondere Prüfpflichten für personenbezogene Daten, die im Rahmen des Auslesens 
technischer Spuren bei informationstechnischen Angriffen nach § 36 verarbeitet wurden, geregelt. Da die Verar-
beitung insoweit bereits auf Erhebungsebene beschränkt ist, ist auch im Rahmen der weiteren Prüfung der Erfor-
derlichkeit der Daten eine entsprechende Begrenzung angezeigt. Flankiert wird dies in Absatz 4 Satz 3 durch eine 
Begrenzung bei der Auswertung von dem Bundesnachrichtendienst gefertigten Datenkopien, bei denen unver-
züglich zu prüfen ist, ob jenseits der in § 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bezeichneten Informationen auch weitere 
personenbezogene Daten enthalten sind. In Bezug auf die Trennbarkeit von Daten findet § 56 Absatz 4 Anwen-
dung. 

Zu § 66 (Besondere Löschpflichten für Daten aus der technischen Aufklärung) 
Die Vorschrift enthält besondere Löschpflichten für kommunikationsbezogene Daten aus der technischen Auf-
klärung. Für sonstige personenbezogene Daten, die mit Mitteln der technischen Aufklärung erhoben wurden, zu 
denen hier keine besonderen Regelungen getroffen werden, gelten die allgemeinen Regelungen für die Weiter-
verarbeitung personenbezogener Daten. Für personenbezogene Daten, die mit Mitteln der technischen Aufklärung 
erhoben wurden und in im Rahmen der Auftragserfüllung erstellen Produkten des Bundesnachrichtendienstes 
enthalten sind, gilt § 56 Absatz 6. 

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 ist zunächst der Umgang mit den im Rahmen der strategischen Aufklärung erhobenen personenbezo-
genen Daten geregelt. Wie bereits ausgeführt, darf der Bundesnachrichtendienst, in diese personenbezogenen Da-
ten unmittelbar anschließend an ihre Erhebung im Rahmen einer strategischen Aufklärungsmaßnahme Einsicht 
nehmen. Dem Bundesnachrichtendienst ist es nunmehr nach Absatz 1 auch möglich, die personenbezogenen Da-
ten zunächst für bis zu sechs Monate zu speichern und erst zu einem späteren Zeitpunkt (innerhalb dieser sechs 
Monate) im Wege der Einsichtnahme auf sie zuzugreifen. Die vergleichsweise kurze Speicherfrist ist geboten, da 
bereits die Erhebung der (u.a.) personenbezogenen Kommunikationsdaten im engeren Sinne einen Grundrechts-
eingriff darstellt (vgl. hierzu ausführlich oben), obschon eine inhaltliche Auswertung zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht erfolgt und nicht erfolgen kann. Dieser Grundrechtseingriff ist nur zu rechtfertigen, wenn die Speicherdauer 
eng begrenzt bleibt. Während der sechsmonatigen Speicherdauer darf der Bundesnachrichtendienst auch die 
Suchbegriffe, die er im Rahmen der Eignungsprüfung erkannt hat, in eine laufende Aufklärungsmaßnahme über-
führen und die kommunikationsbezogenen Inhaltsdaten mit diesem Suchbegriff nutzen, um relevante Verkehre 
im Datenspeicher (einschließlich des Verkehrs, welcher zur Generierung des Suchbegriffes genutzt wurde) zu 
finden.  

Führt die Einsichtnahme zu einer Weiterverarbeitung der Daten – weil sie für die nachrichtendienstliche Aus-
landsaufklärung erforderlich sind –, so finden grundsätzlich (mit Ausnahme der weiteren in diesem Unterabschnitt 
enthaltenen Bestimmungen) die allgemeinen Weiterverarbeitungsvorschriften des Unterabschnittes 1 Anwen-
dung.  

Zu Absatz 2 
Erhebt der Bundesnachrichtendienst mit Befugnissen der technischen Aufklärung verschlüsselte Daten oder Da-
ten, die aus anderen Gründen durch den Bundesnachrichtendienst nicht lesbar gemacht werden können (z.B. auf-
grund unbekannter/neuartiger technischer Protokolle), so ist eine Speicherung von bis zu fünfzehn Jahren zuläs-
sig. Dies folgt daraus, dass die Verschlüsselung bzw. Nichtlesbarkeit eine Einsichtnahme und anschließende in-
haltliche Nutzbarmachung verhindert, sodass sich auch das Eingriffsgewicht dieser Verarbeitungsschritte nicht 
manifestieren kann. Da es sich bei den Daten gleichwohl um nachrichtendienstlich relevante Daten handeln kann, 
soll der Bundesnachrichtendienst die Möglichkeit erhalten, diese Daten über die üblichen Zeiträume hinweg vor-
zuhalten. Nach Satz 2 kann in besonderen Ausnahmefällen auch eine Speicherung verschlüsselter Daten über den 
in Satz 1 genannten Zeitraum zulässig sein. Dies wird insbesondere bei solchen personenbezogenen Daten anzu-
nehmen sein, bei denen der Bundesnachrichtendienst bereits Kenntnis von der Wertigkeit hat, indes lediglich aus 
technischen Gründen eine Entschlüsselung oder sonstige Lesbarmachung der Inhalte (weiterhin) nicht möglich 
ist. Die Befugnis zur Speicherung umfasst auch lesbare Daten, soweit diese nicht oder nur mit unverhältnismäßig 
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hohem Aufwand von den nicht lesbaren Daten trennbar sind oder eine Trennung den Zweck der Speicherung 
gefährden würde. Letzteres betrifft dabei insbesondere auch den Fall von „lesbaren“ Metadaten bei „unlesbaren“ 
Inhaltsdaten. In Satz 3 ist geregelt, dass im Anschluss an eine Lesbarmachung das „reguläre“ Regime des Absatzes 
1 gilt, also eine Einsichtnahme innerhalb von sechs Monaten erfolgen muss, soweit es sich um Daten aus der 
strategischen Aufklärung handelt. Im Übrigen gelten im Anschluss die regulären Prüfpflichten.  

Zu Absatz 3 
Absatz 3 regelt ein unverzügliches Löschgebot für kommunikationsbezogene Inhaltsdaten mit qualifiziertem In-
landsbezug, bei denen es sich nicht um Metadaten handelt, wenn eine Einsichtnahme unter Missachtung der Vor-
gaben des § 34 Absatz 2 erfolgt ist (Nummer 1) oder – insoweit klarstellend – eine Prüfung der Relevanz der 
Daten deren fortbestehende Erforderlichkeit nicht bestätigt (Nummer 2). Im Rahmen der Löschpflicht der Num-
mer 1 erfolgt dabei nur eine Löschung derjenigen Datenkopien, welche im Rahmen der Weiterverarbeitung Ver-
wendung gefunden haben. Dies bedeutet, dass die Daten aus der ursprünglichen Erhebung – solange der Zeitraum 
der Datenspeicherung noch nicht abgelaufen ist – weiter im Datenspeicher vorgehalten werden können. 

Ausgenommen von der Löschpflicht sind solche Daten, die zur Prüfung der Rechtmäßigkeit der Datenverarbei-
tung, insbesondere für Kontrollzwecke des Unabhängigen Kontrollrats, oder zur Erfüllung von Mitteilungspflich-
ten weiter benötigt werden. Dies gewährt keinesfalls eine allgemeine Vorhaltung sämtlicher Daten für etwaige 
künftige Kontrollen, erforderlich ist vielmehr ein konkreter Anlass, der eine fortgesetzte Speicherung rechtfertigt. 

Zu Absatz 4 
In Absatz 4 ist eine Sondervorschrift für Erhebungsarten mit hier gesondert geregelten Speicherbefugnissen. Dies 
geht darauf zurück, dass diese Erhebungsbefugnisse typischerweise zu einer solchen Vielzahl von Datenerhebun-
gen folgen, dass eine inhaltliche Prüfung jedes Datums auf seine jeweilige Wertigkeit faktisch unmöglich wäre. 
Darüber hinaus ist den hier genannten Daten regelmäßig gemein, dass sie gerade nicht isoliert für sich genommen 
bereits von nachrichtendienstlicher Relevanz sind, sondern oft erst in ihrer Gesamtheit Rückschlüsse und Aus-
wertungen zulassen. 

Letzteres trifft dabei insbesondere auf die in Nummer 1 geregelten kommunikationsbezogenen Metadaten zu. 
Diese Daten sind von der (Vorab-)Prüfung auf ihre nachrichtendienstliche Wertigkeit nach Absatz 2 ausgenom-
men und unterliegen zudem einer weitergehenden Speicherfrist von bis zu zwölf Monaten. Die Vorschrift greift 
den bisherigen § 26 Absatz 5 auf, verlängert zugleich die dortige Speicherfrist und beinhaltet nunmehr auch die 
kommunikationsbezogenen Metadaten, die im Wege der Telekommunikationsüberwachung erhoben wurden. Be-
reits im bisherigen § 26 Absatz 5 ist die Möglichkeit der Verlängerung der Speicherfrist über die sechs Monate 
hinaus vorgesehen, wenn eine Speicherung für die Aufgabenerfüllung des Bundesnachrichtendienstes weiterhin 
erforderlich ist. Da dieser Fall in der Praxis sehr oft vorkommt, wurde die Speicherfrist angepasst. Rein faktisch 
ist die Verlängerung der Frist erforderlich, da der Bundesnachrichtendienst insbesondere auch bei periodisch auf-
tretenden Ereignissen (zum Beispiel bei sich jährlich wiederholenden militärischen Übungen) in die Lage versetzt 
werden muss, diese zielgerichtet und vergleichend anhand der erhobenen kommunikationsbezogenen Metadaten 
zu analysieren. 

In Nummer 2 werden diejenigen personenbezogenen Daten, die mittels Maßnahmen der (begrenzten) Erhebung 
gespeicherter Daten aus informationstechnischen Systemen (§§ 37 und 38) erhoben wurden, einer Speichermög-
lichkeit von bis zu 36 Monaten belegt. Diese Daten werden durch die hier getroffene Vorschrift von den allge-
meinen Speicherbefugnissen (von bis zu fünfzehn Jahren) ausgenommen. Stattdessen darf der Bundesnachrich-
tendienst diese Daten nur für einen deutlichen kürzeren Zeitraum von 36 Monaten – welcher in der Wertung dem 
bisherigen Recht entnommen wurde, vgl. dazu den bisherigen § 34 Absatz 7 Satz 2 – speichern. Die leitende 
Erwägung ist hier, dass der Bundesnachrichtendienst mit den in Rede stehenden Maßnahmen eine Vielzahl von 
Daten erhebt, für die eine gewisse Speicherfrist notwendig ist, um eine sinnvolle Auswertung zu ermöglichen (so 
auch schon in § 34 Absatz 7). Zugleich darf wegen der potentiellen Persönlichkeitsrelevanz der erhobenen Daten 
die pauschale Speichermöglichkeit nicht überdehnt werden. 

Die in Satz 2 enthaltene Möglichkeit einer über die spezifischen Speicherzeiträume hinausgehenden Speicherung 
entspricht dem bisherigen § 26 Absatz 5. Die dort enthaltende Regelung für „Metadaten“ wird nunmehr (auch) 
auf die übrigen Fallkonstellationen der vorsorgenden Speicherung bestimmter Datenarten aus der technischen 
Aufklärung (also insbesondere auch auf Daten aus Eingriffen in informationstechnische Systeme) erstreckt. Dies 
geschieht einerseits, um die Rechtslage zu vereinfachen und künftig nur noch ein einziges Verfahren für die 
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längere Speicherung vorzusehen (anstelle wie bislang zwei Verfahren nach § 26 Absatz 5 und § 24 Absatz 7 Satz 
2). Andererseits wird die Befassung des Unabhängigen Kontrollrates für die „Verlängerung“ (über die Unverzüg-
lichkeit hinaus) der Speicherzeiträume aufgehoben. Letztere Regelung war dabei bereits im geltenden Recht un-
zureichend: Eine „unverzügliche“ Prüfung kann im Einzelfall durchaus auch länger als drei Jahre andauern; eben 
dann, wenn aufgrund großer Datenmengen insoweit kein „schuldhaftes Zögern“ vorlag. Durch die Verlagerung 
dieser Entscheidung zum Bundesnachrichtendienst – der im Rahmen der Verlaufskontrolle selbstverständlich 
gleichwohl vom Unabhängigen Kontrollrat kontrolliert wird – werden zudem unnötige Bürokratien abgebaut.  

Zur Bejahung der Erforderlichkeit einer längeren Speicherung im Einzelfall ist es insoweit ausreichend, dass das 
der Datenhebung zugrundeliegende Ziel der Aufklärung weiterhin nachrichtendienstlich relevant ist; eine Prüfung 
jedes einzelnen erhobenen Datums ist mithin nicht erforderlich. 

Zu Absatz 5 
Soweit der Bundesnachrichtendienst im Rahmen der Verarbeitung von Daten aus Eingriffen in informationstech-
nische Systeme feststellt wird, dass die vor der Datenerhebung getroffene Prognose hinsichtlich der Nutzung des 
informationstechnischen Systems nicht als „eigenes privat genutztes“ unzutreffend war, mithin erst im Nach-
hinein festgestellt wird, dass das IT-System ausschließlich oder weit überwiegend als eigenes für die private Le-
bensführung - also als eigenes privat - genutzt wird, ist neben dem Vorliegen der entsprechenden materiellen 
Voraussetzungen insbesondere auch die notwendige Anordnung der Behördenleitung zur Datenerhebung nebst 
Rechtsmäßigkeitsprüfung des Unabhängigen Kontrollrats unverzüglich nachzuholen. Gleiches gilt, wenn im 
Nachhinein festgestellt wird, dass sich die Maßnahme gegen eine Person mit deutscher Staatsangehörigkeit oder 
eine sich im Bundesgebiet aufhaltenden Person gerichtet hat. Bis zur Entscheidung durch den Unabhängigen 
Kontrollrat dürfen die erhobenen Daten nicht weiter ausgewertet werden. Wenn die Anordnung nicht erfolgt oder 
deren Rechtmäßigkeit nicht bestätigt wird, sind die erhobenen Daten zu löschen. 

Damit ist denknotwendigerweise verbunden, dass eine Löschung der Daten unterbleibt, während eine Anordnung 
der Maßnahme, deren Erforderlichkeit erst nachträglich festgestellt wurde, eingeholt wird und vom Unabhängigen 
Kontrollrat geprüft wird.  

Zu Absatz 6 
In Absatz 6 ist eine Ausnahme von den in den Absätzen 3 bis 5 enthaltenen Löschpflichten für die eng begrenzten 
Fälle statuiert, in denen eine Weiterverarbeitung oder Übermittlung der personenbezogenen Daten zur Abwehr 
einer unmittelbar bevorstehenden Gefahr – also einer Sachlage, bei der das schädigende Ereignis bereits begonnen 
hat oder unmittelbar oder in allernächster Zeit mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bevorsteht - für 
ein besonders gewichtiges Rechtsgut erforderlich ist. Dies greift die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts auf, dass in diesen Fällen ausdrücklich eine Ausnahme angenommen hat (vgl. BVerfG, Urteil vom 19. Mai 
2020, 1 BvR 2835/17, Rn. 174). 

Zu Absatz 7 
Absatz 7 regelt, dass Löschungen nach dieser Norm unter Aufsicht eines Bediensteten mit Befähigung zum Rich-
teramt zu erfolgen haben. Hiermit ist nicht gemeint, dass ein solcher Bediensteter der Löschung bzw. derjenigen 
oder demjenigen, die oder der die Löschung tatsächlich ausübt – sei es auf technische Art und Weise, sei es durch 
tatsächliche Vernichtung von Material – körperlich anwesend und in physischer Präsenz beizuwohnen hat; etwa 
dadurch, dass er sich in der selben Amtsstube aufhält, wie die Person, welche den Löschvorgang durch Tasten-
druck initiiert. Vielmehr meint eine „Aufsicht“ hier in lebens- und praxisnaher Auslegung, dass die Verantwort-
lichkeit für die ordnungsmäße Durchführung der Löschung durch eine Bedienstete oder einen Bediensteten mit 
Befähigung zum Richteramt durch geeignete organisatorische und aufsichtliche Maßnahmen sicherzustellen ist. 

Zu § 67 (Besondere Protokollierungspflichten für Daten aus der technischen Aufklärung) 
Die Pflicht in Nummer 1, eine Einsichtnahme in personenbezogene Kommunikationsdaten mit qualifiziertem 
Inlandsbezug sowie deren Löschung zu protokollieren, greift die Regelung des § 5 Absatz 2 Satz 4 Artikel 10-
Gesetz auf und verfolgt zwei Ziele: Zum einen wird dem besonderen Schutz der kommunikationsbezogenen In-
haltsdaten mit qualifiziertem Inlandsbezug durch eine verfahrenssichernde Protokollierung bereits auf administ-
rativer Seite entsprochen. Durch die Notwendigkeit einer Protokollierung wird so bereits der Bundesnachrichten-
dienst selbst gehalten, die besondere Schutzbedürftigkeit zu berücksichtigen. Darüber hinaus ist die Protokollie-
rung entscheidend, um sicherzustellen, dass auch in den Fällen, in denen die kommunikationsbezogenen 
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Inhaltsdaten gelöscht wurden, eine wirksame Kontrolle möglich bleibt. Diese Kontrolle erstreckt sich dabei nach 
den allgemeinen Weiterverarbeitungsvorschriften insbesondere auch auf eine etwaige gerichtliche Nachprüfung 
und sieht eine Ausnahme von der Pflicht vor, die Protokolldaten am Ende des zweiten Kalenderjahres, das dem 
Jahr der Protokollierung folgt, zu löschen. Das Gesetz setzt insoweit die Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts um (BVerfG, Beschluss vom 8. Oktober 2024, 1 BvR 1743/16, Rn. 204ff.). 

Die Löschung von Daten nach § 66 Absatz 5 (vgl. die dortigen Ausführungen) ist ebenfalls zu protokolieren 
(Nummer 2). 

Nummer 3 ist der entsprechenden Regelung aus dem Artikel 10-Gesetz (§ 11 Absatz 1a Satz 6) übernommen. Der 
Verweis auf die weitergehenden Protokollierungspflichten dieses Gesetzes erfolgt klarstellend. 

Zu Abschnitt 6 (Übermittlung von personenbezogenen Daten) 
Abschnitt 6 regelt die Übermittlung von personenbezogenen Daten durch den Bundesnachrichtendienst. Dabei 
sehen einige der hier geregelten, konkreten Übermittlungsbefugnisse vor, dass eine Übermittlung auch „automa-
tisiert“ erfolgen kann. Damit ist gemeint, dass eine Übermittlung ohne vorherige Prüfung der nachrichtendienst-
lichen Relevanz der Daten erfolgen kann, also regelmäßig im sofortigen Anschluss an die Datenerhebung. Dar-
über hinaus kann eine Übermittlung von Daten, deren nachrichtendienstliche Relevanz bereits feststeht (sei es 
aufgrund einer Einzelfallprüfung, sei es aufgrund der Relevanz eines gesamten „Datenpakets“), ebenfalls auf au-
tomatischem Wege erfolgen. Dies schließt auch eine Übermittlung im unmittelbaren Anschluss an die Erhebung 
ein, wenn aufgrund der jeweiligen Spezifika feststeht, dass nur Daten bzw. „Datengesamtheiten“ von Relevanz 
erhoben wurden. Ein Beispiel hierfür wäre etwa die sofortige Übermittlung von Daten, die zu einem laufenden 
Cyberabwehr erhoben wurde, an inländische öffentliche Stellen. Hier findet keine „automatisierte“ Übermittlung 
im o.g. Sinne einer Rohdatenübermittlung statt, gleichwohl können die Daten, z.B. nach §§ 82 und 84, sofort 
automatisch an das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik übermittelt werden, da aufgrund der 
Einzelfallumstände regelmäßig von einer Relevanz der Daten auszugehen ist.  

Eine Übermittlung setzt voraus, dass der Bundesnachrichtendienst ein personenbezogenes Datum gezielt an einen 
Adressaten weitergibt, um diesen beispielsweise vor bestimmten Gefahren zu warnen. Eine Übermittlung liegt 
insoweit nicht vor, wenn der Bundesnachrich-tendienst – auch unter Verschleierung seiner Identität – offen ver-
fügbare Dienstleistungen in Anspruch nimmt, indem er beispielsweise ein personbezogenes Datum in eine 
Suchma-schine eingibt. Eine solche Abfrage ist regelmäßig als Annex der diesbezüglichen Erhebungsvorschrift, 
z.B. § 5, umfasst. Durch die Verschleierung der Herkunft des personenbezogenen Datums besteht für die Be-
troffenen keine zu einer gewöhnlichen Übermittlung vergleichbare Gefahrenlage, etwa durch Folgemaßnahmen 
aufgrund der Besorgnis eines Sicherheitsrisikos durch die betroffene Person, welcher der Gesetzgeber im Rahmen 
des § 85 Abs. 1 Satz 2 begegnen will. 

Zu Unterabschnitt 1 (Politische Unterrichtung und Information der Öffentlichkeit) 

Zu § 68 (Politische Unterrichtung) 
§ 68 ersetzt den bisherigen § 65 Absatz 1 und 2. 

Die zuvor in einem gemeinsamen mit der Information der Öffentlichkeit in einem Paragraphen geregelte politi-
sche Unterrichtung wird nunmehr aus Gründen der Übersichtlichkeit und besseren Lesbarkeit in einem gesonder-
ten Paragraphen geregelt. Ergänzt wird die Unterrichtungsmöglichkeit, auch an die den Landesregierungen nach-
geordneten Stellen (Absatz 1 Satz 2).  

Im Übrigen wurde der bisherige § 65 Absatz 1 Satz 3, der die Nichtanwendung der regulären Übermittlungsvor-
schriften statuiert hat, gestrichen, da sich diese Nichtanwendbarkeit nunmehr bereits aus der systematischen Ver-
ortung ergibt. Eine Ausnahme ist weiterhin in den gesetzlich gesondert aufgeführten Fällen (vormals nur § 11b 
Absatz 5) vorgesehen.  

Zu § 69 (Information der Öffentlichkeit) 
§ 69 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 65 Absatz 3. Ausdrücklich aufgenommen ist nun, dass der 
Bundesnachrichtendienste auch Fachkreise über Erkenntnisse informieren kann. Im Unterschied zu der allgemei-
nen Öffentlichkeit kann hier eine Information an einen kleinen abgrenzbaren Personenkreis erfolgen, der gerade 
nicht für alle zugänglich ist. Dies ist zum Beispiel bei einer Information auf einem Fachforum, z.B. zum Thema 
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Cybersicherheit oder Organisierte Kriminalität der Fall. Der Begriff der Historie wurde ersetzt durch den Begriff 
„Geschichte“, eine inhaltliche Änderung ist damit nicht intendiert. 

Zu Unterabschnitt 2 (Vorgaben zur Übermittlung von personenbezogenen Daten durch den 
Bundesnachrichtendienst) 
Die Regelungen dieses Unterabschnitts gelten für alle Übermittlungen der Unterabschnitte 3 und 4. Damit sind 
die allgemeinen Vorgaben dieses Unterabschnittes weder für die politischen Unterrichtungen nach § 68 noch die 
Information der Öffentlichkeit nach § 69 anzuwenden. 

Zu § 70 (Zweckbindung der übermittelten personenbezogenen Daten) 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 9a. Die Überschrift wurde aus redaktionellen Gründen angepasst.  

Zu § 71 (Protokollierung der Übermittlung) 
Die Regelung entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 9b Absatz 1. Die bisherigen § 9b Absatz 2 und 3 
wurde in § 57 Absatz 2 Satz 1 und § 57 Absatz 2 Nummer 1 übernommen.  

Zu § 72 (Verbundene personenbezogene Daten) 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 9c. 

Zu § 73 (Pflicht zur Übermittlung vervollständigter oder berichtigter Daten) 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 9d. 

Zu § 74 (Verbot der Übermittlung) 
Die Regelung entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 9e. Im Interesse einer schlanken Gesetzgebung wurde 
Absatz 2 nicht übernommen da es in der Praxis keine Anwendungsfälle gab und absehbar auch in Zukunft nicht 
geben wird. Die Streichung des Absatzes 2 ist gleichzeitig eine Angleichung an das MAD-Gesetz. Eine Übermitt-
lung ist ausgeschlossen, ohne dass es hierfür einer gesetzlichen Regelung bedürfte, wenn die zu übermittelnden 
Daten nicht der Verfügungsberechtigung des Bundesnachrichtendienstes unterliegen. 

Zu § 75 (Schutz von minderjährigen Personen bei Übermittlungen) 
Die Regelung greift den bisherigen § 9f und § 24 des Bundesverfassungsschutzgesetzes auf, gliedert deren Inhalt 
systematischer und harmonisiert auch die Formulierung systematisierend. Zudem erfolgt eine querschnittliche 
Regelung für Inlands- wie Auslandsübermittlungen.  

Wird die Beobachtung eines vormals Minderjährigen als Erwachsener fortgesetzt, erfolgt zu den vorhandenen 
Daten bei Übermittlungen sachgerecht keine Differenzierung danach, ob sie noch zum Verhalten im Minderjäh-
rigenalter angefallen waren. Entscheidend ist hier, ob auch solche Daten für den Übermittlungszweck erforderlich 
sind. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 enthält die Vorgaben für Übermittlungen an inländische Stellen. Zunächst gilt im Grundsatz, dass eine 
Übermittlung von personenbezogenen Daten von minderjährigen Personen erfolgen darf, wenn ausgeschlossen 
ist, dass eine Weiterverarbeitung zu negativen rechtlichen Folgen für die betroffene Person führen würde oder 
diese Person auf andere Weise erheblich beeinträchtigen würde (Nummer 1). Möglich ist eine Übermittlung dar-
über hinaus auch zur Gefahrenabwehr und Strafverfolgung, solange die minderjährige Person mindestens vier-
zehn Jahre alt ist (Nummer 2). Dies entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 9f Absatz 2. Ausnahmsweise 
ist auch eine Übermittlung von personenbezogenen Daten von minderjährigen Personen zulässig, wenn eine kon-
kretisierte Gefahr für eines der enumerativ genannten, besonders gewichtigen Rechtsgüter vorliegt (Nummer 3). 
Abweichend von Nummer 2 kann die minderjährige Person auch jünger als vierzehn Jahre sein. Eine Übermitt-
lung erfolgt ausschließlich zur Gefahrenabwehr. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 enthält die Vorgaben für die Übermittlung von personenbezogenen Daten von minderjährigen Personen 
an ausländische öffentliche Stellen. Hierbei kann eine Übermittlung an EU-, NATO oder angrenzende Staaten 
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grundsätzlich unter den gleichen Kautelen wie im Rahmen von Inlandsübermittlungen nach Absatz 1 erfolgen 
(Nummer 1).  

An andere Staaten ist eine Übermittlung nur möglich, wenn ausnahmsweise ein besonderes nachrichtendienstli-
ches Interesse an der minderjährigen Person – Ausländer im Ausland – besteht, etwa bei den (designierten) Nach-
folgern in diktatorischen Regimen (Nummer 2 Buchstabe a). Eine Übermittlung ist ferner auch an ausländische 
Strafverfolgungsbehörden nach § 86, wobei hier ein dringender Tatverdacht Voraussetzung ist (Nummer 2 Buch-
stabe b), sowie nach § 82 zur Gefahrenabwehr, wobei hier abermals eine Verengung der Rechtsgüter im Falle 
einer Übermittlung der Daten von Personen unter 14 Jahren erfolgt, zulässig. Die in § 86 enthaltenen Vorgaben 
für die Übermittlung an ausländische Stellen sind jeweils zu berücksichtigen. 

Zu § 76 (Übermittlung im Interesse der betroffenen Person) 
Die Regelung greift den bisherigen § 9h auf, vereinfacht diesen aber. Dabei erfolgt künftig eine allein objektive 
Interessenbetrachtung (weiterhin beschränkt auf eine „Offensichtlichkeit“ der Interessenlage). Beispielsweise bei 
einer Mitteilung entlastender Erkenntnisse an Strafverfolgungsbehörden ist eine vorherige Einwilligung des Be-
troffenen nicht erforderlich. Bei einigen Sachverhalten kann nicht sachgerecht auf eine hypothetische Einwilli-
gung abgestellt werden, etwa wenn der Betroffene sich aufgrund psychischer Probleme selbst gefährdet oder eine 
Gefährdung eines minderjährigen Betroffenen gerade vom Personensorgeberechtigten ausgeht. Die Änderung 
dient daher gleichermaßen der Effizienz als auch der Effektivität der Schutzmaßnahme für die tatsächlich be-
troffene Person. Die explizite Nennung der Übermittlung zum Schutz einer minderjährigen Person (bislang in § 
9h Absatz 2) ist auf Grund der Neufassung der Regelung nicht mehr erforderlich. Sie ist aber natürlich weiterhin 
möglich. 

Rechtssystematisch handelt es sich um eine eigene Übermittlungsvorschrift. Ergänzt wurde die Möglichkeit, in 
diesen Fällen auch automatisiert zu übermitteln.  

Zu § 77 (Vorgaben für die Übermittlung von personenbezogenen Daten aus besonderen Erhebungsarten) 
Die Vorschrift enthält die – konsolidierten – Sonderregelungen für die Übermittlungen von personenbezogenen 
Daten, welche mit besonderen Eingriffsbefugnissen erlangt wurden. Dies sind die Befugnisse zu Wohnraumüber-
wachungen (§§ 29 und 113) sowie zum Eingriff in eigengenutzte informationstechnische Systeme (§ 37 Ab-
satz 3). Sollte ausnahmsweise ein Eingriff nach § 120 in ein eigengenutztes informationstechnisches System er-
folgen, fallen auch die in diesem System erhobenen Daten in den Anwendungsbereich der Vorschrift; da § 120 
indes nicht zwischen verschiedenen Gerätearten unterscheidet, ist eine Pauschalverweisung insoweit nicht mög-
lich. 

Die Vorschrift unterscheidet jeweils zwischen der Übermittlung an Strafverfolgungsbehörden (jeweils Buchstabe 
a) und an sonstige Stellen (jeweils Buchstabe b), und trägt dem Kriterium der hypothetischen Datenneuerhebung 
Rechnung, indem die Weiterverarbeitung zur Gefahrenabwehr den hierzu verfassungsrechtlich gebotenen Zweck- 
und Schwellenvoraussetzungen folgt und die Übermittlung zur Strafverfolgung an den Straftatenkatalog der straf-
prozessualen Ermittlungsbefugnis gebunden wird (§ 100c Absatz 1 Nummer 1 verweist auf § 100b Absatz 2 
StPO). Unter die sonstigen Stellen fallen sowohl inländische wie ausländische, als auch öffentliche wie nicht 
öffentliche Stellen. 

Dabei folgen die besonderen Vorgaben für die Übermittlungen von Daten aus Wohnraumüberwachung und dem 
Eingriff in komplexe informationstechnische Systeme unmittelbar der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung 
(BverfG, Urteil vom 26. April 2022, 1 BvR 1619/17, Rn. 228, 388). 

Zu § 78 (Einrichtung automatisierter Abrufverfahren) 
§ 78 enthält – komplementär zu § 10 Absatz 2 Satz 3 – eine Regelung zur Einrichtung automatisierter Abrufver-
fahren. Zur Beurteilung, ob ein geeigneter Fall vorliegt, sind sowohl rechtliche Kriterien (speziell die Gewähr-
leistung der Übermittlungsverbote nach § 73) wie auch fachliche Aspekte, die einerseits in technischen Bedin-
gungen liegen und andererseits bei einem Nachrichtendienst im typischerweise gebotenen Geheimschutz, zu be-
rücksichtigen. Ziel der Einrichtung eines automatisierten Abrufverfahrens ist, dass die Verantwortung der Daten-
weiterverarbeitung klar zugeordnet wird und nach demselben Datenmodel strukturierte Datensysteme geführt 
werden müssen, bei denen dann automatisierte Abrufzugriffe eingeräumt werden können. Praktische Anwen-
dungsfällte kommen insbesondere in der Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für den Verfassungsschutz oder 
dem Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst in Betracht. 
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Zu Unterabschnitt 3 (Übermittlung von personenbezogenen Daten durch den Bundesnachrichtendienst) 

Zu § 79 (Übermittlung an inländische Nachrichtendienste) 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 11, wobei in Nummer 1 die Begrifflichkeit angepasst wurde. Ergänzt 
wurde die Möglichkeit, Daten auch automatisiert an inländische Nachrichtendienste zu übermitteln.  

Zu § 80 (Übermittlung an die Bundeswehr) 
Die Regelung ist Ausdruck der besonderen Zusammenarbeit des Bundesnachrichtendienstes als dem Auslands-
nachrichtendienst der Bundesrepublik Deutschland (vgl. § 1 Absatz 1) mit der Bundeswehr. Der Bundesnachrich-
tendienst ist in seiner Rolle als der Auslandsnachrichtendienst der Bundesrepublik Deutschland auch mit der mi-
litärischen nachrichtendienstlichen Auslandsaufklärung betraut. . Dies setzt voraus, dass auch personenbezogene 
Daten, die für die Aufgabenwahrnehmung der Bundeswehr erforderlich sind, unmittelbar und ohne Zeitverzug an 
die Bundeswehr übermittelt werden können. Der Bundesnachrichtendienst versorgt die Bundeswehr mit für die 
Aufgabenerledigung der Bundeswehr unverzichtbaren Informationen, insbesondere zur Landes- und Bündnisver-
teidigung sowie zu Einsätzen im Ausland, aber auch zu sonstigen Aufgabenwahrnehmungen der Bundeswehr. 
Nur durch die enge Zusammenarbeit des Bundesnachrichtendienstes mit der Bundeswehr kann die äußere Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutschland uneingeschränkt wahrgenommen werden. Im Koalitionsvertrag der 21. Le-
gislaturperiode (ab Rn. 3971) wurde dazu u.a. vereinbart: „Wir werden sämtliche Voraussetzungen schaffen, da-
mit die Bundeswehr die Aufgabe der Landes- und Bündnisverteidigung uneingeschränkt erfüllen kann. Unser Ziel 
ist es, dass die Bundeswehr einen zentralen Beitrag zur Abschreckungs- und Verteidigungsfähigkeit der NATO 
leistet und zu einem Vorbild im Kreis unserer Verbündeten wird.“ 

Für eine uneingeschränkte Aufgabenerfüllung der Bundeswehr sind die Informationen des Bundesnachrichten-
dienstes zentral. Aus diesem Grund sind die Übermittlungsbefugnisse des Bundesnachrichtendienstes an die Bun-
deswehr gesondert zu regeln. 

Die Bundeswehr wird bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben, insbesondere zur Landes- oder Bündnisverteidigung 
sowie der Vorbereitung oder Durchführung von Auslandseinsätzen, in einem eng begrenzten Aufgabenbereich 
auf Grundlage verfassungsunmittelbarer Befugnisnormen sowie – je nach Einzelfall – von Bundestagsmandaten 
und/oder völkerrechtlichen Rechtsgrundlagen, die auch als nationales Recht gelten, tätig. Die Bundeswehr dient 
in allen ihren originären Tätigkeitsfeldern dem Schutz überragend wichtiger Rechtsgüter wie der Verteidigungs- 
und Bündnisfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland, und damit letztlich auch zu Leib und Leben der Bevölke-
rung im Rahmen der Landes- oder Bündnisverteidigung sowie Leib und Leben von Soldatinnen und Soldaten im 
Auslandseinsatz.  

Die Bundeswehr wird ggf. auf Grundlage der durch den Bundesnachrichtendienst übermittelten personenbezoge-
nen Daten auch mittels belastenden Folgemaßnahmen gegenüber Betroffenen tätig. Dabei handelt es sich jedoch 
nicht um die Ausübung „operativer Anschlussbefugnisse“ im Sinne der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung 
zur Übermittlung personenbezogener Daten. In seiner bisherigen Spruchpraxis zu Überwachungsbefugnissen und 
Datenverarbeitung hat das Bundesverfassungsgericht daher konsequenterweise keine entsprechenden Vorgaben 
für die Bundeswehr entwickelt. 

Hintergrund hierfür ist die verfassungsrechtliche Sonderrolle der Bundeswehr, die im Wesentlichen durch drei 
Merkmale gekennzeichnet ist:  
Zum einen wird die Bundeswehr im bewaffneten Konflikt tätig, für den die Maßgaben des Humanitären Völker-
rechts gelten. Die vom Bundesverfassungsgericht zum Grundrechtsregime entwickelten Maßstäbe lassen sich da-
rauf nicht übertragen. Weiterhin darf die Bundeswehr als „Parlamentsheer“ in bewaffnete Unternehmungen aus-
schließlich aufgrund einer Entscheidung des Bundestags im Einzelfall einbezogen werden. Dieser wehrverfas-
sungsrechtliche Parlamentsvorbehalt (vgl. BVerfG, Urteil vom 12. Juli 1994, 2 BvE 3/92 u.a., Rn. 321ff.; Urteil 
vom 7. Mai 2008, 2 BvE 1/03, Rn. 58ff.; Urteil vom 23. September 2015, 2 BvE 6/11, Rn. 65ff.) bildet die 
Legitimationsbasis für das Handeln der Bundeswehr. Zuletzt bildet die Bundeswehr gemeinsam mit dem Bundes-
nachrichtendienst ein integriertes System der äußeren Sicherheit. Der Bundesnachrichtendienst ist neben seiner 
Funktion als ziviler Auslandsnachrichtendienst auch der mit der militärischen Auslandsaufklärung betraute Nach-
richtendienst der Bundesrepublik Deutschland und arbeitet insofern technisch und personell äußerst eng mit der 
Bundeswehr zusammen. 
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Vor diesem Hintergrund ist es nicht erforderlich, die vom Bundesverfassungsgericht entwickelten Maßstäbe für 
Datenübermittlungen durch Nachrichtendienste an andere öffentliche Stellen mit operativen Anschlussbefugnis-
sen, wie etwa Polizeien, auf das Verhältnis des Bundesnachrichtendienstes zur Bundeswehr anzuwenden.  

§ 80 regelt insofern typisierend den Grundfall der Datenübermittlungen des Bundesnachrichtendienstes, der als 
der Auslandsnachrichtendienst der Bundesrepublik Deutschland mit der zivilen und auch militärischen nachrich-
tendienstlichen Auslandsaufklärung betraut ist, an die Bundeswehr zur Stärkung der Verteidigungs- und Bünd-
nisfähigkeit. 

Nicht umfasst ist der atypische Ausnahmefall des Einsatzes der Bundeswehr im Bereich der Amtshilfe für die 
Polizei nach Artikel 35 Absatz 2 und 3 des Grundgesetzes sowie in einem inneren Notstand nach Artikel 87a 
Absatz 4 des Grundgesetzes. In diesen Fällen wird die Bundeswehr außerhalb ihrer originären Aufgaben quasi-
polizeilich tätig. Um eine Umgehung der für die Polizeibehörden geltenden strengen Anforderungen zu verhin-
dern, sind in diesen Fällen dieselben Übermittlungsvoraussetzungen wie für die Übermittlungen an Polizeien ge-
boten.  

Zu Absatz 1 
Der Bundesnachrichtendienst soll personenbezogene Daten an die Bundeswehr übermittelt, wenn dies für die 
Einsatzbereitschaft und Sicherheit der Bundeswehr oder verbündeter Streitkräfte erforderlich ist (Nummer 1). 
Umfasst sind davon sowohl operativ-taktische wie auch strategische Informationen. So benötigt die Bundeswehr 
z.B. auch personenbezogene Daten zur Krisenfrüherkennung im Ausland. Informationen die für die Funktionsfä-
higkeit und Sicherheit der Bundeswehr erforderlich sind umfassen u.a. geplante Sabotageakten im Zusammen-
hang mit der Bundeswehr. Ohne die entsprechenden personenbezogenen Daten könnte die Bundeswehr keine 
kontinuierliche Bewertung der Sicherheitslage durchführen und die erforderlichen Maßnahmen ergreifen.  

Die Übermittlung soll auch zur Landes- und Bündnisverteidigung (Nummer 2) erfolgen. Die Übermittlung findet 
insbesondere statt zum Erhalt der Handlungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland, zum Schutz der Bevöl-
kerung und Institutionen sowie zur Verteidigung des bundesdeutschen Territoriums gegen Angriffe und Bedro-
hungen von außen, vgl. auch § 2 Absatz 2 Nummer 2 nebst Begründung. Der Begriff Landes- und Bündnisver-
teidigung ist weit zu verstehen und umfasst um verteidigungsfähig zu sein, insbesondere sämtliche Vorfeldmaß-
nahmen, die vor dem Eintritt des Verteidigungsfalls oder Bündnisfalls getroffen werden. Dies setzt insbesondere 
auch einen Beitrag zur Krisenfrüherkennung und zur Erstellung informierter Lagebilder voraus. 

Auch zur Vorbereitung und Durchführung von Auslandseinsätzen (Nummer 3) benötigt die Bundeswehr perso-
nenbezogene Daten. Sie sind Grundlage der Erarbeitung verschiedener Planungsprozesse auf strategischer, ope-
rativer und taktischer Ebene und zielen dabei regelmäßig unmittelbar auf belastende Folgemaßnahmen unter Ein-
haltung verfassungs- und völkerrechtlicher Normen gegenüber betroffenen Dritten ab. Bewaffneten Konflikten 
inhärent sind hohe Dynamiken und damit regelmäßig nicht vorhersehbare Eskalationsgeschwindigkeiten. Kurze 
Reaktionsmöglichkeiten sind daher die Norm und nicht die Ausnahme. Zur konsequenten Wahrnehmung ihres 
verfassungsrechtlichen Auftrages auch zum Schutz überragend wichtiger Rechtsgüter ist die Nutzung von durch 
den Bundesnachrichtendienst übermittelten Daten bereits in der Vorbereitungs-/Planungsphase von Auslandsein-
sätzen unabdingbar. Auslandseinsätze der Bundeswehr im Sinne dieses Gesetzes sind alle Formen des Einsatzes 
deutscher Streitkräfte. Dazu zählen mandatierte Einsätze, einsatzgleiche Verpflichtungen der Bundeswehr, die 
Beteiligung an Missionen (NATO bzw. EU und VN), sowie besondere Einsatzformen (zum Beispiel Einsätze der 
Spezialkräfte oder seegehender Einheiten) oder Evakuierungsoperationen. 

Zu Absatz 2 
Essentiell ist die Möglichkeit der Datenübermittlung ohne Zeitverzug. Die Bundeswehr ist zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben auf valide und schnelle Datenübermittlung angewiesen. Diese kann in vielen Fällen nur durch eine 
automatisierte Datenübermittlung ohne vorherige Prüfung der Datenrelevanz gewährleistet werden. Auch inso-
weit ist zu berücksichtigen, dass es sich hierbei nicht um einen regulären zwischenbehördlichen Austausch von 
Daten handelt, sondern die Bundeswehr mit dem Bundesnachrichtendienst, der als der Auslandsnachrichtendienst 
der Bundesrepublik Deutschland neben der zivilen auch mit der militärischen nachrichtendienstlichen Aufklärung 
betraut ist, ein integriertes System des militärischen Handelns und der äußeren Sicherheit bildet. Das heißt, dass 
der Bundesnachrichtendienst Daten auch für die Bundeswehr erhebt. Dies erfordert eine auch automatisierte, 
echtzeitnahe Datenübermittlung von Rohdaten. 
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Zu § 81 (Übermittlung an inländische öffentliche Stellen zur Strafverfolgung) 
Die Regelung ersetzt den bisherigen § 11a. In Ansehung der fortgeführten Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts und von Bedarfen der Strafrechtspflege werden die Vorgaben zur Übermittlung personenbezogener 
Daten zur Strafverfolgung hier neu gefasst. 

Zu Absatz 1 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 11a Absatz 1 Satz 1. Ersucht eine Strafverfolgungsbehörde den Bun-
desnachrichtendienst um Übermittlung von Daten, liegt die Verantwortung für die Zulässigkeit des Ersuchens bei 
ihr. Der Bundesnachrichtendienst prüft allerdings, ob von ihm anzuwendende besondere Übermittlungsregelun-
gen entgegenstehen. Dies sind hier die Schranken der speziellen Übermittlungsbefugnis des § 74. Der Bundes-
nachrichtendienst muss danach prüfen, ob die Strafverfolgung wegen einer besonders schweren Straftat nach Ab-
satz 2 erfolgt. Einer sphärenzugeordneten Verantwortungsverteilung entspricht dabei, dass die Dichte des Ver-
dachtes, der das Ersuchen initiiert, nur von der ersuchenden Strafverfolgungsbehörde einzuschätzen ist. Der Bun-
desnachrichtendienst kann faktisch nicht nachvollziehen, ob dem Ersuchen bestimmte Tatsachen zugrunde liegen, 
die Daten zur Strafverfolgung erforderlich sind oder die Verdachtsannahme überhaupt berechtigt ist. 

Zu Absatz 2 
Der Absatz 2 definiert die besonders schweren Straftaten neu und trägt damit der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts Rechnung (vgl. BVerfG, Beschluss vom 17. Juli 2024, 1 BvR 2133/22). Die Qualifizierung einer 
Straftat als schwer oder besonders schwer muss nach diesem Beschluss in der Strafnorm selbst einen objektivier-
ten Ausdruck finden (a.a.O., Rn. 206).  

Dieser objektivierte Ausdruck bleibt dabei allerdings nicht auf den Strafrahmen reduziert, wenngleich dieser einen 
maßgebenden Anhaltspunkt für die Schwere einer Straftat liefert (a.a.O., Rn. 202). Vielmehr können auch andere 
Umstände, „tatbestandlich umschrieben, das besondere Gewicht der Straftat begründen“ (a.a.O., Rn. 205). „Maß-
geblich für die Schwere des tatbestandlichen Unrechts sind der Rang des verletzten Rechtsguts und andere tatbe-
standlich umschriebene, gegebenenfalls auch in einem Qualifikationstatbestand enthaltene Begehungsmerkmale 
und weitere Tatfolgen“ (a.a.O., Rn. 202). Dem trägt die Nummer 2 Rechnung. 

Der Umstand, dass eine Übermittlung nur im Falle einer besonders schweren Straftat möglich ist, schränkt dabei 
nicht das Legalitätsprinzip der Strafverfolgung ein. Übermittelt der Bundesnachrichtendienst einen Sachverhalt, 
so hat die Strafverfolgungsbehörde diesen unter allen in Betracht kommenden Gesichtspunkten zu würdigen. Er-
geben sich aus dem übermittelten Sachverhalt andere Straftaten, die für sich genommen nicht schwer genug wie-
gen, dass sie eine Übermittlung rechtfertigen würden, so kann auch dieses Delikt selbstverständlich verfolgt wer-
den, unabhängig davon, ob das Ausgangsdelikt der Übermittlung sich gerichtsverwertbar anklagereif verdichten 
lässt.  

Übermittelt der Bundesnachrichtendienst beispielsweise wegen des Verdachts einer Mitwirkung an einem Organ-
handel (strafbar nach § 18 des Transplantationsgesetzes) und übermittelt dabei einen Sachverhalt, welcher zu-
gleich eine Körperverletzung begründet, so darf die empfangende Behörde auch die Körperverletzung weiterver-
folgen.  

Zu Nummer 1 
Der bisherige § 11a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 ist vom Bundesverfassungsgericht bestätigt worden (a.a.O. Rn. 
203, 212) und wird hier übernommen. 

Zu Nummer 2 
Für die Qualifizierung einer Straftat als besonders schwer kann auch das geschützte Rechtsgut sowie dessen Be-
deutung für die Rechtsgemeinschaft von Belang sein und daher ergänzend zum Strafrahmen berücksichtigt wer-
den (a.a.O. Rn. 205). Für die Festlegung, welche Straftatbestände als besonders schwer gelten sollen, kann der 
Gesetzgeber neben dem Rückgriff auf bestehende Kataloge auch einen eigenen Katalog schaffen (a.a.O. Rn. 206). 
Die Anlage zu § 81 listet daher Delikte auf, die eine Höchststrafe von fünf Jahren Freiheitsstrafe vorsehen und 
tatbestandlich durch Tatbegehung oder -folgen zur besonders schweren Straftat qualifiziert sind. 
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Zu § 82 (Übermittlung an inländische öffentliche Stellen zur Gefahrenabwehr) 
Die Trennung des bisherigen § 11b in drei gesonderte Vorschriften (§§ 82 bis 84) dient der Vereinheitlichung der 
Systematik der Gesetze der Nachrichtendienste des Bundes. 

Entsprechend sieht das Gesetz nun eine Übermittlung an inländische öffentliche Stellen in drei „Kategorien“ vor: 
Erstens eine Übermittlung zur Gefahrenabwehr bei Vorliegen einer konkretisierten Gefahr in § 82. Zweitens eine 
Übermittlung zum „administrativen Rechtsgüterschutz“ (so die Terminologie des Bundesverfassungsschutzgeset-
zes und des Gesetzes über den Militärischen Abschirmdienst), bei denen in eng umrissenen Ausnahmen auch im 
„Gefahrenvorfeld“ (so die Terminologie des BND-Gesetzes) eine Übermittlung ermöglicht wird, § 83. Leitend 
ist insoweit die Überlegung, dass die Übermittlung hier von konkreten Risikofaktoren veranlasst ist, die das Ge-
fährdungspotenzial der jeweiligen Bedrohung steigern und auf die danach zum vorbeugenden Rechtsgüterschutz 
administrativ-ordnungsbehördlich einzuwirken ist (vgl. hierzu auch die Begründung des bisherigen § 20 des Bun-
desverfassungsschutzgesetzes in BT-Drs. 20/9345, S. 24). Drittens ist eine Übermittlung dann möglich, wenn die 
Informationen für Aufgaben der empfangenen Stelle erforderlich sind, die dem Schutz besonders gewichtiger 
Rechtsgüter dienen und (darüber hinaus) die Wahrnehmung der Aufgaben ohne operative Anschlussmaßnahmen 
zu Lasten der betroffenen Person erfolgt, § 84. Der bisherige § 11b Absatz 2 wird somit im Ergebnis aufgetrennt 
und der dort enthaltene Katalog in Teilen von dem notwendigen Ausschluss von „Folgemaßnahmen mit unmit-
telbarer Außenwirkung“ (in der Terminologie des bisherigen Gesetzes) gelöst.  

§ 82 greift den bisherigen § 11b Absatz 1 auf. Der bisher in § 11b Absatz 1 enthaltene Rechtsgüterkatalog wurde 
in etwas modifizierter Form aus systematischen Gründen nunmehr in § 2 Absatz 2 übernommen. Eine inhaltliche 
Änderung mit Blick auf die durch den Bundesnachrichtendienst geschützten Rechtsgüter geht mit der Modifizie-
rung nicht einher, vgl. dazu die Begründung zu § 2 Absatz 1. In Absatz 2 findet sich die vormals in § 11b Absatz 
7 enthaltene Übermittlungspflicht an (insoweit klarstellend ergänzt) im Einzelfall zuständige Gefahrenabwehrbe-
hörden im Falle einer unmittelbar bevorstehenen Gefahr. 

Aufgelöst wurde zudem die vormals enthaltene Bezugnahme auf die „nicht in den §§ 11 und 11a genannten“ 
öffentlichen Stellen. Diese Einschränkung führte zu Problemen bei der Zuordnung von Behörden, welche sowohl 
Strafverfolgungs- als auch Gefahrenabwehraufgaben wahrnehmen. Zudem stand sie z.B. einer Übermittlung von 
Hintergrundinformationen (also solchen, die keinen Bezug zu einem konkreten Strafverfahren haben) an den Ge-
neralbundesanwalt entgegen, vgl. hierzu § 83.  

Die bisher in § 11b Absatz 3 und 4 enthaltenen Vorgaben entfallen, da § 80 nunmehr die Übermittlung von per-
sonenbezogen Daten an die Bundeswehr gesondert regelt.  

Zu § 83 (Übermittlung an inländische öffentliche Stellen im Gefahrenvorfeld) 
In § 83 geht der bisherige § 11b Absatz 2 auf. Wie oben dargestellt wird insoweit nunmehr zwischen den Über-
mittlungen „im Gefahrenvorfeld“, welche grundsätzlich auch dann möglich sind, wenn administrativ-ordnungs-
behördliche Folgemaßnahmen die Folge sind (§ 83), und Übermittlungen unter Ausschluss von operativen An-
schlussmaßnahmen (hierzu § 84) unterschieden.  

Zu Absatz 1 
Der Katalog in Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 11b Absatz 2. Die bisherige Nummer 5 konnte entfallen. Die 
dort geregelte Fallgruppe geht, da hier operative Anschlussmaßnahmen nicht in Rede stehen, nunmehr in 
§ 84 Absatz 1 auf. Auch Nummer 6 wurde aufgrund der Regelung in § 80 gestrichen.  

Soweit nach Nummer 1 eine Übermittlung zur Bereitstellung von Hintergrundinformationen ermöglicht wird, so 
ist zwar regelmäßig nicht davon auszugehen, dass die so übermittelten Informationen für operative Folgemaß-
nahme verwendet werden. Ausgeschlossen ist dies indes nicht; möglich wäre es insoweit also, Hintergrundinfor-
mationen an die Bundespolizei zu Grenzüberschreitungen zu übermitteln und diese könnte sodann auf Grundlage 
dieser Informationen (auch) operativ tätig werden. Ergänzt werden – parallel zu den entsprechenden Änderungen 
im Bundesverfassungsschutzgesetz die Nummer 2 und 3. Zudem wurde Nummer 5 ergänzt. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 regelt – in Entsprechung des § 20 Absatz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes - die Datenübermitt-
lungen zur Prüfung der Voraussetzungen begünstigender Maßnahmen. Solche Maßnahmen können die rechtlich 
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geschützten Interessen der betroffenen Person erheblich berühren, haben jedoch weder selbst Zwangscharakter 
noch können sie mit Zwangsmitteln durchgesetzt werden. Das strenge Erfordernis einer konkretisierten Gefahr 
als Mindestschwelle der Datenübermittlung gilt für sie daher nicht, während sich die verfassungsrechtlichen An-
forderungen an den Rechtsgüterschutz auch auf diese Übermittlungen erstrecken (BVerfG, Urteil vom 26. April 
2022, 1 BvR 1619/17, Rn. 254 ff.). 

Zu § 84 (Übermittlung an inländische öffentliche Stellen ohne Möglichkeit operativer 
Anschlussmaßnahmen) 

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 geht der bisherige § 11b Absatz 2 Nummer 5 auf.  

Zu Absatz 2 
In Umsetzung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (vgl. BVerfG, Beschluss vom 17. Juli 2024, 1 
BvR 2133/22, Rn. 221ff.) erfolgte eine Änderung des Absatzes 2 dahingehend, dass nunmehr nicht länger darauf 
abgestellt wird, dass die übermittelten personenbezogenen Daten nicht zur operativen Anwendung unmittelbaren 
Zwangs genutzt werden dürfen. Hierzu hat das Bundesverfassungsgericht nämlich ausgeführt, dass das „Merkmal 
der Unmittelbarkeit (…) keine zwingende Voraussetzung für die Geltung der strengeren Anforderungen an die 
Übermittlung“ ist (BVerfG, Beschluss vom 17. Juli 2024, 1 BvR 2133/22, Rn. 231). Vielmehr ist nun entschei-
dend, ob die Übermittlung für Aufgaben erforderlich ist, welche die empfangende Stelle ohne „operative An-
schlussmaßnahmen“ zu Lasten der betroffenen Person wahrnimmt. Dass insoweit die konkrete, mit den übermit-
telten Daten verbundene Aufgabenwahrnehmung maßgeblich ist, entspricht ebenfalls der verfassungsgerichtli-
chen Rechtsprechung (BVerfG, Beschluss vom 17. Juli 2024, 1 BvR 2133/22, Rn. 111). 

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 wird (klarstellend) geregelt, dass eine Nutzung von personenbezogenen Daten durch die empfangende 
Stelle nur dann für operative Anschlussmaßnahmen zulässig ist, wenn die Übermittlungsvoraussetzungen der 
§§ 81 und 82 vorliegen. Die Vorschrift entspricht insoweit § 22 Absatz 3 Satz 3 des Bundesverfassungsschutzge-
setzes. 

Zu Absatz 4 
In Absatz 4 ist die Befugnis geregelt, personenbezogene Daten zum Zweck der Forschung und Entwicklung (auch) 
automatisiert an inländische öffentliche Stellen (z.B. Universitäten) zu übermitteln. Zur Unkenntlichmachung 
vergleiche die Ausführungen zu § 32 Absatz 3 Nummer 4. 

Zu § 85 (Übermittlung an inländische nichtöffentliche Stellen) 
Die Regelung ersetzt den bisherigen § 11c und modifiziert diesen. Um den Verwaltungsaufwand zu reduzieren, 
und die Übermittlungsverfahren effizient zu gestalten, wurde das im bisherige Absatz 2 geregelte Zustimmungs-
verfahren gestrichen. Ein solches kann untergesetzlich geregelt werden. Die Regelung im bisherigen § 11c Absatz 
3 ist durch die neue Regelungssystematik des BND-Gesetzes entbehrlich. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 wurde sprachlich gegenüber der Regelung im bisherigen § 11c angepasst. In Nummer 1 wird auf die 
konkretisierte Gefahr für ein besonders gewichtiges Rechtsgut (§ 2 Absatz 1) abgestellt. Zusätzlich enthält Satz 1 
nunmehr eine Subsidiaritätsregelung. Eine Übermittlung an nicht öffentliche Stellen kommt beispielsweise nach 
Nummer 1 bei Cyberangriffen in Betracht, bei denen es erst auf Grundlage von Hinweisen durch den Bundes-
nachrichtendienst möglich, Bedrohungen zu identifizieren und entsprechende Schutzmaßnahmen einzuleiten. 

In Nummer 2 wurde die Aufzählung der Ziele sowie Satz 2 angepasst. Die neu eingefügten Ziele wurden aufgrund 
der veränderten Bedrohungslage aufgenommen: 

Der neu hinzugekommene Schutz in der Informationstechnik (Nummer 2 Buchstabe e) umfasst alle organisatori-
schen, technischen, personellen und infrastrukturellen Maßnahmen, die darauf abzielen, IT-Komponenten, An-
wendungen, Daten, Systeme, Netzwerke und Prozesse ganzheitlich vor Cyberbedrohungen zu schützen. Ziel ist 
es, die Schutzziele Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit sowie Authentizität und Nachvollziehbarkeit sicher-
zustellen. Der Schutz bezieht sich auf die Prävention, Erkennung, Reaktion und Wiederherstellung im 
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Zusammenhang mit Bedrohungen, die im digitalen Raum entstehen – darunter Schadsoftware, unbefugter Zugriff, 
Datenlecks, Manipulation, Ausspähung, Sabotage, Denial-of-Service-Angriffe und andere Formen von Cyberan-
griffen. Dabei sind sowohl klassische IT-Systeme (wie Server, Clients, Netzwerkinfrastruktur, Speicherlösungen) 
als auch moderne digitale Komponenten (wie mobile Endgeräte, Cloud-Dienste, industrielle Steuerungssysteme, 
IoT-Geräte, Webanwendungen und KI-Systeme) einzubeziehen. 

Der Schutz der Sicherheit in der Informationstechnik wird insbesondere auch durch den regelmäßigen Austausch 
mit nicht öffentlichen Stellen zu gegenwärtigen Bedrohungen im Cyberraum gewährleistet. Die Sicherheit im 
Cyberraum ist für die Sicherheit Deutschlands zentral, die nur durch das Zusammenwirken aller betroffener Stel-
len geschützt werden kann. 

Auch der Schutz der Wirtschaft (Nummer 2 Buchstabe f) kann eine Übermittlung an eine nicht öffentliche Stelle 
erfordern. Wirtschaftsspionage bedroht die deutsche Wirtschaft und ihre Fähigkeiten zunehmend. Fremde Mächte 
zielen darauf ab sich Innovationen, die es nur in Deutschland gibt, anzueignen, um somit ihre eigene Position auf 
dem globalen Markt zu verstärken und deutsche Unternehmen zu schädigen. Zudem werden Sabotageakte mit 
zunehmender außenpolitischer Spannung immer wahrscheinlicher. 

Eine Übermittlung ist erforderlich, um beispielsweise die verdeckte Einflussnahme ausländischer Mächte auf die 
Wirtschaft, bspw. durch Firmenübernahmen, Technologietransfer oder Wissenstransfer zu verhindern. Es muss 
sich nicht um einen unmittelbar sicherheitlichen Kontext handeln, sondern vielmehr um eine Gefährdung der 
wirtschaftlichen Position Deutschlands und seiner Industriezweige. Die Sicherheitsarchitektur Deutschlands fußt 
noch immer auf dem Konzept der inneren und äußeren Sicherheit, Krieg und Frieden. Dieses bildet nicht die 
hybride Bedrohungslage ab, in der sich Deutschland, Europa und die westliche Welt befindet. Die Bedrohungen 
durch Sabotage, Spionage, Cyberangriffe, Desinformationen und illegalen Technologietransfer erfordern eine ge-
samtgesellschaftliche Kooperation zwischen Staat und Wirtschaft. Daher ist eine Übermittlung an nicht staatliche 
Stellen erforderlich, um einen bidirektionalen Informationsaustausch zu institutionalisieren. 

Eine Übermittlung zum Schutz der Wirtschaft ist dabei auch im Bereich Forschung erforderlich. Das Bestreben 
einer ausländischen Macht, vollkommen unabhängig von anderen Staaten zu sein, erfordert den Zugang zu diver-
sen Schlüsseltechnologien. Bei ausländischen Mächten, kann die zivile Forschung auch dem militärischen Bereich 
für mögliche Anwendungsfelder zur Verfügung gestellt werden, was sicherheitspolitische Implikationen für 
Deutschland und Europa nach sich ziehen kann. Für den Bundesnachrichtendienst muss es möglich sein, auch 
Informationen zu Forschenden (i.d.R. Gastwissenschaftlern) an Unternehmen weiterzugeben, wenn diese Gast-
wissenschaftler von der ausländischen Macht gesendet werden, die nach hiesigen Erkenntnissen eng mit militäri-
schen Forschungseinrichtungen kooperieren. 

Übermittlungen an die Wirtschaft können auch im Bereich der Energietechnik erforderlich sein. Potentielle The-
menfelder sind bspw. KI-gestützte Optimierungen (deep learning) für Stromnetze. Eine Übermittlung kann auch 
erforderlich sein, um Wirtschaftsunternehmen vor dem Handeln anderer Staaten zu warnen, bspw. im Rahmen 
der Analyse kritischer Infrastruktur (Wasser-, Gas-, Internetnetze).  

Weitere Anwendungsfälle können Übermittlungen für den Schutz im Bereich der Luft- und Raumfahrttechnik 
oder im Bereich der Überwachungstechnologie sein. 

Die Nutzung des deutschen Finanzsystems (Nummer 2 Buchstabe g) zum Transfer von inkriminierten Geldern 
kann zu einem erheblichen Reputationsverlust der betroffenen Banken führen. Dies kann zu Risikoaufschlägen 
bei internationalen Transaktionen oder sogar zum Abbruch internationaler Geschäftsbeziehungen führen. Deshalb 
kann auch zum Schutz des Finanzsystems die Übermittlung von personenbezogenen Daten in besonders schweren 
Fällen notwendig sein. Eine Übermittlung ist beispielsweise erforderlich, wenn ein deutsches Kreditinstitut ein-
gefrorene Gelder eines Drittstaates transferieren soll. Der Bundesnachrichtendienst kann in diesen Fällen bei der 
Überprüfung der Transaktion unterstützen. So sollte sichergestellt werden, dass die eingefrorenen Gelder nicht an 
Unternehmen im Besitz des Drittstaates überwiesen werden. 

Deutsche Firmen und Banken werden zudem durch international agierende Akteure zur Geldwäsche genutzt. Zur 
Verhinderung und Bekämpfung der Geldwäsche ist es daher erforderlich, Daten zu übermitteln, bspw. um deut-
sche Unternehmen oder Banken auf kriminelle Netzwerke hinzuweisen, die ihre Infrastruktur nutzen oder nutzen 
wollen. 
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Durch die nachrichtendienstliche Auslandsaufklärung erlangt der Bundesnachrichtendienst auch Erkenntnisse zu 
internationalen Forschungsprojekten (Nummer 2 Buchstabe h). Um ein integriertes, vollständiges Lagebild der 
gewonnenen Erkenntnisse zu erhalten, sind Übermittlungen und Kollaborationen mit bspw. Forschungsinstituten 
von hoher Bedeutung. Zudem können durch etwaige Übermittlungen die Erforschung und Entwicklung nachrich-
tendienstlicher Fähigkeiten optimiert werden, indem z.B. eine externe Qualitätskontrolle durchgeführt wird oder 
Dritte besser in den Ausbau technischer und nicht-technischer nachrichtendienstlicher Systeme involviert werden 
können. 

Eine Übermittlung zur wissenschaftlichen Erforschung und Bewertung von Bedrohungen kann auch erforderlich 
sein, wenn zur wissenschaftlichen Bewertung einer solchen Bedrohung eine Expertise benötigt wird (bspw. Fach-
experten an Universitäten), zur Bewertung dieser Bedrohung auch eine Einschätzung der Expertise, Zugänge und 
Fähigkeiten der handelnden Akteure erforderlich ist, ein personenspezifisches Proliferationsrisiko analysiert wer-
den muss, die intentionale Verbreitung von Infektionskrankheiten verhindert werden soll oder es stichhaltige Hin-
weise auf mögliche relevante (auch geplante) Verstöße gegen Biosicherheitsvorgaben beim Umgang mit (pande-
mierelevanten) Erregern der biologischen Schutzstufen BSL3 und BSL4 gibt. Auch betroffen hiervon ist der Zu-
gang oder die Zurate-Ziehung wissenschaftlicher Kapazitäten zur Aufklärung besonders schwerer Bedrohungen, 
wie der Entwicklung und Verbreitung von Massenvernichtungswaffen oder zur Entwicklung nachrichtendienstli-
cher Fähigkeiten zum Zwecke der Aufklärung besonders schwerer Bedrohungen. Eine Weitergabe von Daten an 
nicht öffentliche Stellen, die diese im Auftrag des Bundesnachrichtendienstes verarbeiten, stellen keine Übermitt-
lung dar, da die Date weiterhin in der Sphäre des Bundesnachrichtendienst verbleiben und lediglich aus operativ-
technischen Gründen (und ohne, dass die empfangende Stelle die Daten für andere Zwecke verwenden kann, 
wofür Sorge zu tragen ist) zur Verfügung gestellt werden. Dies betrifft etwa die Bereitstellung von Datenproben 
aus der Erfassung an Entwicklerfirmen kommerzieller Systeme, damit für den Bundesnachrichtendienst entwi-
ckelt werden kann. 

Zu Absatz 2 
Die Regelung entstammt dem bisherigen § 11c Absatz 4. Sie enthält Folgeanpassungen in der Formulierung, die 
der Angleichung an die anderen nachrichtendienstlichen Fachgesetzen des Bundes dienen. 

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 wird die Möglichkeit geschaffen, personenbezogene Daten für wissenschaftliche Zwecke zu übermit-
teln. Die Regelung flankiert parallele Möglichkeiten, Daten zu diesen Zwecken an öffentliche Stellen und auslän-
dische Stellen zu übermitteln. Es wird auf die Begründung zu § 84 Absatz 4 verwiesen. 

Zu § 86 (Übermittlung an ausländische öffentliche Stellen oder an über- oder zwischenstaatliche Stellen) 
Die Regelung entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 11e.  

Zu Absatz 1 
Absatz 1 ist unverändert geblieben, es wurden nur notwendige sprachliche Anpassungen vorgenommen. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 enthält eine Folgeanpassung, indem nunmehr auf die besonders gewichtigen Rechtsgüter in § 2 Absatz 1 
Bezug genommen wird.  

Die bisherige Regelung der Nummer 2 stellt darauf ab, dass die Übermittlung „der Sicherheit des Empfängerstaa-
tes“ dient. Insbesondere bei der Übermittlung an über- bzw. zwischenstaatliche Stellen (bspw. NATO) fehlt aber 
ein direkt betroffener Empfängerstaat, da die über- bzw. zwischenstaatliche Ebene der Empfänger ist. Die Anpas-
sung ist eine Konkretisierung der Norm. Die Übermittlung muss der Sicherheit des Empfängerstaates oder eines 
Mitgliedstaates der über- oder zwischenstaatlichen Stelle dienen. 

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 wurde zum einen die bisher im Gesetz enthaltene Begrifflichkeit der „Folgemaßnahmen mit unmit-
telbarer Außenwirkung“ zur allgemeinen Harmonisierung durch den in § 84 verwendeten Begriff der „operativen 
Anschlussmaßnahmen“ ersetzt (vgl. dort). Zudem wurde als Folgeänderung zu Absatz 2 die Nummer 2 ergänzt 
(hierzu oben).  
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Darüber hinaus wurde Nummer 3 neu aufgenommen. Ergänzt wird eine Übermittlungsmöglichkeit zu den beson-
ders gewichtigen Rechtsgütern, die in § 2 Absatz 2 Nummer 1 Buchstaben b und c (Bestand oder Sicherheit von 
Einrichtungen internationaler Organisationen, sofern die Bundesrepublik Deutschland Mitglied dieser Organisa-
tion ist, oder eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, der EFTA oder der NATO) und Nummer 2 (Bündnis- 
und Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland) genannt werden. Eine Fallkonstellation der neuen 
Nummer 3 ist folgende: Es ist möglich, dass das Nordatlantikbündnis selbst Handlungen (Folgemaßnahmen auf 
Grund einer Übermittlung durch den Bundesnachrichtendienst) vornimmt. Der Bundesnachrichtendienst trägt 
zum durch die Bundeswehr verantworteten nationalen Beitrag zum Frühwarnsystem der NATO ACO Indications 
and Warning (ACO I&W) bei. Eine Indikatorenänderung kann zu unmittelbaren Folgemaßnahmen innerhalb der 
Allianz führen. Die Beiträge des Bundesnachrichtendienstes zu ACO I&W werden zwar nicht direkt, sondern 
mittelbar über das Operative Führungskommando der Bundeswehr (OpFüKdoBw) erbracht. OpFüKdoBw fun-
giert mit dem National Watch Center als Schnittstelle zum Nordatlantikbündnis und bringt den Beitrag des Bun-
desnachrichtendienstes als national zuständige Stelle entsprechend ein. Eine direkte Übermittlung an das Nordat-
lantikbündnis erfolgt über eine Regelberichterstattung sowie durch die Beantwortung von direkten Anfragen. Ein 
gesonderter Beitrag an die NATO kann über den Direct Warning Channel (TUMBA) mit der Möglichkeit opera-
tiver Anschlussmaßnahmen, auch unterhalb der Schwelle einer konkretisierten Gefahr bei Bedarf erfolgen. Dies 
ist dann der Fall, wenn der Bundesnachrichtendienst Informationen hat, deren Übermittlung unmittelbar und ohne 
Zeitverzug erforderlich ist, wie zum Beispiel bei Erkenntnissen zu einem unmittelbar bevorstehenden Terroran-
schlag oder Sabotageakt, äquivalent auch für den Schutz des Bestandes oder der Sicherheit eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union. 

Zu Absatz 4 
Die Regelung des Absatz 4 wurde neu aufgenommen. Hierdurch soll der Bundesnachrichtendienst befähigt wer-
den, eine automatisierte Übermittlung zu Zwecken von Forschung und Entwicklung vorzunehmen. Dies ist erfor-
derlich, um im internationalen Verbund mit Partnerdiensten gemeinsam technische Systeme oder Fähigkeiten zu 
entwickeln. Zur Unkenntlichmachung vergleiche die Ausführungen zu § 32 Absatz 3 Nummer 4. 

Zu Absatz 5 
Die Vorschrift greift den bisherigen § 11e Absatz 3 Satz 2 auf. 

Zu § 87 (Übermittlung an ausländische nichtöffentliche Stellen) 
Die Regelung fußt auf dem bisherigen § 11f. Als Folgeanpassung enthält die Regelung nunmehr auch den Bezug 
auf die besonders gewichtigen Rechtsgüter in § 2 Absatz 2. Eine einschränkende Aufzählung einzelner Rechts-
güter aus der Gruppe der besonders gewichtigen Rechtsgüter wird in der Neufassung nicht mehr vorgenommen. 
Die Übermittlung zur Minderung der Verwundbarkeit und Stärkung des Schutzes der Sicherheit von informati-
onstechnischen Systemen vor internationalen kriminellen, terroristischen oder staatlichen Angriffen bzw. der 
Schutz der Informationstechnik ist nach wie vor ein wichtiger Bedarfsfall der Praxis. Diese konkrete Fallkonstel-
lation ist weiterhin durch den Bezug auf die Rechtsgüter in § 2 Absatz 1 abgedeckt. 

Absatz 2 enthält nach wie vor eine zusätzliche Verfahrensvorgabe bei der Übermittlung von personenbezogenen 
Daten ins Ausland.  

Die Regelung in Absatz 3 entstammt dem bisherigen § 11f Absatz 4. Die Formulierung wurde angepasst, um 
einen sprachlichen Gleichlauf mit dem MAD-Gesetz und dem BVerfSchG zu erreichen.  

Zu § 88 (Übermittlung von sonstigen personenbezogenen Daten) 

Zu Absatz 1 
Hier wird die Übermittlung von personenbezogenen Daten geregelt, die nicht durch einen biometrischen Abgleich 
nach § 5 Absatz 3 mit nachrichtendienstlichen Mitteln oder durch spezielle Auskunftsersuchen erhoben wurden. 
Hierunter fallen beispielsweise Daten aus allgemein zugänglichen Quellen, Daten, die dem Bundesnachrichten-
dienst von ausländischen Partnern übermittelt wurden oder Daten, die der Bundesnachrichtendienst ohne Eingriffe 
in Grundrechte (z.B. freiwillige Weitergabe an den Bundesnachrichtendienst im Rahmen einer Befragungen) er-
halten hat. Es handelt sich bei diesen Daten damit um solche, die durch jedermann erhoben werden können. Inso-
fern sind strengere Anforderungen an die Übermittlung von Daten z.B. aus allgemein zugänglichen Quellen nicht 
sachgerecht, da die empfangende Stelle die öffentlich verfügbaren Informationssammlungen auch genauso selbst 
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erheben könnte, wenn sie diese zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt. Auch Daten, die der Bundesnachrichten-
dienst von ausländischen Partnern erhalten hat, fallen hierunter, wenn diese zur Weitergabe durch die Partner 
freigegeben wurden (sog. Third Party Rule). Der Bundesnachrichtendienst hat hierbei keinen Einblick, ob diese 
vielleicht aus offenen Quellen stammen oder dem übermittelnden Dienst ggf. selbst durch einen anderen Dienst 
übermittelt wurden. Zumindest sind diese nicht durch Eingriffe in Grundrechte durch den Bundesnachrichten-
dienst erlangt worden. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 erlaubt als Art und Weise der Durchführung auch die automatisierte Übermittlung der in Absatz 1 ge-
nannten personenbezogenen Daten. Wie allgemein meint dabei die „automatisierte“ Übermittlung solche Fälle, 
in denen eine vorherige Sichtung der Daten nicht erfolgt. Unter diese Norm fällt auch die Übermittlung von an-
gekauften Datensammlungen z.B. von umfänglichen Werbedaten (sog. ADINT-Daten), oder von im Internet ver-
fügbaren Datenleaks. Solche Daten dürfen, auch in ihrer Gesamtheit, auch automatisiert übermittelt werden. 

Nicht unter die Regelung dieser Norm fällt die Übermittlung von personenbezogenen Daten im Rahmen von 
Kooperationen bei der technischen Aufklärung. Hierfür sieht Abschnitt 3 Unterabschnitt 3 ein spezielles Rege-
lungsregime (die „Kooperationsvorschriften“) vor. 

Zu Unterabschnitt 4 (Gemeinsame Dateien) 

Zu § 89 (Projektbezogene gemeinsame Dateien mit inländischen öffentlichen Stellen) 
Die Regelung ersetzt § 12 des bisherigen Rechts und konkretisiert die Anforderungen an gemeinsame Dateien mit 
inländischen öffentlichen Stellen. Dabei werden die besonderen Vorgaben, die bei gemeinsame Dateien nach § 89 
und § 92 zu beachten sind, wenn diese durch den Bundesnachrichtendienst geführt werden, nunmehr in einer 
gesonderten Regelung normiert, § 90. Durch die Entkopplung wurde der Regelungsgehalt des § 6 Absatz 2 Satz 6 
Bundesverfassungsschutzgesetz in § 89 Absatz 2 integriert. 

Zu Absatz 1 
In § 89 Absatz 1 wurde der Kreis der möglichen Teilnehmer an einer gemeinsamen Datei erweitert auf inländische 
öffentliche Stellen. Auf diese Weise sollen unter anderem die an der Zusammenarbeit im Rahmen des Nationalen 
Cyber-Abwehrzentrums und des Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrums beteiligten Behörden ergänzt wer-
den. Dies ermöglicht es den beteiligten Behörden, eine gemeinsame Datei unter der Federführung des Bundes-
nachrichtendienstes zu errichten und sich hieran zu beteiligen. 

Das Erfordernis eines Projektbezugs stellt sicher, dass die jeweils beteiligten Stellen den Dateizweck, d.h. eine 
konkrete projektbezogene Zusammenarbeit, den Projektauftrag und das Projektziel, festlegen. Der Projektbezug 
ist weit zu verstehen und dadurch begrenzt, dass er im Rahmen der Aufgaben der an der projektbezogenen Zu-
sammenarbeit beteiligten Stellen liegen muss. Die gemeinsame Datei muss dem Bundesnachrichtendienst zur 
nachrichtendienstlichen Auslandsaufklärung dienen. Da der Dateizweck in den Fällen von gemeinsamen Dateien 
nach § 89 – anders als im Fall der Antiterrordatei und der Rechtsextremismus-Datei - nicht gesetzlich festge-
schrieben ist, ist eine konkrete Vereinbarung der beteiligten Stellen von Projektauftrag, Projektziel und der Ver-
fahrensweisen erforderlich. Diese Vereinbarung kann, sofern die gemeinsame Datei durch den Bundesnachrich-
tendienst geführt wird, im Rahmen der Errichtungsanordnung erfolgen (§ 90 Absatz 2). Die Anforderungen an 
die Befristung gemeinsamer Dateien, welche vom Bundesnachrichtendienst geführt werden, sind in § 90 Absatz 1 
geregelt. 

Zu Absatz 2 
§ 89 Absatz 2 hat inhaltlich den Regelungsgehalt von § 12 Absatz 2 des bisherigen Rechts. Abweichend von § 12 
Absatz 2 ist nunmehr in Satz 3 Nummer 1 jedoch klargestellt, dass es im Rahmen von gemeinsamen Dateien 
künftig auch zulässig ist, ein „Rechte“-Management einzurichten, sodass eine Teilnahme auch von solchen Be-
hörden möglich wird, denen einzelne Daten nicht übermittelt werden dürfen, solange die gemeinsame Datei ent-
sprechende Vorkehrungen trifft, dass diese Behörden keinen Zugriff auf die jeweiligen Daten erhalten. 

Darüber hinaus wurde lediglich die Kennzeichnungspflicht dahingehend präzisiert, dass sie sich auf die jeweils 
eingebende Stelle bezieht. Die Eingabe von Daten in eine gemeinsame Datei durch den Bundesnachrichtendienst 
darf auch automatisiert erfolgen. Voraussetzung hierfür ist, dass eine automatisierte Übermittlung an die beteilig-
ten Stellen ausdrücklich gesetzlich vorgesehen ist und die tatbestandlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. 
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Zu Absatz 3 
Absatz 3 entspricht dem Regelungsgehalt des bisherigen § 12 Absatz 1 Satz 3 und wurde redaktionell angepasst. 
Nicht übernommen wurde die Klarstellung, dass bei der weiteren Verwendung der personenbezogenen Daten die 
für die jeweiligen beteiligten Stellen geltenden Vorschriften Anwendung finden. Dies bedarf keiner erneuten ge-
setzlichen Regelung, da sich die Geltung bereits aus den jeweiligen Gesetzen ergibt. 

Zu Absatz 4 
Die Regelung in Satz 1 entspricht § 12 Absatz 5 des bisherigen Rechts. Satz 2 trägt der Tatsache Rechnung, dass 
gemeinsame Dateien nun unbegrenzt verlängert werden können, solange das Ziel der projektbezogenen Zusam-
menarbeit noch nicht erreicht worden ist. Um eine zeitlich unbegrenzte gemeinsame Datenhaltung zu verhindern, 
wird klargestellt, dass sich die Höchstgrenze der Speicherungsdauer nach den Löschfristen des jeweils für die 
eingestellten Daten geltenden Fachrecht richtet. 

Zu Absatz 5 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 6 Absatz 2 Satz 4 BVerfSchG, welcher nach § 12 Absatz 3 Satz 1 des 
bisherigen Rechts auf durch den Bundesnachrichtendienst geführte gemeinsame Dateien Anwendung fand. 

Zu § 90 (Führung projektbezogener gemeinsamer Dateien mit inländischen öffentlichen Stellen durch 
den Bundesnachrichtendienst) 
Die Vorschrift regelt die besonderen Anforderungen, die an gemeinsame Dateien nach § 89 und § 92 zu stellen 
sind, wenn diese durch den Bundesnachrichtendienst geführt werden. 

Zu Absatz 1 
Wie schon in § 12 des bisherigen Rechts sind projektbezogene gemeinsame Dateien anfänglich auf zwei Jahre zu 
befristen. Die sich daran anschließende Befristung von projektbezogenen gemeinsamen Dateien wurde angepasst 
und richten sich nunmehr daran, ob das vereinbarte Projektziel erreicht worden ist. Die Erreichung des Projekt-
ziels unterliegt einer turnusmäßigen Überprüfung und kann um jeweils zwei weitere Jahre verlängert werden. Der 
dadurch möglichen erhöhten Eingriffstiefe durch eine längerfristige Nutzung von Daten in projektbezogenen ge-
meinsamen Dateien wird dadurch Rechnung getragen, dass nunmehr die Höchstgrenze der Speicherungsdauer 
von personenbezogenen Daten den Löschungsfristen der jeweiligen in die Datei eingestellten Daten gemäß dem 
für diese geltenden Fachrecht folgt. Das Anknüpfen der Löschungsverpflichtung an die für die jeweilige beteiligte 
Behörde geltenden Rechtsvorschriften hält das Bundesverfassungsgericht für Verbunddateien für naheliegend und 
verfassungsrechtlich vertretbar (BVerfG Urteil vom 24. April 2013, 1 BvR 1215/07, Rn. 223). 

Eine Ausnahme von dem Grundsatz der Befristung ist für solche gemeinsamen Dateien vorgesehen, die durch 
den Bundesnachrichtendienst geführt werden und an denen ausschließlich die Bundeswehr beteiligt ist. Für diese 
gemeinsamen Dateien gilt § 92 als speziellere Regelung. 

Zu Absatz 2 
Satz 1 entspricht im Wesentlichen § 12 Absatz 6 Satz 1 des bisherigen Rechts. Aus redaktionellen Gründen ist 
§ 12 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 nicht übernommen worden. Die hierin geregelte Angabe der Art der zu spei-
chernden personenbezogenen Daten ist bereits nach § 61 Absatz 2 erforderlich.  

Die an der gemeinsamen Datei beteiligten Stellen haben im Rahmen einer Vereinbarung nicht nur den Datei-
zweck, den Projektauftrag und das Projektziel festzulegen. Vielmehr sind auch die Verfahrensweisen und Nut-
zungsbedingungen der gemeinsamen Datei zwischen den beteiligten Stellen zu vereinbaren. Hierzu gehören die 
Angaben aus der Errichtungsanordnung nach § 61 Absatz 2 ebenso wie folgende Festlegungen: Voraussetzungen, 
unter denen in der Datei gespeicherte personenbezogene Daten an welche Empfänger und in welchem Verfahren 
übermittelt werden; die jeweiligen Organisationseinheiten, die zur Eingabe und zum Abruf befugt sind sowie die 
Verpflichtung der beteiligten Stellen, die jeweils eingebende Stelle umgehend über Anhaltspunkte für die Unrich-
tigkeit eingegebener Daten zu unterrichten, und die Verpflichtung der eingebenden Stelle, die betreffenden Daten 
umgehend zu prüfen und erforderlichenfalls unverzüglich zu ändern, zu berichtigen oder zu löschen. 

Zu Nummer 1 
Die Regelung entspricht § 12 Absatz 6 Nummer 1 des bisherigen Rechts. 
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Zu Nummer 2 
Zur Beschleunigung des Errichtungsanordnungsverfahrens für gemeinsame Dateien mit inländischen öffentlichen 
Stellen bedarf die Errichtungsanordnung nunmehr nach § 90 Absatz 3 nur noch der Zustimmung des Bundeskanz-
leramtes und nicht mehr aller Fachaufsichten der beteiligten Stellen. Da die Natur einer gemeinsamen Datei aber 
wesentlich dadurch beeinflusst wird, wie viele und welche inländischen öffentlichen Stellen an ihr beteiligt sind, 
sind diese in der Errichtungsanordnung aufzuführen.  

Zu Nummer 3 
Die Regelung entspricht § 12 Absatz 6 Nummer 3 des bisherigen Rechts. 

Zu Nummer 4 
Die Regelung entspricht § 12 Absatz 6 Nummer 4 des bisherigen Rechts. 

Zu Nummer 5 
Die Regelung entspricht § 12 Absatz 6 Nummer 5 des bisherigen Rechts. 

Zu Nummer 6 
Die Regelung entspricht § 12 Absatz 6 Nummer 6 des bisherigen Rechts. 

Zu Nummer 7 
Die Regelung entspricht § 12 Absatz 6 Nummer 7 des bisherigen Rechts. 

Zu Nummer 8 
Die Protokollierungspflichten des Bundesnachrichtendienstes, die in § 12 Absatz 6 Nummer 8 des bisherigen 
Rechts geregelt waren, sind lediglich redaktionell angepasst worden, um klarzustellen, dass sie den Abruf jeder 
beteiligten Stelle aus der gemeinsamen Datei umfassen sollen.  

Zu Nummer 9 
Die Regelung entspricht § 12 Absatz 6 Nummer 9 des bisherigen Rechts. 

Zu Absatz 3 
Nach Satz 1 bedarf die Errichtungsanordnung für gemeinsame Dateien mit inländischen öffentlichen Stellen nicht 
mehr – wie nach § 12 Absatz 6 Satz 2 des bisherigen Rechts - der Zustimmung aller für die Fachaufsicht zustän-
digen obersten Bundes- oder Landesbehörden. Vielmehr bedarf die Errichtungsanordnung der Zustimmung des 
Bundeskanzleramtes. Eine Anbindung weiterer beteiligter Stellen an die gemeinsame Datei ist hingegen erst mit 
der Zustimmung des Bundeskanzleramtes zu der Errichtungsanordnung sowie der Zustimmung der für die Fach-
aufsicht der jeweils anzubindenden beteiligten Stelle zuständigen Bundes- oder Landesbehörde zu der Beteiligung 
der jeweils anzubindenden beteiligten Stelle. Verlängerungen nach § 90 Absatz 1 Satz 2 sind ohne erneute Durch-
führung eines Errichtungsanordnungsverfahrens zulässig. 

Zu Absatz 4 
Absatz 4 soll es dem Bundesnachrichtendienst ermöglichen, mit der Errichtung und Ertüchtigung der gemeinsa-
men Datei zu beginnen, bevor das Errichtungsanordnungsverfahren abgeschlossen ist.  

Zu Absatz 5 
Die Verpflichtung zur Auskunft an Betroffene bei durch den Bundesnachrichtendienst geführten gemeinsamen 
Dateien entspricht der Verpflichtung aus § 12 Absatz 3 i.V.m. § 6 Absatz 2 Satz 5 BVerfSchG des bisherigen 
Rechts und trägt dem datenschutzrechtlichen Grundsatz der Verantwortlichkeit der speichernden Stelle Rechnung. 

Zu § 91 (Erweiterte Nutzung projektbezogener gemeinsamer Dateien mit inländischen öffentlichen 
Stellen) 
Die Norm trägt dem fachlichen Bedarf Rechnung, gemeinsame Dateien mit inländischen öffentlichen Stellen 
strukturiert zu durchsuchen und auf Zusammenhänge zu analysieren. Da diese Form der Analyse vormals ge-
trennter Daten es ermöglicht, mit informationstechnischen Methoden neue Erkenntnisse zu gewinnen, ist das 
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Eingriffsgewicht dieser Form der Nutzung einer gemeinsamen Datei erhöht (BVerfG vom 10. November 2020 – 
1 BvR 3214/15 - Rn. 73). 

Zu Absatz 1 
Das Bundesverfassungsgericht hat aufgrund des erhöhten Eingriffsgewichts an die erweiterte Nutzung von ge-
meinsamen Dateien durch Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehörden gesteigerte verfassungsrechtliche An-
forderungen gestellt. Demgegenüber hat es an die erweiterte Nutzung von gemeinsamen Dateien geringere An-
forderungen gestellt, wenn diese durch Nachrichtendienste erweitert genutzt werden (BVerfG Beschluss vom 
10. November 2020, 1 BvR 3214/15, Rn. 119). So sei diese bereits zulässig, wenn sie zur Aufklärung einer be-
stimmten, nachrichtendienstlich beobachtungsbedürftigen Aktion oder Gruppierung im Einzelfall geboten ist 
(BVerfG Beschluss vom 10. November 2020, 1 BvR 3214/15, Rn. 119). Hintergrund ist, dass Nachrichtendienste 
von vornherein die Aufgabe haben, besonders gewichtige Rechtsgüter zu schützen (BVerfG Beschluss vom 
10. November 2020, 1 BvR 3214/15, Rn. 119). Zudem sei bei der erweiterten Nutzung von personenbezogenen 
Daten durch Nachrichtendienste maßgeblich, dass bei ihrer Ersterhebung durch Polizeibehörden bereits die Ein-
griffsschwelle für die operativen Tätigkeiten der Polizei überschritten werden mussten und diese nicht auch für 
die weitere Nutzung der erhobenen Daten gelten (BVerfG Beschluss vom 10. November 2020, 1 BvR 3214/15, 
Rn. 119). Insoweit knüpft die erweiterte Nutzung durch den Bundesnachrichtendienst an die erheblichen Bedro-
hungen aus § 3 Absatz 1 an und fordert, dass eine solche im Einzelfall gegeben ist. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 definiert die erweiterte Nutzung gemeinsamer Dateien und regelt die hierbei anwendbaren Methoden. 
Das erhöhte Eingriffsgewicht der erweiterten Nutzung gemeinsamer Dateien liegt vor allem darin, dass hierdurch 
vorher nicht bekannte Zusammenhänge zwischen verschiedenen in der gemeinsamen Datei gespeicherten Perso-
nen und deren Daten hergestellt werden können („Data-mining“). So können im Wege der erweiterten Nutzung 
gemeinsamer Dateien Zusammenhänge zwischen Personen, Personengruppierungen, Institutionen, Objekten und 
Sachen hergestellt, unbedeutende Informationen und Erkenntnisse ausgeschlossen und eingehende Informationen 
zu bekannten Sachverhalten zugeordnet werden. Ferner erlaubt die erweiterte Nutzung gemeinsamer Dateien eine 
statistische Auswertung der in der gemeinsamen Datei gespeicherten Daten (BVerfG Beschluss vom 10. Novem-
ber 2020, 1 BvR 3214/15, Rn. 92).  

Zu § 92 (Gemeinsame Dateien mit der Bundeswehr) 
Der Bundesnachrichtendienst ist neben seiner Aufgabe als ziviler Nachrichtendienst auch mit der militärischen 
Auslandsaufklärung betraut und ist insofern technisch und personell eng mit der Bundeswehr verzahnt. Notwen-
dige Voraussetzung für die militärische Lagebearbeitung ist ein möglichst unmittelbarer Austausch der bei den 
einzelnen Stellen der Bundeswehr vorhandenen Lageinformationen und das möglichst zeitnahe Zusammenführen 
zu einem integrierten Lagebild. Dies soll in einer gemeinsamen Datei umgesetzt werden, in der die beteiligten 
Stellen Lese- und Schreibrechte haben und so Informationen unmittelbar einpflegen und am integrierten Lagebild 
partizipieren können. Ein Beispiel hierfür ist eine IT-basierte Lagekarte, in der mittels Layer die für die jeweilige 
Stelle relevanten Informationen ausgewählt und dargestellt werden können. So können die beteiligten Stellen zum 
Beispiel Positionen von Kriegsschiffen oder Küstenverteidigungssystemen, die aktuelle Belegung von Militär-
flughäfen, die Position von Radaren oder weitreichenden Luftverteidigungssystemen und militärischen Führungs-
einrichtungen im Rahmen von integrierten Lagebildern erkennen oder eingeben. 

Die Vorschrift ermöglicht es dem Bundesnachrichtendienst entsprechende gemeinsame Dateien zu errichten, zu 
führen oder sich hieran zu beteiligen. Auf die gemeinsamen Dateien mit der Bundeswehr finden die Vorschriften 
über gemeinsame Dateien mit inländischen öffentlichen Stellen Anwendung, soweit § 92 keine abweichenden 
Regelungen trifft. 

Zu Absatz 1 
Für gemeinsame Dateien des Bundesnachrichtendienstes mit der Bundeswehr bedarf es weder einer zeitlichen 
Befristung noch eines konkreten Projektbezugs. Die Entbehrlichkeit einer Befristung ist einerseits der Tatsache 
geschuldet, dass der Bundesnachrichtendienst auch mit der militärischen Auslandsaufklärung betraut ist. Ande-
rerseits folgt dies daraus, dass eine Befristung von gemeinsamen Dateien mit der Bundeswehr eine bloße Förm-
lichkeit darstellen würde, da eine (wiederholte) Verlängerung aufgrund der langfristigen Informationsbedürfnisse 
der Bundeswehr faktisch nahezu ausnahmslos erfolgen müsste. Ziel einer gemeinsamen Datei ist es auch gerade, 
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dass der Bundeswehr im Spannungs- und Verteidigungsfall die Daten zur Verfügung stehen und die Daten dazu 
beitragen, dass die Bundeswehr auf diesen Fall bestmöglich vorbereitet ist. In Absatz 1 werden die auch in 
§ 80 Absatz 1 genannten Voraussetzungen für die Übermittlung von Daten an die Bundeswehr als Voraussetzung 
für die Einrichtung einer gemeinsamen Datei genannt. 

Zu Absatz 2 
Lediglich klarstellend regelt Absatz 2 Satz 1, dass die Übermittlungsvorschriften für die Eingabe in die gemein-
same Datei gelten. Eine Eingabe durch den Bundesnachrichtendienst darf auch automatisiert erfolgen, soweit dies 
nach den Vorschriften über die Übermittlung an die Bundeswehr zulässig ist. 

Zu Absatz 3 
Die Vorschrift trägt der Tatsache Rechnung, dass Absatz 1 es dem Bundesnachrichtendienst ermöglicht, unbe-
fristete gemeinsame Dateien mit der Bundeswehr zu errichten, zu führen oder sich daran zu beteiligen. Um eine 
zeitlich unbegrenzte gemeinsame Datenhaltung zu verhindern, stellt Satz 3 klar, dass sich die Höchstgrenze der 
Speicherungsdauer nach den Löschfristen des jeweils für die eingestellten Daten geltenden Fachrecht richtet. 

Zu § 93 (Gemeinsame Dateien mit ausländischen öffentlichen Stellen) 
Die Regelung erlaubt es dem Bundesnachrichtendienst – angelehnt an § 13 des bisherigen Rechts - gemeinsame 
Dateien mit ausländischen öffentlichen Stellen zu errichten, zu führen oder sich an ihnen zu beteiligen. Die Zu-
sammenarbeit mit ausländischen öffentlichen Stellen bedarf nun abweichend von § 13 Absatz 3 des bisherigen 
Rechts nicht mehr der Zustimmung des Bundeskanzleramtes. Vielmehr ist die Zustimmung hinsichtlich der Zu-
sammenarbeit mit einer ausländischen Stelle des Bundeskanzleramts gemäß § 93 Absatz 3 begrenzt auf die Ab-
sichtserklärung. Dem Bundeskanzleramt steht es frei, gleichwohl im Rahmen der Fachaufsicht vom Bundesnach-
richtendienst eine vorherige Vorlage zu fordern. Diese wiederum ist Voraussetzung für den Beginn der Zusam-
menarbeit. Die Unterrichtungspflicht an das Parlamentarische Kontrollgremium, die bisher in § 13 Absatz 3 Satz 
2 geregelt war, wurde gestrichen. § 96 bündelt die Unterrichtungspflichten an das Parlamentarische Kontrollgre-
mium. Zu bereits bestehenden gemeinsamen Dateien mit ausländischen öffentlichen Stellen siehe § 140. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 führt die Anforderungen des vormaligen § 13 Absatz 1 und Absatz 2 zusammen und ändert diese in 
Teilen. So ist eine Beschränkung auf bestimmte Gefahrenlagen oder bestimmte Personenkreise nicht mehr erfor-
derlich. Die gemeinsame Datei ist vielmehr daran zu messen, ob sie für die Aufklärung erheblicher Bedrohungen 
erforderlich ist und ob in den teilnehmenden Staaten die Einhaltung grundlegende rechtsstaatliche Prinzipien ge-
währleistet ist. Nicht übernommen wurde das Erfordernis, dass das Prinzip der Gegenseitigkeit gewahrt werden 
muss. Ein solches Erfordernis ist verfassungsrechtlich nicht vorgegeben und bedarf als Zweckmäßigkeitserwä-
gung keiner gesetzlichen Regelung. 

Zu Absatz 2 
Vor Beginn der Zusammenarbeit mit ausländischen öffentlichen Stellen ist - wie nach § 13 Absatz 4 des bisheri-
gen Rechts - der Abschluss einer Absichtserklärung erforderlich. Ergänzt wurde lediglich in Nummer 3 das Er-
fordernis, dass Vereinbarungen für den Fall der Unrichtigkeit von Daten getroffen werden. Dieses Erfordernis 
war bisher in der Errichtungsanordnung zu verorten. Da es sich aber um eine gegenseitige Verpflichtung der 
beteiligten Stellen handelt, sollte diese Teil der Absichtserklärung sein. Demnach ist wie nach dem bisherigen 
§ 15 Nummer 10 weiterhin in der Errichtungsanordnung die Verpflichtung festzuhalten, dass die eingebenden 
ausländischen öffentlichen Stellen umgehend über Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit eingegebener Daten zu 
unterrichten sind. Die sich daran anschließende Verpflichtung zur Sperrung, Berichtigung oder Löschung ist nun 
in der Absichtserklärung zu regeln. 

Zu Absatz 3 
Gemeinsame Dateien mit ausländischen öffentlichen Stellen bedürfen einer vorherigen Einbindung der Fachauf-
sicht des Bundesnachrichtendienstes. Aus diesem Grund sind die Absichtserklärung zwischen dem Bundesnach-
richtendienst und den beteiligten ausländischen öffentlichen Stellen dem Bundeskanzleramt vor Zeichnung zur 
Zustimmung vorzulegen.  
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Zu Absatz 4 
Absatz 4 führt die Anforderungen an die Eingabe personenbezogener Daten in die gemeinsame Datei durch den 
Bundesnachrichtendienst, die vormals in § 13 Absatz 1 und 2 geregelt waren, zusammen und ändert diese ledig-
lich redaktionell. Klarstellend wird ergänzt, dass die Kennzeichnung der eingegebenen Daten erkennen lassen 
soll, dass der Bundesnachrichtendienst diese in die gemeinsame Datei eingegeben hat. 

Zu Absatz 5 
Die Vorschrift ist als Befugnisnorm konzipiert und schafft eine Rechtsgrundlage für den Bundesnachrichtendienst 
und die anderen, an einer (vom Bundesnachrichtendienst geführten) Datei beteiligten ausländischen Stellen, die 
Daten abzurufen und zu nutzen. Hiermit ist keine Verpflichtung für den Bundesnachrichtendienst verbunden, bei 
einer von ihm geführten Datei den zweckkonformen Umgang durch die andere Stelle zu überprüfen. Vielmehr 
obliegt es dieser Stelle, dafür Sorge zu tragen, dass der Zugriff, die Weiterverarbeitung und die Übermittlung zur 
Zweckerfüllung erforderlich ist.  

Die Regelung entspricht § 16 Absatz 3 des bisherigen Rechts. Sie gilt aufgrund ihrer neuen Verortung nun für 
alle gemeinsamen Dateien mit ausländischen öffentlichen Stellen und nicht – wie bisher – nur für durch den 
Bundesnachrichtendienst geführte gemeinsamen Dateien; letzteres ist dabei freilich nur die Befugnisnorm für den 
Bundesnachrichtendienst und nicht für die ausländischen Stellen. 

Zu § 94 (Führung gemeinsamer Dateien mit ausländischen öffentlichen Stellen durch den 
Bundesnachrichtendienst) 
Die Regelung ermöglicht es dem Bundesnachrichtendienst wie § 14 des bisherigen Rechts, gemeinsame Dateien 
mit ausländischen öffentlichen Stellen zu führen und integriert die Voraussetzungen an eine Errichtungsanord-
nung des § 15 des bisherigen Rechts. Nicht übernommen wurde die Regelung in § 14 Absatz 2 des bisherigen 
Rechts, wonach sich die Berichtigung, Verarbeitungseinschränkung und Löschung von personenbezogenen Daten 
durch die teilnehmenden ausländischen öffentlichen Stellen nach den für diese jeweils anwendbaren nationalen 
Regelungen richtet. Da sich die entsprechenden Verpflichtungen unmittelbar aus dem jeweiligen nationalen Recht 
ergeben, bedarf es keiner gesetzlichen Regelung.  

Zu Absatz 1 
Absatz 1 normiert die Verpflichtung, für durch den Bundesnachrichtendienst geführte gemeinsame Dateien mit 
ausländischen öffentlichen Stellen eine Errichtungsanordnung zu treffen. Im Wesentlichen wurden die Anforde-
rungen des § 15 in die neue Regelung übernommen. Diejenigen Voraussetzungen des bisherigen § 15, die auf-
grund des Verweises in den neuen § 61 Absatz 2 bereits Bestandteil einer Errichtungsanordnung sein müssen, 
werden zur Vermeidung von Doppelungen in § 94 Absatz 1 nicht im Einzelnen erneut aufgeführt.  

Zu Nummer 1 
§ 94 Absatz 1 Nummer 1 entspricht § 15 Nummer 8 des bisherigen Rechts. 

Zu Nummer 2 
Nummer 2 setzt den bisherigen § 15 Nummer 3 unter Berücksichtigung des oben erläuterten Rechte-Managements 
um. 

Zu Nummer 3 
Ebenso wie im Fall der gemeinsamen Dateien mit inländischen öffentlichen Stellen sind die an einer gemeinsamen 
Datei mit ausländischen öffentlichen Stellen beteiligten Stellen in der Errichtungsanordnung anzugeben. 

Zu Nummer 4 
Die der Zusammenarbeit zugrunde liegende Absichtserklärung ist wesentliche Voraussetzung für die Rechtmä-
ßigkeit gemeinsamer Dateien mit ausländischen öffentlichen Stellen. Vor diesem Hintergrund muss die Absichts-
erklärung integraler Bestandteil der Errichtungsanordnung sein, die der Zustimmung des Bundeskanzleramtes 
unterliegt. 
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Zu Nummer 5 
Die vormals in § 15 Nummer 4 geregelte Anlieferung und Eingabe ist schon aufgrund des Verweises auf § 53 
Absatz 3 Teil von Errichtungsanordnungen für gemeinsame Dateien mit ausländischen öffentlichen Stellen. Die 
vormals ebenfalls in § 15 Nummer 4 vorgesehene Möglichkeit der ergänzenden Eingabe von Daten zu einer Per-
son wird in § 94 Absatz 1 Nummer 5 überführt. 

Zu Nummer 6 
Die in § 15 Nummer 10 des bisherigen Rechts normierte umgehende Unterrichtung der eingebenden ausländi-
schen öffentlichen Stellen über Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit eingegebener Daten wurde in § 94 Absatz 1 
Nummer 5 aufgenommen. Die sich nach § 15 Nummer 10 des bisherigen Rechts an eine entsprechende Unter-
richtung anschließende Verpflichtung der ausländischen öffentlichen Stelle, die die Daten eingegeben hat, diese 
unverzüglich zu sperren, zu berichtigen oder zu löschen, ist nunmehr gemäß § 93 Absatz 2 Nummer 3 in die Ab-
sichtserklärung aufzunehmen. 

Zu Nummer 7 
§ 94 Absatz 1 Nummer 7 entspricht § 15 Nummer 9 des bisherigen Rechts. 

Zu Nummer 8 
Die in § 94 Absatz 1 Nummer 8 geregelte Protokollierung ist durch den die Datei führenden Bundesnachrichten-
dienst vorzunehmen. Protokolliert werden der Zeitpunkt des Abrufs sowie die für den Abruf jeweils verantwort-
liche Stelle.  

Zu Nummer 9 
Die Regelung entspricht § 15 Nummer 11 des bisherigen Rechts. 

Zu Absatz 2 
Die Errichtungsanordnung bedarf der Zustimmung des Bundeskanzleramtes. Die Errichtungsanordnung muss al-
lerdings gemäß § 94 Absatz 1 Nummer 4 die Absichtserklärung umfassen. Der Abschluss einer Absichtserklä-
rung erfordert oftmals einen hohen zeitlichen Aufwand. Aus diesem Grund darf der Bundesnachrichtendienst 
bereits mit der Errichtung und dem Betrieb der gemeinsamen Datei beginnen, bevor das Errichtungsanordnungs-
verfahren abgeschlossen ist. Eine Anbindung anderer beteiligter Stellen ist jedoch erst nach Zustimmung des 
Bundeskanzleramts zu der Errichtungsanordnung zulässig.  

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 ist die Befugnis enthalten, dass sich an gemeinsamen Dateien des Bundesnachrichtendienstes, die 
dieser mit ausländischen öffentlichen Stellen führt, auch der Militärische Abschirmdienst und das Bundesamt für 
den Verfassungsschutz beteiligen dürfen.  

Zu Absatz 4 
Die Vorschrift entspricht der vergleichbaren Regelung in § 91 Absatz 4 Nummer 1. 

Zu Absatz 5 
Der Bundesnachrichtendienst als dateiführende Stelle hat die Eingabe in und den Zugriff auf die gemeinsame 
Datei zu protokollieren. 

Zu Abschnitt 7 (Ergänzende Bestimmungen und Kontrollzuständigkeiten) 

Zu Unterabschnitt 1 (Dienstvorschriften, Unterrichtungspflichten und Kontrollzuständigkeiten) 

Zu § 95 (Dienstvorschriften) 
Die Regelung war bisher im Abschnitt 4 bei den Regeln zur Technischen Aufklärung sowie im Abschnitt 1 unter 
Verweis auf das Bundesverfassungsschutzgesetz verortet. Nunmehr werden die Regelungen zusammengeführt 
und um Absatz 3 ergänzt. 
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Zu Absatz 1 
In der Dienstvorschrift über den Einsatz von nachrichtendienstlichen Mitteln sind die einzusetzenden Mittel ab-
schließend zu benennen. Dabei gilt, dass die nachrichtendienstlichen Mittel auch mit einem gewissen Abstrakti-
onsgrad dargestellt und gruppiert werden können, um die Flexibilität und Effektivität der nachrichtendienstlichen 
Auslandsaufklärung zu gewährleisten. Entscheidend ist insoweit, dass die jeweiligen konkreten Durchführungs-
arten der abstrahierten nachrichtendienstlichen Mittel sich in ihrer Typizität und Eingriffsintensität weitgehend 
entsprechen. Besteht eine erhebliche Abweichung gegenüber den in der Dienstvorschrift abschließend aufgeführ-
ten nachrichtendienstlichen Mitteln, so hat eine gesonderte Aufführung im Rahmen des Katalogs zu erfolgen. 

Sollen nach Inkrafttreten dieser Regelung weitere (neue) nachrichtendienstliche Mittel eingesetzt werden, die 
nicht in der Dienstvorschrift benannt sind, sind Absatz 1 sowie § 19 Absatz 1 zu beachten. Sofern der Katalog der 
nachrichtendienstlichen Mittel erweitert wird, ist § 97 Absatz 3 Nummer 6 Buchstabe a zu beachten 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 62 Satz 1. 

Zu Absatz 3 
Mit der Regelung in Absatz 3 wird eine Verordnungsermächtigung geschaffen, welche es dem Bundesnachrich-
tendienst ermöglicht, in einer Dienstvorschrift dienst- und arbeitsrechtliche Verhaltenspflichten zu statuieren, die 
bei einem Verstoß entsprechende dienste- oder arbeitsrechtliche Sanktionen zur Folge haben können. Hierdurch 
soll letztlich Sicherheitsrisiken begegnet werden, welche z.B. bei besonders sicherheitsrelevantem Verhalten ent-
stehen können, von dem die Bediensteten des Bundesnachrichtendienstes aufgrund ihrer besonderen Tätigkeit 
Abstand zu nehmen haben. Zwar würden solche Tätigkeiten regelmäßig auch Zweifel an der Zuverlässigkeit der 
betroffenen Person bei der Wahrnehmung einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit zeitigen, welche nach dem 
Sicherheitsüberprüfungsgesetz zu berücksichtigen wären. Gleichwohl würde eine bloße Entziehung des Sicher-
heitsbescheides bei bestimmten gefahrgeneigten Tätigkeiten letztlich nur dazu führen, dass der oder die entspre-
chende Bedienstete von seiner Tätigkeit beim Bundesnachrichtendienst unter Beibehalt der Bezahlung freigestellt 
würde. Dies wird dem Umstand nicht gerecht, dass bei diesen Tätigkeiten auch ein sanktionswürdiges Verhalten 
vorliegen kann – etwa wenn ein vertiefter privater Kontakt zu Angehörigen oder Vertretern von Staaten, die nach 
Feststellung des Bundesministeriums des Innern besondere Sicherheitsrisiken für die mit sicherheitsempfindlicher 
Tätigkeit befassten Personen begründen (§ 13 Absatz 1 Nummer 17 des Sicherheitsüberprüfungsgesetz) unterhal-
ten wird. 

Die Regelungen der Dienstvorschrift können entsprechend insbesondere vorsehen, dass private Kontakte zu Per-
sonen, die eine Staatsangehörigkeit eines Staates mit besonderen Sicherheitsrisiken besitzen oder ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem solchen Staat haben oder hatten, und ähnlichen abgrenzbaren Personen-
gruppen, bei denen ein abstrakt erhöhtes Sicherheitsrisiko für den Bundesnachrichtendienst und seine Mitarbei-
tenden anzunehmen ist, unverzüglich anzuzeigen und vertiefte private Kontakte zu Personen untersagt werden 
können. Dies setzt naturgemäß voraus – dies ist in der Dienstvorschrift entsprechend sicherzustellen – dass der 
oder die Bedienstete Kenntnis von diesem Umstand hat oder haben musste; anderenfalls liegt kein Fehlverhalten 
vor. Ebenfalls regelungsfähig ist, welche sonstigen für die Eigensicherung des Bundesnachrichtendienstes rele-
vanten Umstände unverzüglich anzeigepflichtig sind. 

Sofern und soweit das Privatleben der Mitarbeitenden tangiert wird, ist dabei indes zugleich schon gesetzlich 
dafür Sorge zu tragen, dass keine unverhältnismäßige Beeinträchtigung der privaten Lebensführung erfolgt. So 
ist eine Beeinträchtigung des Kernbereichs privater Lebensführung per se ausgeschlossen; eine Beeinträchtigung 
des übrigen Verhaltens außerhalb des Dienstes ist nur zulässig, wenn die entsprechende Verhaltenspflicht unum-
gänglich ist, um nicht unerheblichen Sicherheitsbedenken zu begegnen (ein Beispiel hierfür wäre ebenfalls die 
Regelung von Anzeigepflichten und Kontaktverboten bei vertieften, häufigen oder länger andauernden privaten 
Kontakten zu Personen, die eine Staatsangehörigkeit eines Staates mit besonderen Sicherheitsrisiken besitzen, 
oder ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem solchen Staat haben oder hatten oder eine anderwei-
tige enge Verbindung zu einem solchen Staat aufweisen, die dem Mitarbeitenden bekannt ist). 

Die Vorschrift regelt im Verhältnis zu § 35 Absatz 4 des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes nur die hier gesondert 
genannten Themenfelder und hat (nur) insoweit Vorrang gegenüber dem Sicherheitsüberprüfungsgesetz. 
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Zu Absatz 4 
Die Dienstvorschriften nach den Abätzen 1 bis 3 und bedürfen der Zustimmung durch das Bundeskanzleramt. 
Inhaltlich unverändert sind die Dienstvorschriften nach Absatz 1 und 2 zudem dem Parlamentarischen Kontroll-
gremium vorzulegen (vgl. § 96). Die Unterrichtungspflicht an das Parlamentarische Kontrollgremium wurde an 
dieser Stelle gestrichen und in die oben genannte, zentrale Vorschrift integriert.  

Zu § 96 (Unterrichtung des Parlamentarischen Kontrollgremiums und des Deutschen Bundestages) 
Diese Vorschrift regelt zentral die Unterrichtungspflichten des Bundesnachrichtendienstes an das Parlamentari-
sche Kontrollgremium. Dabei ist grundsätzlich zu berücksichtigen, dass eine Reihe von Berichtspflichten an das 
Parlamentarische Kontrollgremium unmittelbar durch den Unabhängigen Kontrollrat (und im UKRat-Gesetz ge-
regelt) erfolgt.  

Zu Nummer 1 
Nummer 1 enthält die Unterrichtungspflicht bei Eingriffen in als eigene privat zur privaten Lebensführung ge-
nutzte inormationstechnische Systeme von Personen, die sich im Deutschland aufhalten, und deutschen Statsan-
gehörigen. Dem besonderen Eingriffsgewicht dieser Maßnahmen wird mittels dieser Unterrichtungspflicht durch 
eine (zusätzliche) parlamentarische Kontrolle begegnet. 

Zu Nummer 2 
Das Parlamentarische Kontrollgremium ist über Grundanordnungen für die Durchführung erweiterter nachrich-
tendienstlicher Maßnahmen gesondert und unverzüglich zu unterrichten. Dies folgt schon aus der großen (politi-
schen) Bedeutung, welche von den entsprechenden Maßnahmen ausgehen kann. 

Zu Nummer 3 
In Nummer 3 ist die Auskunftspflicht für diejenigen Dienstvorschriften geregelt, die der Bundesnachrichtendienst 
nach § 95 Absatz 1 und 2 zu erlassen hat; also jene zu den nachrichtendienstlichen Mitteln und den technischen 
und organisatorischen Umsetzungen der Regelungen zum Einsatz besonderer technischer Aufklärungsmaßnah-
men. Die Vorschrift greift den bisherigen § 62 Satz 3 auf. 

Zu § 97 (Kontrollgegenstände) 
Die Zuständigkeit des Unabhängigen Kontrollrates bestimmt sich anhand des gesetzlichen Zuständigkeitskata-
logs. Dieser stellt eine gerichtsähnliche Rechtskontrolle der eingriffsintensiven Aufklärungsmaßnahmen sicher 
und versieht diese mit einer abschließenden Entscheidungsbefugnis des Unabhängigen Kontrollrates. Es wird 
unterschieden zwischen der Vorabkontrolle (also der Kontrolle von eingriffsintensiven Maßnahmen vor ihrer 
Durchfürung) und der Einzelfallkontrolle (als gesetzlich bestimmte Kontrolle von Einzelvorgängen). Ergänzend 
nimmt der Unabhängige Kontrollrat auch die administrative Kontrolle wahr, dies ist im Gesetz über den Unab-
hängigen Kontrollrat geregelt.  

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 werden die Vorgänge genannt, die dem Unabhängigen Kontrollrat im Wege der Vorabkontrolle vor-
zulegen sind. Kontrollgegenstand ist die jeweilige Anordnung, auch Verlängerungen von Anordnungen. Werden 
Maßnahmen über die in § 46 Absatz 3 geregelten Fristen hinaus verlängert, bedarf es jeweils einer Verlänge-
rungsanordnung zur neuerlichen Rechtmäßigkeitsfeststellung vor Durchführung der (Verlängerungs-)Anordnung. 
Zur Kontrolle sind die für die Prüfung erforderlichen Informationen vorzulegen. Dies ist in jedem Fall die Anord-
nung samt Begründung. 

Der Maßstab für die Notwendigkeit einer Vorabkontrolle richtet sich dabei nach den Kriterien der Eingriffsge-
wichtung (ist dabei aber nicht vollständig deckungsgleich). Der Gesetzgeber legt für eingriffsintensiv wirkende 
nachrichtendienstliche Maßnahmen höhere materielle Schwellen fest, als für diejenigen nachrichtendienstlichen 
Maßnahmen, die auf Grundlage des § 18 durchgeführt werden dürfen. Innerhalb der eingriffsintensiv wirkenden 
nachrichtendienstlichen Maßnahmen werden zudem noch zwei Qualifikationsstufen unterschieden, wobei – mit 
Ausnahme des eingriffsintensiven Einsatzes einer nachrichtendienstlichen Verbindung nach § 24 Absatz 2 – aus-
schließlich die Maßnahmen der zweiten Qualifikationsstufe unter das Verfahrenserfordernis der unabhängigen 
Vorabkontrolle gestellt werden. Dies entspricht den verfassungsrechtlichen Erfordernissen. 
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In die Vorabkontrolle fallen Auskunftsersuchen nach § 13 Absatz 1 Satz 2, die sich gegen eine der in 
§ 12 Absatz 2 Nummer 4 und 5 genannten Stellen richten, soweit es sich nicht um Auskunftsersuchen zur Um-
setzung von Maßnahmen handelt, die bereits für sich genommen der Vorabkontrolle unterliegen – z.B. eine Te-
lekommunikationsüberwachung, die im Wege der Providerausleitung durch Auskunftsersuchen durchgeführt 
wird (Nummer 1). Auch Auskunftsersuchen nach § 14 Absatz 2, die bei informationstechnischen Angriffen auf 
die Herausgabe einer vollständigen Kopie gerichtet sind, unterfallen der Vorabkontrolle (Nummer 2). 

Das Betreten einer Wohnung im Inland, um andere nachrichtendienstliche Mittel vorzubereit, unterfällt aufgrund 
des Eingriffs in Artikel 13 des Grundgesetzes stets der Vorabkontrolle (Nummer 3), ebenso der besondere Einsatz 
von ND-Mitteln nach § 19 Absatz 1 oder 2. Bei § 19 Absatz 1 oder 2 kommt der unabhängigen Anordnungskon-
trolle eine wichtige absichernde Funktion zu, da die tatbestandliche Unbestimmtheit dieser Regelung ein spezifi-
sches Risiko von Fehlentwicklungen belässt. Dies gilt auch für den Einsatz neuer nachrichtendienstlicher Mittel, 
also solchen, die nicht in den vom Unabhängigen Kontrollrat geprüften abschließenden Katalog im Rahmen der 
Dienstvorschrift zu den nachrichtendienstlichen Mitteln aufgenommen wurden, da sie zum Zeitpunkt der Novel-
lierung des Gesetzes noch nicht bekannt waren, sondern sie im Nachgang entwickelt wurden (vgl. dazu § 95). Um 
auch beim Einsatz neuer nachrichtendienstlicher Mittel zur Entwicklung und Erprobung die Verfassungskonfor-
mität umfassend zu gewährleisten, wird hier festgelegt, dass der jeweilige Einsatz neuer nachrichtendienstlicher 
Mittel durch den Unabhängigen Kontrollrat kontrolliert wird. Der Unabhängige Kontrollrat kontrolliert den Ein-
satz neuer nachrichtendienstlicher Mittel und prüft deren Einordnung in das Stufensystem, also die Einordnung 
unter § 18 Absatz 1 oder die Zuordnung ausnahmsweise zu den eingriffsintensiven nachrichtendienstlichen Mit-
teln entsprechend § 24ff. Bei einer Zuordnung des nachrichtendienstlichen Mittels unter § 18 Absatz 1 wird dieses 
in den abschließenden Katalog der nachrichtendienstlichen Mittel in der entsprechenden Dienstvorschrift aufge-
nommen. Erfolgt die Zuordnung zu den eingriffsintensiven nachrichtendienstlichen Mitteln werden für deren Ein-
satz in der Entwicklungs- und Erprobungsphase – da der Gesetzgeber diese in ihrer Entwicklungs- und Erpro-
bungsphase noch nicht in einer Sondernorm mit spezifischen materiellen und/oder formellen Voraussetzungen 
erfassen konnte – besondere materielle Voraussetzungen festgelegt, unabhängig davon, welche Festlegungen 
durch den Gesetzgeber später für dieses neue nachrichtendienstliche Mittel getroffen werden. 

Bei dem Einsatz konkreter nachrichtendienstlicher Mittel (Nummern 5 bis 17) ist anhand des jeweiligen Eingriffs-
gewichts, durch Durchführungsmodalität oder Zielrichtung indiziert, zu differenzieren. So ist beispielsweise bei 
einer eingriffsintensiven Observation der ersten Qualifikationsstufe nicht per se mit besonders privaten Informa-
tionen zu rechnen, die eine unabhängige Vorabkontrolle induzieren. Wenn etwa ein Treff eines Mitarbeiters eines 
fremden Nachrichtendienstes mit seiner in Deutschland geführten Quelle überwacht wird, um Übergaben festzu-
stellen, induziert auch ein Treff im nichtöffentlichen Raum nicht, dass besonders Privates ausgetauscht werden 
wird. Die nichtöffentliche Situation spricht für ein verdecktes Vorgehen, nicht für besonders private Kommuni-
kationsinhalte. Bei dem Einsatz technischer Mittelzur längerfristigen Standortfeststellung wird erst die Langfrist-
überwachung von deutschen Staatsangehörigen oder sich im Bundesgebiet aufhaltenden Personen nach 
§ 26 Absatz 2 Nummer 2 (zweite Qualifikationsstufe) vom Erfordernis unabhängiger Vorabkontrolle erfasst, da 
mit besonders privaten Informationen erst zu rechnen ist, wenn infolge langer Überwachung verfestigte Verhal-
tensmuster erkennbar werden, die besondere örtliche Bezüge der Person erschließen, die auch auf persönliche 
Beziehungen hindeuten können. Gleiches gilt für längerfristige optische und akustische Überwachnungen von 
seutschen Staatsangehörigen oder sich im Bundesgebiet aufhaltenden Personen (§ 27 Absatz 2 Nummer 2). Für 
das zusätzliche Erfordernis der Verfahrenssicherung der unabhängigen Vorabkontrolle kommt bei den nachrich-
tendienstlichen Maßnahmen der Standortfeststellung oder der optischen und akustischen Überwachung der Dauer 
einer Maßnahme Bedeutung zu (BVerfG, Urteil vom 26. April 2022, 1 BvR 1619/17, Rn. 220). Je länger eine 
solche Maßnahme durchgeführt wird, desto mehr steigert sich die Erwartbarkeit auch besonders privater Infor-
mationen, weshalb diese Maßnahmen bei langer Dauer (§ 26 Absatz 2 Nummer 2 sowie § 27 Absatz 2 Nummer 
2) materiell an die Voraussetzungen der zweiten Qualifikationsstufe gebunden werden und zusätzlich durchgängig 
der unabhängigen Anordnungskontrolle unterliegen. 

Handelt es sich um die Anordnung einer strategischen Aufklärungsmaßnahme, so betrifft die Vorabkontrolle so-
wohl eine in ihr enthaltene Anordnung der Erhebung wie auch die Einsichtnahme. Beide Schritte werden von der 
strategischen Aufklärungsmaßnahme umfasst. Dies meint dabei indes nicht, dass die konkrete Einsichtnahme in 
individuelle Daten von der Vorabkontrolle umfasst sind. Vielmehr ist eine abstrakte Prüfung der Möglichkeit 
einer Erhebung und Einsichtnahme erforderlich. 
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Eine Ausnahme bildet § 24 Absatz 2. Hier wird auch in den Fällen des § 24 Absatz 2 Nummer 1, der entsprechend 
seines Eingriffsgewichts als materielle Schwelle die Voraussetzungen der ersten Qualifikationsstufe vorsieht, eine 
unabhängige Vorabkontrolle festgelegt (Nummer 4). § 24 bestimmt Fallkonstellationen des Einsatzes von nach-
richtendienstlichen Verbindungen, die über den Standardeinsatz dieses nachrichtendienstlichen Mittels hinausge-
hen und besonders eingriffsintensiv wirken (und damit höheren materiellen Schwellen unterliegen). Dies ist der 
Fall bei einem gezielten Einsatz gegen eine Person oder nochmals gesteigert durch eine hinzutretende besondere 
persönliche Vertrauensbeziehung zwischen der nachrichtendienstlichen Verbindung und der betroffenen Person. 
Bei diesen Fallkonstellationen sind die materielle Schwelle sowie das Erfordernis der unabhängigen Vorabkon-
trolle – anders als bei Observationen oder Aufenthaltsbestimmungen – nicht von einer bestimmten Dauer der 
Maßnahme, also der Dauer der Zusammenarbeit des Bundesnachrichtendienstes mit der nachrichtendienstlichen 
Verbindung (Führungsdauer) abhängig (abgesehen von der in der Norm festgelegten Erprobungsphase). Diese 
eingriffsintensiven Einsätze einer nachrichtendienstlichen Verbindung gegen deutsche Staatsangehörige oder sich 
im Bundesgebiet aufhaltenende Personen nach § 24 Absatz 2 unterliegen insgesamt der unabhängigen Vorabkon-
trolle. 

Die sog. qualifizierten Aufklärungsbedarfe unterliegen der Vorabkontrolle nach § 97 Absatz 1 Nummer 16, dabei 
wird die bisherige Praxis der Vorabkontrolle beibehalten. 

Zu Absatz 2 
Neben den in Absatz 1 aufgeführten Anordnungen einzelner Maßnahmen findet sich in Absatz 2 die Pflicht, 
Grundanordnungen für die Durchführung erweiterter nachrichtendienstlicher Mittel vorzulegen. 

Zu Absatz 3 
Absatz 3 regelt die sogenannte Einzelfallkontrolle. Dabei sind die Vorgänge dem Unabhängigen Kontrollrat im 
jeweiligen Einzelfall zur Kontrolle vorzulegen. Dabei kann die Vorlage sowohl vor Durchführung der jeweiligen 
Maßnahme als auch nachträglich erfolgen.  

Der Einzelfallkontrolle unterfallen insbesondere auch Entscheidungen zur Weiterverarbeitung und Übermittlung 
von Daten, die einen besonderen Schutzgehalt aufweisen, z.B. aus Vertraulichkeitsbeziehungen. Hier sind eine 
Übermittlung oder Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten nach § 22 Absatz 3 dem Unabhängigen 
Kontrollrat vorzulegen. Der Schutz dieser Personen bzw. der Vertraulichkeitsbeziehungen wird so ausreichend 
gewahrt (vgl. BVerfG, Urteil vom 19. Mai 2020, 1 BvR 2835/17, Rn. 194 am Ende und für Übermittlung Rn. 
240). 

Im Falle der Vorlage von Dienstvorschriften nach Nummer 6 Buchstabe a) ist zu beachten, dass im Falle einer 
Ergänzung des Kataloges der nachrichtendienstlichen Mittel erneut eine Vorlage des Vorgangs an den Unabhän-
gigen Kontrollrat erforderlich ist.  

Zu Absatz 4 
In Absatz 4 ist das Anhörungsverfahren geregelt. Der Unabhängige Kontrollrat wird vor dem Erlass von Errich-
tungsanordnungen angehört. Im Rahmen der Anhörung soll dem Unabhängigen Kontrollrat die Möglichkeit ge-
geben werden Bedenken gegen die Ausgestaltung einer Personendatenbank oder Datei zu äußern. Ist ausschließ-
lich die oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit für die Kontrolle der Daten 
zuständig, so ist die oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit vor Erlass der 
Errichtungsanordnung anzuhören, nicht der Unabhängige Kontrollrat. Der Bundesnachrichtendienst und das Bun-
deskanzleramt sind an die Stellungnahme des Unabhängigen Kontrollrats bzw. der oder des Bundesbeauftragten 
für die Informationstechnik nicht gebunden. Sie sollen jedoch durch das Bundeskanzleramt und den Bundesnach-
richtendienst geprüft und gegebenenfalls berücksichtigt werden. Der Bundesnachrichtendienst soll die Bemer-
kungen und Anregungen des Unabhängigen Kontrollrats in die Ermessenswägungen einbeziehen, die dem Betrieb 
der Personendatenbank zugrunde liegen. Satz 3 verdeutlicht, dass Fristbeginn die Übermittlung der Errichtungs-
anordnung an das jeweilige Kontrollorgang ist. Die Frist wird auch durch die Übermittlung einer Sofortanordnung 
ausgelöst. Dies hat den Vorteil, dass der Bundesnachrichtendienst die Anregungen des jeweiligen Kontrollorgangs 
unmittelbar bei der Erstellung der endgültigen Errichtungsanordnung berücksichtigen kann. Einer erneuten An-
hörung bedarf es in diesen Fällen nicht. 
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Bei einer gemeinsamen Datei mit einer ausländischen Stelle erstreckt sich die Prüfkompetenz des Unabhängigen 
Kontrollrats lediglich auf die Errichtung der Datei und die durch den Bundesnachrichtendienst dort eingebrachten 
Daten. Nicht der Prüfkompetenz des Unabhängigen Kontrollrats unterfallen hingegen Daten der ausländischen 
Stellen oder die Nutzung der Datei durch selbige. Hierdurch soll deutlich gemacht werden, dass der Unabhängige 
Kontrollrat nicht dazu befugt ist die Nutzung einer gemeinsamen Datei durch die ausländischen Partner zu be-
werten. 

Zu Absatz 5 
Die Kautelen für Maßnahmen bei Gefahr im Verzug wird detailliert im Gesetz über den Unabhängigen Kontrollrat 
(UKRatG) geregelt. Billigt der Unabhängige Kontrollrat die Maßnahme nicht innerhalb von drei Werktagen sind 
die erhobenen Daten zu löschen. 

Zu Absatz 6 
Artikel 13 Absatz 4 GG erfordert eine richterliche Anordnung, weshalb hier abweichend von Absatz 1 ein Gericht 
vorgesehen ist. Angesichts der geringen erwartbaren Fallzahl erscheint sachgerecht hierzu in Angleichung an § 
50 Absatz 1 Nummer 4 VwGO die Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts vorzusehen. 

Im Falle der Zuständigkeit nach Absatz 4 Satz 1 tritt zur Vermeidung von Verfahrensdoppelungen nach Satz 2 
eine Bündelungswirkung ein, die auch die Vorabkontrolle des Eingriffs in das IT-System-Grundrecht einbezieht, 
wenn die Wohnraumüberwachung durch solchen Eingriff erfolgt, etwa durch Infiltration zur Nutzung eines Smart 
Speakers in der Wohnung.Angesichts der gegenständlichen Besonderheit dieses gerichtlichen Feststellungsver-
fahrens wird es in Absatz 4 besonders geregelt, dies orientiert an den etablierten Vorabkontrollverfahren im nach-
richtendienstlichen Bereich, dem neuen UKRat-Gesetz sowie den Geheimschutzregelungen des § 99 Absatz 2 
VwGO. Dabei steht es im Ermessen des Gerichts, die Verfahrensbeteiligten vor einer Entscheidung über den 
Feststellungsantrag anzuhören oder ausschließlich auf Grundlage der eingereichten Unterlagen zu entscheiden. 
Wie in vergleichbaren Verfahren, etwa zu richterlichen Anordnungen im Ermittlungsverfahren nach der Strafpro-
zessordnung, wird auch vorliegend die Entscheidung durch einen einzelnen Richter adäquat, bei Eilanordnungen 
eventuell auch verfahrenspraktisch geboten sein. Hiergegen kann allerdings die Entscheidung des Senats bean-
tragt werden, auch um gegebenenfalls zu grundsätzlichen Fragen eine vom gesamten Senat getragene Linie her-
zustellen. 

Zu Absatz 7 
Der Absatz trägt den gegenständlichen Besonderheiten des Feststellungsverfahrens nach Absatz 6 verfahrensmä-
ßig Rechnung. Die Ausgestaltung erfolgt einerseits unter Anlehnung an Geheimschutzregelungen des § 99 Absatz 
2 VwGO und andererseits orientiert an vergleichbaren Verfahren, etwa zu richterlichen Anordnungen im Ermitt-
lungsverfahren nach der Strafprozessordnung oder dem Verfahren des unabhängigen Kontrollrates nach dem Ge-
setz über den Unabhängigen Kontrollrat. Dabei steht es im Ermessen des Gerichts, den Bundesnachrichtendienst 
vor einer Entscheidung über den Feststellungsantrag anzuhören oder ausschließlich auf Grundlage der eingereich-
ten Unterlagen zu entscheiden. Beteiligt ist allein der Bundesnachrichtendienst, eine Beiladung der Zielperson ist 
naturgemäß ausgeschlossen.  

Zu § 98 (Unabhängige Kontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat und die Bundesbeauftragte oder 
den Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit) 
Ziel der Neuregelung ist eine klare Zuständigkeitsabgrenzung zwischen dem oder der Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit und dem Unabhängigem Kontrollrat. Dabei wird die Kontrollzuständig-
keit für die nachrichtendienstliche Auftragserfüllung beim Unabhängigen Kontrollrat konsolidiert. Der Verweis 
des bisherigen § 63 in den bisherigen § 28 BVerfSchG wird mit dieser Neuregelung der Norm aufgelöst.  

Das Anrufungsrecht nach dem bisherigen § 28 Absatz 1 Bundesverfassungsschutzgesetz entfällt mit der Neure-
gelung hinsichtlich des oder der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, da eine 
Zuständigkeit insoweit ausschließlich beim Unabhängigen Kontrollrat besteht. Ein vergleichbares Anrufungs-
recht wird in das Gesetz über die Rechtskontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat aufgenommen. 
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Zu Absatz 1 
Durch die umfassende Rechtskontrolle aus einer Hand und ein Verzicht auf das Aufspalten von zusammengehö-
renden Vorgängen auf verschiedene Kontrollinstanzen wird die Kontrolle insgesamt gestärkt. Der Unabhängigen 
Kontrollrat ist nunmehr umfassend zuständig für die Kontrolle der Auftragsdatenverarbeitung durch den Bundes-
nachrichtendienst. Gleichermaßen ist der Unabhängige Kontrollrat auch für die Kontrolle der Datenverarbeitung 
im Rahmen von Maßnahmen zum Schutz der Bediensteten, Dienststellen und Verschlusssachen nach Abschnitt 
8 zuständig. Die Notwendigkeit hierfür ergibt sich daraus, dass die im Rahmen von Abschnitt 8 erhobenen Daten 
auch für die Auftragserfüllung Verwendung finden können. Die Kontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat 
wird in dem Gesetz über die Rechtskontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat näher geregelt.  

Zu Absatz 2 
Für den Bereich der Datenschutzkontrolle der allgemeinen Verwaltung des Bundesnachrichtendienstes bleibt der 
oder die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit das zuständige Kontrollorgan. Die 
Rügerechte des Unabhängigem Kontrollrates ist den bisherigen Beanstandungsrechten des oder der Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit gleichzusetzen. Die Auskunftsrechte gegenüber dem 
oder der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit folgen aus dem Bundesdaten-
schutzgesetz oder dem jeweiligen Fachgesetz (vgl. § 36a Absatz 1 SÜG). 

Bei Verbunddatenbanken erstreckt sich die (ausschließliche) Kontrollzuständigkeit des Unabhängigen Kontroll-
rates auf Datensätze im BND-Besitz und dann auf allgemeine organisatorische oder technische Anforderungen, 
wenn der Bundesnachrichtendienst die Datenbank bereitstellt (anders als etwa die vom Bundeskriminalamt be-
reitgestellte Antiterrordatei). 

Zu Absatz 3 
Die Informationszugangsrechte für die beim Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfrei-
heit verbleibende Kontrollkompetenz werden nur geringfügig gegenüber dem bisherigen § 28 Absatz 3 des Bun-
desverfassungsschutzgesetzes modifiziert: 

Zunächst werden durch die im Vergleich zum geltenden Recht erfolgte Streichung des Wortes „insbesondere“ die 
Mitwirkungspflichten des Bundesnachrichtendienstes abschließend geregelt. Ein „jederzeitiges“ Zutrittsrecht 
(vgl. § 28 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes) erweist sich im Fall einer Behörde 
die in gesondert gesicherten Liegenschaften arbeitet als nicht durchführbar und zur Ausübung einer effektiven 
Kontrolle im Rahmen der bei dem oder der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
verbleibenden Kontrollkompetenz nicht erforderlich. 

Zu § 99 (Anwendung anderer Gesetze) 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 64, der insoweit geändert wurde, dass nunmehr der Unabhängige Kontrollrat 
den Bundesnachrichtendienst kontrolliert und nicht das Unabhängige Gremium. 

Der Bundesnachrichtendienst hat, wie bislang, bei Wahrnehmung fachneutraler Verwaltungsaufgaben die Rege-
lungen des BDSG in dem genannten Umfang anzuwenden. Von einer fachneutralen Verwaltungsaufgabe ist aus-
zugehen, wenn der Bundesnachrichtendienst Verwaltungsaufgaben wahrnimmt, die typischerweise in einer Viel-
zahl anderer Behörden anfallen. Dazu gehören etwa die Verarbeitung von Daten von Mitarbeitenden, Gesund-
heitsdaten selbiger, Bewerberdaten etc. Diese unterliegen den allgemeinen datenschutzrechtlichen Regelungen. 
Für die fachneutralen Verwaltungsaufgaben des Bundesnachrichtendienstes gilt gemäß § 1 Absatz 8 BDSG auch 
der Teil 2 des BDSG sowie die Datenschutzgrundverordnung. 

Zu Absatz 2 
Durch die Regelung sollen zur Deckung des Bedarfs des Bundesnachrichtendienstes) die Regelungen des Bun-
deswehr-Beschaffungsbeschleunigungsgesetzes gelten, welche Vereinfachungen für die Durchführung von 
Vergabeverfahren öffentlicher Stellen, insbesondere von Bauaufträgen der Bundesimmobilienanstalt oder der 
Bauverwaltungen der Länder, durch Ausnahmen von den Voraussetzungen der Vergabeverordnungen, Ausnah-
men vom Haushaltsrecht, Ausnahme von der AVV Klima sowie beschleunigte Nachprüfungsverfahren enthalten. 
Der Bundesnachrichtendienst dient wie die Bundeswehr der äußeren Sicherheit der Bundesrepublik sodass die §§ 
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4 bis 17 des Bundeswehr-Beschaffungsbeschleunigungsgesetzes, auf die in Absatz 2 Satz 2 verwiesen wird, in 
gleichem Maße für ihn gelten. 

Gegenüber einer generellen Ausnahme von dem Erfordernis eines Vergabeverfahrens (wie etwa in §107 oder § 
145 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vorgesehen) stellt der Verweis auf das Bundeswehr-Be-
schaffungsbeschleunigungsgesetzes ein milderes Mittel dar, da hier ein Vergabeverfahren noch durchzuführen 
ist. Im Gegenzug werden hier auch solche Vorhaben erfasst, bei denen im Einzelfall kein unmittelbarer Zusam-
menhang mit der nachrichtendienstlichen Kerntätigkeit besteht (sondern zum Beispiel auch Verwaltungsvorha-
ben). 

Satz 2 dient der Klarstellung, dass die neu geschaffenen Ausnahmetatbestände lediglich auf diejenigen Konstel-
lationen abzielen, in denen die Voraussetzungen für die bislang be-stehenden Ausnahmetatbestände nicht bereits 
vorliegen. Die Ausnahmetatbestände nach § 107 und § 145 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
werden durch den Verweis in Absatz 2 auf die Normen des Bundeswehr-Beschaffungsbeschleunigungsgesetzes 
nicht eingeschränkt. 

Zu Unterabschnitt 2 (Mitteilung und Auskunftsverpflichtung) 

Zu § 100 (Mitteilung an betroffene Personen) 
Nachrichtendienste sammeln Daten grundsätzlich verdeckt. Der Grundsatz der Offenheit der Datenerhebung gilt 
für sie nicht und sie sind von Transparenz- und Berichtspflichten gegenüber betroffenen Personen weithin freige-
stellt. Diese materiespezifischen Besonderheiten sind in der Verfassungsrechtsprechung anerkannt (BVerfG, Ur-
teil vom 24. April 2013, 1 BvR 1215/07, Rn. 117; BVerfG, Urteil vom 26. April 2022, 1 BvR 1619/17, 
Rn. 150, 240, 290). Diesen Besonderheiten tragen besondere Kontrollstrukturen Rechnung. Neben der besonde-
ren politischen Kontrolle nach Artikel 45d des Grundgesetzes durch das Parlamentarische Kontrollgremium ist 
auch und insbesondere eine unabhängige Kontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat eingerichtet, der ver-
bindlich über die Zulässigkeit eingriffsintensiver Maßnahmen entscheidet. Der nachrichtendiensttypischen Auf-
gabenwahrnehmung ohne Kenntnis betroffener Personen entspricht zudem eine besonders intensive Wahrneh-
mung der betreffenden Kontrollaufgaben, einschließlich Strukturkontrollen durch den Ständigen Bevollmächtig-
ten des Parlamentarischen Kontrollgremiums, die gewährleisten, dass sich Durchführungspraktiken und das zu-
grunde liegende Rechtsverständnis nicht ausschließlich innerbehördlich etablieren, sondern sich im Diskurs mit 
externer Kontrolle entwickeln.  

Neben diesen umfänglichen externen Kontrollmöglichkeiten besteht auch gegenüber betroffenen Personen bei 
bestimmten, eingriffsintensiven Maßnahmen eine Mitteilungspflicht. Dadurch wird die Möglichkeit effektiven 
Rechtsschutzes nach Art. 19 Abs. 4 Grundgesetz unter Berücksichtigung der Besonderheiten nachrichtendienst-
lichen Handelns Genüge getan (BVerfG, Urteil vom 24. April 2013, 1 BvR 1215/07, Rn. 210 ff.). Die Mittei-
lungspflichten werden mit § 100 zudem gegenüber dem bisherigen § 59 BND-Gesetz und § 12 Artikel 10-Gesetz 
erweitert, indem weitere eingriffsintensive Maßnahmen, einschließlich der Wohnraumüberwachung, einbezogen 
werden, für die das bisher geltende Recht dies nicht vorsah. Die Mitteilungspflichten korrespondieren mit der 
Eingriffsgewichtung. Umfasst werden somit eingriffsintensive nachrichtendienstliche Maßnahmen, die (mindes-
tens) vom Vorliegen der zweiten Qualifikationsstufe – also Bedrohungen von herausgehobener Bedeutung – ab-
hängig sind.  

Die Mitteilungspflicht begründet keine Befugnis zu eingriffsvertiefenden Maßnahmen. Liegt eine zustellungsfä-
hige Anschrift nicht vor, dürfen dazu keine eigenen Ermittlungen erfolgen, so dass hier im Ergebnis eine Mittei-
lung unmöglich ist. Eine bloße Melderegisterabfrage (§ 34 BMG) hat allerdings keinen hinzutretenden Eingriffs-
gehalt. Zwar werden dabei personenbezogene Daten verarbeitet, diese Verarbeitung bleibt aber gerade auf die 
direkte Erhebung der Meldeanschrift begrenzt. Anders ist der Sachverhalt etwa bei einer unbekannt ins Ausland 
verzogenen Person.  

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 ist zunächst die allgemeine Mitteilungspflicht für besonders geregelte Formen von Auskunftsersuchen 
(Nummer 1) sowie für solche Maßnahmen geregelt, deren tatbestandliche Voraussetzungen an tatsächliche An-
haltspunkte geknüpft sind, dass mit ihnen Informationen zu Bedrohungen von herausgehobener Bedeutung erlangt 
werden können (Nummer 2). Zusätzlich hat auch im Falle einer Wohnraumüberwachung, der „Ersatzvornahme“ 
eines Auskunftsersuchens nach § 14 Absatz 2 durch das nachrichtendienstliche Mittel des „Auslesens technischer 
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Spuren bei informationstechnischen Angriffen“ nach § 36 Absatz 1 und für die sog. „Onlinedurchsuchung“ nach 
§ 37 Absatz 3 eine Mitteilung zu erfolgen (Nummer 3). 

Anknüpfungspunkt für die Mitteilung ist die Beendigung der Maßnahme. Dies bezieht sich dabei auf die Beendi-
gung der Gesamtmaßnahme, welche von der jeweiligen Anordnung (oder einer Erweiterungs-, Verlängerungs- 
oder Folgeanordnung) umfasst ist. Ist also eine Maßnahme auf mehrere Betroffene gerichtet, so hat eine Mittei-
lung erst dann zu erfolgen, wenn die Maßnahme insgesamt beendet wird, nicht schon, wenn die Maßnahme gegen 
einzelne der genannten Betroffenen eingestellt (bzw. nicht verlängert oder geändert) wird.  

Die in der Norm verankerte grundsätzliche Wertung ist, dass – erst – bei dem Einsatz nachrichtendienstlicher 
Mittel, deren Eingriffsgewicht wenigstens das Vorliegen einer Bedrohung von herausgehobener Bedeutung er-
fordert, eine Mitteilungspflicht entsteht. Insoweit ist zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit und in Entsprechung 
des Grundsatzes, dass in diesen Fällen (wenigstens regelmäßig) auch eine unabhängige Vorabkontrolle der jewei-
ligen Maßnahmen erforderlich ist, davon auszugehen, dass es der betroffenen Person ermöglicht werden muss, 
von der Maßnahme tatsächlich auch Kenntnis zu nehmen, um nötigenfalls gerichtlich gegen sie vorgehen zu kön-
nen. Demgegenüber überwiegt bei nachrichtendienstlichen Mitteln, deren jeweiliges Eingriffsgewicht keine Be-
drohung von herausgehobener Bedeutung voraussetzt, die Erfordernisse des Quellen- und Methodenschutzes des 
Bundesnachrichtendienstes. Letztere rechtfertigen dabei – vgl. BVerfG, Beschluss vom 17. Juli 2024, 1 BvR 
2133/22, Rn. 73 – ein „abgestuftes Regelungskonzept“, welches durch die an Bedrohungen von herausgehobener 
Bedeutung (als zweiter Qualifikationsstufe) anknüpfende Mitteilungspflicht gerade abbildet.  

Die Auskunft bleibt ausgeschlossen, wenn sie die Aufgabenwahrnehmung der informationsführenden Behörde 
gefährdet (BVerfG, Urteil vom 24. April 2013, 1 BvR 1215/07, Rn. 210). Daher begründet der Einsatz nachrich-
tendienstlicher Mittel, deren Eingriffsgewicht „nur“ eine erhebliche Bedrohung (erste Qualifikationsstufe) vo-
raussetzt, noch keine Mitteilungspflicht. Die maßgebende Beeinträchtigung des Quellen- und Methodenschutzes 
ist dabei in zweierlei Hinsicht angelegt: Einerseits geht bereits von einer einzelnen Mitteilung eine (regelmäßig 
begrenzte) Beeinträchtigung des Quellen- und Methodenschutzes einher, die in Abwägung zu den Rechten der 
jeweiligen Betroffenen gesetzt werden muss. Andererseits, weitergehend und entscheidend würde aber eine Mit-
teilungspflicht schon bei nachrichtendienstlichen Mittlen der ersten Qualifikationsstufe dazu führen, dass eine 
Mitteilung zu einer Vielzahl von nachrichtendienstlichen Maßnahmen des Bundesnachrichtendienstes erfolgen 
würde, welche in ihrer Gesamtschau ganz beträchtliche Erkenntnisse über die Arbeitsweise, Methoden und Fä-
higkeiten ermöglichen würde. Hierbei ist besonders zu berücksichtigen, dass diese Erkenntnisse auch durch aus-
ländische Nachrichtendienste gezielt erhoben werden könnten, um die operativen Fähigkeiten des Bundesnach-
richtendienstes auszuspähen und einzuschränken. Letzteres wiederum hätte indirekt auch eine Gefährdung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bundesnachrichtendienstes zur Folge.  

Zu Absatz 2 
In Absatz 2 findet sich die Mitteilungspflicht infolge einer Einsichtnahme in personenbezogene Daten, die im 
Wege der strategischen Aufklärung erhoben wurden. Hier besteht eine Mitteilungspflicht – dem geltenden Recht 
bei veränderter Systematik entsprechend – nur dann, wenn Einsicht in kommunikationsbezogenen Inhaltsdaten 
genommen wurde. Zudem ist geregelt, dass die Mitteilung in diesem Fall grundsätzlich bereits nach Einsicht-
nahme erfolgen muss und nicht (erst) bei Beendigung der Maßnahme, da letztere im Rahmen der strategischen 
Aufklärung häufig länger andauert. Dies greift die bisherige Wertung des § 6 des Artikel 10-Gesetzes auf. In 
zeitlicher Hinsicht gilt dabei – auch hier –, dass der relevante Zeitpunkt der Einsichtnahme derjenige ist, in dem 
eine „Meldung“ erstellt wird, welche die personenbezogenen Daten für die inhaltliche Auswertung durch Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des Bundesnachrichtendienstes verfügbar macht. 

Zu Absatz 3 
Nicht von den Mitteilungspflichten umfasst sind Ausländer im Ausland (Satz 1). Hierunter fallen auch solche 
Personen, die sich nur vorübergehend in Deutschland aufhalten. Unter „vorübergehend“ ist dabei nicht nur die 
kurze Durchreise zu verstehen, vielmehr ist darauf abzustellen, inwieweit auch zum Zeitpunkt der Mitteilung – 
ein Jahr nach Beendigung der Maßnahme – noch ein verstetigter Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland 
vorliegt. Es ist nämlich zu beachten, dass die Mitteilung nachrichtendienstlicher Maßnahmen an die in Satz 1 
genannten Personen bereits aus Gründen des Schutzes dieser Personen nicht geboten ist, da für sie eine Mitteilung 
durch den Bundesnachrichtendienst im Gegenteil mitunter zu Repressionen ihres Heimatlandes führen könnte. 
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Im Rahmen der Mitteilungspflicht nach Absatz 1 – also bezüglich zielgerichteter, „nicht-strategischer“ Maßnah-
men – ist in Satz 2 zudem grundsätzlich vorgesehen, dass sich die Mitteilungspflicht ausschließlich auf das Auf-
klärungsziel einer Maßnahme, d.h. die durch die Maßnahme aufgeklärte Person, bezieht und nicht auch auf Dritte, 
die etwa als Gesprächspartner oder anderweitig zufällig erfasst worden sind. Diese sind nicht betroffene Person 
im Sinne des Gesetzes, da sich die nachrichtendienstliche Maßnahme nicht gegen sie richtet. Durch nachrichten-
dienstliche Mittel werden mitunter eine Vielzahl von personenbezogenen Daten von nachrichtendienstlich irrele-
vanten Personen erhoben werden. So ist etwa im Rahmen einer Observation mit technischen Mitteln nicht zu 
vermeiden, dass auch unbeteiligte Dritte von der Maßnahme miterfasst werden. Diese Personen haben regelmäßig 
weder ein gesteigertes Interesse an einer Mitteilung noch wäre eine solche für den Bundesnachrichtendienst mit 
verhältnismäßigem Aufwand umsetzbar. Für die strategische Aufklärung handelt es sich insoweit (nur) um eine 
Person, deren personenbezogener Suchbegriff gesteuert wurde. Eine entsprechende Mitteilungspflicht war auch 
bislang nicht vorgesehen. 

Zu Absatz 4 

Zu Nummer 1 
In Nummer 1 sind zunächst solche Sacherhalte ausgenommen, bei denen geheimdienstliche Aktivitäten einer 
fremden Macht zu besorgen sind. Hier würde eine Mitteilung zu dem widersinnigen Ergebnis führen, dass der 
Bundesnachrichtendienst seine Kontrahenten auf Aufklärungsbemühungen hinweisen und diese so warnen würde. 
Zudem ist hier auch kein besonderes grundrechtlich gestütztes Interesse der betroffenen Personen an einer Mit-
teilung gegeben.  

Zu Nummer 2 
Eine Mitteilung unterbleibt, wenn die Maßnahme in ihrer Durchführung unter Mithilfe menschlicher Quellen 
erfolgte – in der Terminologie des Bundesnachrichtendienstes sog. „nachrichtendienstliche Verbindungen“, vgl. 
§ 23 Absatz 1. Es würde die nachrichtendienstliche Tätigkeit maßgeblich gefährden, nämlich nahezu ausschlie-
ßen, menschliche Quellen zu gewinnen, wenn sie erwarten müssten, dass ihre Zusammenarbeit mit einem Nach-
richtendienst der betroffenen Person später mitgeteilt wird. Hier ist das Persönlichkeitsrecht der Quelle und die 
Funktionsfähigkeit nachrichtendienstlicher Aufklärung – zum Schutz herausragender Rechtsgüter – gewichtiger 
als das Informationsinteresse der betroffenen Person (vgl. BVerfG, Urteil vom 14. Dezember 2022, 2 BvE 8/21, 
insbesondere Rn. 112ff. sowie auch ständige BVerwG-Rechtsprechung - insbesondere BVerwG, Beschluss vom 
24. Oktober 2018, 20 F 15.16, Rn. 27ff.). Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner jüngeren Rechtsprechung 
im Übrigen ausdrücklich darauf hingewiesen, dass auf der Hand liegt, dass Benachrichtigungspflichten Erforder-
nisse des Quellen- und Methodenschutzes entgegenstehen können (BVerfG, Beschluss vom 17. Juli 2024, 1 BvR 
2133/22, Rn. 73). Bereits vorausgegangen (BVerfG, Beschluss vom 16. Dezember 2020, 2 BvE 4/18, Rn. 112) 
hatte es ausgeführt, dass bei menschlichen Quellen bereits der subjektive Eindruck, die Vertraulichkeit sei nicht 
gesichert, ausreichen kann, Quellen von einer weiteren Zusammenarbeit abzuhalten und die Gewinnung neuer 
Quellen zu erschweren, was wiederum die Aufgabenerfüllung der Nachrichtendienste gefährden kann, die auf den 
langfristigen Einsatz von Quellen (für den Bundesnachrichtendienst sind dies nachrichtendienstliche Verbindun-
gen) im betreffenden Milieu angewiesen sind. 

Zu Nummer 3 
Eine Mitteilung unterbleibt ferner dann, wenn in personenbezogene Daten, die im Wege der strategischen Auf-
klärung erhoben wurden, zwar eine Einsichtnahme erfolgt, die Daten indes unverzüglich hieran anschließend 
gelöscht oder unkenntlich gemacht werden. Dabei darf die Unkenntlichmachung auch so erfolgen, dass die Ein-
deutigkeit der Daten erhalten bleibt. Die Unkenntlichmachung soll eine rückwirkende Identifizierung der betroffe-
nen Person unmöglich, jedenfalls aber nur mit unvertretbar hohem Aufwand möglich machen. Die Erhaltung der 
Eindeutigkeit ist nach der Regelung möglich, jedoch nicht gesetzlich gefordert, wobei eine Eindeutigkeit im Sinne 
der Vorschrift auch dann erreicht sein kann, wenn die Wahrscheinlichkeit so hoch ist, dass ernsthafte Zweifel 
nicht mehr bestehen. Bestimmte Anforderungen an das Verfahren zur Unkenntlichmachung werden durch den 
Gesetzgeber nicht vorgegeben, die Wahl des Verfahrens zur Unkenntlichmachung der Daten bleibt dem Bun-
denachrichtendienst überlassen. Zur Unkenntlichmachung vergleiche die Ausführungen zu 
§ 32 Absatz 3 Nummer 4. 
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In diesen Fällen wird durch die unverzügliche Löschung (die faktisch dadurch begründet ist, dass die eingesehe-
nen Daten keinen nachrichtendienstlichen Wert haben) bereits sichergestellt, dass die betroffenen Personen kei-
nerlei nachteilige Folgen (etwa durch Weiterverarbeitung oder Übermittlung) zu befürchten haben. Durch die 
Unabsehbarkeit der Ergiebigkeit der strategischen Aufklärung würden anderenfalls überbordende Mitteilungs-
pflichten entstehen, weil eben auch eine Vielzahl von „zufälligen“ Miterfassungen erfolgt, die erst im Rahmen 
der inhaltlichen Auswertung auf ihre nachrichtendienstliche Relevanz geprüft werden können.  

Das Ausbleiben einer Mitteilungspflicht in diesen Fällen entspricht der Wertung des bislang geltenden § 59 Ab-
satz 2 Satz 1. 

Zu Nummer 4 
In Nummer 4 wird dem Bundesnachrichtendienst die Möglichkeit einer Einzelfallprüfung auf Grundlage von 
Verhältnismäßigkeitskriterien eröffnet. So ist die Mitteilungspflicht gegenüber Betroffenen nicht „absolut“, son-
dern muss mit den Sicherheitsinteressen (d.h. dem Schutz von besonders gewichtigen Rechtsgütern) in Ausgleich 
gebracht werden. Hierbei sind Fälle denkbar, in denen eine Abwägung zu dem Ergebnis führt, dass eine Mitteilung 
zu einer unverhältnismäßigen Beeinträchtigung der geschützten Rechtsgüter führen würde. Um diesem Umstand 
zu begegnen, kann der Bundesnachrichtendienst bei Zustimmung des Unabhängigen Kontrollrates (vgl. Absatz 4 
Satz 2) von einer Mitteilung absehen, ohne dass es einer vorherigen Zurückstellung bedarf.  

Die Entscheidung ist dabei „perspektivisch“ auszurichten – anders als in den Fällen der Zurückstellung der Mit-
teilung nach § 101 ist insoweit entscheidend, dass eine bloße Zurückstellung eine bloße bürokratische Förmlich-
keit darstellen würde, da bereits zum Zeitpunkt der Begründung der Mitteilungspflicht mit an Sicherheit grenzen-
der Wahrscheinlichkeit klar ist, dass die Verhältnismäßigkeitsprüfung auch in der Zukunft zu keinem anderen 
Ergebnis führen kann, als das eine Mitteilung auszubleiben hat. Den letztgenannten Aspekt aufgreifend ist in der 
Nummer ein entsprechendes Regelbeispiel vorgesehen, welches an die Zurückstellungsgründe einer Mitteilung 
(hierzu nachfolgend) anknüpft. Liegen tatsächliche Anhaltspunkte schon bei Einstellung der Maßnahme dafür 
vor, dass diese Zurückstellungsgründe auch in Zukunft gegeben sein werden, ersetzt die Nichtmitteilungsentschei-
dung die eigentlich vorgesehene Zurückstellung, die in diesem Fall zu einer bloßen Förmelei werden würde. 

Zu Nummer 5 
Die Wertung der Nummer 2 aufgreifend ist auch dann von einer Mitteilung abzusehen, wenn tatsächliche An-
haltspunkte dafür bestehen, dass die Mitteilung nachteilige Folgen für den Betroffenen zeitigen würde. In diesem 
Fall würde die Mitteilung gerade ihrem eigentlichen Zweck zuwiderlaufen. Auch diesbezüglich ist eine vorherige 
Zustimmung des Unabhängigen Kontrollrates erforderlich.  

Zu Nummer 6 
Zuletzt unterbleibt eine Mitteilung dann, wenn die betroffene Person nicht identifiziert werden kann. Dieser Fall 
der „praktischen Unmöglichkeit“ ist keine Momentaufnahme. Vielmehr greift Nummer 6 nur, wenn auch in Zu-
kunft eine Identifikation der betroffenen Person mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht erfolgen 
kann. Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine Identifikation der betroffenen Person sogar eingriffsintensiver sein 
könnte, als das Unterbleiben einer Mitteilung. 

Zu Absatz 5 
Absatz 5 entspricht dem bisherigen § 12 Absatz 3 Artikel 10-Gesetzes. 

Zu § 101 (Zurückstellung der Mitteilung) 
Die Vorschrift des § 101 entspricht in ihrem Regelungsgehalt dem bisherigen § 59 Absatz 2 Satz 2 bis 4 sowie 
des § 12 des Artikel 10-Gesetzes, wobei die Zuständigkeit der G10-Kommission durch die des Unabhängigen 
Kontrollrates ersetzt wird.  

Geregelt wird die Zurückstellung einer – eigentlich nach § 100 Absatz 1 und 2 bestehenden Mitteilungspflicht, 
die sich nunmehr auf alle Fälle einer bestehenden Mitteilungspflicht bezieht, also insbesondere auch die dort 
genannten eingriffsintensiven Maßnahmen (bzw. Auskunftsverlangen) mit einschließt. 

Die Systematik der bisherigen Regelungen wird abgewandelt und normenklarer gefasst: In Absatz 1 ist die Mög-
lichkeit der Zurückstellung sowie die hierfür bestehenden Voraussetzungen geregelt. In Absatz 2 wird statuiert, 
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dass eine Zurückstellung für länger als zwölf Monate der Zustimmung des Unabhängigen Kontrollrates bedarf, 
der sodann auch die Dauer der weiteren Zurückstellung bestimmt. In Absatz 3 ist die Möglichkeit eines endgülti-
gen Absehens von der Mitteilung geregelt und die diesbezüglichen Voraussetzungen aufgeführt, wobei letztere 
teilweise von den bisherigen Regelungen abweichen. Insoweit ist insbesondere unerheblich, ob die Daten noch 
bei einer anderen Stelle gespeichert sind; dieser Umstand kann für die weitere Speicherung durch den Bundes-
nachrichtendienst (auch vor dem Gesichtspunkt, dass von dieser Speicherung ein fortwährender Grundrechtsein-
griff ausgeht) nicht leitend sein. 

Zu § 102 (Auskunft an betroffene Personen) 
Die Regelungen zu Auskünften an betroffene Personen werden von den Regelungen in § 15 BVerfSchG entkop-
pelt. Die Entkopplung dient der Klarstellung und besseren Lesbarkeit. Der Auskunftsanspruch wird ferner inso-
weit eingeschränkt, als bestimmte Datenkategorien von vornherein von dem Auskunftsanspruch ausgenommen 
werden. 

Zu Absatz 1 
Die Vorschrift begrenzt den Auskunftsanspruch in Abweichung von dem bisherigen Recht auf solche Daten, die 
zu einer betroffenen Person in einer Personendatenbank des Bundesnachrichtendienstes gespeichert sind (Satz 1) 
oder die in anderen Speichermedien des Bundesnachrichtendienstes gespeichert und über die Personendatenban-
ken des Bundesnachrichtendienstes auffindbar sind (Satz 2). Für eine Auskunft zu solchen Daten, die in durch 
den Bundesnachrichtendienst betriebenen gemeinsamen Dateien gespeichert sind, ist § 90 Absatz 5 anzuwenden. 
Zur Definition der Personendatenbank siehe die Begründung zu § 52 Absatz 3. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hat der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung der Rechts-
grundlage für den Zugang zu Informationen zu berücksichtigen, welche Bedeutung dieser für die Grundrechte des 
Betroffenen hat. Hierfür sind insbesondere die Art und die Eingriffsintensität der jeweiligen informationsbezoge-
nen Maßnahme von Bedeutung, über die oder über deren Ergebnisse der Betroffene informiert werden will (BVer-
fGE 120, 351 (363 f.)). Die grundsätzliche Begrenzung der Auskunft auf Daten in Personendatenbanken und 
hierüber recherchierbare Daten trägt dieser Erwägung Rechnung. So sind alle Personen, die mit der Aufgabener-
füllung des Bundesnachrichtendienstes in Zusammenhang stehen, über die Personendatenbanken recherchierbar. 
Die Notwendigkeit hierfür ergibt sich bereits aus operativen und operativ-sicherheitlichen Erwägungen. So muss 
etwa jede Zielperson und jede nachrichtendienstliche Verbindung zentral recherchierbar sein. Dementsprechend 
sind über die Personendatenbanken des Bundesnachrichtendienstes nur solche Personen nicht auffindbar, die zwar 
in den Speichermedien des Bundesnachrichtendienstes gespeichert sind, die aber nicht Gegenstand des nachrich-
tendienstlichen Interesses des Bundesnachrichtendienstes sind und die dieser im Rahmen seiner Aufgabenerfül-
lung auch selbst nicht über die Personendatenbanken auffinden würde, zum Beispiel wenn der Name eines Be-
troffenen als Autor in einem Zeitungsartikel erscheint, welchen der Bundesnachrichtendienst im Rahmen seiner 
Aufgabenerfüllung abgespeichert hat. In diesen Fällen hat die bloße Speicherung ein geringes Eingriffsgewicht. 
Für diese Personen besteht keine über die Speicherung hinausgehende Grundrechtsrelevanz, da sie nicht Gegen-
stand nachrichtendienstlicher Maßnahmen sind. Dem steht ein unverhältnismäßiger Verwaltungsaufwand für den 
Bundesnachrichtendienst gegenüber, wenn er bei jedem Auskunftsverlangen stets alle automatisiert durchsuch-
baren Dateien berücksichtigen müsste.  

Vor diesem Hintergrund sieht Satz 3 der Vorschrift eine Ausnahme für solche Fälle vor, in denen der Betroffene 
konkrete Angaben macht, die das Auffinden seiner Daten in Dateien außerhalb der Personendatenbanken mit 
einem angemessenen Aufwand möglich macht. Sollte es dem Bundesnachrichtendienst aufgrund moderner Tech-
nologien perspektivisch möglich sein, ohne besonderen Aufwand eine Recherche anhand etwa nur des Namens 
durchzuführen, würde der Satz 3 insoweit häufiger zur Anwendung kommen. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 schließt bestimmte Arten von Daten von vornherein aus dem Auskunftsanspruch aus. Für diese Daten 
besteht kein Auskunftsanspruch nach Absatz 1. Eine Einzelfallabwägung des Auskunftsinteresses des Betroffe-
nen mit den jeweils einschlägigen staatlichen Geheimhaltungsinteressen ist nicht durchzuführen. Ein Ermessen 
besteht nicht. Da die entsprechenden Daten nicht von dem Auskunftsanspruch nach Absatz 1 umfasst sind, erfolgt 
keine Verweigerung gegenüber dem Betroffenen und es ist keine individuelle Sperrerklärung durch das Bundes-
kanzleramt abzugeben. Nach der Rechtsprechung kann ein Anspruchsausschluss ohne Einzelfallabwägung dann 
zulässigerweise festgelegt werden, wenn im Regelfall zu erwarten ist, dass die Belange des 
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Bundesnachrichtendienstes bei Offenlegung der entsprechenden Daten wesentlich intensiver tangiert würden als 
es das Informationsinteresse des Betroffenen ohne seine Auskunftserteilung würde (BVerwG, NVwZ 2018, 590 
(593) Rn. 29). Auf alle in Absatz 2 genannten Daten trifft dies zu. 

Zu Nummer 1 
Die Auskunft erstreckt sich entsprechend § 15 Bundesverfassungsschutzgesetz des bisherigen Rechts nicht auf 
die Herkunft der Daten und die Empfänger von Übermittlungen. Das Geheimhaltungsinteresse überwiegt hier 
regelmäßig das Informationsinteresse des Betroffenen und die Ausschlussregelung ist geboten, um die wirksame 
Aufgabenerfüllung des Bundesnachrichtendienstes sicherzustellen (vgl. BVerfG, NVwZ2016, 1487 (1488) 
Rn.18). 

Zu Nummer 2 
Nach Absatz 2 Nummer 2 sind Daten, bei deren Offenlegung die erhebliche Gefahr besteht, dass nachrichten-
dienstliche Verbindungen offengelegt würden, nicht von dem Auskunftsanspruch nach Absatz 1 umfasst. In der-
artigen Konstellationen hat das Informationsinteresse des Betroffenen gegenüber den staatlichen Geheimhaltungs-
interessen zurückzustehen. Der Begriff nachrichtendienstliche Verbindung meint wie in Absatz 3 Nummer 2 den 
konkreten Ursprung der Information (BVerwG, Urt. v. 24.03.2010 – 6 A 2.09, BeckRS 2010, 52039, Rn. 45). 
Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts dient der „Schutz von Informationsquellen und insbesondere 
von V-Leuten […] nicht nur den Interessen der betroffenen Personen, sondern hat auch für die Arbeitsweise und 
Funktionsfähigkeit der Nachrichtendienste erhebliche Bedeutung“ (BVerfGE 146, 1 (51), Rn. 112). Besteht im 
Gegensatz zu Absatz 3 Nummer 2 nicht lediglich die abstrakte Möglichkeit, dass nachrichtendienstlichen Verbin-
dungen – gegebenenfalls mittelbar – gefährdet sein könnten, sondern sogar eine erhebliche Gefahr für ihre Offen-
legung, überwiegt das Geheimhaltungsinteresse das Auskunftsinteresse des Betroffenen grundsätzlich. Selbst ge-
wichtigere Informationsinteressen müssen demgegenüber in aller Regel zurückstehen. Umfasst sind neben akti-
ven nachrichtendienstlichen Verbindungen ebenfalls solche, die zu einem früheren Zeitpunkt für den Bundes-
nachrichtendienst oder für eine mit ihm zusammenwirkende Dienststelle tätig waren oder eine solche Zusammen-
arbeit jedenfalls ernstlich angebahnt haben. Sind Angehörige oder sonstige mit der früheren oder aktiven nach-
richtendienstlichen Verbindung nicht nur zeitweilig verbundene Personen durch die erhebliche Gefahr der Offen-
legung ebenfalls (indirekt) bedroht, sind die sie betreffenden Informationen ebenfalls von dem Auskunftsanspruch 
ausgenommen, zumal sie üblicherweise Rückschlüsse auf die Identität der nachrichtendienstlichen Verbindung 
selbst ermöglichen. 

Zu Nummer 3 
Nach Absatz 2 Nummer 3 erstreckt sich die Auskunft von vornherein nicht auf Daten, bei deren Offenlegung eine 
Gefährdung operativer Vorgänge des Bundesnachrichtendienstes zu besorgen ist. Operative Vorgänge sind sämt-
liche – nicht zwingend noch laufende – Maßnahmen, die zur Informationsgewinnung durchgeführt werden. Aus-
schlaggebend ist nicht allein der Schutz nachrichtendienstlicher Verbindungen, sondern auch die Gefahr, dass 
durch die Offenlegung operativer Vorgänge deren weitere Durchführung gefährdet oder Rückschlüsse auf die 
Arbeitsweise des Bundesnachrichtendienstes möglich werden (vgl. BVerwG, NVwZ 2025, 1184 (1185), Rn. 19). 
Die Annahme, dass dieses Risiko im Rahmen einer Abwägung typischerweise die Interessen des Betroffenen 
übertrifft, entspricht der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum verfassungsunmittelbaren und hoch 
zu gewichtenden presserechtlichen Informationsanspruch gegen den Bundesnachrichtendienst. Hiernach wird 
sich das „Interesse an einem Geheimschutz für die operativen Vorgänge […], ohne dass hierzu nähere Darlegun-
gen […] erforderlich sind, regelmäßig in der Abwägung mit dem Informationsinteresse […] durchzusetzen“ (vgl. 
BVerwG, NVwZ 2025, 1184 (1185), Rn. 19). An dieser zutreffenden Abwägung der sich widerstrebenden staat-
lichen und betroffenenseitigen Interessenslagen orientiert sich der Ausschluss von operativen Vorgängen des Bun-
desnachrichtendienstes im Bereich des Auskunftsrechts des Betroffenen. 

Außerdem erstreckt sich die Auskunft nach Absatz 2 Nummer 3 von vornherein nicht auf Daten, deren Offenle-
gung die Funktions- und Kooperationsfähigkeit des Bundesnachrichtendienstes beeinträchtigen könnte. In diesen 
Fällen überwiegt das Geheimhaltungsinteresse typischerweise das Auskunftsinteresse des Betroffenen. Der Bun-
desnachrichtendienst ist für seine Aufgabenerfüllung auf die Zusammenarbeit mit anderen Nachrichtendiensten 
angewiesen. Eine den Vereinbarungen mit Partnerdiensten zuwiderlaufende Informationsoffenbarung kann das 
Vertrauensverhältnis zu Partnerdiensten empfindlich stören und die Funktions- und Kooperationsfähigkeit des 
Bundesnachrichtendienstes dadurch schwerwiegend beeinträchtigen (BVerfGE 143, 101 (145 f.) Rn. 144 ff.). Die 
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weltweite Zusammenarbeit von Nachrichtendiensten ist durch die sog. Third Party Rule geprägt, nach der über-
mittelte Erkenntnisse ohne Zustimmung des Informationsgebers nicht an Dritte weitergegeben oder für andere 
Zwecke verwendet werden dürfen. Eine unter Missachtung der Third Party Rule ergehende Beauskunftung dürfte 
regelmäßig geeignet sein, die Aufgabenerfüllung des Bundesnachrichtendienstes erheblich zu beeinträchtigen. 
Nach der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung überwiegt in diesem Fall das Geheimhaltungsinteresse sogar 
gegenüber dem – als wesentlichem Instrumentarium besonders hoch zu gewichtenden – parlamentarischen Infor-
mationsinteresse (vgl. BVerfGE 143, 101 (145f.), Rn. 144 ff.). Folglich wird in vergleichbaren Konstellationen 
das Auskunftsinteresse natürlicher Personen erst recht gegenüber dem staatlichen Geheimhaltungsinteresse zu-
rückstehen müssen. 

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 werden die Versagungsgründe des § 15 Absatz 2 Satz 1 Bundesverfassungsschutzgesetz des bisheri-
gen Rechts aufgeführt. Für das Unterbleiben der Auskunft ist es erforderlich, dass einer der vier genannten Ver-
sagungsgründe nach im Einzelfall zu treffender Abwägung des staatlichen Geheimhaltungsinteresses und des in-
dividuellen Informationsinteresses greift (vgl. BVerfG, NVwZ 2001, 185 (187); BVerwG, Urt. v. 24.03.2010 – 
6 A 2.09, BeckRS 2010, 52039, Rn. 29). Absatz 3 Satz 2 setzt somit zwingend voraus, dass eine Information im 
Grundsatz überhaupt von dem Auskunftsanspruch erfasst wird, also insbesondere nicht durch Absatz 1 Satz 3 
oder Absatz 2 von vornherein von diesem ausgenommen ist. Absatz 3 Satz 1 ermöglicht eine interessengerechte 
Abwägung im konkreten Einzelfall, in deren Rahmen neben den Auskunftsbelangen des Betroffenen das Staats-
wohl sowie Belange Privater Berücksichtigung finden. 

Der Absatz betrifft insbesondere auch die „Negativauskunft“ – wenn also keine auskunftspflichtigen Daten ge-
speichert sind, kann der Bundesnachrichtendienst ebenfalls von einer entsprechenden Mitteilung an den Betroffe-
nen absehen, wenn einer der Ausschlussgründe (hier relevant Nummer 1 und 3) vorliegt.  

Zu Absatz 4 
Absatz 4 entspricht der Regelung des § 15 Absatz 2 Satz 2 Bundesverfassungsschutzgesetz des bisherigen Rechts. 

Zu Absatz 5 
Absatz 5 übernimmt im Wesentlichen die Regelung des bisherigen § 15 Absatz 4 Bundesverfassungsschutzge-
setz. Auch die Versagung einer „Negativauskunft“ kann ohne Begründung erfolgen und nur einem pauschalisie-
renden Verweis auf die Rechtsgrundlage für das Weglassen einer Begründung erfolgen. 

Als Konsequenz der Zuständigkeit des Unabhängigen Kontrollrates für die Auftragsdatenverarbeitung des Bun-
desnachrichtendienstes, darf sich der Betroffene bei der Ablehnung der Auskunftserteilung an den Unabhängigen 
Kontrollrat wenden. Dieser verfügt im Wesentlichen über die gleichen Rechte wie zuvor die oder der Bundesbe-
auftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit mit dem Unterschied, dass dem Unabhängigen Kon-
trollrat aufgrund seiner besonderen Natur nicht entgegengehalten werden kann, dass im Einzelfall die Sicherheit 
des Bundes oder eines Landes einer Auskunft an den Unabhängigen Kontrollrat entgegensteht. Die Rechte der 
betroffenen Personen auf Auskunft werden somit durch die Zuständigkeitsänderung nicht eingeschränkt, sondern 
allenfalls gestärkt. § 13 Absatz 4 des UKRat-Gesetzes findet entsprechend Anwendung (Satz 4). Die Auskunft 
darf nicht dazu führen, dass operativ eingesetzte Personen möglicherweise enttarnt werden können. 

Zu Absatz 6 
In Absatz 6 wird klargestellt, dass dem Betroffenen kein Anspruch auf Akteneinsicht zusteht. Dies entspricht der 
verwaltungsgerichtlichen Spruchpraxis (BVerwG, NJW 2008, 1398 (1399)). 

Zu § 103 (Rechtswegausschluss) 
Die Regelung übernimmt den bisherigen § 13 Artikel 10-Gesetz. 

Zu Abschnitt 8 (Besondere Bestimmungen zur Sicherung der Bediensteten, Dienststellen und 
Verschlusssachen) 
Der Abschnitt enthält besondere Bestimmungen, die zum Schutz der Bediensteten, Dienststellen und Verschluss-
sachen des Bundesnachrichtendienstes erforderlich sind. Unberührt bleiben die dem Bundesnachrichtendienst oh-
nehin weiterhin zustehenden „Jedermannsrechte“, insbesondere das öffentlich-rechtliche und zivilrechtliche 
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Hausrecht sowie Notwehr- und Festnahmerechte nach strafrechtlichen, strafprozessualen und zivilrechtlichen 
Maßgaben. 

Die Befugnisse des Bundesnachrichtendienstes zur Sicherung von Verschlusssachen (nunmehr in Unterabschnitt 
3 enthalten) entsprechen weitgehend den Regelungen im bisherigen Abschnitt 6 (§§ 65a bis 65l).  

Hinzugekommen sind besondere Befugnisse des Bundesnachrichtendienstes, seine Bediensteten und Dienststel-
len vor den Einwirkungen von Dritten zu schützen (Unterabschnitt 2). Die Notwendigkeit solcher Bestimmungen 
ergibt sich aus der sich verschärfenden Bedrohungslage, bei der die Nachrichtendienste des Bundes im Allgemei-
nen und der Bundesnachrichtendienst im Speziellen zunehmend ins Blickfeld fremder Mächte geraten. Der Bun-
desnachrichtendienst soll mit den Befugnissen dieses Abschnitts befähigt werden, die Sicherheit seiner Bediens-
teten und Dienststellen selbstständig gewährleisten zu können. Der „behördliche Eigenschutz“ ist dabei als Funk-
tionssicherung in der eigentlichen Aufgabe des Bundesnachrichtendienstes der Natur der Sache nach eingeschlos-
sen (ebenso wie z. B. die Personalgewinnung). Hierzu zählen insbesondere die räumliche Sicherung der Dienst-
stellen (in der in diesem Gesetz verwandten inhaltlichen Definition) gegen unbefugten Zugang, Ausspähung und 
Sabotagehandlungen sowie die vorbeugende Personenüberprüfung anlässlich der Zutrittskontrolle oder der Kon-
trolle der Berechtigung zum Aufenthalt auch innerhalb der Einrichtungen.  

Die Befugnisse zum Schutz der Bediensteten, Dienststellen und Verschlusssachen erstrecken sich auch auf die 
unmittelbare Umgebung der Dienststellen und Einrichtungen. 

Nach alldem werden dem Bundesnachrichtendienst also spezifische Exekutivbefugnisse eingeräumt. Diese Be-
fugnisse sind dem Bundesnachrichtendienst indes nicht zu dem Zweck zugewiesen, hierdurch nachrichtendienst-
liche Informationen zu erheben; sie stehen explizit nicht im direkten Zusammenhang zur nachrichtendienstlichen 
Auslandsaufklärung, dem eigentlichen Auftrag des Bundesnachrichtendienstes. Noch weniger begründen sie eine 
Befugnis, etwaige Zwangsmaßnahmen proaktiv „um ihrer selbst willen“ anzuwenden, etwa um gefahrenabwehr-
rechtliche Maßnahmen im polizeirechtlichen Sinne zu planen und zu ergreifen. Vielmehr ist der Befugniskreis 
des Bundesnachrichtendienstes im Rahmen dieses Abschnitts darauf beschränkt, der für seine Auftragserfüllung 
immanenten Pflicht, für seine eigene Sicherheit Sorge zu tragen, zu entsprechen. Insoweit ähneln die Vorschriften 
den bislang in Abschnitt 6 geregelten Exekutivbefugnissen bei der Durchführung von Maßnahmen zur Sicherung 
von Verschlusssachen. Dabei gehen die Befugnisse zum Schutz seiner Bediensteten und Dienststellen indes teil-
weise weiter: So richten sie sich (anders als im bisherigen Abschnitt 6) vornehmlich gegen Dritte, die in keinem 
näheren Bezug zum Bundesnachrichtendienst stehen.  

Diese neuen Befugnisse berühren das sog. „Trennungsgebot“ (oder gleichsam einem „Aufgliederungsgebot“, vgl. 
BVerfG, Urteil vom 24. April 2013, 1 BvR 1215/07, Rn. 113) zwischen polizeilicher und nachrichtendienst-
licher Tätigkeit ebenso wenig wie – da keine Erhebung personenbezogener Daten Ausgangspunkt der Tätigkeit 
des Bundesnachrichtendienstes ist – ein „informationelles Trennungsprinzip“ als Synonym oder Unterfall des 
Grundsatzes der hypothetischen Datenneuerhebung (vgl. BVerfG, Beschluss vom 10. November 2020, 1 BvR 
3214/15). Diesem Prinzip wohnt der Gedanke inne, dass eine Überlappung polizeilicher und nachrichtendienstli-
cher Befugnisse grundsätzlich unzulässig ist, um der jeweils unterschiedlichen Ausgestaltung der Erhebungsmög-
lichkeiten von personenbezogenen Daten Rechnung zu tragen. Insbesondere soll der Bundesnachrichtendienst, 
der im Vergleich zur Polizei bereits weit im Vorfeld Daten erheben darf, hinsichtlich der Nutzung der erlangten 
Daten engeren Grenzen unterliegen. Dies bildet im Übrigen auch die verfassungsrechtliche Grundlage 
für die ausdifferenzierte Systematik der Übermittlungsregelungen: Die Erleichterungen des Bundes-
nachrichtendienstes auf Seiten der Informationserhebung bedingen, dass eine Übermittlung an Behör-
den mit „operativen Anschlussbefugnissen“, insbesondere Strafverfolgungs- und Gefahrenabwehrbe-
hörden, nur unter engen Voraussetzungen möglich ist. Die Grenzen der Befugnisse des Bundesnach-
richtendienstes zur Sammlung und Auswertung von Informationen dürfen nicht dadurch unterlaufen 
werden, dass erhobene Daten anlass- und schwellenlos an Polizeibehörden übermittelt werden. An-
ders liegt der Fall hier. Die Befugnisse zur Sicherung von Bediensteten und Dienststellen stehen im 
engen räumlichen Zusammenhang mit den Dienststellen des Bundesnachrichtendienstes und sind auf 
diesen engen räumlichen Zusammenhang gleichermaßen beschränkt (vgl. hierzu auch Manns in GSZ 
2025, S. 30, 31 f.). Von dem grundsätzlich bestehenden Erfordernis eines engen räumlichen Zusam-
menhangs wird lediglich in Fällen abgesehen, in denen ein enger funktionaler Zusammenhang besteht: 
So kann der Bundesnachrichtendienst künftig in eng begrenzten Ausnahmefällen zur Sicherung seiner 
Auftragserfüllung auch außerhalb seiner Dienststellen sogenannte „vorübergehende besondere 
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Sicherheitsbereiche“ einrichten, in denen die Anwendung der in Abschnitt 8 genannten Befugnisse 
ebenfalls zulässig ist. Den Befugnissen liegt gerade nicht die Erhebung von Informationen für die nach-
richtendienstliche Auslandsaufklärung zugrunde, sondern ein objektiviertes Verhalten von Dritten, die 
durch „qualifiziert funktionsgefährdende Tätigkeiten“ den Anlass für die jeweilige Befugnisausübung ge-
ben. Darüber hinaus sind die Befugnisse des Bundesnachrichtendienstes in Unterabschnitt 2 darauf 
gerichtet, lediglich eine kurzfristige Sicherung zu bewirken und sodann das Eintreffen der zuständigen 
Polizei abzuwarten.  

Die Unterabschnitte 1, 4 und 5 enthalten querschnittliche Regelungen zu den Befugnissen zum Schutz von Be-
diensteten und Dienststellen einerseits und den Befugnissen zum Schutz von Verschlusssachen andererseits: In 
Unterabschnitt 1 finden sich die allgemeinen Vorgaben, in Unterabschnitt 4 die Bestimmungen zu der Vollstre-
ckung der besonderen Befugnisse und in Unterabschnitt 5 die besonderen Bestimmungen für den Umgang mit 
personenbezogenen Daten, die mittels der Befugnisse dieses Abschnitts erhoben wurden. 

Die bereits im bisherigen § 65f Absatz 7 Satz 5 aus Gründen des Art. 19 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes 
enthaltene Passage zur Einschränkung des Grundrechts auf körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 
des Grundgesetzes) und Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes) wurde in § 141 im 
Abschnitt 11 querschnittlich integriert.  

Zu Unterabschnitt 1 (Begriffsbestimmungen und allgemeine Vorgaben) 
Unterabschnitt 1 enthält querschnittliche Regelungen zu den Befugnissen zur Sicherung von Bediensteten, Dienst-
stellen und von Verschlusssachen gleichermaßen. Neben den in § 104 enthaltenen Begriffsbestimmungen sind 
dies insbesondere allgemeine Vorgaben zu den Befugnissen, insbesondere die in § 105 Absatz 1 enthaltene allge-
meine Maßgabe, dass bezüglich der Befugnisse der Suspensiveffekt von Widerspruch und Anfechtungsklage aus-
geschlossen ist, die Befugnis des Bundesnachrichtendienstes, vorübergehende besondere Sicherheitsbereiche zu 
definieren in § 106 und die öffentlichen Hinweispflichten nach § 107, welche für die Rechtfertigung einzelner 
Zwangsbefugnisse von konstitutiver Bedeutung sind.  

Zu § 104 (Begriffsbestimmungen zur Sicherung der Bediensteten, Dienststellen und Verschlusssachen) 
Die Vorschrift enthält eine Reihe von Begriffsbestimmungen zur Erleichterung der systematischen Gliederung 
des Abschnitts.  

Zu Nummer 1 
In Nummer 1 werden die Dienststellen des Bundesnachrichtendienstes definiert. Da insbesondere die in Unterab-
schnitt 2 enthaltenen Befugnisse grundsätzlich in ihrem räumlichen Anwendungsbereich auf die Dienststellen 
oder die unmittelbare Nähe zu diesen Dienststellen begrenzt sind, kommt dieser Definition entscheidende Bedeu-
tung zu.  

Nummer 1 definiert den Begriff der Dienststelle dabei als Grundstücke, Gebäude, Gebäudeteile, Anlagen und 
Einrichtungen des Bundesnachrichtendienstes, womit ausdrücklich eine allumfassende Geltung für die „Räum-
lichkeiten“ (im weitesten Sinne) des Bundesnachrichtendienstes bezweckt ist. Insbesondere kommt es nicht auf 
eine zivilrechtliche Betrachtung an, eine Eigentümerstellung des Bundesnachrichtendienstes ist etwa unbeacht-
lich, Mietobjekte sind erfasst. Vielmehr ist die tatsächliche Herrschaft – etwa durch ein Hausrecht indiziert – 
entscheidend. Darüber hinaus werden die nach § 107 Absatz 2 vorübergehend zu besonderen Sicherheitsbereichen 
erklärten Örtlichkeiten von dem Begriff der „Dienststellen des Bundesnachrichtendienstes“ mit umfasst.  

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 
Buchstabe a ist in Grundzügen an § 3 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a des Gesetzes über die Anwendung unmit-
telbaren Zwanges und die Ausübung besonderer Befugnisse durch Soldaten der Bundeswehr und verbündeter 
Streitkräfte sowie zivile Wachpersonen (nachfolgend mangels Kurzbezeichnung: UZwGBw) angelehnt. Dieses 
Gesetz regelt die – von einer ähnlichen Systematik und Regelungstechnik geprägte – Materie von Exekutivbefug-
nissen für Angehörige der Bundeswehr zum Eigenschutz. Wie dort kommt es nicht darauf an, welcher Status-
gruppe die Angehörigen des Bundesnachrichtendienstes zuzuordnen sind. Von der Regelung erfasst sind somit 
alle Mitarbeitenden des Bundesnachrichtendienstes (Beamte, Tarifbeschäftigte und Soldaten). Die Formulierung 
„mit Strafe bedrohte Handlungen“ im Sinne der Regelung umfasst beispielsweise tätliche Angriffe oder sonstige 



Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 523 – Drucksache 21/7868 
 
 
Übergriffe, die sich gegen Bedienstete des Bundesnachrichtendienstes richten. Die objektive Geeignetheit eines 
mit Strafe bedrohten Handelns, das die Störung der Ausübung des Dienstes zur Folge hat, indiziert das Vorliegen 
einer gezielten Störung im Sinne des Buchstabe a. 

Zu Buchstabe b 
Die Regelung in Buchstabe b wird – wie in Buchstabe a – an das UZwGBw angelehnt (dort auf § 3 Absatz 1 
Nummer 2) und bezieht neben Straftaten gegen Bedienstete auch Straftaten gegen Dienststellen und Sachgüter 
des Bundesnachrichtendienstes in die Definition von qualifiziert funktionsgefährdenden Tätigkeiten ein. 

Zu Buchstabe c 
Die in Buchstabe c in Bezug genommenen Straftaten entsprechen denen des bisherigen § 65d Absatz 2, die nun-
mehr aus Gründen der Übersichtlichkeit aus dem Gesetzeswortlaut entfernt wurden. Es handelt sich hierbei um 
Straftaten, die eine besondere Auswirkung auf die Sicherheit der Bediensteten, Dienststellen und Verschlusssa-
chen des Bundesnachrichtendienstes haben bzw. von denen eine besondere Bedrohung ausgeht. Hierunter fallen 
insbesondere Straftaten des Friedensverrats oder des Hochverrats (§§ 80a bis 83 des Strafgesetzbuches), Straftaten 
der Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates (§§ 86 bis 89c, 91 des Strafgesetzbuches), Straftaten des Lan-
desverrats und der Gefährdung der äußeren Sicherheit sowie Straftaten gegen ausländische Staaten (§§ 94 bis 100, 
102 des Strafgesetzbuches),Straftaten gegen die Landesverteidigung (§§ 109e bis 109g des Strafgesetzbuches), 
Straftaten gegen die öffentliche Ordnung (§§ 126a, 133 des Strafgesetzbuches), Straftaten nach den §§ 202a bis 
202c und 303a bis 303b des Strafgesetzbuches, soweit diese die Sicherheit von Verschlusssachen beeinträchtigen, 
und Straftaten nach § 353b des Strafgesetzbuches; 

Zu Buchstabe d 
Der unzulässige Einsatz von unbemannten Fluggeräten in der Nähe der Liegenschaften des Bundesnachrichten-
dienstes stellt eine qualifiziert funktionsgefährdende Tätigkeit dar. Grundlage für die Feststellung der qualifiziert 
funktionsgefährdenden Tätigkeit ist der unzulässige Betrieb eines unbemannten Fluggerätes über und innerhalb 
eines seitlichen Abstands von 100 Metern von Liegenschaften des Bundesnachrichtendienstes nach § 21h Absatz 
3 Nummer 4 der Luftverkehrs-Ordnung. 

Die Möglichkeit der Abwehr von unbemannten Fluggeräten ist von stetig wachsender Bedeutung für die Funkti-
onsfähigkeit und Sicherheit des Bundesnachrichtendienstes. Die bisherige Befugnis des § 2 Absatz 1b geht hier 
bzw. in der Befugnis zur Drohnenabwehr (§ 112) auf. Die Befugnis zur Drohnenabwehr nach § 113 geht zudem 
partiell über den in Buchstabe d geregelten Bereich hinaus. Der Anwendungsbereich des § 113 Absatz 2 ist be-
wusst weiter gefasst und umfasst über die Liegenschaften (Nummer 2 Buchstabe d) hinaus auch die Drohnenab-
wehr in vorübergehenden besonderen Sicherheitsbereichen sowie den Bereich im Umkreis von 100 Metern zu 
den vom Bundesnachrichtendienst eingesetzten Personen. 

Vor dem Hintergrund der fortschreitenden technischen Entwicklung von Aufklärungstechnik (insb. in Bezug auf 
Audio- und Videoaufzeichnungen) sind Drohnen bereits gegenwärtig in der Lage – und zukünftig in noch stärke-
rem Maße – aus größerer Entfernung die Dienststellen des Bundesnachrichtendienstes aufzuklären sowie zu stö-
ren. Lediglich klarstellend ist zu erwähnen, dass auch dann eine „Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung“ im polizeirechtlichen Sinne vorliegt, die die Dienststellen, Bediensteten und Verschlusssachen des Bun-
desnachrichtendienstes betrifft, wenn die Drohne in einer Entfernung betrieben wird, die den in § 21h Absatz 3 
Nummer 4 der Luftverkehrs-Ordnung normierten Abstand überschreitet. Insofern kann der Bundesnachrichten-
dienst zur Drohnenabwehr im Rahmen der allgemeinen Vorgaben zur Amtshilfe insbesondere für die Polizeibe-
hörden des Bundes und der Länder sowie die Streitkräfte unterstützend tätig werden. 

Zu Buchstabe e 
Das unzulässige Anfertigen von bildlichen oder akustischen Aufzeichnungen von Bediensteten, Gegenständen 
und Dienststellen des Bundesnachrichtendienstes nach § 107 Abs. 1 stellt eine qualifiziert funktionsgefährdende 
Tätigkeit dar. Diese Regelung ist insbesondere notwendig, um bei der Feststellung eines Verstoßes nach 
§ 107 Abs. 1 die notwendigen Folgemaßnahmen treffen zu können. Im Einzelfall kann es beispielsweise notwen-
dig sein, die Identität einer unzulässig fotografierenden Person festzustellen oder eine Kamera, ein Mobiltelefon 
oder ein Tonaufnahmegerät einer Person vorübergehend zu beschlagnahmen, um Gefahren, die die Funktionsfä-
higkeit des Bundesnachrichtendienstes beeinträchtigen können, abzuwenden sowie weitere Erkenntnisse über po-
tenzielle geheimdienstliche Tätigkeiten zu gewinnen.  
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Zu Nummer 3 
Nummer 3 enthält die vormals in § 65f Absatz 2 enthaltene Begriffsbestimmung einer „Kontrolle“ durch den 
Bundesnachrichtendienst. 

Zu Nummer 4 
Nummer 4 enthält die vormals in § 65f Absatz 3 enthaltene Begriffsbestimmung einer „Durchsuchung“ durch den 
Bundesnachrichtendienst. 

Zu Nummer 5 
Nummer 5 enthält die vormals in § 65a Absatz 1 enthaltene Bestimmung, dass eine „Sicherung von Verschluss-
sachen“ auf das Erkennen und Verhindern des unbefugten Einbringens und Ausbringens bestimmter Gegenstände 
(vgl. im Einzelnen den Normtext) gerichtet ist.  

Zu Nummer 6 
Die Definition des „unmittelbaren Zwangs“ entspricht weitgehend der in § 65f Absatz 7 Satz 1. Die dort enthal-
tenen Bestimmungen zur „Fesselung“ von Personen sind dabei systematisch neu verortet worden. Darüber hinaus 
wurde der Einsatz von „Waffen“ aufgenommen, um einen Gleichlauf der Begriffsbestimmungen mit dem Gesetz 
über den unmittelbaren Zwang bei Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des Bundes herzustellen. 
Zum Schutz von Bediensteten, Dienststellen und Verschlusssachen kann als Ultima Ratio auch der Einsatz von 
Schusswaffen im Einzelfall notwendig sein.  

Zudem wurde die Definition um den Einsatz geeigneter Mittel gegen unbemannte Fluggeräte, deren Steuerungs-
einheiten oder Steuerungsverbindungen erweitert, um den Besonderheiten der Drohnenabwehr Rechnung zu tra-
gen. Die Definition ist bewusst breit gewählt, sodass insbesondere auch waffengleiche Mittel hierunter fallen, die 
dem besonderen Schutz vor unbemannten Fluggeräten dienen (z.B. Schrotflinten mit und ohne Spezialmunition). 

Zu § 105 (Allgemeine Vorgaben) 
§ 105 enthält allgemeine Vorgaben zu den Befugnissen dieses Abschnitts.  

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 ist geregelt, dass Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die in den Unterabschnitten 2 und 3 
enthaltenen Befugnisse – bei denen es sich regelmäßig um Verwaltungsakte handeln wird – keine aufschiebende 
Wirkung haben. Im regulären Verfahren sind diese Verwaltungsakte also sofort vollziehbar. Dies entspricht dem 
bisherigen § 65e Absatz 3, der nunmehr allgemein Anwendung findet.  

Ein vorheriger Verwaltungsakt kann im Einzelfall entbehrlich sein (vgl. § 121 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 6 Absatz 2 des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes), wenn der sofortige Vollzug zur Verhinderung einer 
rechtswidrigen Tat, die einen Straf- oder Bußgeldtatbestand verwirklicht, oder zur Abwendung einer drohenden 
Gefahr notwendig ist und die Behörde hierbei innerhalb ihrer gesetzlichen Befugnisse handelt. Im Rahmen des 
nachgelagerten Vollstreckungsverfahrens findet im Grundsatz – der allgemeinen Verwaltungspraxis entsprechend 
– zunächst ein zweistufiges Verfahren Anwendung, bei dem zunächst eine Androhung einer Maßnahme erforder-
lich ist (§ 121 Absatz 3). Dies gilt wiederum dann nicht, wenn der sofortige Vollzug der Maßnahme erforderlich 
ist, um eine qualifiziert funktionsgefährdende Tätigkeit oder Überflüge von Drohnen, zu deren Abwehr der Bun-
desnachrichtendienst nach § 113 befugt ist, zu verhindern. 

Zu Absatz 2 
Der Schutz der Bediensteten, Dienststellen und Verschlusssachen des Bundesnachrichtendienstes (auch soweit 
dies Teil der Eigensicherung im Rahmen der allgemeinen Auftragserfüllung ist) insbesondere durch technische 
Einrichtungen dient der Sicherung der Behörde gegen Angriffe auf ihre Funktionsfähigkeit. Allerdings würde 
eine Mitbestimmung der Personalvertretung beim Einsatz von Maßnahmen der Eigensicherung die Wirksamkeit 
dieser Eigensicherungsmaßnahmen gefährden. Denn es würde ein größerer Personenkreis von den konkreten 
Maßnahmen Kenntnis erlangen. Daher werden mit der vorliegenden Regelung Ausnahmen von den Regelungen 
zur Mitbestimmung in § 80 Absatz 1 Nummer 18 und Nummer 21 Bundespersonalvertretungsgesetz vorgesehen. 
Damit entfällt bei Maßnahmen der Eigensicherung die Mitbestimmung des Personalrats bei Regelungen der Ord-
nung in der Dienststelle und des Verhaltens der Beschäftigten (Nummer 18) und Einführung und Anwendung 
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technischer Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das Verhalten oder die Leistung der Beschäftigten zu über-
wachen (Nummer 21). 

Da sich der Zweck dieser Vorschrift am Ziel der wirksamen Eigensicherung ausrichtet, dürfen die nach 
§ 105 Absatz 2 der Mitbestimmung entzogenen Maßnahmen ausschließlich für die hier genannten Zwecke und 
nicht zur Ordnung allgemeiner Arbeitsverhältnisse (etwa zur Leistungskontrolle) angewendet werden. Zudem 
muss der Bundesnachrichtendienst auch in diesen Fällen im vertrauensvollen Zusammenwirken mit der Personal-
vertretung die Belange der Bediensteten sachgerecht berücksichtigen. Angesichts der besonderen Gefährdung des 
Bundesnachrichtendienstes besteht insoweit allerdings ein genereller Vorrang des Schutzes des Bundesnachrich-
tendienstes gegen sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten von Innentätern. Mit Blick auf das 
Ziel, die Funktionsfähigkeit der Behörde zu gewährleisten, überwiegen hier die Aspekte des Gemeinwohls.  

Auch eine nähere gesetzliche Eingrenzung der von der Mitbestimmung ausgenommenen Eigensicherungsmaß-
nahmen bietet sich mit Blick auf das Ziel der Funktionssicherung nicht an. Die nähere Ausgestaltung von Eigen-
sicherungsmaßnahmen muss flexibel bleiben, um an die jeweiligen örtlichen, technischen und situativen Anfor-
derungen angepasst werden zu können. Der Behörde muss also ein Gestaltungsspielraum verbleiben. 

Ausgenommen von der Regelung bleiben die in § 95 Absatz 3 genannten Dienstvorschriften.  

Zu § 106 (Besondere Sicherheitsbereiche) 

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 wird dem Bundesnachrichtendienst die Befugnis eingeräumt, „vorübergehende besondere Sicher-
heitsbereiche“ zu errichten, um ausnahmsweise auch außerhalb seiner Liegenschaften die gesondert geregelten 
Maßnahmen der Eigensicherung mit Zustimmung des Bundeskanzleramtes durchführen zu können.  

Auf materiell-rechtlicher Seite ist die Errichtung eines vorübergehenden besonderen Sicherheitsbereiches nur zu-
lässig, wenn die Errichtung aus Gründen der Sicherheit zur Erfüllung dienstlicher Aufgaben des Bundesnachrich-
tendienstes unerlässlich ist. Das Gesetz sieht hier eine hohe Hürde vor. Eine Unerlässlichkeit aus Gründen der 
Sicherheit wird etwa anzunehmen sein, wenn vor dem Hintergrund der aktuellen Lageeinschätzung des Bundes-
nachrichtendienst eine hohe Wahrscheinlichkeit dafür vorliegt, dass ein Treffen mit hochrangigen Vertretern 
fremder Staaten durch feindliche Mächte ausgespäht oder angegriffen werden könnte. Denkbar wäre ferner der 
Test einer technischen Vorrichtung, welcher außerhalb der Liegenschaften stattfinden muss, wenn zugleich An-
haltspunkte dafür bestehen, dass der Test ausgespäht oder gestört werden könnte. 

Die Einrichtung eines vorübergehenden besonderen Sicherheitsbereiches wird in aller Regel – d.h. wenn nicht 
insbesondere Gründe der Geheimhaltung hiergegen sprechen – der zuständigen Polizeibehörde anzuzeigen sein.  

Zu Absatz 2 
Absatz 2 regelt die durch die Errichtung eines vorübergehenden besonderen Sicherheitsbereiches möglicherweise 
erforderliche Entschädigung durch Verweis auf § 20 Absatz 2 des Gesetzes über die Anwendung unmittelbaren 
Zwanges und die Ausübung besonderer Befugnisse durch Soldaten der Bundeswehr und verbündeter Streitkräfte 
sowie zivile Wachpersonen. 

Zu § 107 (Öffentliche Hinweispflichten) 
Die Norm trifft Vorgaben für die Hinweispflichten durch Beschilderung bzgl. der besonderen Befugnisse dieses 
Abschnitts.  

Wie bereits ausgeführt bedürfen diese Befugnisse, welche dem Bundesnachrichtendienst künftig die Möglichkeit 
einräumen, nötigenfalls auch unmittelbaren Zwang außerhalb seiner Dienststellen anzuwenden, besonderer 
Rechtfertigungselemente. Das sind neben einer geringen Anwendungsbreite und – für besondere Sicherheitsbe-
reiche – einer besonderen Berücksichtigung von Interessen der Allgemeinheit insbesondere die hier geregelten 
Hinweispflichten. Diese Pflichten sorgen dafür, dass etwaige Dritte, welche sich in unmittelbarer Nähe zu Dienst-
stellen des Bundesnachrichtendienstes aufhalten, über die sie treffenden Sonderpflichten informiert werden. 

Die Norm regelt die öffentlichen Hinweispflichten des Bundesnachrichtendienstes vor seinen offen als solche 
erkennbaren Dienststellen. Da nicht alle Dienststellen des Bundesnachrichtendienstes offen als solche erkennbar 
sind, gilt die Hinweispflicht in diesen Fällen nicht. Dies dient dem Schutz legendierter oder anderweitig vertarnter 
Dienststellen des Bundesnachrichtendienstes. 
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Zu Unterabschnitt 2 (Befugnisse zur Sicherung der Bediensteten und Dienststellen) 
In Unterabschnitt 2 finden sich die (besonderen) Befugnisse, welche dem Bundesnachrichtendienst zur Sicherung 
seiner Bediensteten und Dienststellen (in Abgrenzung zur Sicherung seiner Verschlusssachen) zustehen. Es han-
delt sich hierbei um solche Befugnisse, welche nötigenfalls und nach Maßgabe des Unterabschnitts 4 auch mit 
Zwangsmitteln durchgesetzt werden können. 

Zu § 108 (Betroffene Personen) 
In der Vorschrift wird der Personenkreis geregelt, gegen den der Bundesnachrichtendienst seine Befugnisse aus-
üben darf. Maßgebliches Anknüpfungskriterium ist dabei grundsätzlich die räumliche Verortung der betroffenen 
Person. In Ausnahmekonstellationen genügt jedoch auch ein funktionaler Zusammenhang zum Bundesnachrich-
tendienst, der etwa die Ausübung der Tätigkeit, die Bediensteten, Dienststellen oder auch Gegenstände des Bun-
desnachrichtendienstes betreffen kann. Ein funktionaler Zusammenhang liegt insbesondere dann vor, wenn eine 
betroffene Person eine „qualifiziert funktionsgefährdende Tätigkeit“ gegen den Bundesnachrichtendienst plant.  

Zu Nummer 1 
In Bezug auf die Bediensteten und Dienststellen des Bundesnachrichtendienstes besteht ein besonderes Sicher-
heitsbedürfnis. Um sicherzustellen, dass sich Unbefugte keinen unrechtmäßigen Zugang zu den Dienststellen ver-
schaffen, sind umfangreiche Sicherheitsvorkehrungen notwendig. Befindet sich die Person innerhalb der Dienst-
stellen des Bundesnachrichtendienstes, ist folglich mit einem besonderen Pflichtenkreis zu rechnen. Besondere, 
eine gesteigerte Gefährdungslage begründende Tatbestandsvoraussetzungen sind insoweit nicht erforderlich. 

Zu Nummer 2 
Bei den in Nummer 2 abgebildeten Fallgestaltungen befindet sich die betroffene Person noch nicht innerhalb der 
Dienststellen des Bundesnachrichtendienstes. Indes tritt als besonderes, qualifizierendes und rechtfertigendes 
Merkmal hinzu, dass die betroffene Person die Dienststellen betreten will. In diesem Fall ist schon aus sicherheit-
lichen Erwägungen erforderlich, dass der Bundesnachrichtendienst besondere Befugnisse gegenüber diesem Per-
sonenkreis ausüben kann. Überdies muss den betroffenen Personen auch klar sein, dass sie sich mit dem Versuch, 
eine besonders gesicherte Dienststelle zu betreten, möglicherweise besonderen hoheitlichen Befugnissen aussetzt.  

Zu Nummer 3 
Der in Nummer 3 genannte Personenkreis knüpft unmittelbar an die Nummern 1 und 2 an und erstreckt die be-
sonderen Befugnisse dieses Unterabschnittes auch auf solche Personen, welche die Dienststellen des Bundesnach-
richtendienst zeitlich unmittelbar verlassen haben (1. Alternative) oder diese betreten wollten und daran gehindert 
wurden (2. Alternative). In beiden Fällen tritt als ergänzendes und verdachtsbegründendes Merkmal hinzu, dass 
tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die betroffene Person nicht berechtigt ist, sich in den Dienststellen 
des Bundesnachrichtendienst aufzuhalten. 

Erfasst sind hiervon etwa solche Fälle, in denen ein Unbekannter versucht, sich Zutritt zu den Dienststellen des 
Bundesnachrichtendienstes zu verschaffen, und bei Ansprache die Flucht ergreift. Ebenso fallen hierunter Fälle, 
in denen sich eine Person offensichtlich widerrechtlich (etwa durch das Überklettern eines Zauns) Zutritt zu den 
Dienststellen des Bundesnachrichtendienstes verschafft und sofort die Flucht ergreift, weil sie vom Wachpersonal 
gesehen wurde.  

Zu Nummer 4 
In Nummer 4 ist eine Erweiterung des Anwendungsbereiches der in diesem Unterabschnitt geregelten Befugnis-
normen enthalten: Auch die unmittelbare Nähe ist ausnahmsweise hinreichend, um eine Person in den Betroffe-
nenkreis einzubeziehen, sofern ein funktionaler Zusammenhang besteht. Dies ist dann der Fall, wenn tatsächliche 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Person eine qualifiziert funktionsgefährdende Tätigkeit nach 
§ 104 Nummer 2 „plant, begeht oder begangen hat“.  

In diesem Fall besteht eine verdichtete Verdachtslage, welche ausnahmsweise auch ein Einwirken des Wachper-
sonals auf Personen erforderlich macht, welche sich „nur“ in unmittelbarer Nähe zu Dienststellen des Bundes-
nachrichtendienstes aufhalten.  
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Der Begriff der „unmittelbaren Nähe“ entspricht jenem in § 23 Absatz 1 Nummer 4 des Bundespolizeigesetzes. 
Von einem Aufenthalt in unmittelbarer Nähe ist demnach auszugehen, wenn die Person von ihrem Standort aus 
direkt Straftaten an der Dienststelle des Bundesnachrichtendienstes bzw. in Bezug auf die in oder an dieser Dienst-
stelle befindlichen Personen vornehmen kann oder es ihr jedenfalls möglich ist, die Dienststelle in kürzester Zeit 
zu erreichen (vgl. Schenke, in: Schenke/Graulich/Ruthig, Sicherheitsrecht des Bundes, 2. Auflage 2018, BPolG § 
23 Rn. 17, m.w.N.). 

Insbesondere wäre ein Zuwarten auf die örtliche Polizeibehörde insoweit nicht tunlich, da die Ausführung der 
qualifiziert funktionsgefährdenden Tätigkeit hier gerade schon droht (also verhindert werden muss), begonnen 
hat (also gestoppt werden muss) oder begangen wurde (also aufgeklärt werden muss). Der zeitliche Verzug, der 
von einem Zuwarten bis zum Eintreffen der Polizeikräfte ausgehen würde, ist insoweit nicht zu rechtfertigen.  

Zu § 109 (Personenüberprüfung) 

Zu Absatz 1 
Der Bundesnachrichtendienst darf die Identität einer Person nach § 108 feststellen. Die Vorschrift entspricht in-
soweit inhaltlich den in § 23 des Bundespolizeigesetzes oder in § 42 des Bundeskriminalamtsgesetzes geregelten 
Vorschriften zur Identitätsfeststellung.  

Anders als in den Polizeigesetzen geregelt ist dabei jedoch keine allgemeine gefahrenabwehrrechtliche Befugnis 
zur Identitätsfeststellung verbunden, sondern nur eine Überprüfung eines eng begrenzten Personenkreis möglich, 
bei dem entweder ein räumlicher oder funktionaler Zusammenhang zum Bundesnachrichtendienst tatbestandlich 
gemäß § 109 vorausgesetzt wird.  

Zu Absatz 2 
Der Bundesnachrichtendienst kann zur Ausübung der Befugnis des Absatz 1 die erforderlichen Maßnahmen tref-
fen, die betroffene Person insbesondere anhalten, sie nach ihren Personalien befragen und verlangen, dass sie 
Ausweispapiere zur Prüfung aushändigt. Die Vorschrift ist § 23 Absatz 3 Satz 1 und 2 des Bundespolizeigesetzes 
nachempfunden und – wie auch die Vorschrift des Bundespolizeigesetzes – nicht abschließend.  

Die Befugnis schließt die Verpflichtung der betroffenen Person ein, am Ort der Überprüfung solange zu verwei-
len, bis die Identitätsfeststellung abgeschlossen ist. Eine Person kann grundsätzlich auch befragt werden, aller-
dings nur insoweit, als dies für die Überprüfung der Identität notwendig ist. Ausweispapiere sind alle geeigneten 
amtlichen Lichtbilddokumente (insbesondere aber nicht ausschließlich Personalausweise und Reisepässe); diese 
müssen ausgehändigt werden. 

Zu Absatz 3 
Die in Absatz 3 enthaltene Befugnis, eine betroffene Person nötigenfalls zu einer hierfür durch die Behördenlei-
tung des Bundesnachrichtendienstes bestimmten Person zu bringen, soll sicherstellen, dass auch in Ausnahmesi-
tuationen eine Überprüfung möglich bleibt. Eine solche Situation liegt etwa vor, wenn die unmittelbare Überprü-
fung durch das Wachpersonal aus faktischen Gründen erschwert oder unmöglich ist (etwa bei tumultartigen Men-
schenaufläufen), wenn aufgrund der Verweigerung einer Mitwirkung eine Überprüfung nicht stattfinden kann 
oder wenn der Verdacht besteht, dass die Ausweispapiere gefälscht sind.  

Die Befugnis beinhaltet das Recht, die betroffene Person „festzuhalten“, womit gemeint ist, dass der Betroffene 
„über die üblicherweise zur Durchführung einer Identitätsfeststellung benötigten Zeit hinaus gehindert wird, den 
Ort der Identitätsfeststellung zu verlassen“ (Schenke, in: Schenke/Graulich/Ruthig, 2. Aufl. 2018, BPolG § 23 
Rn. 41). Die von der Behördenleitung des Bundesnachrichtendienstes bestimmte Person ist dabei in der Regel ein 
besonders geschulter Mitarbeiter, welcher insbesondere vertiefte Rechtskenntnis aufweist. Eine Befähigung zum 
Richteramt ist insoweit indes nicht Voraussetzung. Es können auch mehrere Personen von der Behördenleitung 
hierzu bestimmt werden, um die zeitliche und örtliche Verfügbarkeit zu gewährleisten. 

Um sicherzustellen, dass die Person nicht länger als unbedingt nötig festgehalten wird, muss sie nach Satz 2 sofort 
überprüft werden. Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 vor, können die betroffene Person sowie die von ihr 
mitgeführten Sachen nach Gegenständen durchsucht werden, die der Identitätsfeststellung dienen. Sobald die 
Identität einer Person durch die Durchsuchung bestimmt ist, muss die Durchsuchung abgebrochen werden, es sei 
denn, es liegen die Voraussetzungen für eine weitere Durchsuchung vor. 
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Zu § 110 (Durchsuchung, Sicherstellung und Beschlagnahme) 

Zu Absatz 1 
Der Bundesnachrichtendienst ist nach § 110 Absatz 1 befugt, eine der in § 108 genannten betroffenen Personen 
zu durchsuchen. Dies setzt voraus, dass tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die betroffene Person 
eine qualifiziert funktionsgefährdende Tätigkeit plant, begeht oder begangen hat (Nummer 1; dies entspricht in-
soweit auch den Voraussetzungen dafür, dass eine Person in unmittelbarer Nähe zu einer Dienststelle des Bun-
desnachrichtendienstes überhaupt zu dem Kreis der betroffenen Personen zählen kann, vgl. § 108 Nummer 4) und 
dass die Durchsuchung zur Auffindung von Gegenständen führt, die durch eine qualifiziert funktionsgefährdende 
Tätigkeit hervorgebracht wurden oder zur Begehung einer solchen Handlung geeignet sind oder als Beweismittel 
für die Untersuchung von Bedeutung sein können (Nummer 2). 

Die Voraussetzung der Nummer 2 sorgt dabei insbesondere dafür, dass eine Durchsuchung keineswegs bei jeder 
der betroffenen Personen des § 108 (sowie aufgrund der tatbestandlichen Überschneidung insbesondere des 
§ 108 Nummer 4) in Betracht kommt. Vielmehr ist erforderlich, dass ein konkreter Zusammenhang zwischen der 
qualifiziert funktionsgefährdenden Tätigkeit und dem Ziel der Durchsuchung besteht.  

Zu Absatz 2 
Die Vorschrift entspricht dem § 7 Absatz 2 des Gesetzes über die Anwendung unmittelbaren Zwanges und die 
Ausübung besonderer Befugnisse durch Soldaten der Bundeswehr und zivile Wachpersonen. Wegen der Behand-
lung amtlicher Schriftstücke und beschlagnahmefreier Gegenstände wird ebenfalls auf die Vorschriften der §§ 96, 
97 und 110 der Strafprozessordnung verwiesen, die unmittelbar anzuwenden sind. 

Zu Absatz 3 
Die Vorschrift entspricht dem § 7 Absatz 3 des Gesetzes über die Anwendung unmittelbaren Zwanges und die 
Ausübung besonderer Befugnisse durch Soldaten der Bundeswehr und zivile Wachpersonen. In Satz 3 und Satz 
4 erfolgt eine Anpassung dahingehend, dass bei Gegenständen, welche der Verfügungsgewalt des Bundesnach-
richtendienstes unterfallen, eine Weitergabe an die Polizei ausnahmsweise ausgeschlossen ist. Dies ist schon aus 
Geheimhaltungsgründen unverzichtbar. In diesem Fall ist nach Satz 4 der Polizei oder der Staatsanwaltschaft für 
ihre Ermittlungen ein Verzeichnis der (nicht weitergegebenen) Gegenstände zu übersenden. Hierbei ist Geheim-
haltungsbedürfnissen ebenfalls Rechnung zu tragen.  

Zu § 111 (Erweiterte Befugnisse bei qualifiziert funktionsgefährdenden Tätigkeiten) 

Zu Absatz 1 
Der Bundesnachrichtendienst darf eine Person, die sich in einer Dienststelle des Bundesnachrichtendienstes oder 
in unmittelbarer Nähe zu einer Dienststelle des Bundesnachrichtendienstes aufhält und bei der tatsächliche An-
haltspunkte dafür bestehen, dass sie eine qualifiziert funktionsgefährdende Tätigkeit plant, begeht oder begangen 
hat aus der unmittelbaren Nähe zu der Dienststelle verweisen oder ihr (vorübergehend) das Betreten dieses Be-
reichs verbieten.  

Die Vorschrift ist dem § 38 des Bundespolizeigesetzes nachempfunden und soll sicherstellen, dass der Bundes-
nachrichtendienst eine Handhabe hat, um qualifiziert funktionsgefährdende Tätigkeiten unmittelbar zu unterbin-
den, ohne auf ein Eintreffen der Polizeibehörde zu warten.  

Diese Befugnis ist räumlich (auf die unmittelbare Nähe zu oder innerhalb einer Dienststelle des Bundesnachrich-
tendienstes) und zeitlich (enger als ein dem Bundesnachrichtendienst nicht zustehendes Aufenthaltsverbot) be-
grenzt. Sie kann durch unmittelbaren Zwang durchgesetzt werden, was auf ein physisches Entfernen aus dem 
räumlichen Bereich hinausläuft. Anders als bei Polizeibehörden scheidet eine Verbringung auf die Dienststelle 
durch Ingewahrsamnahme aus, da dies dem Ziel einer Platzverweisung denknotwendigerweise widersprechen 
würde. 

Zu Absatz 2 
Bei Gefahr im Verzug kann der Bundesnachrichtendienst bestimmte Personen, auch vorübergehend bis zum Ein-
treffen der zuständigen Polizeibehörde festhalten. Voraussetzung ist es dabei, dass das Festhalten der betroffenen 
Person unerlässlich ist, um die unmittelbar bevorstehende Begehung oder Fortsetzung einer qualifiziert 
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funktionsgefährdenden Tätigkeit durch diese Person zu verhindern (Satz 1 Nummer 1), oder die betroffene Person 
bei einer qualifiziert funktionsgefährdenden Tätigkeit auf frischer Tat betroffen oder verfolgt wird oder einer 
qualifiziert funktionsgefährdenden Tätigkeit dringend verdächtig ist (Satz 1 Nummer 2).Die Befugnis dient einzig 
dazu, die Zwischenzeit bis zum Hinzutreten der zuständigen Polizeibehörde zu überbrücken. Diese ist deshalb 
unverzüglich über die Maßnahme zu informieren (Satz 2). Die Maßnahme ist zu beenden, sobald eine Überstel-
lung der betroffenen Person an die zuständige Polizeibehörde möglich ist (Satz 3). Zum Schutz der betroffenen 
Person finden im Übrigen die §§ 40 bis 42 des Bundespolizeigesetzes entsprechende Anwendung. 

Zu § 112 (Maßnahmen gegen den unbefugten Betrieb unbemannter Fluggeräte) 
Die Vorschrift enthält die Befugnis des Bundesnachrichtendienstes, Maßnahmen gegen den unbefugten Betrieb 
unbemannter Fluggeräte zu treffen. Der „unbefugte Betrieb“ knüpft hierbei explizit nicht an § 105 Nummer 2 
Buchstabe d an, nach welchem lediglich die Liegenschaften des Bundesnachrichtendienstes im Rahmen einer 
qualifizierten funktionsgefährdenden Tätigkeit umfasst sind. Vielmehr zielt die Norm zusätzlich auch darauf ab, 
sowohl die vorübergehend zu besonderen Sicherheitsbereichen erklärten Örtlichkeiten sowie die vom Bundes-
nachrichtendienst eingesetzten Personen vor der Aufklärung oder Einwirkung durch fremde unbemannte Flugge-
räte zu schützen. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 erlaubt zunächst die Aufklärung der sich im Umfeld von den eingesetzten Personen sowie Dienststellen 
des Bundesnachrichtendienstes befindlichen unbemannten Fluggeräte. Um einen effektiven Schutz, beispiels-
weise bei gezielten Angriffen gegen Personen, zu gewährleisten, besteht hier keine konkrete räumliche Beschrän-
kung der Aufklärung. Sofern tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass ein unbemanntes Fluggerät für eine 
qualifiziert funktionsgefährdende Tätigkeit genutzt wird, können auch Maßnahmen nach den §§ 110, 111 und 112 
Absatz 2 gegen die Person, die das unbemannte Fluggerät steuert, angewendet werden. 

Zu Absatz 2 
Nähert sich ein unbemanntes Fluggerät in den Nahbereich von 100 Metern (Nummer 1) zu den vom Bundesnach-
richtendienst eingesetzten Personen oder seinen Dienststellen, so darf dieser das Fluggerät mit den erforderlichen 
Mitteln abwehren. Hiervon umfasst sind sowohl technische, als auch nicht-technische Mittel. Die Notwendigkeit 
dieser Norm erwächst durch die gesteigerte Bedrohung durch Drohnen, welche durch ihre Geschwindigkeit und 
ihr Schadenspotenzial im Falle eines Angriffs eine besondere Gefahr für die Funktionsfähigkeit des Bundesnach-
richtendienstes darstellen. Der zusätzliche Bezug auf § 21h Absatz 3 Nummer 4 der Luftverkehrs-Ordnung (Num-
mer 2) bleibt ebenfalls erhalten, da er den Überflug ohne Höhenbegrenzung auf 100 Meter einbezieht. Die Rege-
lungen beziehen sich auf das geografische Gebiet, unabhängig davon, ob womöglich eine in der Vorschrift vor-
behaltene Zustimmung der zuständigen Stelle vorliegt. In der gegenwärtigen Situation des Überflugs muss die 
Befugnis zur wirksamen Abwehr an dem feststellbaren Sachverhalt anknüpfen. Falls – grundsätzlich nicht erwart-
bar – eine Zustimmung vorliegt, sind etwaige Schäden nach Absatz 4 zu regulieren. In Nummer 3 wird darüber 
hinausgehend eine Abwehr auch dann ermöglicht, wenn neben die geographische Nähe auch tatsächliche An-
haltspunkte für qualifiziert funktionsgefährdende Tätigkeiten hinzutreten. In diesen Fällen darf nicht nur eine 
Maßnahme gegen den Pilot erfolgen (Absatz 1), sondern – erst recht – auch eine Abwehr der Drohne.  

Zu Absatz 3 
Die Vorschrift regelt, dass abgewehrte Fluggeräte durch den Bundesnachrichtendienst sichergestellt und unter-
sucht werden können. Hierdurch wird geregelt, dass die Drohnen, Teile von Drohnen, Steuerungseinheiten, Sig-
nalverstärker oder weitere im Zusammenhang mit dem Einsatz von Drohnen stehende Gegenstände den Gefah-
renabwehr- und Strafverfolgungsbehörden zumindest nicht unverzüglich überlassen werden müssen, sondern dass 
der Bundesnachrichtendienst zunächst zur eigenen Auftragserfüllung, d.h. der nachrichtendienstlichen Aus-
landsaufklärung, also auch zur Eigensicherung und Eigenbefähigung, das unbemannte Fluggerät analysieren 
kann. 

Zu § 113 (Einsatzsicherung) 

Zu Absatz 1 
Die Regelung schafft eine spezielle ausdrückliche Befugnis für Abwehrmaßnahmen im Rahmen von Sicherungs-
einsätzen des Bundesnachrichtendienstes, die bislang auf die allgemeine Befugnis zur Nothilfe gestützt wurden. 
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Wenn durch den Bundesnachrichtendienst eingesetzte Personen in besonders gefahrgeneigten Situationen operie-
ren, bedürfen sie einer Absicherung durch im Umfeld verdeckt eingesetzte Sicherungskräfte, die nötigenfalls zur 
Gefahrenabwehr einschreiten. Dies ist nicht auf die Absicherung von Treffen mit nachrichtendienstlichen Ver-
bindungen beschränkt, sondern kann gleichermaßen Observationseinsätze oder auch die Ansprache von Personen 
betreffen, die als nachrichtendienstliche Verbindung angeworben werden sollen, aber womöglich aggressiv darauf 
reagieren könnten. Geschützt werden können auch Einsatzmittel von bedeutendem Wert wie etwa ein zur Obser-
vation eingesetztes Personenkraftfahrzeug. Auch die Exfiltration und Evakuierung von Personen, die für den Bun-
desnachrichtendienst tätig sind, ist von der Befugnis zur Einsatzsicherung umfasst. Beispielsweise fällt darunter 
die Fallkonstellation, dass eine nachrichtendienstliche Verbindung des Bundesnachrichtendienstes der unmittel-
baren Enttarnung und Festnahme bedroht ist und durch eine Maßnahme der Einsatzsicherung exfiltriert werden 
muss.  

Eine solche Einsatzsicherung gilt originär der Eigensicherung im weiteren Sinne, dient also primär der Sicherung 
der Bediensteten des Bundesnachrichtendienstes und anderen Personen, die mit dem Bundesnachrichtendienst 
zusammenarbeiten. Es sind aber auch Sachverhalte naheliegend, in denen Nothilfe für Dritte erforderlich werden 
kann, wenn beispielsweise eine Zielperson observiert wird, die während der Observation einen Angriff gegen 
Dritte ausführt. Satz 2 erstreckt hierfür die Befugnis zu gefahrenabwehrenden Maßnahmen auch auf solche Not-
hilfekonstellationen. Hierdurch wird nicht etwa Nothilfe in anderen Situationen ausgeschlossen. Dies betrifft bei-
spielsweise den Personenschutz des Präsidenten des Bundesnachrichtendienstes, wenn dieser – außerhalb eines 
Einsatzzusammenhangs – angegriffen wird. Auch in diesem Fall sind diese Bediensteten dabei durch Nothilfe 
gerechtfertigt. 

Zu Absatz 2 
Der Absatz enthält eine spezielle Befugnis zur Einsatzsicherung, die sich inhaltlich an bestehenden Regelungen 
orientiert (speziell § 28a BPolG und § 34 BKAG). Die Anordnung liegt – angelehnt an die Vorbildregelungen – 
bei der Behördenleitung oder einer von ihr bestimmten Vertretung (§ 46 Absatz 1). 

Das Aufklärungsfeld des Bundesnachrichtendienstes – u.a. terroristische Akteure sowie Operationen fremder 
Mächte – ist geprägt von einer starken Abschottung und von einem konspirativen Verhalten des nachrichten-
dienstlichen Gegenübers, mitunter auch von gewaltsamem Vorgehen. Einsätze erfolgen danach oftmals in einem 
hoch gefährlichen Umfeld. Erfolgt der Kontakt von Personen, die für den Bundesnachrichtendienst tätig sind, zu 
aufzuklärenden Personen in Wohnungen, erhöht sich die Gefährdung, weil eine verdeckt begleitende Absicherung 
von der Wahrnehmung des Geschehens ausgeschlossen bleibt, also nicht ohne technische Unterstützung erkennen 
kann, wenn sich eine Gefahrensituation derart zuspitzt, dass ein rettendes Eingreifen nötig wird.  

Die Eigensicherungsmaßnahme dient ausschließlich dem Schutz der für den Bundesnachrichtendienst tätigen Per-
son. Sie soll die Möglichkeit einer umgehenden Reaktion (Rettung) eröffnen. Deshalb unterliegt sie nach Artikel 
13 Absatz 5 des Grundgesetzes nicht den engen Voraussetzungen des Artikel 13 Absatz 4 des Grundgesetzes, was 
sich in den gegenüber § 29 erweiterten Voraussetzungen des § 113 abbildet. Für den Bundesnachrichtendienst 
tätige Personen sind insbesondere seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter oder auch nachrichtendienstliche Ver-
bindungen. 

Zu Absatz 3 
Der Absatz enthält die nach Artikel 13 Absatz 5 des Grundgesetzes gebotenen Weiterverarbeitungsbeschränkun-
gen für die nach Absatz 2 erhobenen personenbezogenen Daten. Ergänzt wird dies mit der in § 124 Absatz 4 
enthaltenen Regelung, wonach eine Zweckänderung nur zulässig ist, wenn die unabhängige, quasi-richterliche 
Vorabkontrolle der Maßnahme (§ 98 Absatz 1 Nummer 10) zuvor erfolgt ist. Da Artikel 13 Absatz 5 des Grund-
gesetzes ebenso wie Artikel 13 Absatz 4 des Grundgesetzes eine „richterliche“ Entscheidung voraussetzt, wird 
hier ebenso wie bei der Wohnraumüberwachung die Zuständigkeit des Unabhängigen Kontrollrats vorgesehen. 

Aus der Zweckbegrenzung folgt auch, dass Aufzeichnungen, wenn sie für die zulässigen Zwecke nicht mehr 
erforderlich sind, zu löschen sind. Soweit eine Weiterverarbeitung für zulässige Zwecke erforderlich ist, sind dazu 
die hierfür geltenden Bestimmungen zu beachten, also z.B. zur Übermittlung für Strafverfolgungszwecke. 

Zu § 114 (Anordnung von Maßnahmen zur Sicherung der Bediensteten und Dienststellen) 
Die Ausübung der besonderen Befugnisse dieses Unterabschnittes bedürfen regelmäßig einer Anordnung durch 
die Behördenleitung des Bundesnachrichtendienstes oder durch eine von ihr bestimmte Vertretung. Dies trägt 
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dem Umstand Rechnung, dass es sich bei den hier in Rede stehenden Maßnahmen gerade nicht um „nachrichten-
dienstliche Standardbefugnisse“ handelt, wie dies etwa bei vergleichbaren polizeilichen Maßnahmen der Fall ist. 
Insoweit ist das Erfordernis einer Anordnung ein notweniges Korrektiv und ein erster Kontrollmechanismus.  

Die Anordnung hat dabei die in den Nummern 1 bis 5 enthaltenen Angaben zu enthalten (Art und Beschreibung 
der Maßnahme, die betroffenen Personen, Anlass der Maßnahme und Begründung der Maßnahme) und ist zu 
dokumentieren. Dies ist schon deshalb geboten, um eine nachträgliche Überprüfung im Verwaltungsrechtswege 
zu eröffnen. 

Ausgenommen von der Anordnungspflicht sind dabei einerseits diejenigen Maßnahmen, welche in ihrer Ein-
griffsintensität als gering einzustufen sind (betrifft v.a. Personenüberprüfung sowie Verweisung und Betretungs-
verbot) und die zudem aufgrund ihrer Natur ohnehin in aller Regel einer besonderen Eilbedürftigkeit unterfallen. 
Andererseits können auch die übrigen Maßnahmen nach Maßgabe des Absatzes 2 ohne vorherige Anordnung 
durchgeführt werden, wenn ansonsten der Zweck der Maßnahme vereitelt oder wesentlich erschwert würde. Re-
levant sind insbesondere akute Gefährdungssituationen, bei denen qualifiziert funktionsgefährdende Tätigkeiten 
unmittelbar bevorstehen (oder schon begonnen haben) und jeder Zeitverzug eine Gefahrenabwehr unmöglich ma-
chen würde. Gleiches gilt, wenn in Fällen eines bereits eingetretenen Schadens die verursachende Person versucht, 
sich dem Zugriff des Wachpersonals zu entziehen.  

Zu Unterabschnitt 3 (Befugnisse zur Sicherung von Verschlusssachen) 
Die in Unterabschnitt 3 enthaltenen Befugnisse entsprechend im Wesentlichen denen, die im bisherigen Recht in 
den §§ 65a bis 65e enthalten waren. Dabei wurden diesen Vorschriften zur systematischen Harmonisierung mit 
dem vorangegangenen Unterabschnitt nunmehr eine Regelung vorangestellt (§ 115), welche den betroffenen Per-
sonenkreis definiert und damit das Anwendungsfeld der Vorschriften eingrenzt. Die vormals in § 65f enthaltene 
Bestimmung zur Durchführung der Maßnahmen wurde in Unterabschnitt 4 verschoben. 

Zu § 115 (Betroffene Personen; Mitwirkungspflicht; Belehrung) 

Zu Absatz 1 
§ 115 Absatz 1 entspricht in seinem Regelungsgehalt den bisherigen § 65a Absatz 2 (Nummern 1 bis 3) und § 65f 
Absatz 6 (Nummer 4), die nunmehr gebündelt und allgemein „vor die Klammer“ gezogen wurden. Dabei wird 
klargestellt, dass nicht nur die Zwangsbefugnisse (des bisherigen § 65f) in unmittelbarer Nähe zu den Dienststel-
len des Bundesnachrichtendienstes ausgeübt werden können, sondern auch die den Verwaltungszwang zugrunde-
liegenden Maßnahmen. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 65a Absatz 2 Satz 2. Wie im bisherigen Recht kann eine Weigerung, an der 
Durchführung von Maßnahmen zur Sicherung von Verschlusssachen mitzuwirken, für betroffene Bedienstete 
statusrechtliche, disziplinarrechtliche oder arbeitsrechtliche Maßnahmen nach sich ziehen. 

Zu Absatz 3 
Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 65a Absatz 3. Mit Blick auf die besonderen Befugnisse des Bundesnach-
richtendienstes zur Sicherung von Verschlusssachen und die hiervon ausgehenden potentiellen Grundrechtsein-
griffe ist es geboten, die betroffenen Personen über den Umgang mit Verschlusssachen, die besonderen Siche-
rungsbefugnisse und die sie treffenden Mitwirkungspflichten zu belehren. 

Zu § 116 (Kontrolle und Durchsuchung von Personen, Taschen und Fahrzeugen zur Sicherung von 
Verschlusssachen) 
Die Norm entspricht dem bisherigen § 65b. Auf die Begründung (BT-Drs. 20/8627, S. 66ff.) wird verwiesen.  

Zu § 117 (Kontrolle und Durchsuchung von Räumen zur Sicherung von Verschlusssachen) 
Die Norm entspricht dem bisherigen § 65c. Auf die Begründung (BT-Drs. 20/8627, S. 68f.) wird verwiesen. 

Zu § 118 (IT-Kontrollen zur Sicherung von Verschlusssachen) 
Die Norm entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 65d. Insoweit wird auf die Begründung (BT-Drs. 20/8627, 
S. 69ff.) verwiesen.  
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Die Regelung hat dabei jedoch einige Änderungen erfahren. Diese sind zum Teil nur redaktioneller Art: So wurde 
der vormals in Absatz 2 enthaltene Straftatenkatalog nunmehr in die allgemeine Begriffsbestimmung zu qualifi-
ziert funktionsgefährdenden Tätigkeiten (§ 104 Nummer 2 Buchstabe c) verschoben und konnte aus diesem 
Grund hier entfallen. 

Die Befugnis des Bundesnachrichtendienstes in Absatz 3 zur Sicherstellung von Geräten der Informations- und 
Kommunikationstechnik, die eine Person vorschriftswidrig in Dienststellen des Bundesnachrichtendienstes ein-
gebracht hat, wurde zudem erweitert. Nunmehr ist nicht länger erforderlich, dass tatsächliche Anhaltspunkte für 
den Verdacht bestehen, dass die Person eine Straftat nach § 104 Nummer 2 Buchstabe c plant, begeht oder be-
gangen hat. Vielmehr ist eine Sicherstellung nunmehr auch dann möglich, wenn die Person das Gerät vorschrifts-
widrig in die Dienststellen eingebracht hat. Dieser Umstand alleine ist künftig hinreichend, um eine Sicherstellung 
(oder, wenn die betroffene Person der Sicherstellung widerspricht, die Erstellung eines Abbildes der auf dem 
Gerät gespeicherten Informationen einschließlich personenbezogener Daten) zu rechtfertigen. Diese Verschär-
fung ist notwendig, um der veränderten Sicherheitslage zu begegnen, in der eine Aufklärung des Bundesnachrich-
tendienstes durch fremde Mächte eine zunehmende Gefahr darstellt.  

Handelt es sich bei dem unbeabsichtigten verbotswidrigen Einbringen offensichtlich um ein bloßes Versehen, 
wäre eine sofortige Sicherstellung oder Abbilderzeugung unverhältnismäßig, so beispielsweise in Fällen, in denen 
ein Bediensteter etwa durch sichtbare Warnhinweise oder technische Mittel unmittelbar nach Betreten der Dienst-
stelle gewarnt wird, dass er ein Gerät der Informations- und Kommunikationstechnik bei sich führt und er darauf-
hin ohne großen zeitlichen Verzug umkehrt, um das Gerät in dem dafür vorgesehenen Behältnis einzuschließen. 
Falls die oder der Bedienstete mit einer Sicherstellung seines Gerätes nicht einverstanden ist, kann der Bundes-
nachrichtendienst stattdessen ein Abbild der gespeicherten Daten erstellen; dies ist von dem oder der Bediensteten 
zu dulden. Die Aufnahme dieser Option dient dazu, die Maßnahme möglichst grundrechtsschonend auszugestal-
ten. Dies hat den Hintergrund, dass die Sicherstellung oder Abbilderzeugung individuell unterschiedliche belas-
tende Wirkungen auf die betroffene Person entfalten kann, die möglichst gering gehalten werden soll, ohne den 
Zweck der Maßnahme zu vereiteln. 

Ein Auslesen des Gerätes oder Abbildes ist nur zulässig, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
die betroffene Person eine Straftat nach Absatz 2 Satz 1 und 2 plant, begeht oder begangen hat. Dies bedeutet, 
dass die Sicherstellung/Abbilderzeugung noch nicht die Befugnis beinhaltet, die auf dem Gerät befindlichen Da-
ten bzw. das erzeugte Datenbild auch inhaltlich auszuwerten. Hierfür muss vielmehr ein weiterer, verdachtserhär-
tender Umstand hinzukommen, welcher sich etwa aus vorherigen sicherheitsrelevanten Vorkommnissen im Zu-
sammenhang mit der oder dem Bediensteten ergeben kann. Werden im Rahmen einer Prüfung im Anschluss an 
die Sicherstellung/Abbilderzeugung keine entsprechenden tatsächlichen Anhaltspunkte gefunden, so ist das Gerät 
unverzüglich zurückzugeben bzw. das Abbild zu löschen. Anderenfalls ist das Gerät innerhalb von zwei Wochen 
zurückzugeben, solange es nicht im Rahmen eines Strafverfahrens benötigt wird (dies entspricht dem geltenden 
Recht). 

Zu § 119 (Besondere Maßnahmen zur Sicherung von Verschlusssachen) 
Wie § 36 Absatz 2 enthält auch § 119 eine besondere, aktive Einwirkungsmöglichkeit des Bundesnachrichten-
dienstes. Dabei handelt es sich aber bei der hier in Rede stehenden Befugnis, in informationstechnische Systeme 
einzugreifen (Absatz 1) und unbefugt gespeicherte Verschlusssachen oder geheimhaltungsbedürftige Informatio-
nen zu löschen (Absatz 2) nicht um eine ordnungsrechtliche Befugnis der Gefahrenabwehr, sondern um eine 
Befugnis zur Sicherung der Funktionsfähigkeit des Bundesnachrichtendienstes im Allgemeinen und der Sicher-
heit von Informationen (insbesondere Verschlusssachen und damit indirekt auch dem Schutz seiner Bediensteten) 
im Besonderen.  

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 ist die besondere Befugnis des Bundesnachrichtendienstes geregelt, in informationstechnische Sys-
teme einzugreifen, wenn der dringende Verdacht besteht, dass auf dem informationstechnischen System unbefugt 
Verschlusssachen oder geheimhaltungsbedürftige Informationen des Bundesnachrichtendienstes gespeichert wer-
den.  

Schon die Anknüpfung an die Tatbestandsvoraussetzung eines „dringenden Verdachtes“ zeigt insoweit die syste-
matische (wie materielle) Unterscheidung zu den aufklärenden Tätigkeiten des Bundesnachrichtendienstes: Es 
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reichen gerade nicht „tatsächliche Anhaltspunkte“ aus, vielmehr muss beim dringenden Verdacht inhaltlich eine 
hohe Wahrscheinlichkeit bestehen. Dabei ist – anders als bei dem strafprozessualen Begriff des dringenden Tat-
verdachtes – keine Straftat das Anknüpfungsmerkmal der Wahrscheinlichkeit, sondern der objektive Umstand, 
dass auf einem System unbefugt Verschlusssachen oder geheimhaltungsbedürftige Informationen des Bundes-
nachrichtendienstes gespeichert werden. Die in Absatz 3 vorgesehene, entsprechende Anwendung des § 39 Absatz 
1 Satz 2 stellt sicher, dass nur solche Systeme von der Maßnahme betroffen sein können, bei denen eine Verant-
wortlichkeit des Betreibers mit dem unrechtmäßigen Abfluss der Verschlusssachen besteht. Dabei ist insbeson-
dere ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der Verbreitung der Verschlusssachen und dem Systembetreiber 
regelmäßig bereits durch die objektiven Umstände der Speicherung auf dem Gerät indiziert. Dies ist hingegen 
etwa dann nicht der Fall, wenn z.B. der Bundesnachrichtendienst Kenntnis erhält, dass einer Journalistin oder 
einem Journalisten geheimhaltungsbedürftige Informationen zugespielt wurden. Hier besteht kein unmittelbarer 
Zusammenhang, da davon auszugehen ist, dass die Informationen anonym geteilt wurden und somit der Journa-
list/die Journalistin keinerlei Kenntnis über die näheren Umstände des Abflusses haben. Im Übrigen wäre ein 
Eingriff hier auch unverhältnismäßig.  

Der Begriff der „geheimhaltungsbedürftigen Informationen“ des Bundesnachrichtendienstes ist weit zu verstehen 
und geht über die Bedeutung des Begriffs der Verschlusssache hinaus. Er schließt insbesondere auch Informatio-
nen über die durch den Bundesnachrichtendienst eingesetzten Personen (Bedienstete und nachrichtendienstliche 
Verbindungen) ein. Eine denkbare Fallgruppe besteht darin, dass Informationen über Bedienstete oder nachrich-
tendienstliche Verbindungen auf Servern im Ausland gespeichert sind, was zu einer Bedrohung nicht nur der 
Auftragserfüllung des Bundesnachrichtendienstes führen kann, sondern Leib, Leben und Freiheit der betroffenen 
Personen unmittelbar gefährden kann. In diesen Fällen muss dem Bundesnachrichtendienst ein Instrument an die 
Hand gegeben werden, die entsprechenden Informationen zu entfernen. Dabei ist die Befugnis freilich den allge-
meinen Schranken der Verhältnismäßigkeit unterworfen. Handelt es sich beispielsweise um das System einer 
journalistischen Unternehmung – sei es eine Zeitung, sei es ein privat betriebener, journalistischer Blog – so hat 
im Rahmen der Angemessenheit eine umfangreiche Abwägung mit Artikel 5 Absatz 1 des Grundgesetzes zu 
erfolgen. Dabei wird regelmäßig eine akute Gefährdung einer Person – etwa durch Veröffentlichung der Tätigkeit 
für den Bundesnachrichtendienst in einem Staat, in dem dieser Umstand bereits eine Lebensgefahr begründet – 
vorliegen müssen.  

Zu Absatz 2 
Die in Absatz 2 1. Halbsatz geregelte Befugnis, die gespeicherten Daten zu löschen, flankiert die Eingriffsbefugnis 
des Absatzes 1. Neben der Löschung darf der Bundesnachrichtendienst nach Absatz 2 2. Halbsatz auch personen-
bezogene Daten erheben, wenn diese „geeignet sind, die Umstände der Speicherung aufzuklären“. Dies beinhaltet 
zuvorderst diejenigen personenbezogenen Daten, welche Rückschlüsse darauf zulassen, woher die Verschlusssa-
chen bzw. die geheimhaltungsbedürftigen Informationen stammen, ob etwa ein Informant (oder hauptamtlicher 
Mitarbeiter eines fremden Dienstes) den Bundesnachrichtendienst unterwandert hat oder ein Verräter oder eine 
Verräterin in den eigenen Reihen die Informationen geteilt hat.  

Zu Absatz 3 
Da es sich bei der hier geregelten Befugnis um eine besondere Form des Eingriffs in informationstechnische 
Systeme handelt, gelten eine Reihe von Vorgaben entsprechend. Letzteres enthält dabei im Vergleich zu § 120 
zusätzliche Vorgaben – dort diejenigen, die auf die §§ 37 und 38 verweisen, wobei spiegelbildlich zur Abgren-
zung im Einzelnen die Art des Systems („privat genutzt“), der Umfang einer Datenerhebung (in aller Regel nur 
eine beschränkte Erhebung) und der Inlandsbezug (vgl. § 37 Absatz 3 und § 38 Absatz 2 Nummer 1) entschei-
dend ist. Aufgrund der potentiell hohen Eingriffsintensität ist auch eine Vorabkontrolle durch den Unabhängigen 
Kontrollrat erforderlich. 

Zu § 120 (Anordnung von Maßnahmen zur Sicherung von Verschlusssachen) 
Die Norm entspricht dem bisherigen § 65e. Auf die Begründung (BT-Drs. 20/8627, S. 72f.) wird verwiesen. Dabei 
wurde die in § 65e Absatz 3 enthaltene Regelung (Widerspruch und Anfechtungsklage haben keine aufschiebende 
Wirkung) nunmehr allgemein für die Befugnisse dieses Abschnittes in § 105 Absatz 1 geregelt. Dies betrifft aus-
drücklich auch Kontrollen nach § 116 Nummer 1, die im bisherigen Recht missverständlich vom Wortlaut ausge-
nommen blieben. 
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Zu Unterabschnitt 4 (Durchführung von Maßnahmen) 

Zu § 121 (Vorgaben zur Durchführung von Maßnahmen durch unmittelbaren Zwang) 
Die Vorschrift baut auf dem bisherigen § 65f (vgl. die Begründung in BT-Drs. 20/8627, S. 73ff.) auf und regelt 
nunmehr umfassend die Durchführung – das heißt die Vollstreckung – der Maßnahmen dieses Abschnittes. Dabei 
wurde die Vorschrift systematisch angepasst, um normenklarere Regelungen zu treffen.  

Zu Absatz 1 
Der Absatz regelt zunächst die grundsätzliche Befugnis des Bundesnachrichtendienstes, solche Maßnahmen die-
ses Abschnitts (insofern also auch auf die neuen Befugnisse des Unterabschnitts 2 erstreckt) die auf die Heraus-
gabe einer Sache oder auf die Vornahme einer Handlung oder auf Duldung gerichtet sind, durch unmittelbaren 
Zwang durchsetzen. Einer solchen Befugnis bedarf es schon deshalb, weil das Gesetz über den unmittelbaren 
Zwang bei Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des Bundes für die Bediensteten des Bundes-
nachrichtendienstes, bei denen es sich nicht um Vollzugsbeamte des Bundes handelt, keine Anwendung findet. 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 65f Absatz 7, dessen Satz 5 nunmehr in der allgemeinen Regelung zu Grund-
rechtseinschränkungen („Zitiergebot“) aufgeht. 

Die vormals in § 65f Absatz 7 Satz 2 enthaltene Regelung, die unmittelbaren Zwang bei „Kontrollen nach § 65b 
Nummer 1 an Eingängen zum Zwecke des § 65a Absatz 1 Nummer 1“ ausgeschlossen hat, findet sich nunmehr – 
in ihrem Regelungsgehalt identisch – in § 122 Absatz 2 Nummer 2. Wie bislang kann der Bundesnachrichtendienst 
in diesen Fällen, wenn eine betroffene Person im Sinne des § 115 die Mitwirkung verweigert, den Zutritt zur 
Dienststelle verweigern. Dass z. B. eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter in diesem Fall unentschuldigt den 
Dienst nicht antritt, wäre weiterhin (nur) durch arbeitsrechtliche Maßnahmen oder disziplinarrechtlich zu ahnden.  

Die zwangsweise Durchsetzung von Kontrollen zum Zweck der Verhinderung des vorschriftswidrigen Ausbrin-
gens, also beim Verlassen der Dienststelle, ist hingegen (weiterhin) zulässig. 

Zu Absatz 2 
Die Norm entspricht dem bisherigen § 65f Absatz 1. Auf die Begründung (BT-Drs. 20/8627, S. 74) wird verwie-
sen. Der – deklaratorische – Hinweis, dass der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten ist, gilt für alle 
Maßnahmen dieses Abschnitts, welche durgeführt werden. 

Zu Nummer 1 
Nummer 1 trifft Vorgaben für die Durchführung (d.h. Vollstreckung) von Maßnahmen zur Sicherung der Be-
diensteten und Dienststellen des Bundesnachrichtendienstes. Die Vorschrift entspricht dabei § 9 des Gesetzes 
über die Anwendung unmittelbaren Zwanges und die Ausübung besonderer Befugnisse durch Soldaten der Bun-
deswehr und zivile Wachpersonen. 

Zu Nummer 2 
Nummer 3 trifft Vorgaben für die Durchführung (d.h. Vollstreckung) von Maßnahmen zur Sicherung von Ver-
schlusssachen des Bundesnachrichtendienstes. Dabei ist der unmittelbare Zwang bei Zugangskontrollen nach 
§ 116 Nummer 1 zum Zweck des § 104 Nummer 5 Buchstabe a ausgeschlossen. Wie bislang kann der Bundes-
nachrichtendienst in diesen Fällen, wenn eine betroffene Person im Sinne des § 115 die Mitwirkung verweigert, 
den Zutritt zur Dienststelle verweigern. Die zwangsweise Durchsetzung von Kontrollen zum Zweck der Verhin-
derung des vorschriftswidrigen Ausbringens, also beim Verlassen der Dienststelle, ist hingegen (weiterhin) zu-
lässig (vgl. hierzu bereits oben). 

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 finden sich besondere Vorgaben für die Durchführung von Maßnahmen der Unterabschnitte 2 und 3. 
So etwa die Vorgabe, dass die Durchführung einer Maßnahme durch Anwendung unmittelbaren Zwangs grund-
sätzlich anzudrohen ist. Etwas anderes gilt nur dann, wenn der sofortige Vollzug der Maßnahme zur Verhinderung 
einer qualifiziert funktionsgefährdenden Tätigkeit notwendig ist. 
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Zu § 122 (Besondere Vorgaben zur Durchführung von Maßnahmen zur Sicherung von Verschlusssachen) 
Die Vorschrift enthält die besonderen Vorgaben, welche im bisherigen Recht in § 65f Absatz 4 (Absatz 1) sowie 
in § 65f Absatz 5 (Absatz 2) enthalten waren. Auf die Begründung (BT-Drs. 20/8627, S. 74) wird verwiesen. 

Zu Unterabschnitt 5 (Verarbeitung von personenbezogenen Daten aus Maßnahmen zur Sicherung von 
Verschlusssachen) 
Der Unterabschnitt enthält die im bisherigen Recht in Abschnitt 6 Unterabschnitt 2 enthaltenen besonderen Vor-
gaben für die Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten, welche mittels der in diesem Abschnitt geregel-
ten Befugnisse erhoben wurden.  

Im Vergleich zum geltenden Recht wurde dabei die Regelungssystematik stark vereinfacht: Die vormals in §§ 
65h, 65i und 65k enthaltenen Vorgaben für personenbezogene Daten, welche den Kernbereich privater Lebens-
führung betreffen (§ 65h) oder aus Vertraulichkeitsbeziehungen (§ 65i) entstammen sowie die besonderen Proto-
kollvorgaben (§ 65k) wurden aufgehoben. Stattdessen gelten für diese Daten nunmehr die allgemeinen Regelun-
gen, was bezüglich der bisherigen §§ 65h und 65i in § 124 Absatz 1 Satz 3 geregelt wird und für § 65k – da die 
allgemeine Protokollpflicht entfällt – keiner besonderen Regelung bedarf.  

Zuständig für die Kontrolle der Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist – da es sich hierbei oftmals um 
Daten handelt, welche eine spezifische nachrichtendienstliche Natur aufweisen – der Unabhängige Kontrollrat. 

Zu § 123 (Besondere Bestimmungen zur Verarbeitung personenbezogener Daten) 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 regelt die Befugnis zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten in dem Maße, welches für die Be-
fugnisse nach diesem Abschnitt erforderlich ist. Wie in § 65g Absatz 1, auf dem die Vorschrift basiert (vgl. die 
Begründung in BT-Drs. 20/8627, S. 75), ist auch eine Kennzeichnungspflicht erhobener Daten vorgesehen. Er-
gänzt wurde die Vorschrift aufgrund des Wegfalls von §§ 65h und 65i um einen Verweis auf die §§ 21 und 22, 
welche die Erhebung von Daten, die den Kernbereich privater Lebensführung betreffen, sowie aus Vertraulich-
keitsbeziehung regeln und nunmehr entsprechende Anwendung finden.  

Zu Absatz 2 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 65g Absatz 2. Auf die Begründung (BT-Drs. 20/8627, S. 75) wird 
verwiesen. 

Zu Absatz 3 
Die Regelung basiert auf dem bisherigen § 65g Absatz 3 (vgl. hierzu die Begründung in BT-Drs. 20/8627, S. 75), 
enthält indes eine Reihe von Abweichungen: 

Zunächst wurde dem Umstand Rechnung getragen, dass nicht länger nur personenbezogene Daten von den in 
§ 115 genannten Personen – bei denen es sich um Personen mit einer besonderen „Innenbeziehung“ zum Bundes-
nachrichtendienst handelt – aufgrund von Maßnahmen zur Verschlusssachensicherung betroffen sind. Vielmehr 
sind nunmehr auch die Daten von „Störern“ im Sinne des § 108 eingeschlossen, welche im Rahmen von Maßnah-
men zum Schutz der Bediensteten und Dienststellen erhoben wurde.  

Dieser Differenzierung tragen die Regelungen in Absatz 3 Nummer 1 und Nummer 2 Rechnung: Nach Nummer 
1 ist eine Weiterverarbeitung und Übermittlung von personenbezogenen Daten, welche aufgrund von Maßnahmen 
zum Schutz der Bediensteten und Dienststellen erhoben wurden, dann statthaft, wenn tatsächliche Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass dies für zur nachrichtendienstlichen Auslandsaufklärung erforderlich ist. Hierunter fallen 
insbesondere auch die Eigensicherung/Eigenbefähigung des Bundesnachrichtendienstes. Dies ist schon deshalb 
geboten, weil nicht auszuschließen ist, dass gezielte Störungen gegen den Bundesnachrichtendienst von anderen 
Nachrichtendiensten orchestriert werden. Entsprechend muss der Bundesnachrichtendienst in der Lage sein, diese 
Daten im Bedarfsfall auch für seine eigentliche Kernaufgabe verfügbar machen zu können. 

Die in Nummer 2 geregelte Weiterverarbeitung und Übermittlung von personenbezogenen Daten, welche im Rah-
men von Maßnahmen nach Unterabschnitt 3 (also zur Sicherung von Verschlusssachen) erhoben wurden, ist dem-
gegenüber – entsprechend dem geltenden Recht – auf besondere Fälle beschränkt. Eine Weiterverarbeitung ist 
insoweit möglich, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für eine der genannten Bedrohungen vorliegen, also eine 
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Gefährdung von Personen, die für den Bundesnachrichtendienst tätig sind, Einrichtungen, geheimhaltungsbedürf-
tigen Informationen oder Gegenstände des Bundesnachrichtendienstes durch sicherheitsgefährdende oder ge-
heimdienstliche Tätigkeiten (Nummer 4) oder sicherheitsgefährdende oder geheimdienstlichen Strukturen sowie 
sicherheitsgefährdender oder geheimdienstlicher Tätigkeiten mit Auswirkungen auf die Bundesrepublik Deutsch-
land oder Mitgliedstaaten der Europäischen Union, der Europäischen Freihandelsassoziation oder des Nordatlan-
tikvertrags, es sei denn, die Tätigkeiten sind offenkundig ungeeignet, ihre Ziele zu erreichen (Nummer 11). In 
diesen Fällen, in denen die Verschlusssachenkontrolle also (wenigstens auch) zu tatsächlichen Anhaltspunkten 
führte, dass eine konkrete Spionagetätigkeit (im weitesten Sinne) zu besorgen ist, muss der Bundesnachrichten-
dienst die entsprechenden personenbezogenen Daten mit seinen übrigen Auftragsdaten abgleichen können.  

In Nummer 3 ist eine moderate Erweiterung der Weiterverarbeitungs- und Übermittlungsmöglichkeiten vorgese-
hen. Das bisherige Recht enthält insoweit die unbeabsichtigte Lücke, dass die Daten nicht zu arbeitsrechtlichen 
oder disziplinarrechtlichen Maßnahmen genutzt werden können. Dies ist aber – insbesondere im Rahmen von 
Maßnahmen nach Unterabschnitt 3 – zwingend, um nötigenfalls Konsequenzen gegenüber Bediensteten (und Ex-
ternen) ergreifen zu können, welche widerrechtlich mit Verschlusssachen umgehen. Gleiches gilt für die Weiter-
verarbeitungs- und Übermittlungsmöglichkeit zur Strafverfolgung in Nummer 4.  

Nummer 5 entspricht der Regelung im bisherigen Recht (vgl. den Verweis in § 65g Absatz 3 auf § 2 Absatz 1 
Nummer 2). 

Es handelt sich bei den Vorgaben des § 123 nicht um eigene Übermittlungsregelungen, sondern um Zweckbe-
schränkungen. Die allgemeinen Übermittlungsvorschriften finden Anwendung, d.h. – da es sich bei den in Ab-
schnitt 7 geregelten Befugnissen nicht um besondere Befugnisse der Datenerhebung im Sinne des § 6 Absatz 1 
handelt – insbesondere die Vorschrift des § 88. 

Zu Absatz 4 
Absatz 4 beinhaltet spezielle Bestimmungen zur Weiterverarbeitung und Übermittlung von Daten, die nach 
§ 114 Absatz 2 im Rahmen der Befugnis zur Einsatzsicherung in im Bundesgebiet befindlichen Wohnungen er-
hoben wurden, soweit diese zum Zweck der Strafverfolgung erfolgt. Eine Weiterverarbeitung und Übermittlung 
ist nur dann zulässig, wenn die Maßnahme nach § 114 Absatz 2 zuvor gemäß § 98 Absatz 5 zur unabhängigen 
Vorabkontrolle der Rechtmäßigkeit vorgelegt wurde und die Rechtmäßigkeit der Anordnung festgestellt wurde. 
Soweit eine Maßnahme den in Absatz 1 genannten Zwecken, d.h. zur Abwehr von Gefahren für Leib, Leben oder 
Freiheit von Personen, die für den Bundesnachrichtendienst tätig sind, dient, ist eine Weiterverarbeitung und 
Übermittlung ausnahmsweise auch dann zulässig, wenn die Rechtmäßigkeit der Anordnung im Rahmen der Vor-
abkontrolle nicht festgestellt worden ist.  

Zu Absatz 5 
Die Regelung zur besonderen Übermittlungsmöglichkeit an eine herausgebende Stelle von Verschlusssachen ent-
spricht dem bisherigen § 65l Absatz 2. Auf die Begründung (BT-Drs. 20/8627, S. 77) wird verwiesen. 

Zu § 124 (Schutz von minderjährigen Personen) 
Die Norm entspricht weitgehend dem bisherigen § 65j, wobei die Altersgrenzen an die allgemeine Differenzie-
rung zwischen dem Kindes- und Jugendalter angepasst wurde, die beispielsweise im Jugendschutzgesetz (§ 1 Abs. 
1 JuSchG) sowie im Gesetz über den unmittelbaren Zwang bei Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbe-
amte des Bundes (§ 12 Absatz 3 UZwG) etabliert sind. Personenbezogene Daten zu minderjährigen Personen, die 
noch nicht 14 Jahre alt sind, dürfen grundsätzlich nicht weiterverarbeitet werden. Bei minderjährigen Personen, 
die mindestens 14 Jahre alt sind, ist eine Verarbeitung lediglich dann zulässig, wenn diese zu den in § 109 oder § 
116 genannten Personen gehören – die Speicherung ist insofern nur zulässig, wenn ein räumlicher oder funktio-
naler Zusammenhang zur Dienststelle oder Tätigkeit des Bundesnachrichtendienstes besteht. Dies ist beispiels-
weise der Fall, wenn eine jugendliche Person eine funktionsgefährdende Tätigkeit gegen den Bundesnachrichten-
dienst plant, begeht oder begangen hat (§ 109 Nummer 4). Wenngleich fremde Dienste im Zuge ihrer Spionage- 
und Sabotagetätigkeit keine Rücksicht auf Altersgrenzen nehmen, ist im Grundsatz dennoch aus verfassungs-
rechtlichen Erwägungen ein besonderer Schutz zum Schutz von Kindern und Jugendlichen im Rahmen der Ver-
arbeitung von Daten zum Schutz von Bediensteten, Dienststellen und Verschlusssachen vorgesehen. Die stufen-
weise erfolgende Differenzierung zwischen Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen dient sowohl der Einheit der 
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Rechtsordnung als auch dem Schutz des Kindeswohls. Zugleich werden durch die Ausgestaltung der Norm die 
spezifischen sicherheitlichen Belange des Bundesnachrichtendienstes berücksichtigt. 

Zu Abschnitt 9 (Landes- und Bündnisverteidigung) 
Artikel 80a Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes sieht vor, dass der einfache Gesetzgeber bei Feststellung des Ein-
tritts des Spannungsfalles in Bundesgesetzen über die Verteidigung einschließlich des Schutzes der Zivilbevölke-
rung eine Anwendungssperre vorsehen kann. Die Gesetzgebungsbefugnis ergibt sich neben den Auswärtigen An-
gelegenheiten des Artikel 73 Absatz 1 Nummer 1 Variante 1 des Grundgesetzes insofern auch aus Artikel 73 Ab-
satz 1 Nummer 1 Variante 2 des Grundgesetzes. Die Regelungen dienen der von Artikel 80a des Grundgesetzes 
bezweckten Erhöhung der militärischen und zivilen Verteidigungsbereitschaft zur Bewältigung von Notstandsla-
gen und sind insofern Bestandteil des Notstandsrechts. 

Die in diesem Abschnitt vorgesehenen Befugnisse modifizieren den normativen Handlungsrahmen des Bundes-
nachrichtendienstes in außergewöhnlichen Notstands- und Krisenlagen. Dies dient der Stärkung der Bündnis‑ und 
Verteidigungsfähigkeit sowie dem Schutz der Zivilbevölkerung. Die Regelungen stärken die nationale Souverä-
nität der Bundesrepublik Deutschland und stellen sicher, dass Deutschland im Rahmen der Gesamtverteidigung 
sowie im Einklang mit seinen Bündnisverpflichtungen handlungsfähig bleibt. Der Bundesrepublik Deutschland 
muss es möglich sein, Angriffen und Bedrohungen von außen mit den erforderlichen Mitteln wirksam entgegen-
zutreten. Aufgrund seiner geostrategischen Lage und seiner Einbindung in Verteidigungsbündnisse ergeben sich 
für die Bundesrepublik Deutschland zudem Bündnisverpflichtungen auch in ihrer Rolle als Aufmarsch- und Tran-
sitzone für verbündete Streitkräfte sowie als rückwärtiger Operationsraum für Einsatzoptionen des Nordatlantik-
bündnisses im zentraleuropäischen Raum. Die dafür erforderliche Unterstützung der Bündnispartner als Transit- 
und Gastnation ist eine gesamtstaatliche Aufgabe, innerhalb derer der Bundesnachrichtendienst, der in seiner 
Rolle als der Auslandsnachrichtendienst der Bundesrepublik Deutschland neben der zivilen auch mit der militä-
rischen nachrichtendienstlichen Auslandsaufklärung betraut ist, als ein maßgeblicher Leistungserbringer funktio-
nieren muss. 

Die Regelungen dieses Abschnitts dienen dazu, für die Tätigkeit des Bundesnachrichtendienstes auch in Krisen-
zeiten geeignete rechtliche Maßgaben zu setzen. 

In einem Verteidigungs-, Spannungs- oder auch einem Besonderen Feststellungsfall im Sinne des § 125 Absatz 3 
besteht eine besondere Bedrohungslage für den Staat und die Bevölkerung in ihrer Gesamtheit. Der Bundesnach-
richtendienst muss in diesem Fall seine Fähigkeiten konzentrieren und verstärken können. Die Regelungen er-
möglichen flexible Reaktionen auf Notstandslagen in diesen Fällen. Es werden bzw. im Spannungs- oder Beson-
deren Feststellungsfall im Sinne des § 125 Absatz 3 können insbesondere Pflichten der Prüfung und Dokumenta-
tion von Maßnahmen und Daten auf ein Mindestmaß beschränkt werden, um die Ressourcen des Bundesnach-
richtendienstes situationsgerecht einsetzen zu können. Der Staat kann nur so seiner Verantwortung als Garant für 
Sicherheit nachkommen und außenpolitisch handlungsfähig bleiben. 

Das Verhältnismäßigkeitsprinzip als ein tragendes Verfassungsprinzip ist dabei auch bei Anwendung der Rege-
lungen des Abschnittes 9 zu beachten. 

Zu § 125 (Verteidigungs-, Spannungs- und Besonderer Feststellungsfall) 
Damit der Bundesnachrichtendienst auch in äußeren Konfliktsituationen (Verteidigungs-, Spannungs- sowie dem 
Besonderen Feststellungsfall), funktionsfähig bleibt und seinen Beitrag zur Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland oder seiner Verbündeten leisten kann, werden in diesem Abschnitt besondere Regelungen getroffen. 
Der Bundesnachrichtendienst wird unmittelbar in die (aktive) Verteidigung der Bundesrepublik Deutschland ein-
gebunden. Die Notwendigkeit hierfür folgt letztlich schon daraus, dass der Bundesnachrichtendienst einerseits in 
seiner Rolle als Informationsbeschaffer und Informationsauswerter der nachrichtendienstlichen Auslandsaufklä-
rung aber insbesondere auch mittels erweiterter nachrichtendienstlicher Maßnahmen in der Lage ist, die zum 
Schutz der Bundesrepublik und seiner Bevölkerung erforderlichen Tätigkeiten gegenüber Bedrohungen aus dem 
Ausland auszuüben. 

§ 125 knüpft dabei (verfassungsunmittelbar) an den Verteidigungsfall (Absatz 1), den Spannungsfall (Absatz 2) 
an. Darüber hinaus wird in Absatz 3 ein dritter Fall abgebildet, der sich am (verfassungsunmittelbaren) Zustim-
mungsfall orientiert, aber nachrichtendienststpezifisch abgewandelt wird (Besonderer Feststellungsfall). Er stellt 
eine Vorstufe unterhalb der Schwelle des Vereidigungs- und Spannungsfalls dar. Diese drei staatswohlrelevanten 
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Sachlagen bilden ein gestuftes System, bei dem der Verteidigungsfall die letzte Eskalationsstufe darstellt und 
entsprechend zu einer vollständigen Anwendung der Vorschriften des Abschnittes 9 führt. Die weiteren Stufen 
lassen – in Ansehung der konkreten Lage – auch die Anwendung lediglich einzelner Vorschriften zu. 

Zu Absatz 1 
Zum Verteidigungsfall siehe Artikel 115a des Grundgesetzes (Notstandsverfassung). 

Zu Absatz 2 
Zum Spannungsfall siehe Artikel 80a des Grundgesetzes (Notstandsverfassung). 

Mit der Regelung in Absatz 2, 2. Halbsatz wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Situation des Span-
nungsfalls graduell von der Situation im Rahmen des Verteidigungsfalls abweichen kann. Im Spannungsfall als 
Vorstufe des Verteidigungsfalls sollen die Regelungen dieses Abschnitts daher erst dann Anwendung finden, 
wenn ein zusätzlicher Beschluss vorliegt, welcher – neben der allgemeinen Proklamation des Spannungsfalls mit 
seiner generellen Folge der Freischaltung von Notstandsvorsorgeregelungen in einer Vielzahl einfacher Gesetze 
– gerade die besonderen Regelungen des Abschnittes 9 freischaltet. Mit diesem zusätzlichen Beschluss kann die 
Bundesregierung die Umstände, die zur Ausrufung des Spannungsfalls geführt haben, im konkreten Fall im Ver-
hältnis zur Freischaltung der Regelungen dieses Abschnitts beurteilen. Die Regelungen kommen dann zur An-
wendung, wenn aufgrund der äußeren Umstände eine bedeutende Intensivierung der nachrichtendienstlichen Tä-
tigkeit geboten ist. Dabei ist es auch möglich, dass mit der Feststellung einzelne Regelungen dieses Abschnitts 
von der Anwendung ausgenommen werden bzw. nur bestimmte Regelungen Anwendung finden. 

Der in der Vorschrift angelegte auslegungsbedürftige Rechtsbegriff der „Gründe der Verteidigung“ ist weit zu 
verstehen. Gemeint sind alle Umstände, die der (militärischen und zivilen) Gesamtverteidigung dienen und der 
Abwendung oder Einschränkung der Bedrohung oder des drohenden Angriffs zumindest förderlich sind. Mit der 
Einschränkung, dass aus diesen Gründen eine Anwendung „zwingend“ notwendig sein muss, wird dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit in besonderer Weise Rechnung getragen. Ob tatsächlich eine zwingende Notwendigkeit 
vorliegt, ist eine gerichtlich überprüfbare Entscheidung, bei der der Bundesregierung indes eine Einschätzungs-
prärogative zuzugestehen ist. Eine zwingende Notwendigkeit aus Gründen der Verteidigung ist materiell letztlich 
dann anzunehmen, wenn andere Mittel nicht geeignet sind, um in gleich effektiver Weise zur Gesamtverteidigung 
beizutragen. 

Zu Absatz 3 
Absatz 3 regelt mit dem Besonderen Feststellungsfall eine dem Spannungs- oder Verteidigungsfall vorgelagerte 
Konstellation. Er orientiert sich an dem sog. Zustimmungsfall des Artikel 80a Absatz 1 Satz 1, 2. Alternative des 
Grundgesetzes, ist aber hier spezifisch für den nachrichtendienstlichen Kontext ausgestaltet und entsprechend 
terminologisch abgegrenzt. Liegen weder Verteidigungs- noch Spannungsfall vor, kann das für die parlamentari-
sche Kontrolle zuständige Parlamentarische Kontrollgremium der Anwendung der Notstandsvorschriften (ggf. 
beschränkt auf einzelne Regelungen) des Abschnittes 9 besonders zustimmen. Dieser Fall ist ebenfalls als eine 
Vorstufe zum Verteidigungsfall anzusehen und bedarf regelmäßig solche der Ernsthaftigkeit des Spannungsfalls 
nahe kommenden oder vergleichbaren äußeren Umstände. Ziel dieser Regelung – wie auch des Artikel 80a Absatz 
1 Satz 1, 2. Alternative des Grundgesetzes – ist es, ggf. weniger weitreichende, z.B. auch nur einzelne Verteidi-
gungsvorbereitungen (hier speziell im nachrichtendienstlichen Bereich) zu treffen. Im Besonderen Feststellungs-
fall nach § 125 Absatz 3 kommen also (einzelne oder alle) Regelungen des Abschnittes 9 dann zur Anwendung, 
wenn aufgrund der äußeren Umstände eine bedeutende Intensivierung der Verteidigung, insbesondere auch im 
nachrichtendienstlichen Tätigkeitsbereich, geboten ist, ohne dass dabei eine Proklamation des Spannungs- oder 
eines Verteidigungsfalls erfolgen soll, aber beispielsweise auch im Einklang mit den Bündnisverpflichtungen der 
Bundesrepublik Deutschland eine erhöhte Handlungsbereitschaft des Bundesnachrichtendienstes hergestellt wer-
den muss. 

Aus Gründen des Missbrauchsschutzes kann die Bundesregierung die Feststellung nach Absatz 3 nicht alleine 
treffen, sondern ist an die Zustimmung des Parlamentarischen Kontrollgremiums nach Art. 45d des Grundgesetzes 
gebunden. Da in diesen Situationen eine vorherige Befassung des Bundestages nicht vorliegt, weil der Verteidi-
gungs- oder Spannungsfall nicht beschlossen wurde, ist es gleichwohl geboten, diese besondere Feststellung an 
die Zustimmung eines Gremiums der Legislative zu knüpfen. Für diese Aufgabe eignet sich das Parlamentarische 
Kontrollgremium besonders, weil es laufend mit aktuellen sicherheitspolitischen Entwicklungen und 
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nachrichtendienstlichen Erkenntnissen befasst ist und seine Mitglieder deshalb in herausgehobener Weise über 
nachrichtendienstliche Expertise verfügen. 

Zu Absatz 4 
Zur Korrektur des exekutivischen Handelns im äußeren Notstand kann der Bundestag im Fall des Absatzes 2 
jederzeit mit einfacher Mehrheit die Aufhebung der Entsperrung verlangen, die aufgrund der Anwendbarkeit von 
Notstandsvorschriften ergangen sind. Im Fall des Absatzes 3 obliegt die Zustimmung zum Beschluss der An-
wendbarkeit von Notstandsregeln und damit auch ein parlamentarisches Verlangen nach dessen Aufhebung dem 
Parlamentarischen Kontrollgremium. Berechnungsgrundlage der erforderlichen Zweidrittelmehrheit in Nummer 
2 sind die jeweils aktuell ins Parlamentarische Kontrollgremium gewählten Mitglieder (vgl. zur Formulierung 
auch § 7 Absatz 2 oder § 11 Absatz 2 PKGrG). 

Zu Absatz 5 
Soweit in diesem Abschnitt Befugnisse vorgesehen werden, die im Regelbetrieb so nicht vorgesehen sind, ist der 
Bundesnachrichtendienst ermächtigt, die erforderlichen Vorbereitungen eigenständig bereits vor dem Anwen-
dungsfall dieses Abschnitts zu treffen. Andernfalls stünde zu befürchten, dass die jeweilige Befugnis nicht zeit-
gerecht zur Wirkung gebracht werden kann. Absatz 5 weist klarstellend darauf hin. Vorbereitungen im Sinne 
dieses Absatzes können insbesondere der Auf- und Ausbau technischer, struktureller oder organisatorischer Vo-
raussetzungen für die Anwendung der in diesem Abschnitt getroffenen Regelungen sein. Damit soll sichergestellt 
werden, dass die notwendigen Maßnahmen gerade im Rahmen der Landes- und Bündnisverteidigung im Bedarfs-
fall schnell und effektiv umgesetzt werden können, vgl. dazu auch die Festlegungen der Rahmenrichtlinie für die 
Gesamtverteidigung vom 5. Juni 2024 – RRGV. 

Zu § 126 (Unterstützung durch andere Stellen) 

Zu Absatz 1 
Die grundsätzlich bestehende Möglichkeit des Bundesnachrichtendienstes, andere Behörden um Amtshilfe zu 
bitten, erweitert sich in einer Notstandslage. So kann eine andere Behörde den Bundesnachrichtendienst bei der 
Ausübung seiner Befugnisse unterstützen, ohne dass die unterstützende Behörde selbst über diese Befugnisse 
verfügen muss. Dies kann insbesondere aufgrund bestehender Material- und Kapazitätsgrenzen des Bundesnach-
richtendienstes erforderlich sein. Es können dabei auch bestehende Fähigkeiten anderer Behörden genutzt werden, 
um eine schnellere und effektivere Durchführung von Notstandsmaßnahmen zu gewährleisten.  

Die allgemeine Grenze der Amtshilfe, dass durch die ersuchte Behörde keine Maßnahmen durchgeführt werden 
dürfen, zu denen diese nicht befugt ist, gilt insoweit nicht. Beispiel dafür wäre, dass das Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik gebeten ist, den Bundesnachrichtendienst bei der Umleitung von Telekommunikati-
onsverkehren zu unterstützen. 

Zu Absatz 2 
Hier findet sich die Verpflichtung inländischer nicht öffentlicher Stellen, insbesondere Unternehmen (darunter 
Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen und digitalen Diensten), dem Bundesnachrichtendienst bei 
der Aufgabenerfüllung Unterstützungsleistungen zu gewähren, wie insbesondere den Zugang zu Räumlichkeiten 
und technischen Systemen. Dies kann auch die Bereitstellung von Personal, das beispielsweise für die technische 
Unterstützung erforderlich ist, umfassen. Hierdurch wird die Möglichkeit geschaffen, über die Verpflichtung zur 
Kooperation im Einzelfall für den Zeitraum des Spannungs-, Verteidigungs- und Besonderen Feststellungsfalls 
Unterstützungsleistungen wahrzunehmen, z.B. durch Zusammenarbeit mit Fachpersonal von Unternehmen, so-
weit keine Ablehnungsgründe geltend gemacht werden. Die nach dieser Norm verpflichteten Unternehmen wer-
den vom Bundesnachrichtendienst für die erbrachten Leistungen entschädigt. 

Zu Absatz 3 
Die Schriftform dient dazu, die Unterstützungsleistung näher zu bestimmen. Sie ist aber nicht zwingend erforder-
lich. Zudem gelten Verschwiegensheits- und Geheimhaltungspflichten. 
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Zu Absatz 4 
Sofern das Ziel der Unterstützungsleistung die Datenerhebung zur nachrichtendienstlichen Auslandsaufklärung 
ist, richtet sich diese nach § 128. Es ist aber denkbar, dass auch anlässlich einer Unterstützung nach § 127 Daten 
erhoben werden. 

Zu § 127 (Datenerhebung unter Mitwirkung anderer Stellen) 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 stellt klar, dass die Regelungen des genannten Abschnitts – hier: Abschnitt 2 (Datenerhebung unter 
Mitwirkung anderer Stellen) – in den Notstands- und Krisenlagen des Abschnittes 9 nur in modifizierter Form 
gelten. Sofern in den nachfolgenden Absätzen jeweils eigene Maßgaben vorgesehen sind, modifizieren diese die 
betreffenden Regelungen des Abschnittes 2.  

Zu Absatz 2 
Aus der Befugnis des Bundesnachrichtendienstes nach § 7, jede andere Stelle um die Übermittlung von Informa-
tionen zu ersuchen, die für die Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist, folgt in einer Notstandslage die Über-
mittlungspflicht der angefragten Stelle. Außerhalb der Notstandslage grundsätzlich bestehende gesetzliche Über-
mittlungsregelungen, insbesondere auch Übermittlungsverbote, aber auch ggf. entgegenstehende vertragliche Be-
schränkungen, finden insoweit keine Anwendung. 

Zu Absatz 3 zu Absatz 4 
Die Regelungen dienen der Verfahrensbeschleunigung und der effektiven Nutzung vorhandener Ressourcen unter 
Berücksichtigung der besonderen Bedrohungslage, die diesem Abschnitt zugrunde liegt. Die vorübergehende Re-
duzierung administrativer Vorgaben stellt eine notwendige, zweckmäßige und angemessene Anpassung dar, um 
eine schnelle und effiziente Ressourcennutzung zu gewährleisten. Wesentliche verteidigungswichtige Maßnah-
men können dadurch ohne Verzögerungen umgesetzt werden. So können in den Krisenfällen des § 125 die im 
Regelbetrieb vorgehenen Befristungen der Anordnungen situationsangepasst bestimmt werden. 

Zu Absatz 5 
Dieser Absatz enthält die Verpflichtung der anderen Stellen. 

Zu § 128 (Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel) 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 stellt klar, dass die Regelungen des genannten Abschnittes – hier: Abschnitt 3 (Einsatz nachrichten-
dienstlicher Mittel) – in den Notstands- und Krisenlagen des Abschnittes 9 nur in modifizierter Form gelten. So-
fern in den nachfolgenden Absätzen jeweils eigene Maßgaben vorgesehen sind, modifizieren diese die betreffen-
den Regelungen des Abschnittes 3. 

Zu Absatz 2 
Die Vorschrift regelt die materielle Voraussetzung für den Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel in den Krisen-
fällen dieses Abschnitts. Für den zur Aufklärung der Bedrohungslagen des § 125 notwendigen Einsatz nachrich-
tendienstlicher Mittel kann eine Abwägung der jeweiligen Eingriffsintensität pauschaliert und zugunsten der öf-
fentlichen Sicherheit erfolgen: Die in Abschnitt 9 geregelten Krisenlagen sind derart existenziell, dass die im 
„Normalbetrieb“ gebotene Differenzierung zwischen heimlicher nachrichtendienstlicher Erhebungsbefugnis und 
dem Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung (bzw. den spezielleren Grundrechten des IT-System-
Grundrechts, Artikel 13 oder Artikel 10 des Grundgesetzes) verfassungsrechtlich eine andere Gewichtung erfährt. 
Ist der Bestand des Staates bedroht, tritt der auf die Privatheit von Daten bezogene Grundrechtsschutz im Rahmen 
einer Gesamtabwägung zurück. 

Zu Absatz 3 

Zu Nummer 1 und Nummer 2 
Im Verteidigungs-, Spannungs- oder Besonderen Feststellungsfall muss es dem Bundesnachrichtendienst möglich 
sein, flexibel und ohne Zeitverlust auf die konkrete Situation reagieren zu können. Hierzu muss er sich zur 



Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 541 – Drucksache 21/7868 
 
 
Erfüllung seiner Aufgaben aller nachrichtendienstlicher Mittel, bedienen können, ungeachtet von im Regelfall 
grundsätzlich bestehenden allgemeinen Einschränkungen, wie z.B. Anbahnungsverboten hinsichtlich nachrich-
tendienstlicher Verbindungen. Die allgemeinen Vorgaben zum Einsatz von nachrichtendienstlichen Mitteln fin-
den daher keine Anwendung. 

Zu Nummer 3 
Im Verteidigungs-, Spannungs- oder Besonderen Feststellungsfall darf der Bundesnachrichtendienst alle im Rah-
men der strategischen Aufklärung erhobenen personenbezogenen Daten weiterverarbeiten, soweit dies für die 
Erfüllung seiner Aufgaben notwendig ist. Es gelten keine höheren Voraussetzungen für die Weiterverarbeitung 
von Kommunikationsdaten mit qualifiziertem Inlandsbezug. 

Zu Absatz 4 und Absatz 5 
Die Regelungen dienen der Verfahrensbeschleunigung und der effektiven Nutzung vorhandener Ressourcen unter 
Berücksichtigung der besonderen Krisenlagen, die diesem Abschnitt zugrunde liegen. Die vorübergehende Redu-
zierung administrativer Vorgaben stellt eine notwendige, zweckmäßige und angemessene Anpassung dar, um 
schnelle und effiziente Ressourcennutzung zu gewährleisten. Wesentliche verteidigungswichtige Maßnahmen 
können dadurch ohne Verzögerungen umgesetzt werden. So können Anordnungen abstrahiert und zusammenge-
fasst und im Verteidigungsfall auch die im Regelbetrieb vorgehenen Befristungen der Anordnungen situationsan-
gepasst bestimmt werden. 

Zu Absatz 6 
Auch hier gelten die zu Absatz 4 bereits ausgeführten Effizienzerwägungen. Da die Prüf-, Lösch- und Protokol-
lierungspflichten lediglich für die Dauer des Verteidigungs-, Spannungs- oder Besonderen Feststellungsfalls aus-
gesetzt sind und anschließend wieder aufgenommen werden müssen, wird nicht unverhältnismäßig in die Grund-
rechte eingegriffen. 

Zu § 129 (Erweiterte nachrichtendienstliche Maßnahmen) 
Der Bundesnachrichtendienst darf nach Abschnitt 4 bereits im Regelbetrieb erweiterte nachrichtendienstliche 
Maßnahmen vornehmen. Im Verteidigungs-, Spannungs- oder Besonderen Feststellungsfall darf der Bundesnach-
richtendienst erst recht aktiv wirken und Maßnahmen jenseits des Ziels der Informationsgewinnung mit dem Ziel 
der Abwendung oder Einschränkung der Bedrohungslage für die Bundesrepublik Deutschland und ihrer Bünd-
nispartner vornehmen. Befugt ist er dabei insbesondere auch zu solchen Maßnahmen, die geeignet sind, die geg-
nerischen Angriffsfähigkeiten zu schwächen. Dies beinhaltet auch das unmittelbare Einwirken durch den Bun-
desnachrichtendienst, in Ansehung der vorliegenden Lage nötigenfalls auch mit kinetischen Mitteln. Die Rege-
lung ermöglicht ein flexibles sicherheitspolitisches Krisenmanagement mittels flexibler Reaktionen auf die Not-
standslage, die ihrerseits im Einzelnen unvorhersehbare Herausforderungen bereithält, denen die Bundesrepublik 
Deutschland mithilfe ihrer staatlichen Struktur begegnen muss. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 stellt klar, dass die Regelungen des genannten Abschnittes – hier: Abschnitt 4 (erweiterte nachrichten-
dienstliche Maßnahmen) – in den Notstands- und Krisenlagen des Abschnittes 9 in modifizierter Form gelten. 
Sofern in den nachfolgenden Absätzen jeweils eigene Maßgaben vorgesehen sind, modifizieren diese die betref-
fenden Regelungen des Abschnittes 4. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 legt fest, dass - anders als in Abschnitt 4 vorgesehen - keine spezifische Gefährdungslage festgestellt 
werden muss. Im Verteidigungs-, Spannungs- oder Besonderen Feststellungsfall gilt diese als vorliegend. 

Zu Absatz 3 
Bei Vorliegen eines Verteidigungsfalls entfällt das Erfordernis einer Grundanordnung nach § 50; eine Kontrolle 
der Art und des Umfangs der Maßnahmen findet durch das Bundeskanzleramt statt. 

Zu Absatz 4 
Das in Abschnitt 4 vorgesehene Subsidiaritätserfordernis sowie dort festgelegte Grenzen der Maßnahmen finden 
im Verteidigungsfall keine Anwendung. Auf einen solchen Extremfall der äußeren Bedrohungslage, der für die 
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Bundesrepublik Deutschland unvorhersehbare Herausforderungen bereithält, muss situationsgepasst, flexibel und 
wirksam reagiert werden können. 

Zu § 130 (Weiterverarbeitung personenbezogener Daten) 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 stellt klar, dass die Regelungen des genannten Abschnittes – hier: Abschnitt 5 (Weiterverarbeitung per-
sonenbezogener Daten) – in den Notstands- und Krisenlagen des Abschnittes 9 nur in modifizierter Form gelten. 
Sofern in den nachfolgenden Absätzen je-weils eigene Maßgaben vorgesehen sind, modifizieren diese die betref-
fenden Regelungen des Abschnittes 5. 

Zu Absatz 2 
Die Vorschrift regelt die materielle Voraussetzung für die Weiterverarbeitung – auch mittels automatisierter Ver-
fahren – von personenbezogenen Daten im Rahmen der Aufklärung, Abwendung oder Einschränkung der Bedro-
hungslagen des § 126. Auch hier kann eine Abwägung der jeweiligen Eingriffsintensität pauschaliert und zuguns-
ten der öffentlichen Sicherheit erfolgen: Die in Abschnitt 9 geregelten Krisenlagen sind derart existenziell, dass 
eine im „Normalbetrieb“ gebotene differenzierte Betrachtung der Weiterverarbeitung von personenbezogenen 
Daten und damit verbundenen Grundrechtseingriffen verfassungsrechtlich eine andere Gewichtung erfährt. Ist der 
Bestand des Staates bedroht, tritt der auf die Privatheit von Daten bezogene Grundrechtsschutz im Rahmen einer 
Gesamtabwägung zurück. 

Zu Absatz 3 
Für personenbezogene Daten, die erst nach der Feststellung des Verteidigungs-, Spannungs- oder des Besonderen 
Feststellungsfalls erhoben wurden, setzt die Löschüberprüfungsfrist nach Beendigung dieser Krisenlagen ein. Die 
Erforderlichkeit dieser personenbezogenen Daten ist nach Beendigung unverzüglich zu überprüfen, d.h. sukzes-
sive zu bearbeiten sein. Auch diese Modifizierung dient der schnellen und effizienten Ressourcennutzung in den 
genannten Krisenfällen. 

Zu Absatz 4 
Diese Regelung dient der Verfahrensbeschleunigung und der effektiven Nutzung vorhandener Ressourcen unter 
Berücksichtigung der besonderen Krisenlagen, die diesem Abschnitt zugrunde liegen. Die vorübergehende Redu-
zierung administrativer Vorgaben stellt eine notwendige, zweckmäßige und angemessene Anpassung dar, um eine 
schnelle und effiziente Ressourcennutzung zu gewährleisten. Da die Protokollierungspflicht lediglich für die 
Dauer des Verteidigungs-, Spannungs- oder des Besonderen Feststellungsfalls ausgesetzt ist und anschließend 
wieder aufgenommen werden muss, wird nicht unverhältnismäßig in die Grundrechte eingegriffen. 

Zu § 131 (Übermittlung von personenbezogenen Daten) 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 stellt klar, dass die Regelungen des genannten Abschnittes – hier: Abschnitt 6 (Übermittlung von perso-
nenbezogenen Daten) – in den Notstands- und Krisenlagen des Abschnittes 9 nur in modifizierter Form gelten. 
Sofern in den nachfolgenden Absätzen jeweils eigene Maßgaben vorgesehen sind, modifizieren diese die betref-
fenden Regelungen des Abschnittes 6. 

Zu Absatz 2 und Absatz 3 
Die Modifizierungen, die mit diesen Regelungen an den Vorgaben des Abschnittes 6 vorgenommen werden, stel-
len die notwendige Handlungsfähigkeit im Verteidigungs-, Spannungs- oder Besonderen Feststellungsfall sicher. 
Die Erhöhung der militärischen und zivilen Verteidigungsbereitschaft bedingt notwendigerweise den umfassen-
den und zeitverzugslosen Informationsfluss zwischen den staatlichen und zivilen Akteuren im In- und Ausland. 
Dies gilt für den Bundesnachrichtendienst als Auslandsnachrichtendienst in besonderem Maße, sodass tatbestand-
lich nunmehr eine Übermittlung von personenbezogenen Daten im Rahmen der nachrichtendienstlichen Aufklä-
rung, Abwendung oder Einschränkung der Bedrohungslagen des § 125 auf der Erforderlichkeit basiert. Auch hier 
kann eine Abwägung der jeweiligen Eingriffsintensität pauschaliert und zugunsten der öffentlichen Sicherheit 
erfolgen: Die in Abschnitt 9 geregelten Krisenlagen sind derart existenziell, dass eine im „Normalbetrieb“ gebo-
tene differenzierte Betrachtung der Übermittlung von personenbezogenen Daten und damit verbundenen 
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Grundrechtseingriffen verfassungsrechtlich eine andere Gewichtung erfährt. Ist der Bestand des Staates bedroht, 
tritt der auf die Privatheit von Daten bezogene Grundrechtsschutz im Rahmen einer Gesamtabwägung zurück. 

Die Modifizierung des Abschnittes 6 wirkt sich auch auf die die Übermittlung von Daten in Kooperationsregimen 
aus. Die Vorgaben der §§ 41 bis 45 verlieren dementsprechend auch ihre Bedeutung, da die Übermittlung von 
Daten unter Anwendung des § 131 auch außerhalb der Kooperationsregime automatisiert umfassend und zeitver-
zugslos möglich ist.  

Zu Absatz 4 und Absatz 5 
Der notwendige umfassende und zeitverzugslose Informationsfluss kann auch mittels gemeinsamer Dateien voll-
zogen werden, dabei gelten die Maßgaben des § 131. Unter den Voraussetzungen der Absätze 4 und 5 ist dabei 
auch die automatisierte Eingabe von personenbezogenen Daten in die gemeinsame Datei zulässig. Führt der Bun-
desnachrichtendienst die Datei, muss er zwar keine Errichtungsanordnung erstellen, aber die grundsätzlichen 
Bestimmungen (Bezeichnung, Zweck, beteiligte Stellen) festlegen. 

Die Führung gemeinsamer Dateien nach dieser Vorschrift ist streng zweckgebunden bis zur Beendigung des Ver-
teidigungs-, Spannungs- oder Besonderen Feststellungsfalls § 125 Absatz 3. Ist danach die Weiterführung der 
gemeinsamen Datei, die der Bundesnachrichtendienst führt, gewünscht, müssen die Voraussetzungen der ein-
schlägigen Regelungen des Abschnitt 6 Unterabschnitt 4 vorliegen.  

Zu § 132 (Ergänzende Bestimmungen) 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 legt fest, dass im Interesse einer effektiven Nutzung vorhandener Ressourcen unter Berücksichtigung 
der besonderen Krisenlagen des § 125 die Vorschriften zur administrativen Kontrolle keine Anwendung finden.  

Zu Absatz 2 
Absatz 2 stellt klar, dass die Regelungen des genannten Abschnittes – hier: Abschnitt 7 (Ergänzende Bestimmun-
gen und Kontrollzuständigkeiten) – in den Notstands- und Krisenlagen des Abschnittes 9 nur in modifizierter 
Form gelten. Sofern in den nachfolgenden Absätzen jeweils eigene Maßgaben vorgesehen sind, modifizieren 
diese die betreffenden Regelungen des Abschnittes 7. 

Zu Absatz 3 und Absatz 4 
Um die Handlungsfähigkeit des Bundesnachrichtendienstes im Verteidigungs-, Spannungs- oder im Besonderen 
Feststellungsfall des § 125 Absatz 3 zu erhalten, werden in diesen Fällen die bestehenden Kontrollmechanismen 
angepasst.  

Durch diese Modifikationen werden Kapazitäten freigesetzt, die der Bundesnachrichtendienst zur Stärkung seiner 
Aufklärungsfähigkeiten nutzen kann. Insbesodnere wird die Einzelfallkontrolle durch eine nachträgliche Unter-
richtungspflicht ersetzt bzw. im Verteidigungsfall die Vorab- und Einzelfallkontrolle vollständig aufgehoben. 

In den Fällen des § 97 Absatz 2 findet bei der Feststellung der Rechtmäßigkeit die Regelung des § 129 Absatz 2 
Beachtung, nach der in den besonderen Bedrohungslagen des § 125 die spezifische Gefährdungslage angenom-
men wird und daher keine zusätzlichen Ausführungen zur Gefährdungslage erfolgen vorgenommen werdne müs-
sen.  

Zu Absatz 5 
In einem Spannungs- oder im Besonderen Feststellungsfall muss der Bundesnachrichtendienst seine Kapazitäten 
bündeln und kann diese nicht für die sehr zeitaufwändigen Prüfpflichten verwenden. Dies gilt nicht nur für die 
Mitteilungsentscheidung als solche, sondern auch für die Vorbereitung, d.h. die Prüfung, ob eine Mitteilung mög-
lich ist und entsprechende Vorlage an den Unabhängigen Kontrollrat; beides kann bis zur Beendigung des Ver-
teidigungs-, Spannungs- oder des Besonderen Feststellungsfalls entfallen. Im Verteidigungsfall sind die Mittei-
lungspflichten nicht nur vorübergehend ausgesetzt, sondern entfallen vollständig. 

Zu § 133 (Besondere Bestimmungen zum Schutz der Bediensteten, Dienststellen und Verschlusssachen) 
In einem Verteidigungs-, Spannungs- oder im Besonderen Feststellungsfall unterliegen die Liegenschaften und 
Einrichtungen, die Bediensteten und auch die Verschlusssachen des Bundesnachrichtendienstes einer ungleich 



Drucksache 21/7868 – 544 – Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode 
 
 
höheren Gefährdungslage. So ist zu erwarten, dass andere Staaten versuchen, die Informationsgewinnung für die 
Bundesrepublik Deutschland zu stören oder selbst versuchen, an interne Informationen des Bundesnachrichten-
dienstes zu gelangen. Ein besonderer Schutz ist daher erforderlich. Aufgrund der im Vorfeld nicht im Einzelnen 
einschätzbaren konkreten Gefährdungssituation ist es daher erforderlich, keine schematisch abschließende Rege-
lung zu treffen, sondern dem Bundesnachrichtendienst eine flexible Reaktion, welche durch die konkrete Bedro-
hung veranlasst wird, zu ermöglichen.  

Der Wegfall der Lösch- und Prüfpflichten dient der effizienten Ressourcensteuerung in den besodneren Krisen-
lagen, vgl. dazu auch die Ausführungen zu § 131. 

Zu Abschnitt 10 (Unternehmenspflichten, Anzeigepflichten, Straf- und Bußgeldvorschriften) 

Zu § 134 (Kontrolle und Durchsetzung von Unternehmenspflichten) 
Die Vorschrift regelt die Rechtsfolgen, die von einem (wiederholten oder intensiven) Verstoß gegen die in § 134 
genannten, besonderen Pflichten ausgehen. Die Regelung ist dabei an § 183 Absatz 1 bis 3 des Telekommunika-
tionsgesetzes angelehnt. Die ganz oder teilweise erfolgende Untersagung des Betriebs eines Unternehmens oder 
des Erbringens eines betreffenden Dienstes ist zur Durchsetzung der Verpflichtungen erforderlich. Um das Ziel 
der Durchsetzung von Verpflichtungen zu erreichen, ist es notwendig, dass sich wiederholte oder intensive Ver-
stöße gegen die Verpflichtungen aus unternehmerischer Sicht als unwirtschaftlich erweisen. Dabei kommt die 
Betriebsuntersagung nur als ultima ratio in Betracht. Bei der Durchsetzung ist ein Einvernehmen mit der Bundes-
netzagentur vorausgesetzt. Für die Bestimmung der im Rahmen der Abwägung notwendigen Kriterien einer sol-
chen Betriesbuntersagung ist auf die für § 183 des Telekommunikationsgesetz maßgeblichen Kriterien abzustel-
len.  

Zu § 135 (Besondere Anzeige- und Genehmigungspflicht für ausgeschiedene Bedienstete des 
Bundesnachrichtendienstes) 
Die Vorschrift stellt sicher, dass die in § 105 Absatz 2 bis 6 des Bundenbeamtengesetzes auch für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer des Bundesnachrichtendienstes sowie für solche Beamtinnen und Beamte gelten, bei 
denen es sich nicht um solche mit Versorgungsbezügen oder Anspruch auf Altersgeld handelt. Von letzterer Per-
sonengruppe erfasst sind etwa Fälle, bei denen Beamtinnen oder Beamte als Folge eines Disziplinarverfahrens 
aus dem Dienst entfernt werden. Die besondere, sicherheitssensitive Situation ausgeschiedener Bediensteter be-
darf insoweit einer besonderen Berücksichtigung auch im Anschluss an eine Tätigkeit beim Bundesnachrichten-
dienst. Entsprechend bedürfen Tätigkeiten – zeitlich befristet – einer Anzeige oder einer Genehmigung. Hierbei 
ändert sich der pflichtauslösende Umstand nicht dadurch, dass die betroffene Person in einem Beamten- oder in 
einem regulären Beschäftigungsverhältnis stand. Die von diesen Pflichten ausgehende Beeinträchtigung der Be-
rufsfreiheit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wird durch die überragenden Belange der öffentlichen Si-
cherheit gerechtfertigt: Auch Arbeitnehmerinnen und Arbetnehmer sind im Rahmen ihrer Beschäftigung beim 
Bundesnachrichtendienst mit Kenntnis zu überaus sensiblen Daten und Prozessen betraut. Eine Weitergabe dieser 
Informationen – zumal an fremde Mächte – wäre mit erheblichen Einbußen für die öffentliche Sicherheit verbun-
den. Demgegenüber ist eine Anzeigepflicht – oder, in besonderen Fällen, eine Genehmigungspflicht – ein ver-
gleichsweise geringer Eingriff in die Rechte der Betroffenen, die sich zudem freiwillig in ein Beschäftigungsver-
hältnis mit einer Sicherheitsbehörde begeben haben. 

Verstöße gegen diese Pflichten sind in § 137 bußgeldbewehrt. 

Zu § 136 (Strafvorschriften) 
Diese Regelung entspricht dem bisherigen § 66. 

Zu § 137 (Bußgeldvorschriften) 
Die Bußgeldvorschrift basiert auf dem bisherigen § 67. Ein Bußgeld ist vorgesehen, wenn einem verpflichtenden 
Auskunftsersuchen oder einer Anordnung des Bundesnachrichtendienstes nicht entsprochen wird. Gleiches gilt, 
wenn eine in diesem Zusammenhang bestehende Geheimschutzvorgabe nicht erfüllt wird. Ebenfalls wurden Ver-
stöße gegen die neu geschaffenen Anzeige- und Genehmigungspflichten für ehemalige Bedienstete des Bundes-
nachrichtendienstes mit eigenen Bußgeldern bewehrt.  
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In Absatz 2 wurde das zu verhängende Bußgeld z.T. deutlich erhöht, um dem besonderen Unrechtsgehalt der hier 
sanktionierten Verhaltensweisen Rechnunt zu tragen, bzw. für gewisse Tatbestände neue Bußgeldbewehrungen 
geschaffen.  

Absatz 3 regelt, dass die zuständige Verwaltungsbehörde (nunmehr) das Bundesverwaltungsamt ist.  

Zu Abschnitt 11 (Schlussvorschriften) 

Zu § 138 (Verordnungsermächtigung) 
In § 138 wird eine eigene Ermächtigung für den Erlass einer Verordnung zur Übermittlung von Informationen an 
den Bundesnachrichtendienst (Verordnung über die Übermittlung von Auskünften an die Nachrichtendienste des 
Bundes) erlassen. Ermächtigungsadressaten sind auch das Bundesministerium des Innern und das Verteidigungs-
ministerium, da aufgrund entsprechender Ermächtigungen im Bundesverfassungsschutzgesetz und MAD-Gesetz, 
die aber, soweit sie sich gegenständlich entsprechen, inhaltlich synchron zu gestalten sind. 

Zu § 139 (Einschränkung von Grundrechten) 
Die Vorschrift erfüllt das Zitiergebot nach Artikel 19 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes. 

Zu § 140 (Übergangsvorschriften) 
Die Übergangsvorschriften in § 140 dienen den Zwecken, bereits laufende Maßnahmen angemessen einem Re-
gelungsregime zuzuordnen und dem Bundesnachrichtendienst und dem Unabhängigen Kontrollrat gleichermaßen 
die Möglichkeit zu geben, sich auf die neue Rechtslage und die damit einhergehenden Verwaltungsaufwände 
vorzubereiten. 

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 finden sich Regelungen, deren Notwendigkeit aus der Aufhebung des Artikel 10-Gesetzes erwächst. 
Dies betrifft zunächst in Satz 1 diejenigen nachrichtendienstlichen Maßnahmen, die bereits von der G10-Kom-
mission kontrolliert wurden (d.h. deren Zulässigkeit und Notwendigkeit festgestellt wurde). Dabei ist die Termi-
nologie des neuen Rechts maßgeblich – es sind also Beschränkungsmaßnahmen nach dem Artikel 10-Gesetz 
ebenso umfasst wie die Anordnung gegenüber TK-Providern (§ 2 des Artikel 10-Gesetzes) sowie besonderer 
Auskunftsverlangen, welche auf die Übermittlung von Kommunikationsdaten gerichtet sind. Die vormals eben-
falls der Kontrolle durch die G10-Kommission unterfallenen Auskunftsverlangen zu anderen als Kommunikati-
onsdaten, sind hingegen nicht Gegenstand der Übergangsvorschrift, da insoweit nach neuem Recht kein Anord-
nungs-/Vorabkontrollerfordernis mehr besteht. Ebenfalls für zwölf Monate weiter gültig bleiben die Bestimmun-
gen von Telekommunikationsbeziehungen nach § 8 Absatz 2 Satz 3 des Artikel 10-Gesetzes. Personenbezogene 
Daten, die nach Maßgabe des Artikel 10-Gesetzes erhoben wurden, dürfen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auf 
Grundlage des neuen Regelungsregimes übermittelt und weiterverarbeitet werden. Sie werden, dies ist schon des-
halb erforderlich, um eine Kontrolllücke zu vermeiden, von der administratativen Kontrolle durch das administ-
rative Kontrollorgan des Unabhängigen Kontrollrates umfasst.  

Zu Absatz 2 
In Absatz 2 ist geregelt, dass eine allgemeine Karenzzeit von zwölf Monaten ab Inkrafttreten gilt, während derer 
der Bundesnachrichtendienst Maßnahmen (mit Ausnahme der gesondert aufgeführten) noch auf Grundlage der 
bisherigen Rechtsnormen anordnen und durchführen kann. Ausgenommen bleiben besonderes eingriffsintensive 
Maßnahmen und solche, welche der Kontrolle durch die G10-Kommission unterfielen. Diese Karenzzeit ist not-
wendig, um dem Bundesnachrichtendienst sowie dem Unabhängigen Kontrollrat die Möglichkeit zu geben, die 
notwendigen Prozesse zu implementieren, personelle Maßnahmen zu ergreifen und geeignete technische Vorkeh-
rungen zu treffen. Es bleibt dem Bundesnachrichtendienst unbenommen, bereits vorzeitig das neue Rechtsregime 
zur Anwendung zu bringen. 

Zu Absatz 3 
Die Mitteilungspflichten gegenüber Betroffenen nachrichtendienstlicher Maßnahmen werden künftig erheblich 
ausgeweitet. Um die hierfür notwendigen Vorbereitungen zu ermöglichen, gelten die neuen Mitteilungspflichten 
erst ab dem 31.12.2027; lediglich soweit schon im bisherigen Recht Mitteilungspflichten vorgesehen sind (also 
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im Wesentlichem im Rahmen des Artikel 10-Gesetzes und in den engen begrenzten Fällen des bisherigen § 59), 
sind diese auch vor dem 31.12.2027 vorzunehmen. 

Zu Absatz 4 
In Absatz 4 ist vorgesehen, dass die Pflicht zur (Neu-)Erstellung einer Dienstvorschrift für den Einsatz nachrich-
tendienstlicher Mittel erst nach zwei Jahren greift. Die hierin liegende Abweichung von der einjährigen Frist nach 
dem Entwurf des Bundesverfassungsschutzgesetzes folgt aus der unterschiedlichen Arbeitsweise beider Dienste. 

Zu Absatz 5 
Der Abschluss von Absichtserklärungen mit ausländischen Partnern ist für den Bundesnachrichtendienst (wie 
auch für die jeweiligen Partner) auch bei marginalen Änderungen mit einem erheblichen administrativen Aufwand 
verbunden. Zugleich beruht die gesetzliche Anpassung des vorgegebenen Inhalt der Absichtserklärungen nicht 
auf verfassungsrechtlichen Vorgaben und ist im Vergleich zum bisherigen Recht nur geringfügig verändert. Diese 
Umstände bedingen und rechtfertigen, dass die bereits abgeschlossenen Absichtserklärungen nicht (erneut) über-
arbeitet werden müssen, sondern bis zu ihrer Neufassung und längstens für einen Zeitraum von zehn Jahren fort-
gelten. Sofern die bereits bestehenden Absichtserklärungen bereits jetzt inhaltlich dem § 42 entsprechen, ist eine 
Anpassung naturgemäß nicht erforderlich. 

Zu Absatz 6 
Die Vorschrift nimmt das geltende Recht des § 69 Absatz 4 Satz 1 auf. Auf die Sätze 2 und 3 dieser Norm wird 
verzichtet. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass durch die – künftig nicht mehr vorgesehene Kennzeichnung 
anhand der Krtierien der „Gefahrenfrüherkennung“ und der „politischen Unterrichtung“ keine Friktionen auftre-
ten. Dabei richtet sich eine Weiterverarbeitung indes grundsätzlich nunmehr nach den allgemeinen Weiterverar-
beitungsvorschriften, unabhängig davon zu welchem Zeitpunkt die Daten erhoben wurden. 

Zu Anlage (zu § 81 Absatz 2 Nummer 2 BNDG) 
Zu Nummer 1 (Aufstacheln zum Verbrechen der Aggression, § 80a StGB) 

Die Vorschrift schützt den „Weltfrieden“. Ein besonders gewichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die 
Rechtsgemeinschaft liegt damit vor. 

Die Gewichtigkeit ergibt sich daraus, dass die Rechtsgemeinschaft ein hohes Interesse am friedlichen Zusammen-
leben der Bundesrepublik Deutschland mit anderen Völkern hat.  

Die besondere Schwere der Straftat ergibt sich zum einen aus der Tathandlung und zum anderen aus der Zielrich-
tung der Tathandlung. Tathandlung ist das Aufstacheln, also das Aufhetzen, durch das in bestimmter, zielgerich-
teter Weise zu einer emotional gesteigerten Haltung angereizt wird, also eine auf die Gefühle der Adressaten 
abzielende Propaganda. Zielrichtung der Tathandlung ist zum Verbrechen der Aggression aufzustacheln, d.h. zur 
Vorbereitung eines Angriffskrieges gegen ein anderes Land.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Schließlich kommt eine Radi-
kalisierung größerer Bevölkerungsteile in Betracht, da der Täter darauf abzielt einen größeren Personenkreis zu 
erreichen (Öffentlich, Versammlung, Verbreiten). Dadurch wird ein gesellschaftliches Klima befeuert, dass die 
Vorbereitung eines Angriffskrieges begünstigt und damit eine erhebliche Gefahr für das o.g. Schutzgut „Welt-
frieden“ darstellt. 

Zu Nummer 2 (Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens, § 83 Absatz 2 StGB) 

Die Vorschrift schützt die dem Föderalismusprinzip zu Grunde liegende territoriale und konstitutionelle Eigen-
ständigkeit der Länder. Damit liegt ein besonderes gewichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsge-
meinschaft vor. 

Die besondere Schwere der Straftat ist im Tatbestand objektiviert. Tathandlung ist die Vorbereitung eines be-
stimmten hochverräterischen Unternehmens gegen ein Land, d.h. die Vorbereitung eines Umsturzes unter An-
wendung von Gewalt oder einer entsprechenden Drohung, siehe § 82 StGB. Folglich liegt ein besonderes Gewalt-
potential vor. „Bestimmt“ heißt, dass das Unternehmen nach der Vorstellung des Täters in seinen wesentlichen 
Grundzügen (Angriffsziel und Angriffsgegenstand, sowie grobe Umrisse von Zeit, Ort und Art und Weise der 
Durchführung) bereits feststehen muss. Vorbereitung sind alle Handlungen, die das hochverräterische 
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Unternehmen mittelbar oder unmittelbar fördern und geeignet sind die verfassungsmäßige Ordnung eines Landes 
zu beeinträchtigen oder zu ändern.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge, da der Hochverrat gegen ein 
Land Ziel der vorbereitenden Handlungen ist. Beim Hochverrat handelt es sich um das schwerste Verbrechen 
gegen die Existenz eines Staates. Das o.g. Schutzgut wird dadurch gefährdet.  

Zu Nummer 3 (Fortführung einer für verfassungswidrig erklärten Partei, § 84 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 
und 3 StGB) 

Die Vorschrift schützt die freiheitlich demokratische Grundordnung. Ein besonders gewichtiges Rechtsgut mit 
hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft liegt damit vor. 

Die besonders schwere Straftat ist im Tatbestand objektiviert. Als Tathandlung wird das Handeln als Rädelsführer 
oder Hintermann einer vom BVerfG für verfassungswidrig erklärten Partei (Nr. 1) oder einer Partei, von der das 
BVerfG festgestellt hat, dass sie Ersatzorganisation ist (Nr. 2) erfasst. Rädelsführer ist, wer in einer Organisation 
dadurch eine führende Rolle spielt, dass er sich in besonders maßgebender Weise für sie betätigt. Hintermann ist, 
wer geistig oder wirtschaftlich Wesentliches für die Partei leistet, dabei jedoch im Hintergrund bleibt. In beiden 
Fällen handeln Personen mit wesentlichem Einfluss auf die Organisation.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Diese ist die Aufrechterhaltung 
des organisatorischen Zusammenhalts einer verbotenen Partei bzw. Ersatzorganisation, sodass deren verfassungs-
feindliche Ziele im Geltungsbereich des Grundgesetzes organisiert weiterverfolgt werden können. Gerade in der 
Aufrechterhaltung eines Zusammenschlusses mehrerer Personen wohnt eine Eigendynamik inne, die zu einer 
Steigerung der Gefährlichkeit für wichtige Rechtsgüter der Gemeinschaft führt. Diese für größere Personenzu-
sammenschlüsse typische Eigendynamik hat ihre besondere Gefährlichkeit darin, dass sie geeignet ist, dem ein-
zelnen Beteiligten die Begehung von Straftaten zu erleichtern und bei ihm das Gefühl persönlicher Verantwortung 
zurückzudrängen. Damit geht ein erhebliches Gefährdungspotential für das o.g. Schutzgut „freiheitlich demokra-
tische Grundordnung“ einher. 

Zu Nummer 4 (Verstoß gegen ein Vereinigungsverbot, § 85 Absatz 1 StGB) 

Die Vorschrift schützt die freiheitlich demokratische Grundordnung und den Gedanken der Völkerverständigung. 
Besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft liegen damit vor. 

Dass es sich bei § 85 Absatz 1 StGB um eine besonders schwere Straftat handelt, ergibt sich bereits aus der 
besonderen Begehungsform, die im Tatbestand objektiviert ist. Als Tathandlung erfasst wird das Handeln als 
Rädelsführer oder Hintermann einer Partei oder Vereinigung von der unanfechtbar festgestellt ist, dass sie Ersatz-
organisation einer verbotenen Partei ist (Nr. 1) oder einer Vereinigung, die unanfechtbar verboten ist, oder von 
der unanfechtbar festgestellt ist, dass sie Ersatzorganisation einer solchen verbotenen Vereinigung ist (Nr. 2). 
Rädelsführer ist, wer in einer Organisation dadurch eine führende Rolle spielt, dass er sich in besonders maßge-
bender Weise für sie betätigt. Hintermann ist, wer geistig oder wirtschaftlich Wesentliches für die Partei leistet, 
dabei jedoch im Hintergrund bleibt. In beiden Fällen handeln Personen mit wesentlichem Einfluss auf die Orga-
nisation. 

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Diese ist die Aufrechterhaltung 
des organisatorischen Zusammenhalts der o.g. Partei oder Vereinigung, sodass sie weiter gegen Strafgesetze, die 
verfassungsmäßige Ordnung bzw. den Gedanken der Völkerverständigung verstoßen. Gerade in der Aufrechter-
haltung eines Zusammenschlusses mehrerer Personen wohnt eine Eigendynamik inne, die zu einer Steigerung der 
Gefährlichkeit für wichtige Rechtsgüter der Gemeinschaft führt. Diese für größere Personenzusammenschlüsse 
typische Eigendynamik hat ihre besondere Gefährlichkeit darin, dass sie geeignet ist, dem einzelnen Beteiligten 
die Begehung von Straftaten zu erleichtern und bei ihm das Gefühl persönlicher Verantwortung zurückzudrängen. 
Darüber hinaus werden durch die Aufrechterhaltung möglicherweise auch etwaige Radikalisierungen vorange-
trieben, die mitunter in abgeschlossenen Räumen stattfinden. 

Zu Nummer 5 (Agententätigkeit zu Sabotagezwecken, § 87 Absatz 1 StGB) 

Die Vorschrift schützt den Bestand und die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. Damit liegt ein besonde-
res gewichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor. 
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Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich bereits aus der besonderen Begehungsform, die im Tat-
bestand objektiviert ist, nämlich dem Tätigwerden auf einen Auftrag einer „Regierung, Vereinigung oder Einrich-
tung außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs dieses Gesetzes“ hin. Dieses Tatbestandsmerkmal beschreibt 
typischerweise besonderes Gefährdungspotenzial, sei es durch die besonderen Gefährdungsfähigkeiten eines 
Staates in der Tatbegehung oder durch die Einbettung in ein über das einzelne Delikt hinausweisendes Gesamt-
geschehen.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge sind Vorbereitungs-
handlungen für konkret und abschließend beschriebene Sabotagehandlungen (s. Absatz 2, u.a. schwere Brandstif-
tungsdelikte und Herbeiführung einer Sprengstoffexplosion) mit dem Ziel des Zerstörens, Beschädigens, Beseiti-
gens etc. eines für die Landesverteidigung, für den Schutz der Zivilbevölkerung gegen Kriegsgefahren oder für 
die Gesamtwirtschaft wichtigen Unternehmens bzw. Betriebes. 

Zu Nummer 6 (Ausübung fremder Einflussnahme und darauf gerichtete Agententätigkeit, § 87a StGB) 

Die Vorschrift schützt die Souveränität und Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. Damit liegt ein besonders 
gewichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor.  

Die besonders schwere Straftat ergibt sich bereits aus der besonderen Begehungsform, die im Tatbestand objek-
tiviert ist, da die Tatbegehung hier für eine fremde Macht erfolgt. Dieser Tatbestand beschreibt typischerweise 
besonderes Gefährdungspotenzial, sei es durch die besonderen Gefährdungsfähigkeiten eines Staates in der Tat-
begehung oder durch die Einbettung in ein über das einzelne Delikt hinausweisendes Gesamtgeschehen (bei staat-
lichem Vorgehen ist generell von planvollem Handeln und systematischem Vorgehen auszugehen).  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist neben der Begehung 
der eigentlichen Straftat die hinzutretende Verletzung der Souveränität der Bundesrepublik Deutschland, da die 
Straftat auf Weisung einer fremden Macht auf deutschem Boden erfolgt. Die Souveränität ist auch dann verletzt, 
wenn es sich um weniger schwere Straftaten handelt, weil sich auch diese destabilisierend auf die freiheitlich-
demokratische Grundordnung auswirken können, was von der ausländischen staatlichen Stelle regelmäßig auch 
bezweckt sein wird. Durch das Erteilen eines Auftrags zur Begehung von Straftaten auf deutschem Boden oder 
Handeln im Auftrag einer fremden Macht ergibt sich daher ein besonderes Bedrohungspotential für die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Zu Nummer 7 (Verfassungsfeindliche Sabotage, § 88 StGB) 

Die Vorschrift schützt den Bestand und die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland sowie die verfassungs-
mäßige Ordnung. Damit liegen besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemein-
schaft vor.  

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Der Tatbestand beschreibt die 
erfolgreiche (Abs. 1) bzw. versuchte (Abs. 2) Durchführung von Sabotagehandlungen an Anlagen von wesentli-
cher Bedeutung. Geschützt werden Unternehmen oder Anlagen, die der öffentlichen Versorgung mit Postdienst-
leistungen oder dem öffentlichen Verkehr dienen, Telekommunikationsanlagen, bestimmte Versorgungseinrich-
tungen, sowie der öffentlichen Sicherheit und Ordnung dienende Einrichtungen. Da es sich um Anlagen handelt, 
die öffentlichen Zwecken dienen, geht dies mit einer Betroffenheit großer Teile der Bevölkerung einher (Bsp.: 
Brandanschläge auf kritische Infrastruktur und hybride Bedrohungen durch staatliche Akteure (Stichwort: Unter-
seekabel)).  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist, dass die geschützte 
Einrichtung ganz oder teilweise stillgelegt oder ihren bestimmungsmäßigen Zwecken entzogen wird. 

Zu Nummer 8 (Verunglimpfung des Bundespräsidenten, § 90 Absatz 1 und 3 StGB) 

Die Vorschrift dient dem Schutz der Person und des Amtes des Bundespräsidenten iS seiner Funktionen während 
der jeweiligen Amtszeit; dahinter steht der beabsichtigte Schutz des Staates und seiner verfassungsmäßigen Ord-
nung. Hierbei handelt es sich um besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemein-
schaft.  

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist eine Verunglimp-
fung, d. h. erheblichere Ehrenkränkung (Abs. 1, vgl. Fischer/Anstötz, StGB, 72. Aufl. 2025, § 90 Rn. 2), bzw. 
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eine Verleumdung gemäß § 187 StGB (Absatz 3). Der erhöhte Strafrahmen des Absatzes 3 kommt auch dann zur 
Anwendung, wenn der Täter sich durch die Tat nach Absatz 1 absichtlich für Bestrebungen gegen den Bestand 
der Bundesrepublik Deutschland oder gegen Verfassungsgrundsätze einsetzt. Vorausgesetzt ist jeweils, dass die 
Tat öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten eines Inhalts (§ 11 Absatz 3 StGB) begangen wird. 
Ein Anwendungsfall sind etwa Maßnahmen Dritter im Bereich der Desinformation sein (z.B. Fake-News). 

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist die bewirkte Ver-
unglimpfung. Darüber hinaus ist aufgrund des Öffentlichkeitsbezugs eine Förderung der gesellschaftlichen Radi-
kalisierung möglich. Die Tatfolgen beeinträchtigen die o.g. Schutzgüter. 

Zu Nummer 9 (Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole für extremistische Bestrebungen, § 90a 
Absatz 3 StGB) 

Die Vorschrift schützt den Bestand und die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik Deutschland und 
ihrer Länder in ihrer konkreten Verfassungsordnung (vgl. Fischer/Anstötz, StGB, 72. Aufl. 2025, § 90a Rn. 2). 
Hierbei handelt es sich um besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist zum einen „be-
schimpfen“ oder „böswillig verächtlich machen“ des Bundes oder der Länder bzw. ein Verunglimpfen der wich-
tigsten Staatssymbole (Abs. 1). Zum anderen u.a. das Zerstören, Beschädigen und Unbrauchbarmachen von Ho-
heitszeichen (Abs. 2). Beides mit der Absicht sich für Bestrebungen gegen den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland oder gegen Verfassungsgrundsätze einzusetzen und jeweils verbunden mit einem gewissen Öffent-
lichkeitsbezug, konkret öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten eines Inhalts (§ 11 Absatz 3 
StGB). Dies kann insbesondere Teil hybrider Maßnahmen Dritter im Bereich der Desinformation sein (Bsp.: 
Fake-News). 

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist die bewirkte Ver-
unglimpfung. Aufgrund des Öffentlichkeitsbezugs ist darüber hinaus die Förderung der gesellschaftlichen Radi-
kalisierung eine mögliche Tatfolge, Damit beeinträchtigen die Tatfolgen die o.g. Schutzgüter. 

Zu Nummer 10 (Verfassungsfeindliche Verunglimpfung von Verfassungsorganen, § 90b Absatz 1 StGB) 

Die Vorschrift schützt die bezeichneten Verfassungsorgane. Hierbei handelt es sich um besonders gewichtige 
Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathand-lung ist die das Ansehen 
des Staates gefährdende Verunglimpfung von Verfassungsorga-nen (Gesetzgebungsorgan, Regierung, Verfas-
sungsgerichte bzw. deren Mitglieder) in der Öffentlichkeit, in einer Versammlung oder durch Verbreiten eines 
Inhalts (§ 11 Absatz 3 StGB). Der Täter muss absichtlich handeln. Dies kann insbesondere Teil hybrider Maß-
nahmen Dritter im Bereich der Desinformation sein (z.B. Fake-News). 

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist die bewirkte Ver-
unglimpfung, d.h. die Herabwürdigung. Aufgrund des Öffentlichkeitsbe-zugs ist darüber hinaus die Förderung 
der gesellschaftlichen Radikalisierung eine mögliche Tatfolge, damit beeinträchtigen die Tatfolgen die o.g. 
Schutzgüter. 

Zu Nummer 11 (Offenbaren von Staatsgeheimnissen, § 95 Absatz 1 StGB) 

Die Vorschrift schützt die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. Damit liegt ein besonders gewich-
tiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist einem Unbefugten 
oder der Öffentlichkeit die Möglichkeit zu verschaffen, von einem Staatsgeheimnis im Sinne des § 93 Absatz 1 
StGB Kenntnis zu nehmen.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist die konkrete Gefahr 
eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland aufgrund der möglichen 
Kenntnisnahme von einem Staatsgeheimnis durch Unbefugte oder der Öffentlichkeit und damit auch durch eine 
fremde Macht. Insbesondere durch die mögliche Folgeverwendung des Staatsgeheimnisses drohen gemeinwohl-
schädliche Auswirkungen zulasten des o.g. Schutzgutes (vgl. § 4 Absatz 2 SÜG). 
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Zu Nummer 12 (Landesverräterische Ausspähung; Auskundschaften von Staatsgeheimnissen, § 96 Absatz 
2 Satz 1 StGB) 

Die Vorschrift schützt die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. Damit liegt ein besonders gewich-
tiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist das Sich-Verschaf-
fen von Staatsgeheimnissen, die von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung geheimgehalten werden, 
um einem Unbefugten oder der Öffentlichkeit die Möglichkeit zu verschaffen, von diesen Kenntnis zu nehmen. 
Staatsgeheimnisse sind Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse, die nur einem begrenzten Personenkreis zu-
gänglich sind und vor einer fremden Macht geheim gehalten werden müssen, um die Gefahr eines schweren 
Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland abzuwenden (§ 93 Absatz 1 StGB). 

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist die Vorbereitungs-
handlung zum Offenbaren von Staatsgeheimnissen, womit eine konkrete Gefahr eines schweren Nachteils für die 
äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland einhergeht. Insbesondere durch die mögliche Folgeverwen-
dung des Staatsgeheimnisses (z.B. durch fremde Mächte) drohen gemeinwohlschädliche Auswirkungen zulasten 
des o.g. Schutzgutes (vgl. § 4 Absatz 2 SÜG). 

Zu Nummer 13 (Preisgabe von Staatsgeheimnissen, § 97 Absatz 1 StGB) 

Die Vorschrift schützt die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. Damit liegt ein besonders gewich-
tiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist die Preisgabe von 
Staatsgeheimnissen im Sinne des § 93 Absatz 1 StGB. 

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist die durch die Preis-
gabe des Staatsgeheimnisses (mindestens) fahrlässige Herbeiführung eines schweren Nachteils für die äußere Si-
cherheit der Bundesrepublik Deutschland. Insbesondere durch die mögliche Folgeverwendung des Staatsgeheim-
nisses drohen gemeinwohlschädliche Auswirkungen zulasten des o.g. Schutzgutes (vgl. § 4 Absatz 2 SÜG). 

Zu Nummer 14 (Landesverräterische Agententätigkeit, § 98 Absatz 1 Satz 1 StGB) 

Die Vorschrift schützt die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. Damit liegt ein besonders gewich-
tiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand, da die Tatbegehung in Nr. 1 für 
eine fremde Macht erfolgt. Dieser Tatbestand beschreibt typischerweise besonderes Gefährdungspotenzial, sei es 
durch die besonderen Gefährdungsfähigkeiten eines Staates in der Tatbegehung oder durch die Einbettung in ein 
über das einzelne Delikt hinausweisendes Gesamtgeschehen (bei staatlichem Vorgehen ist generell von planvol-
lem Handeln und systematischem Vorgehen auszugehen). Bzgl. Nr. 2 bezieht sich die Tathandlung auf ein zwei-
felsfreies und ernst gemeintes Bereiterklären für eine fremde Macht Staatsgeheimnisse zu Erlangen bzw. diese 
mitzuteilen. 

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist die Ausübung der 
Tätigkeit bzw. das Bereiterklären, verbunden mit der abstrakten Gefahr, die regelmäßig durch die Involvierung 
einer „fremden Macht“ im Zusammenhang mit Staatsgeheimnissen besteht. Das Schutzgut der äußeren Sicherheit 
ist damit gefährdet. 

Zu Nummer 15 (Landesverräterische Fälschung, § 100a Absatz 1 und 2 StGB) 

Die Vorschrift schützt die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. Damit liegt ein besonders gewich-
tiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung sind gezielte Falsch-
meldungen, die den Staat diffamieren und geeignet sind, das Vertrauen anderer Länder in die außenpolitische 
Verlässlichkeit der Bundesrepublik Deutschland zu erschüttern. 

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist die Gefahr eines 
schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder ihre Beziehungen zu einer 
fremden Macht. Im Informationszeitalter werden Nachrichten ohne Verzug über die ganze Welt verbreitet, d.h. 
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es ist so gut wie unmöglich, sie wieder „einzufangen“ und ihre Unrichtigkeit klarzustellen. Es kann dadurch ein 
unabsehbarer außenpolitischer Schaden entstehen. 

Zu Nummer 16 (Angriff gegen Organe und Vertreter ausländischer Staaten, § 102 Absatz 1 erste Alterna-
tive StGB) 

Die Vorschrift schützt neben Leib und Leben, konkret von ausländischen Staatsoberhäuptern und Regierungsver-
tretern, welche sich in amtlicher Eigenschaft im Inland aufhalten, auch das Interesse der Bundesrepublik Deutsch-
land an guten und ungestörten Beziehungen zu anderen Staaten. Hierbei handelt es sich um besonders gewichtige 
Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist ein Angriff auf 
Leib oder Leben, der sich gezielt auch auf den auslandsstaatlichen Status der betroffenen Personen beziehen muss.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist neben der möglichen 
Tötung oder Körperverletzung auch eine Belastung funktionierender bzw. diplomatischer Beziehungen zwischen 
dem ausländischen Staat und der Bundesrepublik Deutschland 

Zu Nummer 17 (Nötigung des Bundespräsidenten und von Mitgliedern eines Verfassungsorgans, § 106 
Absatz 1 StGB) 

Die Vorschrift schützt den Bundespräsidenten und die Funktionsfähigkeit und -freiheit der Mitglieder der genann-
ten Verfassungsorgane und damit ein gewichtiges Rechtsgut.  

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist die rechtswidrige 
Nötigung von Verfassungsorganen mit Gewalt oder durch Drohung mit einem empfindlichen Übel.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist die Manipulation 
des Verfassungsorgans dahingehend, seine aus der Organstellung folgenden Befugnisse in einem bestimmten 
Sinne auszuüben bzw. davon Abstand zu nehmen. Das o.g. Schutzgut wird damit verletzt. 

Zu Nummer 18 (Wahlbehinderung, § 107 Absatz 1 StGB) 

Das Rechtsgut „Schutz der Wahlen“, konkret des ordnungsgemäßen Gesamtablaufs sowie die Richtigkeit des 
Wahlergebnisses und damit die Volkssouveränität als Teil der freiheitlichen, demokratischen Grundordnung, ist 
ein besonders gewichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist der Einsatz von 
Gewalt oder die Drohung mit Gewalt, um eine Wahl oder die Feststellung ihres Ergebnisses zu verhindern oder 
zu stören, d.h. nicht unerheblich zu erschweren bzw. zu verzögern. 

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist die Verhinderung 
oder Störung einer Wahl oder der Feststellung ihres Ergebnisses und damit die Wahlbehinderung einer Vielzahl 
von Personen. Dies führt zu einer erheblichen Beeinträchtigung der Kernfunktionen der Demokratie und bedroht 
das Vertrauen der Bevölkerung in deren Funktionsfähigkeit und damit das o.g. Rechtsgut. 

Zu Nummer 19 (Wahlfälschung, § 107a Absatz 2 StGB) 

Die Vorschrift schützt das unverfälschte Wahlergebnis und somit mittelbar die demokratische Entscheidungsfin-
dung und damit die Volkssouveränität als Teil der freiheitlichen, demokratischen Grundordnung. Ein besonders 
gewichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft liegt damit vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist die unrichtige 
Verkündung des Ergebnisses einer Wahl.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist eine unrichtige 
Wahlverkündung. Dies führt zu einer erheblichen Beeinträchtigung der Kernfunktionen der Demokratie und be-
droht das Vertrauen der Bevölkerung in deren Funktionsfähigkeit. 

Zu Nummer 20 (Wählernötigung, § 108 Absatz 1 StGB) 

Die Vorschrift schützt die freie Stimmabgabe, d.h. die Entscheidung des einzelnen Wahlberechtigten über das Ob 
und das Wie seiner Stimmabgabe. Damit wird werden mittelbar der ordnungsgemäße Ablauf der Wahl und damit 
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die Volkssouveränität als Teil der freiheitlichen, demokratischen Grundordnung geschützt. Ein besonders gewich-
tiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft liegt somit vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist der Einsatz von 
Gewalt, Drohung mit einem empfindlichen Übel, Missbrauch eines beruflichen oder wirtschaftlichen Abhängig-
keitsverhältnisses oder sonstiger wirtschaftlicher Druck, um einen Wahlberechtigten zu nötigen bzw. daran zu 
hindern zu wählen oder von seinem Wahlrecht in einem bestimmten Sinne Gebrauch zu machen.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Taterfolg ist, dass der Wahlbe-
rechtigte entgegen seinem Willen gezwungen wird, überhaupt oder in einem bestimmten Sinn zu wählen oder 
seine Stimmabgabe zu unterlassen, obwohl er zur Wahl bereit ist. Das o.g. Schutzgut wird dadurch massiv beein-
trächtigt. Die Tathandlung führt folglich zu einer Beeinträchtigung der Kernfunktionen der Demokratie und be-
droht das Vertrauen der Bevölkerung in deren Funktionsfähigkeit. 

Zu Nummer 21 (Störpropaganda gegen die Bundeswehr, § 109d Absatz 1 StGB) 

Die Vorschrift schützt die Funktionsfähigkeit der Bundeswehr und damit mittelbar die Landesverteidigung, die 
der Gewährleistung des Bestandes und der Sicherheit des Bundes dient. Damit liegt ein besonders gewichtiges 
Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung sind unwahre oder 
gröblich entstellte Behauptungen tatsächlicher Art, deren Verbreitung geeignet ist, die Tätigkeit der Bundeswehr 
zu stören, wider besseres Wissen zum Zwecke der Verbreitung aufstellt oder solche Behauptungen in Kenntnis 
ihrer Unwahrheit verbreitet, um die Bundeswehr in der Erfüllung ihrer Aufgabe der Landesverteidigung zu be-
hindern.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist eine potentielle 
Störung der Tätigkeit der Bundeswehr bzw. eine Behinderung in der Erfüllung ihrer Aufgabe der Landesverteidi-
gung. Die damit verbundene Schwächung der äußeren Sicherheit stellt eine erhebliche Gefährdung des o.g. 
Schutzgutes dar. 

Zu Nummer 22 (Sabotagehandlungen an Verteidigungsmitteln, § 109e Absatz 1 und 2 StGB) 

Die Vorschrift schützt die Funktionsfähigkeit von Verteidigungsmitteln und dient damit mittelbar der Verteidi-
gungsfähigkeit zur Gewährleistung des Bestandes und der Sicherheit des Bundes. Damit liegt ein besonders ge-
wichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor.  

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung sind Sabotagehand-
lungen, die die Funktionsfähigkeit von Wehrmitteln sowie Einrichtungen und Anlagen der Verteidigung der Bun-
desrepublik Deutschland sowie des Zivilschutzes gegen Kriegsgefahren betreffen.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist die konkrete Ge-
fährdung der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland, der Schlagkraft der Truppe oder Menschenleben und 
damit insbesondere eine Schwächung der äußeren Sicherheit, was eine erhebliche Gefährdung des o.g. Schutzgu-
tes darstellt. 

Zu Nummer 23 (Sicherheitsgefährdender Nachrichtendienst, § 109f Absatz 1 StGB) 

Die Vorschrift schützt die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und die Schlagkraft der Streitkräfte. Damit 
liegen besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor.  

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Als Tathandlung wird vorausge-
setzt, dass jemand für eine Dienststelle, eine Partei oder eine andere Vereinigung außerhalb des räumlichen Gel-
tungsbereichs des Strafgesetzbuchs oder für eine verbotene Vereinigung oder für einen ihrer Mittelsmänner Nach-
richten über Angelegenheiten der Landesverteidigung sammelt, diesbezüglich einen Nachrichtendienst betreibt 
oder für diese Tätigkeiten anwirbt bzw. sie unterstützt und dadurch Bestrebungen dient, die gegen die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland oder die Schlagkraft der Streitkräfte gerichtet sind. 

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist, dass Bestrebungen 
gedient wird, die sich gegen die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder die Schlagkraft der Streitkräfte 
richten. 



Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 553 – Drucksache 21/7868 
 
 
Zu Nummer 24 (Sicherheitsgefährdendes Abbilden, § 109g Absatz 1 und 3 StGB) 

Die Vorschrift schützt die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und die Schlagkraft der Streitkräfte. Damit 
liegen besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor.  

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist das Abbilden und 
Beschreiben militärischer Gegenstände bzw. das Gelangenlassen einer solchen Abbildung oder Beschreibung an 
andere, in dem Wissen, dass dadurch die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder die Schlagkraft der 
Streitkräfte gefährdet wird.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist die wissentliche 
Gefährdung der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder der Schlagkraft der Streitkräfte. 

Zu Nummer 25 (Anwerben für fremden Wehrdienst, § 109h Absatz 1 StGB) 

Die Rechtsgüter „Schutz des Wehrpotentials“ und „Wahrung der politischen Neutralität“ dienen dem Bestand und 
der Sicherheit des Bundes sowie bestimmten auf das Verhältnis zum Ausland gerichteten Interessen der Bundes-
republik Deutschland. Damit liegen besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsge-
meinschaft vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist das Anwerben 
zum Wehrdienst und das Zuführen zu Werbern oder zum Wehrdienst und dessen Einrichtungen zugunsten einer 
ausländischen Macht. 

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Taterfolg ist eine erfolgte Ver-
pflichtung bzw. die Zuführung des Opfers in den Einflussbereich einer ausländischen Macht bzw. von Werbern 
oder einer militärischen Einrichtung. Damit einher geht eine Entziehung des Opfers aus dem Einflussbereich der 
Bundesrepublik Deutschland, sodass die Opfer nicht mehr als „Wehrpotential“ bzw. personelle Ressource für die 
Bundesrepublik Deutschland zur Verfügung stehen, was eine Schwächung der Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland zur Folge hat. 

Zu Nummer 26 (Öffentliche Aufforderung zu Straftaten, § 111 Absatz 1 StGB), sofern die rechtswidrige Tat, 
zu der aufgefordert wird, eine besonders schwere Straftat im Sinne dieser Vorschrift ist) 

Die Vorschrift schützt das Rechtsgut der jeweils angesonnenen Vorschrift und den inneren Gemeinschaftsfrieden. 
Damit liegen besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Vorausgesetzt wird, dass öffentlich, 
in einer Versammlung oder durch Verbreiten eines Inhalts zu einer bestimmten besonders schweren Straftat auf-
gefordert wird, also jedenfalls dann, wenn diese eine Höchstfreiheitsstrafe von fünf Jahren aufweist.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist ein Angriff sowohl 
gegen die Rechtsgüter der Bezugstaten als auch gegen das überindividuelle Rechtsgut des inneren Gemeinschafts-
frieden, aufgrund der mit der öffentlichen Aufforderung verbundenen Gefahr des „aus dem Rudern Laufens“ eines 
durch den Auffordernden in Gang gesetzten Kausalverlaufs. Die o.g. Rechtsgüter sind dadurch unmittelbar be-
troffen. 

Zu Nummer 27 (Betreiben krimineller Handelsplattformen im Internet (§ 127 Absatz 1 StGB), wenn eine 
besonders schwere Straftat nach § 127 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 StGB ermöglicht oder gefördert wird) 

Die Vorschrift schützt die öffentliche Sicherheit und Ordnung und zugleich die Rechtsgüter der in Bezug genom-
men Straftaten (damit u.a. Leib und Leben). Damit liegen besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung 
für die Rechtsgemeinschaft vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand, sofern jemand eine Handelsplatt-
form im Internet betreibt, deren Zweck darauf gerichtet ist, die Begehung von besonders schweren Straftaten nach 
§ 127 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 StGB zu ermöglichen oder zu fördern. Dies betrifft vor allem solche Plattformen, 
auf denen professionell illegale Güter und Dienstleistungen („Cybercrime-as-a-Service“) sowie der Austausch 
von kriminalitätsbezogenen Informationen angeboten werden.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist, dass durch die 
aktive Bereitstellung der virtuellen Infrastruktur einem unbegrenzten Adressatenkreis inkriminierte Angebote 
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zugänglich gemacht werden und damit breitflächig, mitunter anonym, schwere Kriminalität gefördert wird, wie 
z.B. Menschenhandel im Internet, wodurch die Gemeinschaft geschädigt wird. Die o.g. Schutzgüter werden 
dadurch stark gefährdet. 

Zu Nummer 28 (Bildung krimineller Vereinigungen, § 129 Absatz 1 Satz 1 iVm Absatz 5 Satz 1 und 2 
StGB) 

Die Rechtsgüter „Öffentliche Sicherheit“, „Staatliche Ordnung“ und „Öffentlicher Frieden“ sind besonders ge-
wichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. Die besondere Gewichtigkeit ergibt sich 
daraus, dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung fundamentale Basis für ein funktionierendes Zusammenleben 
und die Wahrnehmung von Grundrechten in einer Gemeinschaft bildet.  

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Ein besonders schwerer Fall liegt 
vor, wenn der Täter Rädelsführer oder Hintermann einer Vereinigung ist, deren Zweck oder Tätigkeit auf die 
Begehung von Straftaten gerichtet ist. Rädelsführer ist, wer in der Vereinigung dadurch eine führende Rolle spielt, 
dass er sich in besonders maßgebender Weise für sie betätigt. Hintermann ist, wer – im Unterschied zum Rädels-
führer – zwar nicht Mitglied der Vereinigung ist, gleichwohl aber die Vereinigung als Außenstehender dadurch 
wesentlich fördert, dass er geistig oder wirtschaftlich maßgebenden Einfluss auf die Führung der Vereinigung hat. 
Rädelsführer und Hintermann haben somit maßgeblichen Einfluss auf die Vereinigung.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Diesbezüglich ist festzuhalten, 
dass bereits durch die bloße Existenz krimineller Vereinigungen auf Grund ihrer inneren Struktur, spezifischen 
Organisation und Zielsetzung das Sicherheitsgefühl der Allgemeinheit beeinträchtigt und unter dem Aspekt der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung als massive Bedrohung anzusehen ist (Bsp.: Organisierte Kriminalität oder 
politisch/ideologisch-extremistische Organisationen, insb. aus dem extremen linken und rechten Spektrum). Der 
kriminellen Vereinigung wohnt eine Eigendynamik inne, die zu einer Steigerung der Gefährlichkeit für wichtige 
Rechtsgüter der Gemeinschaft führt. Diese für größere Personenzusammenschlüsse typische Eigendynamik hat 
ihre besondere Gefährlichkeit darin, dass sie geeignet ist, dem einzelnen Beteiligten die Begehung von Straftaten 
zu erleichtern und bei ihm das Gefühl persönlicher Verantwortung zurückzudrängen. Tatfolge des Handelns als 
Rädelsführer bzw. Hintermann ist, dass durch deren Mitwirken die Vereinigung maßgeblich in ihrem kriminellen 
Tun unterstützt wird und somit entscheidend zu einer Steigerung der Gefährlichkeit für wichtige Rechtsgüter der 
Gemeinschaft beigetragen wird. Dadurch werden die o.g. Rechtsgüter stark gefährdet. 

Zu Nummer 29 (Bildung terroristischer Vereinigungen, § 129a Absatz 3 und 5 Satz 1 zweite Alternative 
sowie Satz 2 StGB) 

Die Vorschrift schützt die innere öffentliche Sicherheit, da sie auf den Schutz vor besonders gefährlichen Verei-
nigungen gerichtet ist und der Bildung und dem Fortbestand derartiger schwerkrimineller Gruppierungen entge-
genwirken soll. Damit liegt ein besonders gewichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft 
vor.  

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Absatz 3 setzt als Tathandlung das 
Gründen oder das Sichbeteiligen als Mitglied an einer Vereinigung voraus, deren Tätigkeit bzw. Zweck auf die 
Androhung von Straftaten nach § 129a Absatz 1 und 2 StGB gerichtet ist. D.h. es wird eine künftige Straftat nach 
§ 129a Absatz 1 und 2 StGB in Aussicht gestellt, auf deren Begehung die Vereinigung Einfluss hat oder zumindest 
zu haben vorgibt. Absatz 5 setzt als Tathandlung das Unterstützen bzw. das Werben um Mitglieder oder Unter-
stützer voraus. Die Unterstützungshandlung bezieht sich dabei auf terroristische Vereinigungen, die besonders 
schwere Strafen androhen. Das Werben bezieht sich hingegen auf terroristische Vereinigungen, deren Zwecke 
oder deren Tätigkeiten auf die tatsächliche Begehung von besonders schweren Straftaten gerichtet sind.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Diesbezüglich ist festzuhalten, 
dass bereits durch die bloße Existenz terroristischer Vereinigungen auf Grund ihrer inneren Struktur, spezifischen 
Organisation und insbesondere ihrer Zielsetzung das Sicherheitsgefühl der Allgemeinheit beeinträchtigt und unter 
dem Aspekt der inneren öffentlichen Sicherheit als massive Bedrohung anzusehen ist (Bsp.: Politisch/ideologisch-
extremistische Organisationen, die die Abschaffung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung der Bundes-
republik Deutschland sowie die Schaffung eines neuen deutschen Staatswesens zum Ziel haben). Der terroristi-
schen Vereinigung wohnt eine Eigendynamik inne, die zu einer Steigerung der Gefährlichkeit für wichtige Rechts-
güter der Gemeinschaft führt. Diese für größere Personenzusammenschlüsse typische Eigendynamik hat ihre be-
sondere Gefährlichkeit darin, dass sie geeignet ist, dem einzelnen Beteiligten die Begehung von Straftaten zu 
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erleichtern und bei ihm das Gefühl persönlicher Verantwortung zurückzudrängen. Durch die o.g. Tathandlungen 
wird die Gefährlichkeit der Vereinigung weiter gefestigt. Das o.g. Rechtsgut wird dadurch stark gefährdet. 

Zu Nummer 30 (Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen, § 174 Absatz 1 und 2 StGB) 

Das Rechtsgut „Sexuelle Selbstbestimmung von Schutzbefohlenen“ ist ein besonders gewichtiges Rechtsguter 
mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. Die besondere Gewichtigkeit ergibt sich daraus, dass sich die 
Schutzbefohlenen in einem besonderen Vertrauensverhältnis befinden. Dieses schützenwerte Verhältnis ergibt 
sich z.B. aufgrund staatlicher Anordnung (z.B. Schulpflicht, staatliche Betreuungsverhältnis), aufgrund von Ar-
beitsverhältnissen oder aufgrund der familiären Stellung. Für die Rechtsgemeinschaft ist es von hoher Bedeutung, 
dass sich Schutzbefohlene, die sich, u.U. auch zwangsweise, in einem solchen Rechtsverhältnis befinden, sich 
dabei auf den Schutz der Rechtsordnung verlassen können. Anderenfalls führt es zu gesellschaftlichem Misstrauen 
gegenüber staatlicher Anordnung sowie gegenüber gesellschaftlich gewünschten und volkswirtschaftlich nötigen 
Arbeitsverhältnissen. Der besondere staatliche Schutzauftrag für die Familie folgt aus Artikel 6 Grundgesetz.  

Die besonderen Tatfolgen ergeben sich aus der entwicklungspsychologisch nachhaltigen Schädigung des Schutz-
befohlenen, der ggf. erhebliche Schwierigkeiten hat, sich wieder in die Gesellschaft zu integrieren, was wiederum 
nicht im Sinne der Rechtsgemeinschaft ist. Die besondere Tatbegehung ergibt sich daraus, dass eine Autoritäts-
person, die zum Vertrauen verpflichtet ist, gerade dieses Vertrauen missbraucht. 

Zu Nummer 31 (Sexueller Mißbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahrten oder Kranken und Hilfs-
bedürftigen in Einrichtungen, § 174a Absatz 1 und 2 StGB) 

Die Rechtsgüter „Sexuelle Selbstbestimmung von Gefangenen, behördlich Verwahrten oder Kranken und Hilfs-
bedürftigen in Einrichtungen sowie die Integrität dieser Institutionen“ sind besonders gewichtige Rechtsgüter mit 
hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. Die besondere Gewichtigkeit ergibt sich daraus, dass die Rechts-
gemeinschaft ein hohes Interesse an der Integrität der Institutionen sowie ein hohes Interesse an dem Schutz des 
Zwecks der Verwahrung hat (z.B. Strafvollzug) als auch ein Vertrauen in die Objektivität der für Gefangene 
(u.s.w.) verantwortlichen Personen besteht. Ebenso besteht dieses hohe Interesse in dem Schutz der sexuellen 
Selbstbestimmung der in Absatz 1 und Absatz 2 genannten Personen. Dies gilt umso mehr, als bei Absatz 1 eine 
staatliche Zwangsmaßnahme vorausgeht und der Staat daher eine besondere Pflicht hat, bei deren Vollstreckung 
für deren Ordnungsmäßigkeit zu sorgen. Bei Absatz 2 ergibt sich die besondere Schutzbedürftigkeit aus der 
Würde des (hilflosen) Menschen.  

Eine qualifizierte Anforderung besteht in dem Obhutsverhältnis (Opfer muss Täter der konkreten Ausgestaltung 
nach anvertraut gewesen sein) bzw. bei Absatz 2 im Ausnutzen (Tatbegehung aufgrund geschwächter Wider-
standskraft des Opfers).  

Bei Absatz 1 sind die Tatfolgen für den Betroffenen erheblich, der das Vertrauen in den Staat durch derartige 
Tathandlungen verlieren kann und somit in die Gesellschaft schwer (wieder) einzugliedern ist. Bei Absatz 2 kom-
men als Tatfolge gemeinwohlschädliche Auswirkungen hinzu (Vertrauen der Allgemeinheit in den Staat, Kranke 
und Hilflose besonders zu schützen). 

Zu Nummer 32 (Sexueller Mißbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung, § 174b Absatz 1 StGB) 

Die Rechtsgüter „Sexuelle Selbstbestimmung sowie Integrität bei der Ausübung staatlicher Macht“ sind beson-
ders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. Die besondere Gewichtung zu-
sammen mit der hohen Bedeutung ergibt sich aus dem hohen Vertrauen der Rechtsgemeinschaft in die Ordnungs-
mäßigkeit der Amtsführung und auch das hohe Vertrauen in eine umfassende Schutzwürdigkeit von Personen, 
denen freiheitsentziehenden Maßnahmen drohen können.  

Die qualifizierte Anforderung besteht darin, dass Täter nur sein kann, wer an einem Straf- oder Unterbringungs-
verfahren als entscheidungserheblicher Amtsträger mitwirkt. Es reicht, dass der Täter das Verfahren nur zum 
Schein einleitet, um das Opfer unter Druck zu setzen, was besonders verwerflich ist und das Vertrauen der Rechts-
gemeinschaft in einen funktionierenden Staat erschüttern kann.  

Die Tatfolgen sind für den Betroffenen erheblich, da er das Vertrauen in den Staat durch eine solche Tathandlung 
verlieren kann und somit in die Gesellschaft schwer eingliederbar ist. 

Zu Nummer 33 (Sexueller Mißbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- oder Betreuungs-
verhältnisses, § 174c Absatz 1 und 2 StGB) 
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Das Rechtsgut „Sexuelle Selbstbestimmung von Personen, die wegen einer psychischen oder körperlichen Beein-
trächtigung oder einer Suchtkrankheit auf die sie beratenden, behandelnden oder betreuenden Personen angewie-
sen sind“ ist ein besonders gewichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft.  

Die Gewichtung ergibt sich aus der Vertraulichkeit und Störungsfreiheit der angesprochenen Abhängigkeitsver-
hältnisse, an der die Rechtsgemeinschaft ein hohes Interesse hat. Gleichzeitig besteht ein hohes Interesse an dem 
Schutz der erkrankten Personen, die auf ein solches Abhängigkeitsverhältnis angewiesen sind. Das große Hilfs-
bedürfnis kranker bzw. labiler Personen, verbunden mit deren deutlich reduzierten Kritik- und Widerstandsfähig-
keit hat besondere gesellschaftliche Relevanz und bedarf des Schutzes vor sexueller Ausbeutung.  

Die Tatfolgen sind sowohl für das Vertrauen des Opfers, als auch der Bevölkerung in ein derartiges Verhältnis 
erheblich. 

Zu Nummer 34 (Sexueller Übergriff; sexuelle Nötigung; Vergewaltigung, § 177 Absatz 1 und 2 StGB) 

Das Rechtsgut „Sexuelle Selbstbestimmung einer Person“ ist ein besonders gewichtiges Rechtsgut mit hoher Be-
deutung für die Rechtsgemeinschaft. Die Gewichtung ergibt sich aus der hohen Bedeutung des Schutzguts für die 
Rechtsgemeinschaft: Der Schutz vor der Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung ist ein gewichtiger Teilas-
pekt der Menschenwürde.  

Die Tatbegehung ist aufgrund des damit verbundenen Gewalt- und Aggressionspotential, das vorrangig auf die 
Unterwerfung und Demütigung des Opfers abzielt, besonders qualifiziert.  

Tatfolgenqualifiziert sind die mit der Tat verbundenen gravierenderen Langzeitfolgen für das Opfer. 

Zu Nummer 35 (Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger, § 180 Absatz 2) 

Das Rechtsgut „Sexuelles Selbstbestimmungsrecht Minderjähriger“ ist ein besonders gewichtiges Rechtsgut mit 
hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. Die Entwicklung der sexuellen Selbstbestimmung in einer sensiblen 
Entwicklungsphase frei von störenden Einflussnahmen Dritter, ist ein Rechtsgut von besonders hoher Bedeutung 
für die Rechtsgemeinschaft. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Die Tathandlung betrifft ein min-
derjähriges Opfer, auf das unmittelbar eingewirkt wird, auch und gerade unter Zwang, damit es gegen Entgelt 
sexuelle Handlungen an Dritten vornimmt bzw. von Dritten an sich vornehmen lässt bzw. das zur Durchführung 
solcher Sexualkontakte vermittelt wird. 

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist das Erleben von 
Sexualität als „käuflicher Ware“ und ein erster Schritt in die Kinderprostitution. Besonders gravierende Aspekte 
der Tatfolgen sind dabei die psychischen Langzeitfolgen mit ggf. Depressionen, Traumata und Verhaltensauffäl-
ligkeiten, die von Rückzug bis hin zu risikoreichem Verhalten reichen sowie der (ggf. dauerhaften) Erschütterung 
des Vertrauens in zwischenmenschliche Beziehungen. 

Zu Nummer 36 (Zuhälterei, § 181a Absatz 1 StGB) 

Das Rechtsgut „Sexuelle Selbstbestimmung, verstanden als die Freiheit, über die Bedingungen und Umstände der 
eigenen Sexualkontakte zu entscheiden“ ist ein besonders gewichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die 
Rechtsgemeinschaft. Das bereits besonders gewichtige Rechtsgut enthält durch den implizierten Schutz der 
Würde der Prostituierten eine zusätzliche Verstärkung. Bei der Zuhälterei handelt sich um ein ausbeuterisches 
oder dirigistisches Verhalten, das darauf abzielt, eine andere Person, die der Prostitution nachgeht, zu kontrollie-
ren oder ihr Einkommen weitgehend an sich zu ziehen. Die besonders verwerfliche Tatbegehung liegt in der 
Ausbeutung/Missbrauch des in der Regel vorausgehenden Näheverhältnis. Daraus folgt auch die hohe Bedeutung 
für die Rechtsgemeinschaft. 

Die besondere Tatbegehung (und damit die besondere Verwerflichkeit) liegt darin, dass i.d.R. mehrere Täter an 
der Zuhälterei beteiligt sind und somit Täternetzwerke bestehen, was die Hilflosigkeit und Ohnmacht der Opfer 
verstärken.  

Die Tatfolgen sind für die Prostituierten durch massive psychische Schäden, Vorenthaltung finanzieller Mittel zur 
Lebensgestaltung sowie Alterssicherung, damit einhergehender totalen Kontrolle und Abhängigkeit sowie damit 
einhergehender körperlicher und/oder psychischer Gewalt gravierend. 
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Zu Nummer 37 (Sexueller Missbrauch von Jugendlichen, § 182 Absatz 1 und 2 StGB) 

Das Rechtsgut „Sexuelle Selbstbestimmung“ ist ein besonders gewichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für 
die Rechtsgemeinschaft. Die ordnungsgemäße Entwicklung der sexuellen Selbstbestimmung in einer sensiblen 
Entwicklungsphase ist ein Rechtsgut von besonders hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. Es gilt, diese 
Entwicklung auch vor Ausnutzung mittels materieller Anreize besonders zu schützen.  

Die Tatfolgen bei einem nach § 182 strafbaren sexuellen Missbrauch von Jugendlichen sind als besonders gravie-
rend einzustufen. Besonders gravierende Aspekte der Tatfolgen sind dabei die psychischen Langzeitfolgen mit 
ggf. Angststörungen, Depressionen, Traumata und einem erhöhten Suizidrisiko, Verhaltensauffälligkeiten, die 
von Rückzug bis hin zu risikoreichem Verhalten reichen sowie der (ggf. dauerhaften) Erschütterung des Vertrau-
ens in zwischenmenschliche Beziehungen. 

Zu Nummer 38 (Aussetzung, § 221 Absatz 1 StGB) 

Der Schutz der physischen Existenz und Gesundheit eines Menschen in hilfloser Lage ist ein besonders gewich-
tiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. Dies ergibt sich daraus, dass der Schutz des 
Lebens und der Gesundheit bereits per se ein Rechtsgut von besonders gewichtiger Bedeutung ist.  

Erschwerend kommt hier die herbeigeführte oder ausgenutzte hilflose Lage hinzu. Qualifizierend wirkt dabei eine 
Garantenstellung.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist der konkrete Ge-
fährdungserfolg des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung. Die Tatfolgen für das Opfer sind gravie-
rend vor dem Hintergrund der enttäuschten (und von der Gesellschaft erwarteten) Solidaritäts- und Schutzpflicht. 

Zu Nummer 39 (Menschenhandel, § 232 Absatz 1 StGB) 

Der Schutz der persönlichen Freiheit einschließlich seiner sexuellen Selbstbestimmung vor Ausbeutung und sei-
ner persönlichen Freiheit, über die Arbeitskraft zu verfügen sind Unterfälle der Menschenwürde und damit be-
sonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. Menschenhandel ist eine 
schwere Verletzung der Menschenwürde und des Selbstbestimmungsrechts. Das Opfer befindet sich in einer Aus-
beutungssituation, in denen die persönliche oder wirtschaftliche Zwangslage ausgenutzt wird (wie Zwangsarbeit, 
Prostitution, Bettelei oder Organentnahme). Im Kern geht es hier um ein Delikt, dass den Menschen als handeln-
des Subjekt gegen seine Instrumentalisierung und Ausbeutung schützt. Daher hat das Delikt eine hohe Bedeutung 
für die Rechtsgemeinschaft.  

Die besondere Tatbegehung (und damit die besondere Verwerflichkeit) liegt in dem mehrstufigen Täternetzwerk, 
das die Nachschubebene (Rekrutierung der Opfer), die Logistikebene (Weitergabe der Opfer) sowie die eigentli-
che Ausbeutung (Basisebene) betrifft. Das Zusammenwirken von mehreren Tätern gegenüber einem Opfer erhöht 
dessen Hilflosigkeit und Ohnmacht und damit den Unrechtsgehalt. 

Die Tatfolgen haben schwerwiegende Auswirkungen für die persönliche Freiheit der Opfer, verbunden mit tief-
gehenden psychischen Störungen und sind damit besonders gravierend. 

Zu Nummer 40 (Verschleppung, § 234a Absatz 3 StGB) 

Der Schutz der persönlichen Freiheit und das Recht auf Verbleib im räumlichen Geltungsbereich des Gesetzes 
sind Unterfälle der Menschenwürde und damit besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die 
Rechtsgemeinschaft. Aufgrund der hohen kriminellen Energie sowie die Gefährlichkeit für das Opfer gilt dies 
auch für die Vorbereitung einer Verschleppung. Durch eine Verschleppung wird eines der zentralen Grundrechte 
(die Freiheit) massiv verletzt. Das Delikt führt zu einer hohen Beeinträchtigung des Sicherheitsgefühls der Bevöl-
kerung und kann daher von der Rechtsgemeinschaft nicht hingenommen werden.  

Die Tatfolgen sind auch bereits bei Vorbereitungshandlungen besonders gravierend, da damit bereits ernsthaft 
das Recht auf Freiheit sowie auf Verbleib im räumlichen Geltungsbereich des Gesetzes gefährdet wird. 

Zu Nummer 42 (Zerstörung wichtiger Arbeitsmittel, § 305a Absatz 1) 

Die Vorschrift dient neben dem Schutz des Eigentums an den in § 305a Absatz 1 StGB aufgeführten Arbeitsmit-
teln und Kfz auch dem öffentlichen Interesse an der Funktionsfähigkeit der in § 316b Absatz 1 Nummer 1 und 2 
StGB aufgezählten Anlagen und Betriebe (BeckOK StGB/Weidemann, 67. Ed. 1.11.2025, StGB § 305a Rn. 2 f). 
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Geschützt werden Arbeitsmittel zur Errichtung von Anlagen, die für die Allgemeinheit wichtig sind, so wie zum 
Beispiel Einsatzfahrzeuge der Sicherheits- und Rettungskräfte. Insofern wird von § 305a Absatz 1 StGB die Funk-
tionsfähigkeit von besonders wichtigen Arbeitsmitteln geschützt, die von hoher Bedeutung für die Rechtsgemein-
schaft sind. 

Die Schwere der Straftat ergibt sich zudem aus der besonderen Begehungsform, die in Absatz 1 objektiviert ist. 
Der Tatbestand beschreibt die vollständige oder teilweise Zerstörung der besonders schutzwürdigen Arbeitsmittel. 
Anders als bei § 303 StGB reicht eine bloße Beschädigung nicht aus. 

Taterfolg ist, dass ein besonders schutzwürdiges Arbeitsmittel, das von besonderer Bedeutung für die Rechtsge-
meinschaft ist, nicht mehr zweckentsprechend genutzt werden kann. Das § 305a StGB auch im Katalog des § 
129a Absatz 2 Nummer 2 StGB enthalten ist, unterstreicht strafrechtsimmanent das besondere Folgenpotential 
dieser Tat zur Verunsicherung der Bevölkerung. 

Zu Nummer 43 (Gefährliche Eingriffe in den Straßenverkehr, § 315b Absatz 1 und 2) 

Die Vorschrift schützt die allgemeine Sicherheit des Straßenverkehrs sowie Leib, Leben und Eigentum. Insbe-
sondere Leben und Gesundheit sind besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsge-
meinschaft.  

Die Schwere der Straftat ergibt sich aus der besonderen Begehungsform, die in § 315b Absatz 1 StGB objektiviert 
ist. Der Tatbestand beschreibt bestimmte Tathandlungen durch die die Sicherheit des Straßenverkehrs beeinträch-
tigt wird. Es reicht daher keine irgendwie geartete Straßenverkehrsgefährdung, sondern nur die in der Vorschrift 
näher umschriebenen Eingriffe (BeckOK StGB/Kudlich, 67. Ed. 1.11.2025, StGB § 315b Rn. 5). Diese müssen 
zudem zu einer Gefährdung von Leib oder Leben eines anderen Menschen oder fremden Sachen von bedeutendem 
Wert führen.  

Taterfolg ist eine Beeinträchtigung der Sicherheit des Straßenverkehrs. Die normale Betriebsgefahr wird gestei-
gert und der Verkehr in seinem ungestörten Ablauf gefährdet. In dieser Gefährdung kann bereits zugleich auch 
eine Gefahr für ein besonders gewichtiges Rechtsgut liegen. Das Ausbleiben eines Schadens hängt nur noch vom 
Zufall ab. Weiterer Bestandteil des Taterfolgs ist eine Gefährdung eines der benannten besonders gewichtigen 
Rechtsgüter. Gerade mit Blick auf die hohe Anzahl von Verkehrsteilnehmern kann hier oft eine hohe Anzahl an 
Menschenleben betroffen sein. 

Zu Nummer 44 (Störung öffentlicher Betriebe, § 316b Absatz 1 und 2) 

Der Betrieb bestimmter, gemeinschaftswichtigen Zwecken dienender Unternehmen, Einrichtungen und Anlagen 
gegen störende Eingriffe ist ein besonders gewichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemein-
schaft. 

Die besondere Gewichtigkeit sowie die hohe Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft ergeben sich aus der Bedeu-
tung der Versorgung der Bevölkerung mit lebenswichtigen Gütern (u.a. Wasser, Strom) sowie die Bedeutung der 
Funktionsfähigkeit aller der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit dienenden Einrichtungen oder Anlagen. 

Die besondere Tatfolgen sind geprägt durch die tiefgreifende Verunsicherung der Allgemeinheit und die Desta-
bilisierung des Vertrauens in die staatliche Integrität. 

Zu Nummer 45 (Störung von Telekommunikationsanlagen, § 317 Absatz 1 und 2) 

Die Funktionsfähigkeit des öffentlichen Telekommunikationsverkehrs ist ein besonders gewichtiges Rechtsgut 
mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. 

Die besondere Gewichtigkeit sowie die hohe Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft ergeben sich daraus, dass die 
Funktionalität von Telefon, Internet und Mobilfunk für das moderne Leben, die Wirtschaft und die öffentliche 
Sicherheit essenziell ist. Verstärkend kommt die zunehmende Digitalisierung hinzu. Ausfälle von elektronisch 
verfügbaren Nachrichten, Zugänge zu Banken, Versicherungen, Gesundheitswesen etc. haben schwerwiegende 
Auswirkungen auf Gesellschaft, Staat und Wirtschaft.  

Die besonderen Tatfolgen manifestieren sich im Ausfall einer lebensnotwendigen Infrastruktur mit massiven Stö-
rungen für sämtliche Bereiche der Bundesrepublik Deutschland. 

Zu Nummer 46 (Beschädigung wichtiger Anlagen, § 318 Absatz 1 StGB) 
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Der Schutz gewisser Anlagen der öffentlichen Daseinsvorsorge einhergehend mit der Gefährdung von Leib und 
Leben der von ihrer Beeinträchtigung betroffenen Personen sind besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher 
Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft. Die besondere Gewichtigkeit sowie die hohe Bedeutung für die Rechts-
gemeinschaft ergeben sich daraus, dass hier Leib, Leben sowie die Funktionsfähigkeit wesentlicher Infrastruktur 
(Wasser, Verkehr, Bergbau) für die Allgemeinheit geschützt wird.  

Die aufgeführten Anlagen (wie z.B. Wasserleitungen, Brücken, Fähren oder Dämme) sind für die Wasserversor-
gung, aber auch für die Fortbewegung oder dem Schutz der Bevölkerung insbesondere vor Hochwasser essentiell. 
Sofern ein entsprechender Schutz dieser Anlagen nicht gewährleistet werden kann, kommt es als besondere Tat-
folge zu einem Vertrauensverlust der Bevölkerung in die staatliche Ordnung. 

Zu Nummer 47 (Bestechlichkeit (§ 332 Absatz 1 Satz 1 StGB), auch in Verbindung mit § 336 StGB (Unter-
lassen der Diensthandlung)) 

Die Vorschrift schützt die generelle Gefährdung der Funktionsfähigkeit des Staatsapparates, die sich aus der ver-
botenen Beziehung zwischen Bestechendem und Bestochenem ergibt. Ein besonders gewichtiges Rechtsgut mit 
hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft liegt damit vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Nach Absatz 1 ist erforderlich, 
dass ein Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter für eine vergangene, gleichzeitig 
vorgenommene oder künftige pflichtwidrige Diensthandlung einen Vorteil für sich oder einen Dritten fordert, sich 
versprechen lässt oder annimmt.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Diesbezüglich ist festzuhalten, 
dass bereits der Anschein von Käuflichkeit von Trägern staatlicher Funktionen das Vertrauen der Öffentlichkeit 
in die Sachlichkeit bzw. Lauterkeit staatlicher Tätigkeit nachhaltig beeinträchtigt. Ein Amtsträger, der eine Ab-
wendung von Kernanforderungen seiner Dienstpflichten sogar in der Begehung von Straftaten betätigt, lässt dar-
über hinaus Wiederholungen erwarten. Dies hat eine breite Schädigung öffentlicher Funktionen wie letztlich auch 
des Vertrauens der Bevölkerung in die Funktionsfähigkeit der staatlichen Einrichtungen zur Folge. Das o.g. 
Rechtsgut wird dadurch stark gefährdet. 

Zu Nummer 48 (§ 18 Absatz 1 bis 5 jeweils in Verbindung mit Absatz 6 und 9 AWG) 

Die Vorschrift schützt die generelle Gefährdung der Funktionsfähigkeit des Staatsapparates, die sich aus der ver-
botenen Beziehung zwischen Bestechendem und Bestochenem ergibt. Ein besonders gewichtiges Rechtsgut mit 
hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft liegt damit vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Nach Absatz 1 ist erforderlich, 
dass ein Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter für eine vergangene, gleichzeitig 
vorgenommene oder künftige pflichtwidrige Diensthandlung einen Vorteil für sich oder einen Dritten fordert, sich 
versprechen lässt oder annimmt.  

Darüber hinaus ergibt sich die besondere Schwere der Tat auch aus der Tatfolge. Diesbezüglich ist festzuhalten, 
dass bereits der Anschein von Käuflichkeit von Trägern staatlicher Funktionen das Vertrauen der Öffentlichkeit 
in die Sachlichkeit bzw. Lauterkeit staatlicher Tätigkeit nachhaltig beeinträchtigt. Ein Amtsträger, der eine Ab-
wendung von Kernanforderungen seiner Dienstpflichten sogar in der Begehung von Straftaten betätigt, lässt dar-
über hinaus Wiederholungen erwarten. Dies hat eine breite Schädigung öffentlicher Funktionen wie letztlich auch 
des Vertrauens der Bevölkerung in die Funktionsfähigkeit der staatlichen Einrichtungen zur Folge. Das o.g. 
Rechtsgut wird dadurch stark gefährdet. 

Auch bei § 18 Absatz 9 AWG handelt es sich um eine besonders schwere Straftat. Die besondere Schwere folgt 
im Falle des Absatzes 9 daraus, dass nicht nur das Erfolgsunwert identisch mit dem der dort genannten Tatbe-
standsverwirklichungen (Absatz 1 Nummer 4, Absatz 1a, Absatz 2 Nummer 1, 3, 4 oder Nummer 6, Absatz 4 
Satz 1 Nummer 5 oder Absatz 5 Satz 1) ist, sondern das Handlungsunwert durch die Art der Begehung noch 
darüber hinaus geht. Dies ist tatbestandlich objektiviert darin angelegt, dass hier eine Ausfuhrgenehmigung nicht 
nur fehlt, sondern durch eine aktive Handlung „erwirkt oder erschlichen“ wird. Besonders augenscheinlich wird 
dies, wenn eine solche Genehmigung durch eine Drohung oder Bestechung erwirkt wird, aber auch das täuschende 
Erschleichen verkörpert eine – im Vergleich zu der „bloß fehlenden“ Genehmigung – besonders schwere Bege-
hungsform. 
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Zu Nummer 49 (§ 19 Absatz 1 KrWaffKontrG) 

Die Vorschrift des Kriegswaffenkontrollgesetzes dient der Verhinderung der Beteiligung Deutscher an der Er-
richtung von Anlagen zur Herstellung von Atomwaffen und schützt damit mittelbar den Weltfrieden. Damit liegt 
ein besonders gewichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist die Ausübung der 
tatsächlichen Gewalt über eine Atomwaffe, d.h. einer Massenvernichtungswaffe, bei deren Einsatz Hunderttau-
sende von Menschen in kurzer Zeit sterben können. Erfasst ist sowohl der unerlaubte täterschaftliche Umgang 
mit Atomwaffen (Nr. 1), als auch eine diesbezügliche Verleitung (Nr. 2) bzw. Förderung (Nr. 2a).  

Die besondere Schwere der Tat ergibt sich aus der Tatfolge. Durch die Tathandlung wird die Herstellung und 
Ausbreitung von Massenvernichtungswaffen gefördert. Dies befeuert den Nuklearterrorismus und ist damit eine 
ernsthafte Bedrohung für das o.g. Schutzgut.  

Zu Nummer 50 (§ 20a Absatz 1 KrWaffKontrG) 

Die Vorschrift des Kriegswaffenkontrollgesetzes schützt mittelbar Leib und Leben und den Weltfrieden. Damit 
liegen besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist die verbotene 
Tätigkeit des Einsetzens, Entwickeln, Herstellen, Handel treiben, Erwerben, Überlassen, Einführen, Ausführen, 
Durchführen oder sonstige Ausübung der tatsächlichen Gewalt über Antipersonenminen oder Streumunition und 
damit gemeingefährlichen Kriegswaffen, die ein großes Schadenspotential aufweisen.  

Die besondere Schwere der Tat ergibt sich aus der Tatfolge. Durch die Tathandlung wird die Herstellung und 
Ausbreitung von Antipersonenminen oder Streumunition gefördert, womit eine ernsthafte Bedrohung für die o.g. 
Schutzgüter einhergeht. 

Zu Nummer 51 (§ 22a Absatz 1 KrWaffKontrG) 

Die Vorschrift des Kriegswaffenkontrollgesetzes schützt mittelbar den Weltfrieden. Damit liegt ein besonders 
gewichtiges Rechtsgut mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist der unerlaubte 
Umgang mit Kriegswaffen, d.h. ohne die entsprechende Genehmigung. Kriegswaffen sind solche Waffen, die 
explizit zur Kriegsführung bestimmt sind (§ 1 Absatz 1 KrWaffKontrG), d.h. ein großes Schadenspotential auf-
weisen.  

Die besondere Schwere der Tat ergibt sich aus der Tatfolge. Durch die Tathandlung wird die Herstellung und 
Ausbreitung von Kriegswaffen gefördert, womit eine ernsthafte Bedrohung für das o.g. Schutzgut einhergeht. 

Zu Nummer 52 (§ 51 Absatz 1 WaffG) 

Die Vorschrift des Waffengesetzes schützt die öffentliche Sicherheit und Ordnung und Leib und Leben durch die 
Begrenzung der Verbreitung und Nutzung von Waffen. Damit liegen besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher 
Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor. 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist der Erwerb, Besitz, 
Überlassung, Führen, Verbringen, Mitnehmen, Herstellen, Bearbeiten, Instandsetzen oder Handel treiben mit ver-
botenen Schusswaffen zum Verschießen von Patronenmunition. Damit handelt es sich bei den verbotenen Schuss-
waffen um sog. „scharfe“ Schusswaffen, da nur diese Patronenmunition verschießt (u.a. vollautomatische Schuss-
waffen und Pumpguns).  

Die besondere Schwere der Tat ergibt sich aus der Tatfolge. Durch die Tathandlung wird die Herstellung, Nutzung 
und Verbreitung von verbotenen scharfen Schusswaffen gefördert, was eine ernsthafte Bedrohung für die o.g. 
Schutzgüter bedeutet. 

Zu Nummer 53 (§ 52 Absatz 1 WaffG) 

Die Vorschrift schützt die öffentliche Sicherheit und Ordnung und Leib und Leben durch die Begrenzung der 
Verbreitung und Nutzung von Waffen. Damit liegen besonders gewichtige Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für 
die Rechtsgemeinschaft vor. 
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Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Tathandlung ist das unerlaubte 
Ausüben der tatsächlichen Gewalt über Waffen oder Waffenteile bzw. Munition, u.a. ehemalige Kriegswaffen 
und Molotow-Cocktails.  

Die besondere Schwere der Tat ergibt sich aus der Tatfolge. Durch die Tathandlung wird die Herstellung und 
Verbreitung der o.g. Waffen gefördert, was eine ernsthafte Bedrohung für die o.g. Schutzgüter bedeutet. 

Zu Nummer 54 (§ 16 Absatz 1 CWÜAG) 

§ 16 Absatz 1 des Ausführungsgesetzes zu dem Übereinkommen vom 13. Januar 1993 über das Verbot der Ent-
wicklung, Herstellung, Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen 
(CWÜAG) schützt die Sicherheit der Bundesrepublik und den Völkerfrieden. Damit liegen besonders gewichtige 
Rechtsgüter mit hoher Bedeutung für die Rechtsgemeinschaft vor. 

§ 16 Absatz 1 CWÜAG beinhaltet Strafvorschriften im Zusammenhang mit der Zuwiderhandlung von u.a. Aus-
fuhrbeschränkungen, die sich aus den Verpflichtungen des sog. „Che-miewaffenübereinkommens“ ergeben. Die 
besondere Schwere dieser Straftat ergibt sich aus der Gefahr, welche aus ihrer Verwirklichung entstehen kann. 
Tatbestandlich ist diese Gefahr – und folglich auch die besondere Schwere eines Verstoßes – darin angelegt, dass 
der Straftatbestand letztlich einer Verbreitung von chemischen Waffen, welche aufgrund ihrer verheerenden Wir-
kungen und perfiden Natur völkerrechtlich geächtet sind, entgegenwirkt. Ein Verstoß gegen dieses Verbot ist 
somit in objektivierter Weise mit einem besonderen Tatunrecht verbunden. Überdies ist ein Verstoß für Beteiligte 
auch aufgrund des Gepräges der Tatbestandsverwirklichung, welche gerade mit Blick auf die historische Verwen-
dung dieser Waffen betrachtet werden muss, als besonders schwere Straftat zu erkennen. Da ein Vertrieb der 
entsprechenden Chemikalien nur von spezialisierten Händlern mit hoher chemischer Sachkenntnis in Betracht 
kommt, ist zudem davon auszugehen, dass diese Kenntnis von der (möglichen) Verwendung in Chemiewaffen 
haben. Nur vorsätzliche Taten werden von der Übermittlungsbefugnis erfasst, da das besondere Tatunrecht einer 
aktiven Mitwirkung an der Verbreitung von Chemiewaffen nur bei vorsätzlicher Begehung anzunehmen ist.  

Ein praktisches Beispiel für einen solchen Fall wäre der vorsätzliche Export einer Chemikalie, welche Nordkorea 
die Produktion von Chemiewaffen ermöglicht. Insbesondere vor dem Hintergrund der nordkoreanischen Unter-
stützung Russlands in seinem Angriffskrieg gegen die Ukraine kann eine solche CWÜ-widrige Aktivität zu einer 
erheblichen Gefährdung außen- und sicherheitspolitischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland und seiner 
Verbündeten führen. 

Zu Nummer 55 (§ 18 Transplantationsgesetz) 

Die Vorschrift aus dem Transplantationsgesetz (TPG) dient dem Schutz von gleich mehreren besonders gewich-
tigen Rechtsgüter, die körperliche Unversehrtheit, der Schutz von Leib und Leben, das allgemeine Selbstbestim-
mungsrecht und nicht zuletzt die Menschenwürde (BeckOK StGB/ Heintschel-Heinegg/Kudlich, 67. Ed. 
1.11.2025, TPG § 18 Rn. 11 ff.). 

Dass eine besonders schwere Straftat vorliegt, ergibt sich aus dem Tatbestand. Die Tatbegehung wird regelmäßig 
im Kontext des Menschenhandels bzw. der Organisierten Kriminalität verwirklicht. Der Organhandel mit Bezug 
zum Ausland geht typischerweise mit einer besonderen Gefährdung schutzbedürftiger Personen einher.  

Die besondere Schwere der Tat ergibt sich auch aus der Tatfolge. Tatfolge ist, dass Personen in finanziellen Not-
situationen zu medizinisch nicht indizierten Eingriffen gezwungen werden und sodann durch das Fehlen einzelner 
Organe oder Organteile langfristig mit den gesundheitlichen Folgen leben müssen. Aufgrund langer Wartelisten 
für eine legale Transplantation wird durch die Straftat auch der Menschenhandel nur zu diesem Zwecke begüns-
tigt. 

Zu Artikel 3 (Gesetz über die Rechtskontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat) 
Für den mit dem Gesetz zur Änderung des BND-Gesetzes zur Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts sowie des Bundesverwaltungsgerichts vom 19. April 2021 (BGBl. I S. 771) errichteten Unabhängigen 
Kontrollrat wird ein eigenes Stammgesetz geschaffen. Damit wird der Ausweitung der Kontrollzuständigkeit des 
Unabhängigen Kontrollrats auf alle Nachrichtendienste des Bundes Rechnung getragen. Die Regelung in einem 
eigenen Stammgesetz folgt dem Vorbild anderer Gesetze über Kontrollgremien wie das Parlamentarische Kon-
trollgremiumsgesetz, das Artikel 10-Gesetz oder das Bundesrechnungshofgesetz. Mit der Novellierung des BND-
Gesetzes durch das Gesetz zur Änderung des BND-Gesetzes zur Umsetzung der Vorgaben des 
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Bundesverfassungsgerichts sowie des Bundesverwaltungsgerichts vom 19. April 2021 (BGBl. I S. 771) wurde die 
oberste Bundesbehörde Unabhängiger Kontrollrat als Nachfolger des Unabhängigen Gremiums geschaffen. Be-
ginnend am 1. Januar 2022 war der Unabhängige Kontrollrat sodann für die Rechtskontrolle über die technische 
Aufklärung des Bundesnachrichtendienstes zuständig. 

Die nachrichtendienstlichen Befugnisse, die in Folge des Urteils des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 
2022 zum bayerischen Verfassungsschutzgesetz neu geregelt oder angepasst werden mussten, werden entlang der 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts mit einer effektiven Rechtskontrolle flankiert. Der Unabhängige Kon-
trollrat wird insoweit nunmehr die Aufgabenwahrnehmung des Bundesnachrichtendienstes und des Bundesamtes 
für den Verfassungsschutz auf ihre Rechtmäßigkeit hin kontrollieren. Die Rechtskontrolle des Unabhängigen 
Kontrollrats stellt das Bindeglied zwischen der rechtsstaatlich abgesicherten, nachrichtendienstlichen Aufgaben-
wahrnehmung und der politischen Kontrolle über die Tätigkeit der Nachrichtendienst dar. Eine stringente ge-
richtsähnliche Spruchpraxis bei umfassender Betrachtung der nachrichtendienstlichen Aufgabenwahrnehmung 
gewährleistet Handlungssicherheit für die Nachrichtendienste des Bundes bei ihrer zum Teil grundrechtsrelevan-
ten Tätigkeit. 

Die integrale Rechtskontrolle des Unabhängigen Kontrollrats wird aufbauend auf der zunächst für die strategische 
Fernmeldeaufklärung des Bundesnachrichtendienstes entwickelten Kontrollarchitektur fortentwickelt. Kernele-
mente dieser Kontrollarchitektur sind die beiden Kontrollsäulen der gerichtsähnlichen und der administrativen 
Rechtskontrolle unter dem Dach einer einheitlichen, ministerialfreien obersten Bundesbehörde.  

Die gerichtsähnliche Vorabkontrolle kann in Anbetracht der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung klar kon-
turiert werden. Hierbei ist – insoweit durch die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung teilweise vorgezeichnet, 
vgl. BVerfG, Beschluss vom 8. Oktober 2024, 1 BvR 1743/16 u.a. – auch eine Verlagerung der Vorabkontrolle, 
welche bislang der G10-Kommission vorbehalten war, auf den Unabhängigen Kontrollrat angezeigt. Die Ausfüh-
rungen des Bundesverfassungsgerichts zu den strukturellen Defiziten der G10-Kommission sind in ihrer Wertung 
auch auf die Individualbeschränkungsmaßnahmen (vormals § 3 des Artikel 10-Gesetzes) zu übertragen (hierzu 
umfassend und überzeugend: Friedrich in JZ 2025, S. 403ff.). 

Demgegenüber folgt die administrative Rechtskontrolle einem durch den Gesetzgeber auszutarierenden Zusam-
menspiel bundesverfassungsgerichtlicher Vorgaben und nachrichtendienstlicher Erfordernisse. Bei diesen Erfor-
dernissen ist das Leitbild des Geheimschutzes und der Vermeidung von informatorischen Schnittstellen zum einen 
zwischen dem jeweiligen Nachrichtendienst und der Kontrollbehörde aber auch potenziell von der Kontrollbe-
hörde zu weiteren Kontrollbehörden tragend. Bereits der Anschein, dass nachrichtendienstliche Informationsbe-
schaffung und Methoden durch verschiedenste Hände gehen (müssen), beschädigt die Glaubwürdigkeit der Nach-
richtendienste im notwendigen internationalen Verbund nachrichtendienstlicher Zusammenarbeit. Der Unabhän-
gige Kontrollrat gewährleistet mithin nicht eine bloße integrale Rechtskontrolle über die nachrichtendienstliche 
Befugnisausübung und deren Kopplung an die parlamentarische Kontrolle. Vielmehr bietet die einheitliche be-
hördliche Struktur anhaltend Gewähr für die Sicherstellung der Auftragserfüllung der Nachrichtendienste des 
Bundes.  

Die Schaffung einer integralen Rechtskontrolle über die Aufgabenwahrnehmung von Bundesnachrichtendienst 
und Bundesamt für Verfassungsschutz begegnet zudem dem wiederholt festgestellten Zustand der Zersplitterung 
der Kontrolle. Diese einheitliche Struktur führt zu einem effektiveren Grundrechtsschutz, da zunehmend auch das 
Zusammenfallen nachrichtendienstlicher Befugnisausübungen einer Verhältnismäßigkeitsprüfung unterzogen 
werden kann. Der bisherige Zustand gedoppelter Kontrollstrukturen wird ebenfalls beendet. Neben einem Kon-
trollmehrwert durch eine einheitliche gerichtsähnliche und administrative Rechtskontrolle aus einer Hand werden 
zudem die Ressourcen der Nachrichtendienste des Bundes geschont, die bislang teilweise in erheblichem Maße 
mit Doppelkontrollen belastet sind, ohne dass die doppelten Kontrollstrukturen einen rechtsstaatlichen Mehrwert 
geboten hätten. Dieser Umstand und die hiermit verbundene Stärkung der Kontrolle durch einen integralen Ansatz 
ist es auch, weshalb die Zuständigkeit der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
im Bereich der nachrichtendienstlichen Kontrolle nunmehr auf das administrative Kontrollorgan übergeht. Inso-
weit wird dem vielfach geäußerten Vorschlag einer gebündelten Kontrolle entsprochen (vgl. Höning, Externe 
Rechtskontrolle der Nachrichtendienste, S. 267ff. dort freilich mit dem Vorschlag einer gegenläufigen Zuständig-
keitsverlagerung). 

Die neu geschaffene Möglichkeit, dass neben den sieben richterlichen Mitgliedern nunmehr auch zwei nicht-
richterliche Mitglieder in das gerichtsähnliche Kontrollorgan aufgenommen werden können, soll – in 
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Entsprechung der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG 1 BvR 2835/17, Rn. 286) – eine Öffnung 
des Kontrollorgans bewirken. Hierdurch sollen Erfahrungen und Perspektiven aus anderen juristischen Berufen 
Eingang in das gerichtsähnliche Kontrollorgan finden. Dabei ist durch das Verhältnis von richterlichen (sieben) 
zu nichtrichterlichen (zwei) Mitgliedern zugleich sichergestellt, dass der richterlichen Perspektive ein maßgebli-
ches Gewicht zukommt.  

Neben der Ausweitung der Kontrollzuständigkeit des Unabhängigen Kontrollrats bilden klarstellende Anpassun-
gen zur behördlichen Ausgestaltung und dabei insbesondere zum Verhältnis von gerichtsähnlichem und administ-
rativem Kontrollorgan sowie zur Rolle der Mitglieder des Senats beim Unabhängigen Kontrollrat einen weiteren 
wesentlichen Bestandteil des Gesetzes. 

Zu Abschnitt 1 (Unabhängiger Kontrollrat und Aufgaben) 

Zu § 1 (Unabhängiger Kontrollrat) 
Die Stellung des Unabhängigen Kontrollrats bleibt grundsätzlich unverändert, vgl. den bisherigen § 41 Absatz 1 
des BND-Gesetzes. Der Unabhängige Kontrollrat ist eine ministerialfreie oberste Bundesbehörde, die der Exeku-
tive zugeordnet ist. Zur Wahrung der Unabhängigkeit des Unabhängigen Kontrollrats muss er weisungsfrei sein. 
Der Unabhängige Kontrollrat verfügt institutionell („unabhängige oberste Bundesbehörde“) und bezogen auf die 
Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans (§ 15) über eine aufgaben- und funktionsbezogen umfassend 
gesicherte Unabhängigkeit. 

Zu § 2 (Aufgaben des Unabhängigen Kontrollrats) 

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 wird die Grundaufgabe des Unabhängigen Kontrollrats beschrieben: Er kontrolliert die Rechtmäßig-
keit der Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch die Nachrichtendienste des Bundes bei der Wahrneh-
mung der im Rahmen der jeweiligen Fachgesetzen geregelten Aufgaben. Hierbei ist die Kontrolle auf die Wah-
rung der Grundrechte der Betroffenen auszurichten und gilt der Sicherung und praktischen Effektivierung der 
rechtlichen Grenzen der staatlichen Überwachungstätigkeit (BVerfG, Urteil vom 19. Mai 2020, 1 BvR 2835/17, 
Rn. 272).  

Damit ist, dem Regelungsgehalt der nachrichtendienstlichen Fachgesetze entsprechend, eine Prüfung der Bestim-
mungen verbunden, welche die Erhebung, Weiterverarbeitung und Übermittlung von personenbezogenen Daten 
regeln. Dies korrespondiert mit der Eingriffsdimension „staatliche Überwachungstätigkeit“, die letztlich auf die 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten gerichtet ist. Dies betrifft dabei auch die Anwendung einer Befugnis 
(also sowohl des versuchten wie des abgeschlossenen Einsatz) für nachrichtendienstliche Mittel, deren Eingriffs-
last sich aus den besonderen Umstände der Maßnahme ergibt (wie etwa einer längerfristigen Observation oder 
einer längerfristigen Standortbestimmung), da – gerade – auch hier die staatliche Überwachung darauf gerichtet 
ist, umfangreiche Informationen (d.h. personenbezogene Daten) zu Personen zu gewinnen. Die verfahrenssichern-
den Vorgaben der Fachgesetze, besondere Einschränkungen für geschützte Personen, Beschränkungen in den 
Zeiträumen, Weiterverarbeitungs- und Übermittlungsbestimmungen, Protokollierungs- und Kennzeichnungs-
pflichten etc. sind letztlich allesamt Vorgaben, welche die Verarbeitung von personenbezogenen Daten betreffen 
und unterliegen dergestalt der Kontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat. Gegenstand der Kontrolle ist ins-
besondere auch, ob es sich bei bestimmten Daten um solche mit Personenbezug handelt oder nicht. 

Die Prüfung erfolgt also darauf, ob die nachrichtendienstlichen Maßnahmen und die hiervon ausgehende und die 
sich hieran anschließende Verarbeitung von personenbezogenen Daten den gesetzlichen Bestimmungen entspre-
chen und den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz wahren. Erstmals wird damit die Aufgabenwahrnehmung von Bun-
desnachrichtendienst und Bundesamt für Verfassungsschutz einer einheitlichen integralen Rechtskontrolle durch 
eine unabhängige oberste Bundesbehörde unterworfen.  

Lediglich klarstellend sei darauf hingewiesen, dass die Einhaltung der Vorschriften über die Informationserhe-
bung (bzw. der grundrechtsrelevanten Untermenge der Erhebung von personenbezogenen Daten) im Rahmen der 
nachrichtendienstlichen Auftragsdatenverarbeitung (all)umfassend in der Prüftätigkeit des Unabhängigen Kon-
trollrats aufgeht. Erfasst sind also auch mögliche Eingriffe in Artikel 13 des Grundgesetzes wie in andere Grund-
rechte, wenn dies Teil des Erhebungs- (bzw. Verarbeitungsprozesses insgesamt) ist. Damit übernimmt der Unab-
hängigen Kontrollrat künftig die Rolle des (einzigen) behördlichen Kontrollorgans über die Tätigkeit der Nach-
richtendienste und vereint damit die datenschutzrechtliche Kontrolle, die vormals der Bundesbeauftragten für den 
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Datenschutz und die Informationsfreiheit vorbehalten war, sowie die auftragsbezogenen Kontrolltätigkeiten der 
G10-Kommission (vgl. zu der bereits seit längerem erhobenen Forderung, eine einheitliche Kontrolle zu schaffen, 
ausführlich: Höning, Externe Rechtskontrolle der Nachrichtendienste, S. 267ff.).  

Zu Absatz 2 
Die Rechtskontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat gliedert sich in grundsätzlich drei Bereiche. Hierbei 
handelt es sich um die Vorabkontrolle und Einzelfallkontrolle, die dem gerichtsähnlichen Kontrollorgan vorbe-
halten ist (geregelt in Abschnitt 3 Unterabschnitt 1) und die administrative Kontrolle, die durch das administrative 
Kontrollorgan erfolgt (Abschnitt 3 Unterabschnitt 2). In den Fällen der Vorabkontrolle und der Einzelfallkontrolle 
obliegt es den Nachrichtendiensten des Bundes, den Kontrollvorgang durch eine Vorlage zu initiieren. Demge-
genüber finden in den Fällen der administrativen Kontrolle, die als datenschutzrechtliche Strukturkontrolle über 
die Tätigkeiten der Nachrichtendienste des Bundes ausgestaltet ist, eine selbst initiierte Prüfung durch das admi-
nistrative Kontrollorgan anhand des Prüfprogrammes statt.  

Zu Absatz 3 
Der Unabhängige Kontrollrat wird bei den Verfahren der Errichtungsanordnungen (vormals: Dateianordnungen) 
von den Nachrichtendiensten des Bundes nach Maßgabe der in Absatz 3 genannten fachgesetzlichen Bestimmun-
gen angehört. Dieses Anhörungsverfahren, welches bislang dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit zufiel, geht zuständigkeitshalber nun an den Unabhängigen Kontrollrat. Es komplettiert die 
integrale Kontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat über die Aufgabenwahrnehmung der Dienste und wirkt 
der Zuständigkeitszersplitterung entgegen. In materieller Hinsicht bleibt das Anhörungsverfahren unverändert er-
halten. 

Zu Absatz 4 
Jenseits der in Absatz 1 geregelten (und legaldefinierten) Rechtskontrolle ist Aufgabe des Unabhängige Kontroll-
rates auch die Kontrolle weiterer, spezialgesetzlich geregelter Kontrollgegegenstände. Hierunter fallen insbeson-
dere die im MAD-Gesetz partiell geregelten Kontrollzuständigkeiten. 

Zu Absatz 5 
Mit der einheitlichen Rechtskontrolle über Bundesnachrichtendienst und Bundesamt für Verfassungsschutz und 
der damit verbundenen, systematischen Berichtslegung über die Kontrollausübung gegenüber dem Parlamentari-
schen Kontrollgremium unterstützt der Unabhängige Kontrollrat die parlamentarische Kontrolle. Diese gegenüber 
der bisherigen Regelung im BND-Gesetz erfolgte Ergänzung ist klarstellender Natur und entspricht der vergleich-
baren Regelung in § 1 Satz 2 des Bundesrechnungshofgesetzes.  

Die Unterstützungsfunktion lässt dabei die gesetzlich verankerte Unabhängigkeit des Unabhängigen Kontrollrats 
unangetastet. Der Unabhängige Kontrollrat wird dadurch nicht zu einem Hilfsorgan des Parlaments, vielmehr 
bildet die Rechtskontrolle das Scharnier zwischen der effektiven Aufgabenwahrnehmung der Nachrichtendienste 
und der rechtstaatlich gebotenen parlamentarischen Kontrolle. Das zentrale Element dieser Unterstützungsleis-
tung sind die Berichte, die der Unabhängige Kontrollrat dem Parlamentarischen Kontrollgremium vorzulegen hat. 
Über die Berichtspflichten hinaus, unterstützt der Unabhängige Kontrollrat das Parlamentarische Kontrollgre-
mium zudem auch bedarfsabhängig zu allgemeinen Angelegenheiten seiner Tätigkeit. Dies kann durch schriftli-
che Gutachten oder mündliche Ausführungen im Rahmen von Sitzungen auf entsprechende Bitten des Parlamen-
tarischen Kontrollgremiums erfolgen. Grundsätzlich steht es dem Parlamentarischen Kontrollgremium dabei frei, 
die Form der jeweiligen Unterstützungshandlung zu wählen.  

Zugleich ist das Zusammenwirken auf Unterstützungshandlungen „beschränkt“, was insbesondere auch weiterhin 
die Beachtung der Third Party Rule sichert. Denn während der Unabhängige Kontrollrat durch diese nicht in 
seiner Kontrolltätigkeit beschränkt ist, gilt die Third Party Rule gegenüber dem parlamentarischen Raum.  

Im Rahmen der unabhängigen Rechtskontrolle des Unabhängigen Kontrollrates darf er nicht durch die Geltung 
der Third Party-Rule beschränkt werden. Im Gegensatz zur Fachaufsicht von Bundeskanzleramt, Bundesministe-
rium des Innern, sowie Bundesverteidigungsministerium über die ihrem jeweiligen Geschäftsbereich unterfallen-
den Nachrichtendienste ist eine Kontrolle über Zweckmäßigkeit der Tätigkeit der Nachrichtendienste nicht mit 
der Rechtskontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat verbunden. Von der Rechtskontrolle zu unterscheiden 
ist weiterhin die einen anderen Charakter aufweisende, parlamentarische Kontrolle (BVerfG Urteil vom 19. Mai 
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2020, 1 BvR 2836/17, Rn. 298), da die Geheimhaltung im parlamentarisch-politischen Umfeld faktischen Gren-
zen unterliegt, weshalb die Third Party Rule dort zu beachten bleibt. Unter Berücksichtigung dieser Unterschied-
lichkeit der Kontrollausübung muss der Unabhängige Kontrollrat dem Parlamentarischen Kontrollgremium re-
gelmäßig über seine Kontrolltätigkeit berichten (BVerfG Urteil vom 19. Mai 2020, 1 BvR 2836/17, Rn. 298). Die 
Kontrolle durch das Parlamentarische Kontrollgremium „hat eine eigene, nicht speziell auf die Rechts- und 
Grundrechtskontrolle begrenzte Funktion und ist Ausdruck der allgemeinen parlamentarischen Verantwortung 
für die sachgerechte und politisch angemessene Aufgabenwahrnehmung der Exekutive.“ (BVerfG Urteil vom 19. 
Mai 2020, 1 BvR 2836/17, Rn. 300). 

Zu § 3 (Zuständigkeit; Anwendbarkeit des Bundesdatenschutzgesetzes) 
§ 3 grenzt im Absatz 1 die Zuständigkeit des Unabhängigen Kontrollrats von der der Bundesbeauftragten oder 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (angelehnt an § 28 Absatz 2 Satz 2 des 
bisherigen Bundesverfassungsschutzgesetzes) ab.  

Absatz 2 nimmt Verarbeitungen, die im Rahmen der Rechtskontrolle oder im Rahmen der ergänzenden Zustän-
digkeit in spezialgesetzlich vorgesehenen Fällen nach § 2 Absatz 4 des Unabhängigen Kontrollrats vorgenommen 
werden, durch Verweis auf die im Bundesdatenschutzgesetz für die justizielle Tätigkeit von Bundesgerichten 
geltende Regelung von der Aufsicht der oder des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informations-
freiheit aus. Insoweit ist auch für die (unabhängige) administrative Kontrolle – welche gerade die Zuständigkeit 
der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit für die Nachrichtendienste des Bundes 
übernimmt – keine „Rückkontrolle“ geboten. Eine solche würde zudem auch erneut Abgrenzungsschwierigkeiten 
nach sich ziehen. 

Zu Abschnitt 2 (Organisation und behördlicher Aufbau des Unabhängigen Kontrollrats) 

Zu Unterabschnitt 1 (Organisation des Unabhängigen Kontrollrats) 

Zu § 4 (Sitz) 
Der Unabhängige Kontrollrat hat seinen Dienstsitz in Berlin. Um den unterschiedlichen Dienstsitzen und Außen-
stellen von Bundesnachrichtendienst und Bundesamt für Verfassungsschutz Rechnung zu tragen, kann der Unab-
hängige Kontrollrat im Bedarfsfall auch Außenstellen (insbesondere etwa in Köln) einrichten.  

Gegenüber der bisherigen Regelung in § 41 Absatz 6 des BND-Gesetzes wird demgegenüber darauf verzichtet, 
einen zweiten Dienstsitz (Pullach) vorzuschreiben. Die Entwicklung des Dienstsitzes in Pullach wurde durch den 
Unabhängigen Kontrollrat zugunsten des Behördenaufbaus bislang zurückgestellt, sodass die Aufgabe des Dienst-
sitzes in Pullach nicht mit einem Rückbau oder anderweitigen organisatorischen Fragen von Gewicht verbunden 
ist. 

Zu § 5 (Aufbau) 
Der Unabhängige Kontrollrat besteht aus einem gerichtsähnlichen und einem administrativen Kontrollorgan. Ge-
genüber der bisherigen Regelung des § 40 Absatz 1 des BND-Gesetzes erfolgt insoweit eine Klarstellung zur 
behördlichen Grundstruktur. Ähnlich wie in der Regelung des Bundesrechnungshofgesetzes wird eine zwingende 
Grundstruktur der Behörde vorgegeben, die freilich durch die Geschäftsordnung ergänzt wird (vgl. Nomos-
BR/Erb BRHG/Horst Erb, 1. Aufl. 2012, BRHG § 2 Rn. 1-2). 

Beide Kontrollorgane sind gleichermaßen Teil des Unabhängigen Kontrollrats, üben aber eine unterschiedliche 
Funktion aus. Dem gerichtsähnlichen Kontrollorgan obliegt die Vorabkontrolle eingriffsintensiver nachrichten-
dienstlicher Maßnahmen sowie eine (nachträgliche) Einzelfallkontrolle in gesetzlich bestimmten Fällen. Darüber 
hinaus bestimmt das gerichtsähnliche Kontrollorgan den Rahmen der strukturellen Kontrolle durch das administ-
rative Kontrollorgan, indem der Senat des gerichtsähnlichen Kontrollorgans ein Prüfprogramm beschließt (vgl. 
§ 26). Dem administrativen Kontrollorgan obliegt demgegenüber die Ausübung der strukturellen datenschutz-
rechtlichen Kontrolle, soweit diese zuvor im Zuständigkeitsbereich der Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit lag. Entlang der Unterscheidung von gerichtsähnlichem und administrativem Kon-
trollorgan erfolgt die differenzierte Ausübung der Rechtskontrolle, die in den jeweiligen Zuständigkeitsregelun-
gen konkretisiert wird. 
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In Absatz 2, der dem § 2 Absatz 2 des Bundesrechnungshofgesetzes nachgebildet ist, findet sich die Maßgabe, 
dass auch im Unabhängigen Kontrollrat eine Präsidialabteilung vorgesehen und mit den Angelegenheiten der 
Verwaltung betraut ist. 

Zu § 6 (Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung) 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 41 Absatz 4 des BND-Gesetzes und wurde um die Berücksichtigung 
von Geheimschutzbelangen ergänzt. 

Zu § 7 (Leitung des Unabhängigen Kontrollrats) 

Zu Absatz 1 
Die Regelung bestimmt die Leitung des Unabhängigen Kontrollrat und wie die Präsidentin oder der Präsident im 
Falle seiner Verhinderung vertreten wird, wobei die untergesetzliche Ausgestaltung weiterer Stufen der Vertre-
tung (z.B. durch das jeweils dienstälteste Mitglied des Senats beim Unabhängigen Kontrollrat) unbenommen 
bleibt. Zudem wird der Begriff der Behördenleitung legaldefiniert.  

Zu Absatz 2 
Die Regelung ist unter Anpassung an die Systematik („Behördenleitung“) an den bisherigen § 41 Absatz 2 Satz 2 
des BND-Gesetzes angelehnt. Der bisherige § 41 Absatz 2 Satz 3, der lediglich Selbstverständliches ausdrückte 
(dass die Behördenleitung auch die Verwaltung des Unabhängigen Kontrollrats leitet, bedarf keiner Regelung), 
konnte entfallen.  

Zu Absatz 3 
Absatz 3 ermöglicht, Verwaltungsaufgaben auf Mitglieder des Unabhängigen Kontrollrats zu delegieren, soweit 
diese damit einverstanden sind und sie dadurch nicht in ihrer Haupttätigkeit beeinträchtigt werden und ihre Un-
abhängigkeit gewährleistet ist. Die Regelung ist an § 6 Absatz 3 des Bundesrechnungshofgesetzes angelehnt. Die 
Unterstützung bezieht sich grundsätzlich auf Verwaltungsangelegenheiten, vgl. Nomos-BR/Erb BRHG, § 6 Rn. 
2. Die Regelung ermöglich klarstellend eine Aufteilung der Verwaltungsaufgaben mit dem Ziel der Sicherstellung 
einer funktionalen Aufgabenteilung und -erfüllung. Hierunter kann z.B. die Bestimmung einer oder eines Verant-
wortlichen für den Haushalt fallen. Die Ausgestaltung dieser Möglichkeit bleibt der Selbstorganisation vorbehal-
ten. Die Verantwortlichkeit der Präsidentin oder der Präsident für die Leitung der Verwaltung bleibt davon unbe-
rührt. 

Zu Absatz 4 
Der Behördenleitung wird in Absatz 4 auch die Möglichkeit eingeräumt, in Einzelfragen eine Entscheidung des 
Senates des gerichtsähnlichen Kontrollorgans auch zu Angelegenheiten der behördlichen Verwaltung zu befassen 
oder ihn hierzu anzuhören. Dabei bleibt es der Behördenleitung offen, ob sie den Senat „nur“ anhören möchte – 
ohne dass damit eine bindende Entscheidung verbunden wäre – oder der Senat eine verbindliche Entscheidung 
(im Rahmen einer „Befassung“) treffen soll. Letzteres kann insbesondere dann tunlich sein, wenn eine behördlich 
bedeutsame Frage mit größtmöglicher Akzeptanz entschieden werden soll. 

Zu § 8 (Geschäftsordnung) 
Zur verbesserten Nachvollziehbarkeit und Regelungsklarheit werden Geschäftsordnung und die Verfahrensord-
nung nun in einer jeweils eigenen Norm geregelt. Die Ausgestaltung von Geschäfts- und Verfahrensordnung 
durch den Senat selbst sichert – entsprechend den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 1 BvR 
2835/17, Leitsatz 8) – die Unabhängigkeit der Behörde sowie dessen Verfahrensautonomie. Die bisherige Rege-
lung zur Geschäftsordnung in § 41 Absatz 5 Nummer 1 des BND-Gesetzes hat sich in der Praxis als zu unspezi-
fisch, insbesondere in Abgrenzung zur Verfahrensordnung, erwiesen und wird mithin konkretisiert (vgl. z.B. 
Hoch/Schmidt-Räntsch/Brunst, NVwZ 2023, 712 (714, 717). 

Zu Absatz 1 
Die Regelungsgegenstände aus § 41 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 und Satz 3 des BND-Gesetzes werden im Absatz 
1 zusammengefasst. Zudem wird die Regelung unter Berücksichtigung der erweiterten Zuständigkeit um die Not-
wendigkeit einer Anhörung des Bundesministeriums des Innern sowie des Bundesministeriums der Verteidigung 
ergänzt. Die Regelung zum Verfahren bei Stimmengleichheit des § 41 Absatz 5 Satz 4 des BND-Gesetzes wurde 
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wegen Redundanz mit Blick auf die allgemeine Regelung zu den Kollegialspruchkörpern des gerichtsähnlichen 
Kontrollorgans (§ 23 Absatz 5) gestrichen. 

Zu Absatz 2 
In Absatz 2 wird die bislang in § 41 Absatz 5 Satz 2 des BND-Gesetzes enthaltende Vorgabe zum Geheimschutz 
geregelt, sprachlich verbessert und aus Gründen der Rechtsklarheit in einem eigenen Absatz verankert. 

Zu Absatz 3 
Die bisherige Regelung des § 41 Absatz 5 Satz 5 des BND-Gesetzes wurde unverändert übernommen und aus 
Gründen der Rechtsklarheit in einem eigenen Absatz verankert. 

Zu § 9 (Verfahrensordnung) 
Die Regelungen zur Verfahrensordnung, die bisher gemeinsam mit den Regelungen zur Geschäftsordnung in § 
41 Absatz 5 des BND-Gesetzes verankert war, werden nunmehr in einer eigenen Norm verortet.  

Zu Absatz 1 
Die Regelung zum Erlass einer Verfahrensordnung sowie zur Anhörung des Bundeskanzleramtes waren bislang 
in § 41 Absatz 5 Satz 1 und Satz 3 des BND-Gesetzes geregelt und werden im Absatz 1 nunmehr zusammenge-
fasst. Die Regelung zum Verfahren bei Stimmengleichheit wurde wegen Redundanz mit Blick auf die allgemeine 
Regelung zu den Kollegialspruchkörpern des gerichtsähnlichen Kontrollorgans (§ 23 Absatz 5) gestrichen. 

Zu Absatz 2 
Eingeführt wird die Vorgabe, dass die Verfahrensordnung die Einzelheiten des Verfahrensablaufs bei der Durch-
führung der Rechtskontrolle vorsieht. Diese Klarstellung soll bisher bestehenden Abgrenzungserschwernissen 
gegenüber der Geschäftsordnung abhelfen und die Abläufe der konkreten Kontrolltätigkeit des Unabhängigen 
Kontrollrats festlegen.  

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 wird die bislang in § 41 Absatz 5 Satz 2 des BND-Gesetzes enthaltende Vorgabe zum Geheimschutz 
geregelt und aus Gründen der Rechtsklarheit in einem eigenen Absatz verankert. 

Zu Absatz 4 
Absatz 4 übernimmt die Regelungsinhalte des bisherigen § 41 Absatz 5 Satz 6 des BND-Gesetzes, um nunmehr 
für die Kontrolle von Bundesnachrichtendienst und Bundesamt für Verfassungsschutz eine verbesserte Nachvoll-
ziehbarkeit der Kontrolle des Unabhängigen Kontrollrats für das Parlamentarische Kontrollgremium und somit 
eine Stärkung der parlamentarischen Kontrolle zu erreichen. 

Zu § 10 (Geschäftsverteilung) 

Zu Absatz 1 
Nach Absatz 1 ist es Aufgabe des Senates, einen Geschäftsverteilungsplan zu erlassen. Das Kollegialorgan Senat 
wird so in die Grundentscheidung über die Arbeitsorganisation eingebunden. Die Mitglieder des gerichtsähnli-
chen Kontrollorgans, die den Senat bilden, stellen mithin ein Kollegium, welches sich auf die wesentlichen Aus-
legungsfragen verständigt. Die Rolle der oder des Mitglieds des gerichtsähnlichen Kontrollorgans erfährt hier-
durch eine umfassendere Einbindung und somit eine Stärkung.  

Zu Absatz 2 
Die neu eingeführte Zuweisung von thematischen Schwerpunkten ermöglicht eine vertiefte Befassung mit den 
Themen z.B. der technischen Aufklärung durch einzelne Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans und 
wurde auch vor dem Hintergrund des Aufgabenzuwachs für den Unabhängigen Kontrollrat eingeführt. Für die 
konkrete Festlegung der jeweiligen Themen bestehen keine Vorgaben, der Unabhängige Kontrollrat kann insofern 
flexibel auf seinen Bedarf eingehen. Es können sowohl inhaltliche als auch z.B. regionale Schwerpunkte unter-
schiedlicher Reichweite gesetzt werden. Die Regelung soll weiterhin die Interaktion zwischen dem gerichtsähn-
lichen Kontrollorgan und dem administrativen Kontrollorgan befördern. Die Regelung ist unter Berücksichtigung 
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der Besonderheiten des Unabhängigen Kontrollrats an die entsprechende Regelung des § 7 des Bundesrechnungs-
hofgesetzes angelehnt.  

Zu Unterabschnitt 2 (Rechte und Pflichten der Bediensteten des Unabhängigen Kontrollrats) 

Zu § 11 (Deutsche Staatsangehörigkeit; Sicherheitsüberprüfung) 

Zu Absatz 1 
Die Regelung wählt gegenüber dem bisherigen § 53 erster Fall des BND-Gesetzes einheitlich den Begriff der 
Bediensteten des Unabhängigen Kontrollrats. Dieser umfasst sowohl die Mitglieder des gerichtsähnlichen Kon-
trollorgans als auch alle weiteren, im Unabhängigen Kontrollrat tätigen Personen. Letztere werden als Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des Unabhängigen Kontrollrats bezeichnet. 

Zu Absatz 2 
Die Regelung des bisherigen § 53 zweiter Fall des BND-Gesetzes zur Sicherheitsüberprüfung wurde mit der Re-
gelung des bisherigen § 43 Absatz 2 des BND-Gesetzes zusammengeführt und gilt einheitlich für alle Bedienste-
ten des Unabhängigen Kontrollrats. Dabei wird ergänzend klargestellt – dies entspricht insoweit ohnehin den 
Vorgaben des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes, vgl. § 2 Absatz 1 Satz 1 SÜG –, dass die Sicherheitsüberprüfung 
vor Aufnahme der Tätigkeiten durchzuführen ist. Durch den in Satz 2 neu hinzugekommenen Verweis auf § 15 
des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes wird klargestellt, dass die dort enthaltene Ausnahme auch bei den Bediens-
teten des Unabhängigen Kontrollrats Anwendung findet.  

Zu § 12 (Geheimhaltung; Aussagegenehmigung) 

Zu Absatz 1 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 54 Absatz 2 des BND-Gesetzes.  

Als unabhängige oberste Bundesbehörde kommt dem Unabhängigen Kontrollrat neben seiner Funktion in der 
Rechtskontrolle auch eine Rolle beim öffentlichen sicherheitsrechtlichen Diskurs zu. Die Geheimhaltungspflicht 
wirkt hierauf zwar begrenzend, hindert diese jedoch nicht. Das Einbringen in sicherheitspolitische Diskurse stärkt 
die Sichtbarkeit der Rechtskontrolle und das gesellschaftliche Vertrauen in diese und steht der Regelung in Absatz 
1 nicht entgegen. 

Zu Absatz 2 
Die Regelung entspricht weitgehend dem bisherigen § 54 Absatz 3 des BND-Gesetzes, wobei klargestellt wird, 
dass die Behördenleitung entscheidet (im bisherigen Recht war insoweit nur der Präsident bzw. die Präsidentin 
genannt. Über die Erteilung einer Aussagegenehmigung für die Präsidentin oder den Präsidenten entscheidet die 
Vizepräsidentin oder der Vizepräsident. Für Verhinderungsfälle bleibt dem Unabhängigen Kontrollrat unbenom-
men, untergesetzliche Vertretungsregelungen zu statuieren. Die Ergänzung zum Einvernehmen im Falle der Be-
teiligung weiterer Stellen entspricht § 44d Absatz 2 des Abgeordnetengesetzes. Ergänzungen zum bisherigen § 
54 Absatz 3 des BND-Gesetzes wurden eingefügt, um auch den Unabhängigen Kontrollrat in geheimhaltungsbe-
dürftige Angelegenheiten einzubeziehen, an denen er beteiligt war. Zudem wurde der Maßstab klargestellt, an-
hand dessen das Einvernehmen zu erteilen ist. Schließlich wurde ein Erfordernis zur schriftlichen Begründung 
etabliert. 

Zu Unterabschnitt 3 (Befugnisse im Zusammenhang mit der Rechtskontrolle) 

Zu § 13 (Befugnisse des Unabhängigen Kontrollrats) 
Die in § 13 explizit geregelten „Befugnisse des Unabhängigen Kontrollrats“ regeln lediglich besondere Befug-
nisse, welche über die im Rahmen einer kontrollierenden Tätigkeit bereits immanenten Rechte hinausgehen (zum 
Vergleich: Im Bundesrechnungshofgesetz ist eine gesonderte Regelung von Befugnissen nicht vorgesehen). Un-
abhängig davon bleibt es den Nachrichtendiensten des Bundes auch unbenommen, im Einzelfall über die Maßga-
ben des § 13 hinausgehende Informationsersuchen des Unabhängigen Kontrollrats zu erfüllen. 

§ 13 greift die Regelung des bisherigen § 56 BND-Gesetz auf, bereinigt diese indes in mehrerer Hinsicht um 
normativen Ballast und unklaren Vorgaben. Eine Verminderung der Kontrolldichte geht von diesen Änderungen 
nicht aus.  
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Um Missverständnissen im Zusammenhang mit dem Begriff der „Unterstützung“ vorzubeugen, wurde auf die 
bisherige Regelung des § 56 Absatz 1 des BND-Gesetzes verzichtet. An der Verpflichtung, dem Unabhängigen 
Kontrollrat die Verwirklichung seiner Befugnisse zu ermöglichen, ändert sich nichts. Dies betrifft insoweit nicht 
nur die „Unterstützung bei der Kontrolltätigkeit im engeren Sinne“, sondern auch die notwendigen Maßnahmen 
(wie z.B. die verhältnismäßige zur Verfügung Stellung von Ausstattung und Räumlichkeiten), um die Aufgaben-
erfüllung des Unabhängigen Kontrollrats zu ermöglichen. 

Entfallen ist der bisherige § 56 Absatz 1 Satz 3 des BND-Gesetzes. Nach diesem war „Verlangen des Unabhän-
gigen Kontrollrats unverzüglich zu entsprechen“. Dabei war schon die Verortung in Absatz 4 missverständlich, 
da nicht hinreichend klar wurde, auf welches Verlangen sich diese Pflicht erstreckte (insbesondere, ob auch Ab-
satz 2 und 3 hiervon erfasst waren). Darüber hinaus war die Regelung redundant, da ein Tätigwerden gegenüber 
der Kontrollbehörde „ohne schuldhaftes Zögern“ keinerlei gesetzlichen Anordnung bedarf, sondern bereits für 
sich genommen selbstverständlich ist. Die explizite gesetzliche Regelung führt demgegenüber lediglich zu dem 
(falschen) Schluss, dass eine unbedingte Priorisierung vor allen anderen Aufgaben zu erfolgen habe. Dies ist nicht 
intendiert; vielmehr hat eine sachgerechte Abwägung zu der Wahrnehmung der sonstigen gesetzlichen Behörden-
aufgaben zu erfolgen. Bei Kollisionslagen zwischen wirksamer Aufgabenwahrnehmung und wirksamer Kontrolle 
(etwa hinsichtlich der Ressourcensteuerung) ist ein sachgerechter Ausgleich im Einzelfall nötig.  

Zudem ist das „individuelle Fragerecht“ des § 56 Absatz 4 Satz 1 des BND-Gesetzes weggefallen (hierzu näher 
bei der Begründung zu Absatz 3).  

Zu Absatz 1 
Die Regelung entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 56 Absatz 2 des BND-Gesetzes. Der Unabhängige 
Kontrollrat kann, soweit seine Kontrollzuständigkeit reicht, von dem jeweiligen Nachrichtendienst verlangen, 
Akten oder andere in amtlicher Verwahrung befindliche Schriftstücke, soweit im Einzelfall ein berechtigtes Inte-
resse besteht auch im Original, und in Dateien gespeicherte Daten zur Verfügung zu stellen. Dieses zur Verfügung 
stellen erfolgt an einer Dienststelle des Nachrichtendienstes. Die geeignete Dienststelle wird vom jeweiligen 
Nachrichtendienst benannt. Diese Benennung darf nicht der Befugnis des Unabhängigen Kontrollrats zuwider-
laufen. D.h. eine Benennung von Dienststellen, die missbräuchlich ist oder die Kontrolltätigkeit zu beeinträchti-
gen geeignet ist, ist ausgeschlossen. Unabhängig von einer Übersendungspflicht – welche nicht besteht – bleibt 
es den Nachrichtendiensten des Bundes aber unbenommen, Daten oder Schriftstücke dann an den Unabhängigen 
Kontrollrat zu übersenden, wenn aus Sicht des jeweiligen Nachrichtendienstes hiervon keine Sicherheitsrisiken 
ausgehen oder anderweitige Gründe entgegenstehen.  

Zu Absatz 2 
Hier findet sich der Regelungsinhalt des § 56 Absatz 3 des BND-Gesetzes. Die Einschränkung, dass Zutritt oder 
Zugang nur in dem die Ausübung der Kontrolle erforderlichen Rahmen zu gewähren ist, bezieht sich dabei nicht 
auf einen konkreten Vorgang, sondern auf die Kontrolltätigkeit insgesamt.  

Die „Erforderlichkeit“ bezieht sich insoweit darauf, dass die Kontrolle nicht durch ein „milderes“, d.h. in (arbeits-
)ökonomischer Hinsicht für die Verwaltung im Allgemeinen und die Nachrichtendienste des Bundes im Speziel-
len, weniger belastendes Mittel möglich ist. Hierbei wird im Rahmen der praktischen Anwendung insbesondere 
zu berücksichtigen sein, dass der Unabhängigen Kontrollrat zwar grundsätzlich auch befugt ist, Dienststellen der 
Nachrichtendienste des Bundes im Ausland in seine Kontrolle mit einzubeziehen. In diesem Fall ist indes in be-
sonderem Maße sicherzustellen, dass eine solche Kontrolle „erforderlich“ – also insbesondere auch nicht in gleich 
geeigneter Weise vom Inland aus möglich – ist.  

Zu Absatz 3 
Die bisherige Regelung des § 56 Absatz 4 Satz 1 des BND-Gesetzes wurde übernommen, dabei indes insoweit 
geändert, dass nicht länger auf ein „individuelles“ Fragerecht gegenüber Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Nachrichtendienste des Bundes abgestellt wird. Es ist Aufgabe des zu kontrollierenden Nachrichtendienstes, die 
Informationen auf geeignetem Wege (etwa auch durch Benennung entsprechend sachkundiger Mitarbeiter) zur 
Verfügung zu stellen.  

Mit dieser Änderung geht keine Verminderung der Kontrolldichte einher: Der Kontrolle durch den Unabhängigen 
Kontrollrat unterliegt der jeweilige Nachrichtendienst. Entsprechend ist auch dessen Auskunft einzuholen. Eine 
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Regelung individualisierter Befragungsrechte ist demgegenüber fehlgeleitet und schafft insbesondere auch keinen 
Mehrwert. Vielmehr ist es an der kontrollierten Behörde, sicherzustellen, dass ihrer Darlegungslast gegenüber 
dem Unabhängigen Kontrollrat genügt wird. Für die Vorabkontrolle folgt dies schon daraus, dass es dem bean-
tragenden Dienst gelingen muss, die Anordnungsvoraussetzung zur Überzeugung des Unabhängigen Kontrollrats 
darzulegen, da die Anordnung anderenfalls nicht durchführbar ist. Dies bezieht auch den schwer vorstellbaren 
Fall mit ein, dass der Unabhängigen Kontrollrat für seine Überzeugungsbildung die Einlassung eines individuellen 
Mitarbeiters benötigt.  

Der bisherige § 56 Absatz 4 Satz 1 des BND-Gesetz ist entfallen. Auch hiermit geht indes keine Rechtsänderung 
einher – vielmehr ist es eine Selbstverständlichkeit, dass eine kontrollierte Behörde auf Fragen der Kontrollinstanz 
vollständig und wahrheitsgemäß antworten muss. Dies gesondert zu regeln, wirft letztlich nur Fragen zur Rechts-
konformität der Verwaltung auf.  

Zu Absatz 4 
Die Befugnisse des Unabhängigen Kontrollrats finden eine Grenze im Quellenschutz, wo die Arbeitsfähigkeit 
und Aufgabenerfüllung der Nachrichtendienste auch über den konkreten Einzelfall hinaus für die Zukunft generell 
beeinträchtigt werden kann. Dieser Schutz bezieht sich zum einen auf die Arbeitsweise und Funktionsfähigkeit 
der Nachrichtendienste im Verhältnis zu operativ eingesetzten Personen (Vorgehen der Behörden bei der Anwer-
bung und Führung von sowie der Kommunikation mit V-Leuten bzw. nachrichtendienstlichen Verbindungen und 
sonstigen Quellen) und zum anderen auf die unverzichtbare und verbindliche Vertraulichkeitszusage gegenüber 
Quellen als Voraussetzung für die weitere Nutzung aktiver und die Gewinnung neuer Informationsquellen. Es 
kommt zentral darauf an, dass das Vertrauen in die Einhaltung gegebener Vertraulichkeitszusagen nicht erschüt-
tert wird. Zu berücksichtigen ist, dass bereits der (subjektive) Eindruck, dass die Vertraulichkeit nicht gesichert 
sei ausreichen kann, um eine menschliche Quelle von dem weiteren Zusammenarbeiten mit einem Nachrichten-
dienst abzuhalten und die Gewinnung neuer Quellen zu erschweren (vgl. BVerfGE 146, 1, Rn. 114 auch mit 
Verweis auf Warg, NVwZ 2014, S. 1263, 1266). 

Die Regelung ist insoweit restriktiver ausgestaltet als § 28 Absatz 3 Satz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes, 
da sie auf einen speziellen Aspekt der Funktionssicherung nachrichtendienstlicher Aufgabenwahrnehmung be-
schränkt bleibt.  

Besondere Zurückhaltung ist bei der Identität von nachrichtendienstlichen Verbindungen angezeigt, die oftmals 
als „Verräter“ gegenüber ihrer eigenen Staatsmacht oder möglicherweise militanten Umfeld gelten – verbunden 
mit Gefahren für ihre Freiheit, ihren Leib und ihr Leben. Dementsprechend besteht hier ein außerordentliches 
Bedürfnis zur Vertraulichkeit, insbesondere auch als Grundlage ihrer Zusammenarbeitsbereitschaft. Dabei 
schließt die gebotene Vertraulichkeit sowohl den Schutz direkter Informationen, welche Rückschlüsse auf die 
Identität zulassen, als auch sonstiger Angaben, welche eine Enttarnung mittelbar befördern können, ein. Letzteres 
umfasst etwa die Angabe eines Geburtsdatums oder anderer Merkmale, die erst bei Kombination mit weiteren 
Informationen (gleichsam einem „Puzzle“) zu einer Enttarnung führen könnten. Dieses Funktionserfordernis zum 
Schutz der herausragenden Rechtsgüter des Verfassungsschutzes geht selbst parlamentarischer Kontrolle vor 
(BVerfGE vom 14. Dezember 2022, 2 BvE 8/21 (146, 1). Auch die ständige Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts erkennt ausdrücklich an, dass für die Funktionsfähigkeit der Nachrichtendienste die verlässliche 
Vertraulichkeit betreffend die Identität seiner menschlichen Quellen, von essentieller Bedeutung ist – selbst über 
den Tod einer Quelle hinaus (vgl. BVerwG 20 F 15.16, Rn. 27ff.). Für das Anordnungskontrollverfahren sind die 
Umstände des Einsatzes und die Art des Einsatzmittels, grundsätzlich jedoch nicht seine Individualisierung be-
deutsam. Demgemäß wird die Identität einer nachrichtendienstlichen Verbindung in den Anordnungen nicht ge-
nannt (dies entspricht sogar den Gepflogenheiten im polizeilichen Kontext, vgl. Anträge des Bundeskriminalamt 
nach § 45 Absatz 4 BKAG). Sofern der Unabhängige Kontrollrat in ganz besonderen Ausnahmesachverhalten 
allgemeine Informationen zur Person zwingend benötigt, bleibt im jeweiligen Verfahren zu klären, wie dem In-
formationsbedarf so schonend Rechnung getragen werden kann, dass die Identität der eingesetzten Person nicht 
– auch nicht mit zusätzlichen Informationen offenbart werden kann (abstrahierte Ergänzungsauskünfte).  
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Zu Unterabschnitt 4 (Gerichtsähnliches Kontrollorgan) 

Zu § 14 (Besetzung des gerichtsähnlichen Kontrollorgans) 

Zu Absatz 1 
Die Vorschrift entspricht in ihrem Regelungsgehalt dem bisherigen § 43 Absatz 1 BND-Gesetz. Das gerichtsähn-
liche Kontrollorgan besteht künftig aus neun Mitgliedern. Die vormals im bisherigen § 48 Absatz 1 und Absatz 2 
BND-Gesetz enthaltenen Regelungen zur „Amtsbezeichnung“ geht in Absatz 1 auf. Unverändert bleibt die Amts-
bezeichnung insoweit „Präsidentin oder Präsident des Unabhängigen Kontrollrats“ bzw. „Vizepräsidentin oder 
Vizepräsident des Unabhängigen Kontrollrats“. Die bisherige Amtsbezeichnung der übrigen Mitglieder wird in 
die geschlechterneutrale Begrifflichkeit „Mitglied des Senats beim Unabhängigen Kontrollrat“ geändert. 

Zu Absatz 2 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 43 Absatz 1 2. Halbsatz BND-Gesetz. Zugunsten der Rechtsklarheit 
wurde sie in einen eigenen Absatz überführt. Das gerichtsähnliche Kontrollorgan wird aufgrund der Zunahme der 
Aufgaben des Unabhängigen Kontrollrates auf neun Mitglieder erweitert.  

Sieben der Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans müssen zuvor Richterinnen oder Richter gewesen 
sein. Hier wird die Begrenzung auf Bundesgerichtshof und Bundesverwaltungsgericht zugunsten aller obersten 
Gerichtshöfe des Bundes aufgehoben.  

Zudem wird die Möglichkeit eingeführt, dass nichtrichterliche Mitglieder in das gerichtsähnliche Kontrollorgan 
gewählt werden können. Bei diesen handelt es sich entweder um Bundesbeamte oder Bundesbeamtinnen einer 
obersten Bundesbehörde der Besoldungsgruppe B 6 oder höher mit der Befähigung zum Richteramt, die in ihrem 
beruflichen Werdegang mehrjährige Erfahrungen mit der Tätigkeit von Sicherheitsbehörden gesammelt haben, 
um Bundesanwältinnen oder Bundesanwälte beim Bundesgerichtshof oder um Mitglieder eines Kontrollgremi-
ums, welches mit der Nachprüfung von (nachrichtendienstlichen) Eingriffen in das Fernmeldegeheimnis betraut 
war. Diese Ergänzung führt dazu, dass die Expertise des gerichtsähnlichen Kontrollorgans wächst, nicht nur rich-
terliche Vorerfahrung wird berücksichtigt, sondern auch Facherfahrung, die in obersten Bundesbehörden gesam-
melt wurde. 

Zu Absatz 3 
Mit der Verteilung von sieben richterlichen und zwei nichtrichterlichen Mitgliedern werden die Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts für Entscheidungen der Kollegialspruchkörper berücksichtigt. Für diese ist zwingend 
zu gewährleisten, „dass der richterlichen Perspektive ein maßgebliches Gewicht zukommt, die für eine maßgeb-
liche Zahl der Mitglieder durch langjährige richterliche Erfahrung belegt sein muss.“ (BVerfG 1 BvR 2835/17, 
Rn. 286). Die grundsätzlich bereits damals vom Bundesverfassungsgericht aufgezeigte Öffnungsmöglichkeit wird 
nun mit den nichtrichterlichen Mitgliedern genutzt: „Erfahrung in anderen juristischen Berufen zu berücksichti-
gen“ sollte ebenfalls möglich sein (BVerfGE a.a.O., Rn. 286). Das gerichtsähnliche Kontrollorgan kann so von 
den unterschiedlichen Erfahrungen juristischer Perspektive insgesamt profitieren und die Spruchpraxis unter Be-
rücksichtigung dieser entsprechend fortentwickeln. Die nichtrichterlichen Mitglieder sind den richterlichen Mit-
gliedern gleichgestellt. Insbesondere können auch nichtrichterliche Mitglieder auch als Einzelrichter tätig werden. 

Zu § 15 (Unabhängigkeit der Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans) 
Die bisherige Regelung des § 44 Absatz 1 Satz 3 des BND-Gesetzes wurde in einer eigenen Norm verortet. Dies 
hebt die Unabhängigkeit der Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans im Rahmen ihrer „gerichtsähnli-
chen Tätigkeit“ adäquat hervor.  

Zu § 16 (Vakanzen im gerichtsähnlichen Kontrollorgan) 

Zu Absatz 1 
Um die Funktionsfähigkeit des Unabhängigen Kontrollrats zu gewährleisten, sollen auch bereits absehbare Va-
kanzen dem Parlamentarischen Kontrollgremium zum Zwecke der Ausschreibung vom Unabhängigen Kontrollrat 
mitgeteilt werden. Erst recht gilt dies für bereits eingetretene Vakanzen. 

Das bisherige Vorschlagsrecht aus § 43 Absatz 3 des BND-Gesetzes entfällt. Das Parlamentarische Kontrollgre-
mium übernimmt vielmehr die Administration des Bewerbungsverfahrens sowie die Wahl selbst. Eine 
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Vorfilterung entfällt. Konkret erfolgt eine Ausschreibung bei den obersten Gerichten des Bundes für die richter-
lichen Mitglieder sowie öffentlich für die nichtrichterlichen Mitglieder. Das Ausschreibungsverfahren und die 
Sichtung des Bewerbungseingangs, die Einbindung der Bundesregierung und des Unabhängigen Kontrollrats für 
die Anhörung potenzieller Kandidatinnen und Kandidaten und schließlich die Wahl obliegen zukünftig dem Par-
lamentarischen Kontrollgremium als Herrin des Verfahrens.  

Da mindestens sieben richterliche Mitglieder vorgesehen sind, sind etwaige Vakanzen der richterlichen Stellen 
zunächst auch „nur“ durch richterliche Mitglieder nachzubesetzen, wenn nicht bereits zuvor mehr als sieben der 
Stellen mit richterlichen Mitgliedern besetzt war. In diesen Fällen erübrigt sich eine öffentliche Ausschreibung. 

Im neu ausgestalteten Auswahlverfahren (öffentliche Ausschreibung und anschließende Wahl durch das Parla-
mentarische Kontrollgremium) kann weiterhin die Qualifikation und berufliche Erfahrung der Mitglieder berück-
sichtigt werden. 

Zu Absatz 2 
Die Bewerbungen der nichtrichterlichen und der richterlichen Mitglieder sind an das Parlamentarische Kontroll-
gremium zu richten. 

Zu § 17 (Wahl und Ernennung der Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans; Wahl der 
Präsidentin oder des Präsidenten und der Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten des Unabhängigen 
Kontrollrats) 

Zu Absatz 1 
Das Parlamentarische Kontrollgremium wählt die Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans mit einfacher 
Stimmenmehrheit. Die Regelung entspricht dem bisherigen § 43 Absatz 4 Satz 1 des BND-Gesetzes. Die Rege-
lung zur Vorstellung der Kandidatinnen und Kandidaten vor der Wahl beim Parlamentarischen Kontrollgremium 
war bisher in § 43 Absatz 3 Satz 3 des BND-Gesetzes enthalten. 

Zu Absatz 2 
Die Bundesregierung und der Unabhängige Kontrollrat werden vor der Wahl durch das Parlamentarische Kon-
trollgremium zu den Personen angehört, die zur Wahl stehen. Es besteht zudem eine – den §§ 56 und 57 des DRiG 
nachempfundene – Möglichkeit der Abgabe einer Stellungnahme zu Bewerberinnen und Bewerbern durch die 
jeweiligen Gerichtspräsidenten bei den richtlicherlichen Bewerberinnen oder Bewerbern und bei den Dienstvor-
gesetzen bzw. dem Generalbundesanwalt bei den Beamtinnen und Beamten bzw. bei den Bundesanwältinnen und 
Bundesanwälten.  

Zu Absatz 3 
Wie bislang (§ 43 Absatz 4 des BND-Gesetzes) werden Präsidentin/Präsident und Vizepräsidentin/Vizepräsident 
ebenfalls durch das Parlamentarische Kontrollgremium aus den gewählten Mitgliedern des Unabhängigen Kon-
trollrats gewählt, wobei diese Wahl auch vor Ernennung zum Mitglied erfolgen kann.  

Zu Absatz 4 
Für die Mitglieder des Parlamentarischen Kontrollgremiums gilt – dem § 7 des Richterwahlgesetzes entsprechend 
– dass ein Mitglied des Parlamentarischen Kontrollgremiums von der Mitwirkung bei der Wahl eines Mitglieds 
des gerichtsähnlichen Kontrollorgans ausgeschlossen ist, wenn die Voraussetzungen des § 41 Nummer 3 der Zi-
vilprozessordnung (Person, mit der sie oder er in gerader Linie verwandt oder verschwägert, in der Seitenlinie bis 
zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten Grad verschwägert ist oder war) vorliegen. 

Zu § 18 (Ernennung und Rechtsstellung der Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans) 

Zu Absatz 1 
Die Regelung entspricht § 44 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 in Verbindung mit § 44 Absatz 2 des BND-Gesetzes. 

Zu Absatz 2 
Die in Absatz 2 geschaffene Regelung soll dem möglichen Einzelfall Rechnung tragen, dass bei einem durch das 
Parlamentarische Kontrollgremium gewählten Mitglied des Unabhängigen Kontrollrats im Rahmen der nach 
§ 11 Absatz 1 durchzuführenden Sicherheitsüberprüfung solche Sicherheitsrisiken festgestellt werden, welcher 
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einer Ausübung der Tätigkeit als Mitglied des gerichtsähnlichen Kontrollorgans entgegenstehen. In diesen Fällen 
hat eine Ernennung zu unterbleiben und stattdessen ist eine neue Kandidatin ein neuer Kandidat zu wählen. 

Zu Absatz 3 
Die Regelung entspricht § 44 Absatz 3 des BND-Gesetzes. 

Zu § 19 (Amtszeit der Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans) 

Zu Absatz 1 
Die bisher in § 45 Absatz 1 des BND-Gesetzes geregelte Vorschrift erfährt Anpassung aus Gründen der Normen-
klarheit. Ergänzt wird die Regelung dahingehend, dass die Amtszeit automatisch endet, wenn nach der Ernennung 
ein Sicherheitsrisiko im Sinne des § 5 Absatz 1 des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes festgestellt wird. Gegen 
diese Feststellung steht der Rechtsweg offen. 

Zu Absatz 2 
Die Regelung des § 45 Absatz 2 des BND-Gesetzes wurde übernommen. 

Zu Absatz 3 
Wie bisher ruhen bei den Mitgliedern mit Ernennung in das Beamtenverhältnis auf Zeit für die Dauer der Amtszeit 
die Rechte und Pflichten aus dem im Richter- oder Beamtenverhältnis auf Lebenszeit übertragenen Amt. Für die 
Verschwiegenheitspflicht und das Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken und sonstigen Vorteilen 
gilt dies freilich nicht.  

Zu Absatz 4 
Die bisherige Regelung des § 45 Absatz 5 des BND-Gesetzes wurde übernommen. Der § 30 des Bundesbeamten-
gesetzes bleibt unbeschadet: Selbstverständlich gehen die dort in den Nummern 1 bis 3 genannten Beendigungs-
gründe der Verlängerung vor. 

Zu Absatz 5 
Absatz 5 regelt in Ergänzung des Absatzes 4, dass im Falle der Verlängerung der Amtszeit eines Mitglieds des 
gerichtsähnlichen Kontrollorgans das Amt bis zum Ende des Kalendermonats übertragen wird, in dem die Ge-
schäftsführung endet. 

Zu § 20 (Ruhestand; Ruhegehalt der Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans) 
Die bisherige Regelung des § 45 Absatz 4 des BND-Gesetzes wird in einer eigenen Norm verortet und auf drei 
Absätze aufgeteilt. 

Zu Absatz 1 
Die bisherige Regelung des § 45 Absatz 4 Satz 1 und Satz 2 des BND-Gesetzes wird übernommen. Die Wartezeit 
wird von vier auf fünf Jahre angehoben. Dies folgt daraus, dass mit der Öffnung des gerichtsähnlichen Kontroll-
organs für nichtrichterlicher Mitglieder die Möglichkeit besteht, dass Personen ohne bestehendes Richter- oder 
Beamtenverhältnis in das gerichtsähnliche Kontrollorgan gewählt werden können. Auch für die Versetzung dieser 
Personen in den Ruhestand ist nach § 50 des Bundesbeamtengesetzes die Erfüllung einer versorgungsrechtlichen 
Wartezeit erforderlich. Diese ist nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Beamtenversorgungsgesetzes auf fünf 
Jahre festgesetzt. 

Zu Absatz 2 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 45 Absatz 4 Satz 3 bis 5 des BND-Gesetzes und wird aufgrund der 
Öffnung für nichtrichterliche Mitglieder für die Personen ergänzt, die aus einem Beamtenverhältnis auf Lebens-
zeit in das gerichtsähnliche Kontrollorgan gewählt werden. 

Zu Absatz 3 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 45 Absatz 4 Satz 6 des BND-Gesetzes und wird aufgrund der Öffnung 
für nichtrichterliche Mitglieder für die Personen ergänzt, die aus einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit in das 
gerichtsähnliche Kontrollorgan gewählt werden. 
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Zu § 21 (Besoldung der Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans) 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 46 des BND-Gesetz 

Zu Absatz 1 
Die Regelung des bisherigen § 46 Absatz 1 des BND-Gesetzes wird übernommen und lediglich aus Gründen der 
Normenklarheit angepasst. 

Zu Absatz 2 
Die Regelung des bisherigen § 46 Absatz 2 des BND-Gesetzes wird dahingehend ergänzt, dass der Vizepräsiden-
tin oder dem Vizepräsidenten, die oder der Teil der Behördenleitung ist und insbesondere regelmäßig auch Lei-
tungsaufgaben (wie z.B. die Leitung der Verwaltung) übernimmt, ein Amt der Besoldungsgruppe B 8 übertragen 
wird. Dies ist infolge der herausgehobenen Stellung im Vergleich zu den übrigen Mitgliedern des Senats des 
gerichtsähnlichen Kontrollorgans sachgerecht. 

Zu § 22 (Weitere Rechte und Pflichten der Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans) 

Zu Absatz 1 
Die Regelung des Satz 1 ist gegenüber dem bisherigen § 47 Absatz 1 des BND-Gesetzes unverändert geblieben. 
Satz 2 trifft eine besondere Regelung zugunsten der für die Richterinnen und Richter des Bundesgerichtshofs 
geltenden Besetzung des Dienstgerichts. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass die „reguläre“ Besetzungsvor-
schrift des § 61 Absatz 2 des Deutschen Richtergesetzes für die Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans, 
die gerade keinem besonderen Gerichtszweig mehr „angehören“, fehlgehen würde.  

Zu Absatz 2 
Die Regelung des bisherigen § 47 Absatz 2 des BND-Gesetzes wird übernommen und lediglich aus Gründen der 
Normenklarheit angepasst. 

Zu § 23 (Kollegialspruchkörper und Entscheidungen des gerichtsähnlichen Kontrollorgans) 

Zu Absatz 1 
Entsprechend der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG, Urteil vom 19. Mai 2020, 1 BvR 
2835/17, 275) sind für das gerichtsähnliche Kontrollorgan „Spruchkörper“ vorzusehen, bei denen richterliche 
Mitglieder die Mehrzahl bilden. Dies ist nur insoweit normativ abbildbar, als dass die diesbezüglichen Spruch-
körper des gerichtsähnlichen Kontrollorgans auf „Kollegialspruchkörper“ begrenzt bleiben; also lediglich die 
Kammern und der Senat die vom Bundesverfassungsgericht genannten Entscheidungen (über strategische Auf-
klärungsmaßnahmen des Bundesnachrichtendienstes) treffen dürfen.  

Zu Absatz 2 
Die Regelung etabliert den Senat als Kollegium aus den Mitgliedern des gerichtsähnlichen Kontrollorgans. Zudem 
wird der Vorsitz im Senat bestimmt mitsamt der insoweit geltenden Vertretungsverhältnisse, wobei die unterge-
setzliche Ausgestaltung weiterer Stufen der Vertretung unbenommen bleibt. Der Senat ist das oberste Entschei-
dungsgremium des Unabhängigen Kontrollrats und daher von herausgehobener Bedeutung. Dem Senat obliegen 
zum einen die Entscheidungen bei seinen Aufgaben in der Rechtskontrolle. Zum anderen ist der Senat auch für 
die nach innen wirkenden Entscheidungen zuständig, wie z.B. den Beschluss von Geschäfts- und Verfahrensord-
nung sowie der Geschäftsverteilung. Er ist dergestalt in seinem Wesen mit dem Großen Senat des Bundesrech-
nungshofes vergleichbar, vgl. § 13 des Bundesrechnungshofgesetzes. 

Zu Absatz 3 
Bislang regelte § 49 Absatz 1 des BND-Gesetzes, dass zwei Kammern gebildet werden. Mit dem Zuwachs an zu 
kontrollierenden Stellen sowie einem breiteren Portfolio an materiellen Kontrollzuständigkeiten soll diese feste 
Vorgabe zugunsten der autonomen behördlichen Ausgestaltung entfallen. Das gerichtsähnliche Kontrollorgan 
bleibt verpflichtet, Kammern zu bilden.  
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Zu Absatz 4 
In Absatz 3 ist geregelt, dass die Präsidentin oder der Präsident bzw. die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident 
den Vorsitz in der Kammer führen, der sie oder er angehören. Hierdurch ist zugleich klargestellt, dass mindestens 
zwei Kammern gebildet werden müssen und dass die Präsidentin oder der Präsident bzw. die Vizepräsidentin oder 
der Vizepräsident nicht in der gleichen Kammer tätig sein können. 

Vertretungsregelungen für den Vorsitz in den jeweiligen Kammern können untergesetzlich festgelegt werden. 

Zu Absatz 5 
Entscheidungen des gerichtsähnlichen Kontrollorgans ergehen als Beschluss. Im Übrigen entspricht Absatz 4 der 
Regelung des bisherigen § 49 Absatz 3 des BND-Gesetzes und wurde lediglich aus Gründen der Normenklarheit 
angepasst. 

Zu Absatz 6 
Stellt das gerichtsähnliche Kontrollorgan die Rechtswidrigkeit fest (Nummer 1), ist der Beschluss mit bestimmten 
Maßgaben oder Einschränkungen versehen oder weist ein Sachverhalt, welcher dem Unabhängigen Kontrollrat 
vorgelegt wird, Besonderheiten tatsächlicher oder rechtlicher Art auf oder ist von grundsätzlicher Bedeutung 
(Nummer 3), so ist der Beschluss schriftlich zu begründen. Wann ein Sachverhalt, welcher dem Unabhängigen 
Kontrollrat vorgelegt wird, Besonderheiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist oder von grundsätzlicher 
Bedeutung ist, kann dabei – soweit dies für erforderlich gehalten wird – vom Unabhängigen Kontrollrat auch 
innerhalb der Geschäftsordnung näher ausgeführt werden.  

Die hier geregelte Schriftlichkeit ist für die Handlungsfähigkeit und -sicherheit der Nachrichtendienste von be-
sonderer Bedeutung. Weiterhin trägt die Regelung, die aktuell bereits gelebte Praxis im gerichtsähnlichen Kon-
trollorgan ist, dazu bei, die Rolle des Unabhängigen Kontrollrats an der Auslegung des Nachrichtendienstrechts 
zu stärken. Denn unabhängig von dem jeweiligen geheimen Vorlagefall kann die abstrakte Rechtsfrage im öffent-
lichen Diskurs Relevanz haben. 

Zu § 24 (Beratungsgeheimnis) 
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 54 Absatz 1 des BND-Gesetzes, klarstellend wird auf das gerichtsähn-
liche Kontrollorgan Bezug genommen. 

Zu Unterabschnitt 5 (Administratives Kontrollorgan) 

Zu § 25 (Leitung des administrativen Kontrollorgans; Weisungen) 

Zu Absatz 1 
Die Regelung des bisherigen § 50 Satz 1 bis Satz 4 des BND-Gesetzes wird unverändert übernommen. 

Zu Absatz 2 
Die Weisungsbefugnis der Behördenleitung gegenüber der Leiterin oder dem Leiter des administrativen Kontroll-
organs wird klarstellend angepasst. Bereits mit der Novelle 2021 wurde festgelegt. „Durch die einheitliche Be-
hördenstruktur ist zwischen beiden Säulen ein offener und unmittelbarer Austausch gewährleistet, um dem Gebot 
einer wirksamen und kohärenten Kontrolle nachkommen zu können.“ (BT Drs. 19/26103, S. 102) Sowie „Dabei 
bleibt es dem gerichtsähnlichen Kontrollorgan unbenommen, auf die Expertise des administrativen Kontrollor-
gans zuzugreifen, um z.B. seine Entscheidungen vorzubereiten.“ (BT Drs. 19/26103, S. 111). 

Zu Absatz 3 
Die in Absatz 2 geregelte Weisungsbefugnis der Behördenleitung wird in Absatz 3 durch eine allgemeine Pflicht 
des administrativen Kontrollorgans flankiert, die Mitglieder des Senats beim Unabhängigen Kontrollrat bei der 
Durchführung ihrer Kontrollbefugnisse zu unterstützen. Dies bedeutet einerseits eine institutionelle und umfas-
sende Nachordnung im Rahmen der internen Behördenstruktur und zum anderen, dass auf faktischer Ebene das 
administrative Kontrollorgan den Mitgliedern des Senats beim Unabhängigen Kontrollrat jederzeit seine faktische 
Expertise zur Verfügung stellt.  
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Einzelheiten zu der konkreten behördlichen Organisation dieses Nachordnungsverhältnisses (also insbesondere 
etwa zu der Frage, in welchem Umfang einzelne Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans gegenüber dem 
Leiter des administrativen Kontrollorgans oder einzelnen Mitarbeitenden des administrativen Kontrollorgans wei-
sungsbefugt sind und auf welchem Wege der gesetzlich intendierte Vorrang der gerichtsähnlichen Vorabkontrolle 
im Falle konfligierender Weisungen umzusetzen ist – etwa, wenn Mitarbeitende des administrativen Kontrollor-
gans angewiesen werden, das gerichtsähnliche Kontrollorgan vorrangig im Rahmen der Vorabkontrolle zu unter-
stützen und konkrete administrative Prüfaufgaben insoweit zurückzustellen – bleibt der innerbehördlichen Orga-
nisation durch die Behördenleitung überlassen. 

Zu § 26 (Prüfprogramm für das administrative Kontrollorgan; Prüfaufträge) 

Zu Absatz 1 
Unverändert zum geltenden Recht gibt das gerichtsähnliche Kontrollorgan den Prüfrahmen für die administrative 
Kontrolle (also die Einhaltung der Vorgaben der Bestimmungen für die Erhebung, Weiterverarbeitung und Über-
mittlung von personenbezogenen Daten in den nachrichtendienstlichen Fachgesetzen im Wege einer strukturellen 
datenschutzrechtlichen Kontrolle) durch das administrative Kontrollorgan vor. Die administrative Kontrolle er-
folgt dabei grundsätzlich dergestalt, dass nicht einzelne Vorgänge in den Blick genommen werden, sondern die 
grundlegenden Strukturen der Datenverarbeitung. Dabei wird es in der Regel indes notwendig sein, stichproben-
haft Einzelvorgänge in die Kontrolle mit einzubeziehen und anhand dieser Einzelvorgänge die genannten Struk-
turen sichtbar zu machen und einer wirksamen Kontrolle zu unterziehen. Die administrative Kontrolle folgt dabei 
zwar dem Rahmen des Prüfprogramms, erfolgt aber innerhalb dieses Rahmens grundsätzlich eigeninitiativ (mit 
Ausnahme des Absatzes 3). Gesetzlich ist in Satz 5 klargestellt, dass das adiminstrative Kontrollorgan auch spon-
tane Kontrolltermine durchführen darf. In der Praxis hat es sich bewährt, Kontrollen anzukündigen, insbesondere 
um sicherzustellen, dass das erforderliche Personal anwesend ist und die zu kontrollierenden Systeme einsatzbe-
reit, dies schließt jedoch unangekündigte Kontrollen nicht aus. Das adiminstrative Kontrollorgan kann den Rah-
men des Prüfprogramms bedarfsgerecht ausfüllen und nach fachlichen Gesichtspunkten die Kontrolle ausüben. 
Die verfassungsgerichtlich vorgegebene Verlaufskontrolle bei der strategischen Aufklärung durch den Bundes-
nachrichtendienst findet in dem Prüfprogramm – wie bislang auch schon - Berücksichtigung. 

Das Prüfprogramm soll nunmehr für einen Zeitraum von bis zu 24 Monaten gelten, während bislang in § 51 
Absatz 2 BND-Gesetz „regelmäßige Abstände“ vorgesehen waren. Dies soll einerseits dem Umstand Rechnung 
tragen, dass der Prüfrahmen des administrativen Kontrollorgans regelmäßig an die Entwicklung des Prüfgesche-
hens angepasst werden muss. Zugleich ist ein Ausgleich zwischen der „Aktualität“ des Prüfprogramms und der 
Langfristigkeit der Ressourcenplanung bei den Nachrichtendiensten des Bundes zu erreichen. Diesem Ausgleich 
ist sachgerecht mit einem Zeitraum von 24 Monaten entsprochen. Zuständig für den Erlass ist dabei der Senat. 

Das Prüfprogramm des Unabhängigen Kontrollrats lenkt die Tätigkeit des administrativen Kontrollorgans. Sie 
schafft einerseits einen klaren Rahmen für die Prüftätigkeit – wobei dieser Rahmen in aller Regel abstrakt gene-
relle Vorgaben zur Prüfung von Themenkomplexen, Aufklärungsarten, Erhebungsvoraussetzungen etc. enthalten 
wird – um auch für die Nachrichtendienste eine verlässliche Grundlage für die eine wirksame Prüfung begleitende 
Ressourcenallokation zu geben. Zudem sorgt das Prüfprogramm dafür, dass das gerichtsähnliche Kontrollorgan 
entscheidenden Einfluss auf die Grundpfeiler der Strukturprüfung ausüben kann. Dabei ist – dies folgt schon aus 
der Natur der Sache einer gemeinsamen Tätigkeit im Rahmen einer Behördenhierarchie – ein steter Austausch 
zwischen den Kontrollorganen entscheidend. Dieser Austausch kann und soll in der Praxis auch zur wechselsei-
tigen Sensibilisierung hinsichtlich rechtlicher Fragestellungen beitragen. Es ist gerade der Vorteil der integralen 
Kontrolle, die im Rahmen der administrativen Kontrolle auch die datenschutzrechtliche Strukturprüfung beinhal-
tet, gegenüber der bisherigen Aufspaltung zwischen der datenschutzrechtlichen Kontrolle durch die Bundesbe-
auftragte für den Datenschutz sowie der Vorabkontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat bzw. der G10-Kom-
mission. Bei der Ausgestaltung des Prüfprogrammes ist Sorge zu tragen, dass die Prüfung durch das administra-
tive Kontrollorgan nicht dergestalt verengt wird, dass durch die Ausnahme einzelner Bereiche ein Prüfvakuum 
entsteht. Es ist insoweit Funktion des Prüfprogrammes, eine Priorisierung anhand thematischer oder vergleichba-
rer Schwerpunkte zu treffen und nicht einen verbindlichen „Prüfrand“ für das administrative Kontrollorgan zu 
definieren. 

Den Nachrichtendiensten des Bundes, und infolge der Fachaufsicht auch den jeweiligen obersten Bundesbehör-
den, wird mit angemessener Frist Gelegenheit zur Stellungnahme eingeräumt. Hierdurch ist keineswegs 
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beabsichtigt, dass Einfluss auf das Prüfprogramm genommen wird, um die Kontrolle durch den Unabhängigen 
Kontrollrat zu schmälern. Vielmehr soll die Möglichkeit der Stellungnahme lediglich gewährleisten, dass z.B. 
Hinweise gegeben werden können, wenn ein vorgesehenes Kontrollthema etwa aus tatsächlichen Gründen wie 
einer Umstrukturierung oder anderen Art der Anpassung in dem vorgesehenen Zeitraum keiner effektiven Kon-
trolle zugeführt werden kann. Dem Unabhängigen Kontrollrat steht es frei, diese etwaigen Hinweise zu ignorieren 
und an dem beabsichtigten Prüfprogramm festzuhalten.  

Abschließend ist in Satz 4 geregelt, dass der Senat auch Änderungen am laufenden Prüfprogramm vornehmen 
kann. 

Zu Absatz 2 
Die neue Regelung bindet die Rechtmäßigkeitskontrolle stärker als bisher an die parlamentarische Kontrolle an 
und soll so zu deren Stärkung beitragen. 

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 findet sich die im bisherigen § 51 Absatz 2 Satz 2 des BND-Gesetzes vorgesehene Möglichkeit, 
konkrete und einzelfallbezogene Prüfaufträge zu vergeben. Prüfaufträge sind verbindliche Aufträge des gerichts-
ähnlichen Kontrollorgans an das administrative Kontrollorgan, welche einzelne strategische Aufklärungsmaßnah-
men des Bundesnachrichtendienstes betreffen und diesem gegenüber Prüfwirkung entfalten. Nicht von dem Be-
griff umfasst sind damit solche „Prüfaufträge“ des gerichtsähnlichen Kontrollorgans an das administrative Kon-
trollorgan, welche auf eine behördeninterne Prüfung im Unabhängigen Kontrollrat beschränkt bleiben und bei 
denen keine direkte Kontaktaufnahme mit dem Bundesnachrichtendienst erforderlich ist. Das bisherige Verfahren 
der Befassung des gerichtsähnlichen Kontrollorgans mit den Prüfvorgängen des administrativen Kontrollorgans 
im Bereich der strategischen Fernmeldeaufklärung des Bundesnachrichtendienstes, welches sich bewährt hat, 
bleibt insoweit unverändert erhalten. 

Dass die Möglichkeit der Prüfaufträge auf die strategische Aufklärung durch den Bundesnachrichtendienst be-
grenzt wird, folgt den verfassungsgerichtlichen Vorgaben dahingehend, dass dieser Bereich nachrichtendienstli-
chen Handelns in besonderem Maße einer (verschränkten) Kontrolle durch administrative und gerichtsähnliche 
Kontrolle unterliegt: „Im Zusammenwirken der Kontrollinstanzen muss gewährleistet sein, dass der gesamte Pro-
zess der strategischen Überwachung [d.h. der strategischen Fernmeldeaufklärung im bisherigen Recht bzw. der 
strategischen Aufklärung im Rahmen der Novellierung des BND-Gesetzes] einschließlich der hieran anknüpfen-
den Datenverarbeitung und -übermittlung wie auch der Zusammenarbeit mit ausländischen Nachrichtendiensten 
potentiell umfassend der Kontrolle unterliegt. Soweit keine gerichtsähnliche Kontrolle vorgesehen ist, muss die 
Möglichkeit der administrativen Kontrolle eröffnet sein“ (BVerfG, Urteil vom 19. Mai 2020, 1 BvR 2835/17, Rn. 
279).  

Diese Erwägungen gelten nicht in gleichem Maße für die übrigen nachrichtendienstlichen Maßnahmen, welche 
einer Vorabkontrolle unterliegen, da diese gerade nicht von einer solchen Streubreite sind wie die strategische 
Aufklärung. Insbesondere gelten diese Erwägungen auch nicht für die – im bisherigen Recht durch § 51 Absatz 1 
Satz 2 des BND-Gesetzes der Zuständigkeit des administrativen Kontrollorgan zugewiesenen – Rechtskontrolle 
über Maßnahmen der technischen Aufklärung, welche über die strategische (Fernmelde-)Aufklärung hinausgehen 
(vgl. zu den verfassungsrechtlichen Anforderungen BVerfG, Urteil vom 19. Mai 2020, 1 BvR 2835/17, Rn. 273); 
im bisherigen Recht also insbesondere Maßnahmen nach § 34 des BND-Gesetzes.  

Soweit der Bundesnachrichtendienst von einem Prüfauftrag betroffen ist, wird dieser gemeinsam mit dem Bun-
deskanzleramt darüber vom Unabhängigen Kontrollrat in Kenntnis gesetzt. Hiermit soll dem Bundesnachrichten-
dienst lediglich die Möglichkeit gegeben werden, die organisatorischen Maßnahmen zu treffen, die für eine um-
fassende Ausführung der Prüfaufträge notwendig sind.  
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Zu Abschnitt 3 (Ausübung der Rechtskontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat) 

Zu Unterabschnitt 1 (Rechtskontrolle durch das gerichtsähnliche Kontrollorgan; Gefahr im Verzug) 

Zu § 27 (Vorabkontrolle durch das gerichtsähnliche Kontrollorgan) 

Zu Absatz 1 
Bei der Vorabkontrolle durch das gerichtsähnliche Kontrollorgan steht die Befugnisausübung (das heißt konkret 
die Durchführung der jeweiligen Maßnahme auf Grundlage der behördlichen Anordnung) durch den jeweiligen 
Nachrichtendienst unter dem Vorbehalt der Bestätigung der Rechtmäßigkeit durch das gerichtsähnliche Kontroll-
organ. Je nach Eingriffsintensität der Maßnahmen ergibt sich aus dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz im engeren 
Sinne auch die Notwendigkeit, die Maßnahme vor ihrer Durchführung einer Kontrolle durch eine unabhängige 
Stelle zu unterziehen. Gerade wegen der Weite der nachrichtendienstlichen Eingriffsschwellen, die Überwa-
chungsmaßnahmen im Vorfeld konkreter Gefahren im Sinne des Polizeirechts zulassen, kommt dem Erfordernis 
einer Vorabkontrolle besondere Bedeutung zu (BVerfG, Urteil vom 26. April 2022, 1 BvR 1619/17 Rn. 213).  

Zu Absatz 2 
In den Fällen, in denen das gerichtsähnliche Kontrollorgan eine Vorabkontrolle durchzuführen hat, legt der je-
weilige Nachrichtendienst die behördeninterne Anordnung zur vorgesehenen Befugnisausübung dem Unabhän-
gigen Kontrollrat vor. Die Vorabkontrolle hat die Schutzaufgabe zu erfüllen, die sonst dem Richtervorbehalt so-
wie auch nachträglichen Rechtsschutzmöglichkeiten, insbesondere Feststellungsklagen, zukommt. Entsprechend 
muss mit ihr eine auf den Einzelfall bezogene Prüfung ermöglicht werden, die materiell und verfahrensmäßig 
einer gerichtlichen Kontrolle gleichwertig, insbesondere mindestens ebenso wirkungsvoll ist (BVerfG, a.a.O. 
Randnummer 275, dort auch mit Verweis auf BVerfGE 30, 1 <23>, dort zu Art. 10 Abs. 2 Satz 2 GG. Das ge-
richtsähnliche Kontrollorgan (bzw. der jeweils zuständige Kollegialspruchkörper dieses Organs) kann eine An-
ordnung bestätigen, durch Nichtbestätigung die Rechtswidrigkeit feststellen oder eine Bestätigung nur unter be-
stimmten, für die Nachrichtendienste verbindlichen Maßgaben und Einschränkungen aussprechen. Die Vorlage 
an den Unabhängigen Kontrollrat hat schriftlich zu erfolgen, um dem Unabhängigen Kontrollrat eine ordnungs-
gemäße Prüfung zu ermöglichen, wobei hiemitr nicht die Schriftform im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches 
gemeint ist (§ 126 BGB). 

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 erfolgen in den Nummern 1 bis 3 die Verweise auf die in den jeweiligen Fachgesetzen enthaltenen 
Vorschriften, nach denen Anordnungen einer Vorabkontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat unterfallen.  

Zu Nummer 1 
Die Regelung spiegelt die im Bundesverfassungsschutzgesetz verankerten Anforderungen für eine Vorabkontrolle 
durch das gerichtsähnliche Kontrollorgan bei der Aufgabenwahrnehmung durch das Bundesamt für Verfassungs-
schutz. 

Zu Nummer 2 
Die Regelung spiegelt die im BND-Gesetz verankerten Anforderungen für eine Vorabkontrolle durch das ge-
richtsähnliche Kontrollorgan bei der Aufgabenwahrnehmung durch den Bundesnachrichtendienst. Ergänzt wurde 
dies um die – allein beim Senat liegende – Zuständigkeit, die Rechtmäßigkeit von Grundanordnungen im Zusam-
menhang mit erweiterten nachrichtendienstlichen Maßnahmen des Bundesnachrichtendienstes zu prüfen. 

Zu Nummer 3 
Die Zuständigkeit des Unabhängigen Kontrollrates erstreckt sich darüber hinaus auf die Vorabkontroll ein weite-
ren gesetzlich gesondert bestimmten Fällen. Dies betrifft insbesondere Maßnahmen nach § 18 des MAD-Gesetzes. 

Zu § 28 (Zuständigkeit für Entscheidungen in der Vorabkontrolle) 

Zu Absatz 1 
Anders als nach dem bisherigen BND-Gesetz wird mit dem UKRat-Gesetz die Einzelentscheidung eines Mit-
glieds des gerichtsähnlichen Kontrollorgans ermöglicht. Dabei entscheidet das einzelne Mitglied, welches sowohl 



Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 579 – Drucksache 21/7868 
 
 
ein nichtrichterliches als auch ein richterliches sein kann, für den Kollegialspruchkörper. Das Mitglied ist nicht 
originärer Einzelrichter, sondern – in der justiziellen Terminologie – ein fakultativer Einzelrichter.  

Für die strategische Fernmeldeaufklärung waren nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts die Entschei-
dungsfindung durch „Spruchkörper“ (die insoweit, wenn die Vorgabe eines richterlichen Übergewichts nicht sinn-
entleert wird, nur aus Kollegialspruchkörpern bestehen können) zwingend vorzusehen (BVerfG, Urteil vom 19. 
Mail 2020, 1 BvR 2835/17, Rn. 275). Für die nunmehr der gerichtsähnlichen Vorabkontrolle zu unterwerfenden 
Ausübungen von Befugnissen wie die heimliche Informationsbeschaffung im Zusammenhang mit menschlichen 
Quellen oder eingriffsintensive Observationen kann die Entscheidung des einzelnen Mitglieds des jeweiligen zu-
ständigen Kollegialspruchkörper des gerichtsähnlichen Kontrollorgans ausreichend und verfahrensökonomisch 
geboten sein.  

Das gerichtsähnliche Kontrollorgan wird über die Geschäfts- und Verfahrensordnung Vorkehrungen zu treffen 
haben, die ermöglichen, dass insbesondere in Rechtsmaterien, die bislang keiner gerichtsähnlichen Vorabkon-
trolle unterlagen, eine einheitliche Spruchpraxis entwickelt werden kann, ohne die Unabhängigkeit des einzelnen 
Mitglieds des gerichtsähnlichen Kontrollorgans zu beeinträchtigen. 

Zu Nummer 1 
Den Nachrichtendiensten des Bundes steht es frei, eine Maßnahme mit der Vorgabe vorzulegen, dass eine Ent-
scheidung eines „fakultativen Einzelrichters“ nicht erwünscht ist. Die Vorlage ist dann dem nach der Geschäfts-
verteilung zuständigen Kollegialspruchkörper zur Vorabkontrolle vorzulegen. Dies kann z.B. angezeigt sein, 
wenn die beantragte Maßnahme Ausstrahlungswirkung auf weitere oder sich anschließende Maßnahmen haben 
kann und es dem Nachrichtendienst deshalb darauf ankommt, dass eine spruchkörpergebilligte Praxis etabliert 
wird. 

Zu Nummer 2 
Eine Kollegialspruchkörperentscheidung ist entsprechend den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts für die 
strategische Fernmeldeaufklärung (BVerfG 1 BvR 2835/17, Randnummer 275) zwingend vorzusehen. Eine Ein-
zelentscheidung kann hingegen erfolgen, wenn eine von einem Kollegialspruchkörper gebilligte Maßnahme zur 
Verlängerung vorgelegt wird oder eine solche erweitert werden soll. Grundsätzlich bleibt es dem Unabhängigen 
Kontrollrat vorbehalten außerhalb der gesetzlich geregelten Fälle, über eine Kasuistik zu Nummer 3 Vorgaben zu 
treffen. 

Zu Nummer 3 
Dem Unabhängigen Kontrollrat steht es frei, die Auslegung dieser gesetzlichen Bestimmung im Wege der Ge-
schäfts- und Verfahrensordnung zu konkretisieren und dabei z.B. die bestehenden Erfahrungen und die sich auf-
bauende Spruchpraxis zu berücksichtigen. Von grundsätzlicher Bedeutung sind u.a. die Fälle, in denen von einer 
bestehenden Spruchpraxis abgewichen werden soll. Die grundsätzliche Bedeutung kann sowohl durch das zur 
Entscheidung aufgerufene Mitglied des Senats beim Unabhängigen Kontrollrat als auch von der zuständigen 
Kammer oder dem Senat festgestellt werden. 

Zu Absatz 2 
Mit Absatz 2 wird Sorge getragen, dass der Grundsatz der Einzelentscheidung nicht dazu führt, dass Mitglieder 
des gerichtsähnlichen Kontrollorgans – mit Ausnahme von Präsidentin/Präsident oder Vizepräsidentin/Vizeprä-
sident – im ersten Jahr nach ihrem Eintritt in den Unabhängigen Kontrollrat bereits Einzelentscheidungen fällen 
können und müssen. Die Vorschrift ist an die Regelung für obligatorische Einzelrichter in der Zivilprozessord-
nung angelehnt. 

Zu Absatz 3 
Absatz 3 eröffnet es jedem Mitglied des gerichtsähnlichen Kontrollorgans, bei Angelegenheiten von grundsätzli-
cher Bedeutung eine Entscheidung des Senats zu beantragen.  

Die Möglichkeit, den Senat zu befassen, ergänzt den neu eingeführten Grundsatz der Einzelentscheidung durch 
ein Mitglied des gerichtsähnlichen Kontrollorgans in strukturierter Art und Weise. Sie bietet die Möglichkeit, 
Fragen der Ablauforganisation zu adressieren, aber auch Rechtsfragen zur Anhörung zu bringen. Dieser Aspekt 
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kann z.B. relevant werden, wenn sich aus der einzelnen Kontrollpraxis übergreifende Auslegungsfragen stellen. 
Dies kann u.a. bei der Bewertung der Auswirkung kumulativer Grundrechtseingriffe Relevanz entfalten. 

Zu § 29 (Einzelfallkontrolle durch das gerichtsähnliche Kontrollorgan) 

Zu Absatz 1 
Die Nachrichtendienste des Bundes sind in bestimmten Fällen verpflichtet, einen konkreten Vorgang dem ge-
richtsähnlichen Kontrollorgan zur Prüfung vorzulegen. In diesen Fällen erfolgt die Vorlage im Wege eines Ersu-
chens, bei dem es nicht darum geht, dass die Ausübung einer Befugnis unter dem Vorbehalt der vorherigen Be-
stätigung der Rechtmäßigkeit durch das gerichtsähnliche Kontrollorgan steht. Vielmehr handelt es sich um „all-
gemeine“ Rechtsfragen oder abgegrenzte Aspekte innerhalb eines Vorgangs, die einer gerichtsähnlichen Rechts-
kontrolle zuzuführen sind. 

Zu Absatz 2 
Ist der Nachrichtendienst verpflichtet, einen Vorgang zur Durchführung der Einzelfallkontrolle beim gerichtsähn-
lichen Kontrollorgan vorzulegen, so erfolgt dies im Wege eines Ersuchens. 

Zu Absatz 3 

Zu Nummer 1 
Die Regelung spiegelt die im Bundesverfassungsschutzgesetz verankerten Anforderungen für eine Einzelfallkon-
trolle durch das gerichtsähnliche Kontrollorgan bei der Aufgabenwahrnehmung durch das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz. 

Zu Nummer 2 
Die Regelung spiegelt die im BND-Gesetz verankerten Anforderungen für eine Einzelfallkontrolle durch das ge-
richtsähnliche Kontrollorgan bei der Aufgabenwahrnehmung durch den Bundesnachrichtendienst. 

Zu Nummer 3 
Die Kontrollzuständigkeit erstreckt sich auch auf weitere, gesetzlich besonders bestimmte Fälle. Hierunter fällt 
insbesondere die Zuständigkeit nach § 8 Absatz 7 des MAD-Gesetzes. 

Zu § 30 (Antrag auf Überprüfung durch den Senat) 
Den Nachrichtendiensten des Bundes wird die Möglichkeit eröffnet, eine Entscheidung des gerichtsähnlichen 
Kontrollorgans (eines einzelnen Mitglieds oder einer Kammer) überprüfen zu lassen, wobei die Überprüfung in 
beiden Fällen durch den Senat erfolgt. Kommt der Senat zu dem Ergebnis, dass der Beschluss unzutreffend er-
gangen ist, so hilft es dem Antrag ab. In diesem Fall ersetz die Entscheidung des Senates den vorausgegangenen 
Beschluss.  

Das Recht zur Überprüfung flankiert die Möglichkeit der Nachrichtendienste zur Vorlage direkt an einen Kolle-
gialspruchkörper (abermals Senat oder Kammer) und sichert damit auch die Entwicklung einer einheitlichen 
Spruchpraxis. Ohne die Möglichkeit der Überprüfung wäre der Nachrichtendienst gezwungen, den Gegenstand 
der Vorabkontrolle neu abzufassen und zur Spruchkörperentscheidung vorzulegen. Dieser erhebliche Mehrauf-
wand wird mit vermieden. Auch schützt dieser Mechanismus die Nachrichtendienste des Bundes vor einer zu 
großen Entscheidungsdivergenz. 

Zu § 31 (Gefahr im Verzug) 

Zu Absatz 1 
Die Regelung zur Gefahr im Verzug wird gegenüber der bisherigen Regelung im BND-Gesetz neu gefasst und 
prozessual vereinfacht.  

Gefahr im Verzug – dies ist nunmehr auch durch eine entsprechende Legaldefinition klargestellt – liegt vor, wenn 
der Erfolg der Maßnahme durch die Verzögerung, die die Erwirkung einer Entscheidung des Unabhängigen Kon-
trollrats mit sich bringen würde, gefährdet wäre. Liegt Gefahr im Verzug vor, kann der Nachrichtendienst – nach 
Maßgabe der Fachgesetze in aller Regel durch die Behördenleitung oder eine benannte Vertretung – eine Anord-
nung, die der Vorabkontrolle unterliegt, für sofort durchführbar erklären und entsprechend vollziehen.  
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Zu Absatz 2 
Die sofortige Durchführbarkeit der Anordnung ist im Anschluss unverzüglich dem zuständigen Kollegialspruch-
körper zur Bestätigung vorzulegen (Satz 1). Hierbei ist – den allgemeinen Grundsätzen folgend – eine Unverzüg-
lichkeit gewahrt, wenn kein schuldhaftes Zögern vorliegt. In Satz 2 ist vorgesehen, dass die Bestätigung in einer 
(originären) Einzelentscheidung eines Mitglieds des gerichtsähnlichen Kontrollorganes ergeht. Im Geschäftsver-
teilungsplan ist insoweit eine entsprechende Eilzuständigkeit einzelner Mitglieder zu regeln. Eine anlassbezogene 
Übertragung auf Einzelmitglieder würde zu einem unnötigen Zeitverzug führen, sodass § 28 Absatz 1 Satz 1 hier 
einer Modifikation bedarf. Abweichend hiervon ist, wenn ein Fall des § 28 Absatz 1 Satz 2 vorliegt, in den dort 
genannten Fällen, in denen eine Übertragung der Entscheidung durch den Kollegialspruchkörper auf ein Einzel-
mitglied unzulässig wäre, eine Eilentscheidung durch den Kollegialspruchkörper erforderlich  

Zu Absatz 3 
Absatz 3 regelt, dass eine für sofort durchführbar erklärte Anordnung im Grundsatz außer Kraft tritt, wenn sie 
nicht innerhalb von drei Tagen durch den zuständigen Kollegialspruchkörper (bzw. „Einzelrichter“) des Unab-
hängigen Kontrollrats bestätigt wurde. Etwas anderes gilt nur dann, wenn der Unabhängige Kontrollrat die Fort-
geltung der sofortigen Vollziehbarkeit explizit beschlossen. Sollte dies nicht der Fall sein, so ist die Maßnahme 
unverzüglich zu beenden. Dabei ist klarstellend aufgenommen, dass die „operative Sicherheit“ bei der Prüfung 
der Unverzüglichkeit zu berücksichtigen ist – es kann mit erheblichen Schwierigkeiten und Risiken verbunden 
sein, einen Einsatz sofort zu beenden, sodass ein geregelter Abbruch möglich und das Gebot sein muss.  

Zu Absatz 4 
Ist es dem Unabhängigen Kontrollrat aus Gründen, die in seinem Organisationsbereich liegen (also etwa bei be-
sonders umfangreichen Vorgängen, dezidiert organisatorischen Gründen oder weil die Rechtssache eine beson-
dere Schwierigkeit oder Bedeutung aufweist und deswegen zusätzliche Informationsbedarfe erkannt werden, die 
bei Vorlage an den Unabhängigen Kontrollrat noch nicht bekannt oder erwartbar waren) nicht möglich, innerhalb 
von drei Tagen eine Entscheidung herbeizuführen, so soll der zuständige Kollegialspruchkörper entscheiden, dass 
die Maßnahme (zunächst) weiter durchgeführt werden kann. In diesem Fall hat der Unabhängige Kontrollrat die 
Maßnahme unverzüglich – also ohne schuldhaftes Zögern – zu prüfen und ggf. zu bestätigen. Bei laufenden Maß-
nahmen gilt das zu Absatz 3 gesagte bezüglich ihrer Beendigung.  

Zu Absatz 5 
Wird die Anordnung nicht bestätigt, so dürfen die auf Grundlage der angeordneten sofortigen Durchführbarkeit 
erhobenen Daten nicht genutzt werden. Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn kein Antrag nach Absatz 
6 (Nachprüfung durch den Senat) gestellt wurde – Satz 2 Nummer 1 – oder wenn die Daten für eine Mitteilung 
an Betroffene oder für eine gerichtliche Nachprüfung der Rechtmäßigkeit der Anordnung oder des Vorgangs von 
Bedeutung sein können – Satz 2 Nummer 2 –. In diesen Fällen ist die weitere Verarbeitung der Daten einzuschrän-
ken, im Falle von Satz 2 Nummer 1 endet diese Einschränkung mit einer (bestätigenden) Entscheidung des Sena-
tes.  

Soweit ausnahmsweise bereits personenbezogene Daten übermittelt wurden, schließt die Löschpflicht insbeson-
dere auch ein, dass die empfangende Stelle unverzüglich zur Löschung aufgefordert wird.  

Zu Absatz 6 
Der zuständige Nachrichtendienst hat die Möglichkeit, eine Entscheidung durch den Senat beantragen, wenn eine 
Anordnung außer Kraft getreten ist. Dieser hat, nachdem er den jeweiligen Nachrichtendienst unverzüglich ange-
hört hat, gleichermaßen unverzüglich eine Entscheidung zu treffen.  

Zu Unterabschnitt 2 (Rechtskontrolle durch das administrative Kontrollorgan) 
Die administrative Kontrolle ist die datenschutzrechtliche Strukturkontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat. 
Sie ist geprägt von ihrer grundsätzlichen Anlassunabhängigkeit, wobei sie vom gerichtsähnlichen Kontrollorgan 
mit den Mitteln des Prüfprogramms und – bezogen auf den Bereich der strategischen Aufklärung für den Bun-
desnachrichtendienst – der Prüfaufträge gesteuert wird. Die Behördenleitung ist gegenüber dem administrativen 
Kontrollorgan weisungsbefugt. Diese Weisungsbefugnis wird um die materiellrechtlich erforderliche Weisungs-
befugnis der einzelnen Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans sowie der Kollegialspruchkörper ergänzt, 
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dies damit das administrative Kontrollorgan den Mitgliedern des gerichtsähnlichen Kontrollorgans seine fachliche 
Expertise zur Verfügung stellt. 

Die Kontrolle ist prozessbegleitend ausgestaltet. Dabei kontrolliert das administrative Kontrollorgan sämtliche 
Verarbeitungen personenbezogener Datenverarbeitungen von Bundesnachrichtendienst und Bundesamt für Ver-
fassungsschutz. Es ist somit insbesondere sichergestellt, dass keine Kontrolllücken entstehen, das gerichtsähnli-
che Kontrollorgan kontrolliert in der Vorabkontrolle den Einsatz besonders eingriffsintensiver nachrichtendienst-
licher Mittel, das administrative Kontrollorgan kontrolliert – in der Strukturkontrolle – die Datenverarbeitung 
auch solcher Daten, die nicht mittels besonders eingriffsintensiver nachrichtendienstlicher Mittel erhoben wurden. 

Die administrative Rechtmäßigkeitskontrolle hat über die für die Kontrolltätigkeit der Gesamtbehörde erforderli-
che besondere Expertise zu verfügen, da es sich – mit dem Ziel der Vermeidung geheimschutzbeeinträchtigender 
Schnittstellen – bei dem administrativen Kontrollorgan auch um das behördeneigene „Sachverständigenbüro“ 
handelt. 

Wenngleich das administrative Kontrollorgan Beanstandungen und Anweisungen auf den Weg bringen kann, so 
kommen ihm doch keine abschließenden Entscheidungsbefugnisse zu. Das administrative Kontrollorgan agiert in 
seiner Kontrolltätigkeit nicht öffentlich. Begründet liegt dies nicht in der Art und Weise der Kontrolle, sondern in 
dem Kontrollgegenstand.  

Im Bereich der oder des Ständigen Bevollmächtigten des Parlamentarischen Kontrollgremiums oder den inte-
grierten Prüfstellen des Bundesrechnungshofes bestanden bereits ähnliche, administrative Kontrollfunktionen.  

Stellt der Unabhängige Kontrollrat im Rahmen der administrativen Kontrolle einen Rechtsverstoß fest, so muss 
dieser der betroffenen Behörde oder auch der zuständigen Fachaufsicht mit dem Ziel der Abhilfe mitgeteilt wer-
den. Die Feststellung eines rechtswidrigen Zustandes kann dabei einerseits einen Verstoß gegen die datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen der nachrichtendienstlichen Bestimmungen betreffen. Zum anderen können auch qua-
lifizierte Verstöße, etwa gegen das Erfordernis einer vorherigen Anordnung, in Betracht kommen. Im ersteren 
Fall kann der Unabhängige Kontrollrat, wie bisher der oder die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit, eine Beanstandung aussprechen. Im letzteren Fall kann eine bindende Anweisung erfolgen. 

Zu § 32 (Administrative Kontrolle) 

Zu Absatz 1 
Die Zuständigkeit des administrativen Kontrollorgans ist einerseits datenschutzrechtlicher Natur (Nummer 1) und 
bezieht sich andererseits auf die erweiterten nachrichtendienstlichen Maßnahmen des Bundesnachrichtendienstes 
(Nummer 2). 

Zu Nummer 1 
Das administrative Kontrollorgan kontrolliert zuvorderst die datenschutzrechtliche Gesetzmäßigkeit der Aufga-
benwahrnehmung von Bundesamt für Verfassungsschutz und Bundesnachrichtendienst sowie – in einem gesetz-
lich besonders bestimmten Umfang auch für den Militärischen Abschirmdienst – im Rahmen der Datenverarbei-
tung – also sowohl der Erhebung, der Weiterverarbeitung als auch der Übermittlung von personenbezogenen 
Daten durch die Nachrichtendienste. Kontrolllücken dürfen nicht entstehen, d.h. das administrative Kontrollor-
gang hat auch dort eine Zuständigkeit, wo das gerichtsähnliche Kontrollorgan nicht für die Vorabkontrolle zu-
ständig ist. Die Kontrolltätigkeit des administrativen Kontrollorgans wird vom gerichtsähnlichen Kontrollorgan 
gesteuert. Dies erfolgt zentral über das Prüfprogramm sowie zum Teil über die Prüfaufträge (vgl. hierzu § 26). 
Bereits das Vorhandensein einer prozessbegleitenden administrativen Kontrolle ist geeignet, einer Überschreitung 
der gesetzlichen Befugnisse vorzubeugen (Alt, Kompensatorische Kontrolle heimlicher Grundrechtseingriffe, S. 
209.)  

Im Grundsatz erfolgt die datenschutzrechtliche Strukturkontrolle durch das administrative Kontrollorgan inner-
halb des Prüfprogrammes dabei anlassunabhängig, d.h. eigeninitiativ. Dies verdeutlicht, dass gerade kein vorhe-
riger Anlass für eine Prüfung – wie etwa im Rahmen einer Verlaufskontrolle – bestehen muss. Indes kann ein 
konkreter Anlass (etwa, weil ihm Rahmen der administrativen Kontrolle einer anderen Datenverarbeitungsstruk-
tur, ein Kontrollbedürfnis indiziert wird) „erst recht“ eine administrative Kontrolle nach sich ziehen. Dem admi-
nistrativen Kontrollorgan steht es insoweit frei, die Prozesse und Strukturen der Datenverarbeitung in den Nach-
richtendiensten anhand von Stichproben auf ihre Rechtmäßigkeit zu überprüfen. Im Rahmen konkreter 
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Prüfaufträge durch das gerichtsähnliche Kontrollorgan kann das administrative Kontrollorgan darüber hinaus 
auch gezielt die strategische Aufklärung des Bundesnachrichtendienstes überprüfen. Letzteres ist geboten, da die 
strategische Aufklärung aufgrund ihrer großen Streubreite ein zusätzliches Korrektiv der Kontrolle benötigen 
(vgl. hierzu BVerfG, Urteil vom 19. Mai 2020, 1 BvR 2835/17, Rn. 272ff.), welches bei „gezielten“ Überwa-
chungsmaßnahmen – insbesondere auch bei sog. CNE-Maßnahmen – nicht im gleichen Umfang erforderlich ist.  

Zu Nummer 2 
Neben der datenschutzrechtlichen Kontrolle kommt dem administrativen Kontrollorgan auch die Kontrolle über 
erfolgte erweiterte nachrichtendienstliche Maßnahmen des Bundesnachrichtendienstes zu. Dabei erstreckt sich 
die Kontrolltätigkeit hierbei primär darauf, ob der Bundesnachrichtendienst im Rahmen der Maßnahmen die ge-
setzlichen Bestimmungen des Abschnitt 4 des BND-Gesetzes eingehalten hat. Insbesondere eine Kontrolle der 
Zweckmäßigkeit einzelner Maßnahmen oder ihrer politischen Implikationen erfolgt nicht.  

Zu Absatz 2 
Die administrative Kontrolle gewährleistet die Kontrolle der Datenverarbeitung im Rahmen der Aufgabenwahr-
nehmung der Nachrichtendienste und die nachträgliche Kontrolle erweiterter nachrichtendienstlicher Maßnah-
men. Um dies zu gewährleisten, ist in Absatz 2 die Durchführung der Kontrolle als „anlassunabhängige“ und 
„strukturbezogene“ geregelt. Ersteres verdeutlicht, dass die Kontrolle nicht infolge konkreter Bezugspunkte er-
folgen muss, sondern im Rahmen des Prüfprogrammes durch das gerichtsähnliche Kontrollorgans der administ-
rativen Kontrolle selbst überantwortet bleibt, wie sie ihre Kontrolle ausübt. Letzteres (also der Strukturbezug) 
stellt klar, dass die Kontrolle nicht Einzelfälle in den Blick nimmt, sondern allgemeine Datenverarbeitungspro-
zesse und -strukturen kontrollieren soll. Dies schließt naturgemäß nicht aus, dass im Rahmen der Kontrolle auch 
Einzelvorgänge stichprobenartig in den Blick genommen werden können und müssen, da nur auf diese Weise 
eine umfängliche Kontrolle überhaupt möglich ist. Gleichwohl ist nicht Gegenstand der administrativen Kontrolle 
– und auch mit Blick auf die Kapazitäten des Kontrollorgans nicht erwartbar – dass eine einzelfallbezogene Ver-
laufskontrolle von Vorgängen erfolgt. Etwas anderes gilt insoweit nur dann, wenn ein konkreter Prüfauftrag nach 
Maßgabe des § 26 Absatz 3 vergeben wurde.  

Zu § 33 (Beanstandungen; Unterrichtungen) 
Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen § 16 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes, der für den oder die 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit bislang das Beanstandungsrecht gegenüber 
öffentlichen Stellen des Bundes regelte. Neu ist nunmehr, dass der Unabhängige Kontrollrat im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes an die Stelle der oder des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
tritt. Dabei wird die Vorschrift moderat auf die Bedürfnisse des Unabhängigen Kontrollrats angepasst. Insbeson-
dere ist die Beanstandung als „Kann-Vorschrift“ ausgestaltet. Die in § 16 Absatz 2 Satz 2 des Bundesdatenschutz-
gesetzes vorgesehene Möglichkeit, von einer Beanstandung abzusehen, geht damit bereits in der Ermessensvor-
schrift selbst auf.  

Wann von einer Beanstandung abzusehen ist, steht im pflichtgemäßen Ermessen des Unabhängigen Kontrollrats. 
Wie im Rahmen des § 16 Absatz 2 Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes kann ein Absehen in der Regel geboten 
sein, wenn und soweit es sich bei dem im Rahmen der administrativen Kontrolle festgestellten Verstoß um uner-
hebliche oder inzwischen beseitigte Mängel handelt. 

Zu § 34 (Qualifizierter Verstoß; Anweisungen) 
Die Regelung schafft für den Sachverhalt qualifizierter Rechtsverstöße einen Eskalationsmechanismus, welcher 
nach erfolgloser Durchlaufung eines Beanstandungsverfahrens nach § 33 Absatz 1 greift. Die Regelung stellt si-
cher, dass die integrale Kontrolle die Beachtung besonderer Schutzvorschriften final durch das gerichtsähnliche 
Kontrollorgan durchsetzen kann. Dadurch kann insbesondere Auslegungsdivergenzen vorgebeugt oder abgehol-
fen werden. 

Im bisherigen BND-Gesetz und bezogen auf die Rechtmäßigkeitskontrolle über die technische Aufklärung stand 
dem Unabhängigen Kontrollrat im dort noch als Beanstandungen genannten Verfahrensgang ebenfalls eine ab-
schließende Entscheidungsbefugnis zu, vgl. § 52 des BND-Gesetzes. Das dort noch gestufte Verfahren wurde 
sachgerecht mit der Novellierung vereinfacht. 
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Zu Absatz 1 
Das administrative Kontrollorgan übt im Rahmen seiner Zuständigkeit die Rechtskontrolle aus. Folgemaßnahmen 
knüpfen mithin an einen von dem administrativen Kontrollorgan festgestellten Verstoß gegen Rechtsvorschriften 
an. Wenn es sich bei der nach Auffassung des administrativen Kontrollorgans verletzten Vorschrift um eine der 
genannten besonderen Vorschriften (qualifizierter Verstoß) handelt, eröffnet dies die Vorlage zur rechtlich bin-
denden Folgeentscheidung des gerichtsähnlichen Kontrollorgans in Gestalt des Senats. Bei diesen Vorschriften 
handelt es sich grundsätzlich um Regelungen, die das Erfordernis einer unabhängigen Vorabkontrolle begründen 
oder spezielle Folgemaßgaben zu Eingriffen, die der Vorabkontrolle unterliegen, treffen. 

Zu Nummer 1 
Regelungen, die eine unabhängigen Vorabkontrolle oder Einzelfallkontrolle durch das gerichtsähnliche Kontroll-
organ vorsehen, sind besondere Schutzvorschriften. Solche Schutzvorschriften sind mithin z.B. die Regelungen, 
die für längerfristige Observationen eine unabhängige Anordnungskontrolle vorsehen (wie § 9n Absatz 1 Nummer 
3 BVerfSchG). Stellt das administrative Kontrollorgan bei seiner Kontrolle etwa fest, dass eine Observation 
durchgehend so lange durchgeführt worden ist, dass dazu eine unabhängige Anordnungskontrolle erforderlich 
war, ohne dass diese erfolgt ist, kann der Unabhängige Kontrollrat eine Anweisung dazu aussprechen, wie mit 
den gewonnenen Informationen umzugehen ist. Diese Anweisung ist für den Nachrichtendienst bindend. Im Un-
abhängigen Kontrollrat zuständig für rechtlich bindende Entscheidungen ist das gerichtsähnliche Kontrollorgan. 

Zu Nummer 2 
Im Rahmen der Vorabkontrolle kann das gerichtsähnliche Kontrollorgan seine Entscheidung zur Durchführbar-
keit der Maßnahmenanordnung auch mit Maßgaben versehen, die die Rechtmäßigkeit der Durchführung sichern. 
Solche Maßgaben sind rechtlich bindend. Werden sie bei der Durchführung missachtet, verstößt der Nachrichten-
dienst gegen das gesetzliche Erfordernis der Vorabkontrolle, weil er insoweit aus dem gebilligten Rahmen aus-
bricht. Gleichermaßen kann das gerichtsähnliche Kontrollorgan auch bei seiner Prüfung im Rahmen der Einzel-
fallkontrolle Maßgaben treffen. Diese schließen insbesondere auch ein, dass das gerichtsähnliche Kontrollorgan 
zu dem Schluss kommt, dass ein rechtswidriger Zustand vorliegt. Der jeweilige Nachrichtendienst ist in diesen 
Fällen gehalten, den rechtswidrigen Zustand zu beseitigen. Kommt er dem nicht nach, liegt gleichermaßen ein 
Verstoß im Sinne der Nummer 2 vor.  

Stellt das administrative Kontrollorgan bei seiner Kontrolle einen solchen Verstoß fest, ist ebenso die Möglichkeit 
einer bindenden Anweisung zu den Folgen dieses Fehlers bei der Datenweiterverarbeitung eröffnet. 

Zu Nummer 3 
Die Nummer 3 erfasst solche Bestimmungen, die spezielle Weiterverarbeitungsregelungen spezifisch für die In-
formationen treffen, die unter Eingriffen gewonnen worden sind, die der gerichtsähnlichen Vorabkontrolle oder 
der Einzelfallkontrolle unterliegen. Dies betrifft vornehmlich besondere Zweckbindungen (z.B. für Informationen 
aus Wohnraumüberwachung, vgl. § 9h Absatz 5 BVerfSchG), aber auch besondere Verfahrensmaßgaben (vgl. § 
9h Absatz 7 BVerfSchG), wobei sich der Kontroll- und Anweisungsrahmen des Unabhängigen Kontrollrats auf 
die Datenverarbeitung durch die Nachrichtendienste des Bundes beschränkt, diese mithin seine alleinigen Anwei-
sungsadressaten sind. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 bestimmt den Senat als den Spruchkörper, der die Anweisung zur Abhilfe ausspricht; zudem finden sich 
dort Ausführungen zum Verfahren und zur Möglichkeit, eine unverzügliche Umsetzung oder eine Umsetzung 
innerhalb einer vom Senat bestimmten Frist anzuweisen. 

Der Senat befasst sich mit der Anweisung in einem gestuften Verfahren. Zunächst hört der Senat den betroffenen 
Nachrichtendienst an. Sodann prüft er den mutmaßlichen Rechtsverstoß. Schließlich gewichtet der Senat den 
Sachverhalt z.B. im Hinblick auf die konkrete Art des Rechtsverstoßes.  

Die mögliche Anweisung bezweckt, einem festgestellten Rechtsverstoß abzuhelfen. Dabei ist der Schutzzweck 
der verletzten Norm zu würdigen. Ist eine gerichtsähnliche Vorabkontrolle rechtswidrig unterblieben, war die 
durchgeführte Anordnung aber materiell rechtmäßig (d.h. hätte die Durchführung der gerichtsähnlichen Vorab-
kontrolle die Durchführbarkeit der Maßnahme bestätigt), ist eine Anweisung zur Löschung der erlangten 
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Informationen zur Durchsetzung des materiellen Rechts nicht veranlasst. Der Unabhängige Kontrollrat kann aber 
eine bindende Feststellung der formellen Rechtswidrigkeit aussprechen. Dies ist insbesondere bedeutsam, wenn 
dadurch etwaige Auslegungsfragen zu den anzuwendenden Rechtsvorschriften geklärt werden. Damit schafft das 
gerichtsähnliche Kontrollorgan Rechtssicherheit für die künftige Verfahrensweise. Das gerichtsähnliche Kontroll-
organ kann die Feststellungen aus dem Anweisungsverfahren dazu nutzen, Schwerpunkte der Kontrollsteuerung 
z.B. für das Prüfprogramm zu identifizieren. Hat der Senat eine Frist bestimmt, so hat der Nachrichtendienst die 
Anweisung innerhalb dieser Frist umzusetzen. Anderenfalls hat die Umsetzung ohne schuldhaftes Zögern zu er-
folgen.  

Zu Abschnitt 4 (Zusammenarbeit des Unabhängigen Kontrollrats mit dem Parlamentarischen 
Kontrollgremium) 

Zu § 35 (Tätigkeitsbericht) 
Mit den regelmäßigen Tätigkeitsberichten des Unabhängigen Kontrollrats an das Parlamentarische Kontrollgre-
mium schließt sich der Kontrollkreislauf zwischen der integrierten Rechtmäßigkeitskontrolle über die Nachrich-
tendienste des Bundes und der parlamentarischen Kontrolle. Dabei kommt dem parlamentarischen Kontrollgre-
mium als politischem Kontrollorgan, welches mit gewählten Abgeordneten über eine besondere demokratische 
Legitimität verfügt, eine besondere Bedeutung zu.  

Zu Absatz 1 
Der Tätigkeitsbericht umfasst einerseits die Kontrollzuständigkeiten des gerichtsähnlichen Kontrollorgans (Vor-
abkontrolle sowie Einzelfallkontrolle). Dem gerichtsähnlichen Kontrollorgan steht es, wie bisher, frei, bei dieser 
Gelegenheit auch grundsätzliche Stellungnahmen zu z.B. Rechtsfragen zu treffen oder über die behördliche Ent-
wicklung zu berichten.  

Andererseits hinaus wird im Tätigkeitsbericht über die Durchführung der administrativen Kontrolle berichtet. 
Diese entwickelt sich anhand der Vorgaben des Prüfprogramms. Dem Parlamentarischen Kontrollgremium wird 
so das strukturierte Nachvollziehen der konkreten Kontrolltätigkeit des administrativen Kontrollorgans möglich. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 überträgt die Regelung des bisherigen § 55 Absatz 2 Satz 1 bis 3 des BND-Gesetzes in das UKRat-
Gesetz. Der Tätigkeitsbericht befasst sich mit allen Aspekten der Kontrollausübung. Der Bericht hat den Geheim-
schutz und die Grenzen der Verfügungsberechtigung der Nachrichtendienste des Bundes zu beachten. Dadurch 
ergeben sich vor allem Grenzen hinsichtlich Informationen, die von Nachrichtendiensten anderer Staaten geteilt 
wurden. Doch auch für solche Informationen regelt Absatz 2 ein Verfahren, um darüber möglichst auch das Par-
lamentarische Kontrollgremium zu unterrichten. 

Ferner regelt Absatz 2 im letzten Satz, dass Angaben zur Kontrolltätigkeit mit Bezug zum Einsatz menschlicher 
Quellen, zu nachrichtendienstlicher Technik und nachrichtendienstlicher Methodik allgemein zu halten sind. 
Diese Vorgaben sollen die parlamentarische Kontrolle nicht begrenzen. Vielmehr muss es dem Unabhängigen 
Kontrollrat gelingen, so über seine Kontrolltätigkeit zu berichten, dass die parlamentarische Kontrolle ggf. erfor-
derliche Ableitungen und gesetzgeberische Handlungsbedarfe erkennt. Zugleich muss der Schutz von Leib und 
Leben menschlicher Quellen gewährleistet sein und die damit direkt verbundene Funktionsfähigkeit der Nach-
richtendienste des Bundes. Denn bereits der Anschein eines nicht absoluten Schutzes menschlicher Quellen wirkt 
abschreckend. Besonders schützenswert sind ebenfalls die nachrichtendienstliche Technik und nachrichtendienst-
liche Methodik, auch insoweit soll der Tätigkeitsbericht allenfalls und nur falls erforderlich allgemeine Angaben 
enthalten. 

Zu Absatz 3 
Absatz 3 übernimmt die Inhalte des bisherigen § 55 Absatz 2 Satz 4 und Satz 5 und verallgemeinert aufgrund der 
Zuständigkeitserweiterung des Unabhängigen Kontrollrats die Regelung mit dem Bezug auf die zuständige Auf-
sichtsbehörde. Die Vorschrift wurde zudem dahingehend erweitert, dass eine Ablehnung von „nur“ bestimmten 
Teilen eines Tätigkeitsberichts, einer Übermittlung der übrigen Teile nicht entgegensteht.  
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Zu Nummer 1 
Die Übermittlung eines Berichts an das Parlamentarische Kotrollgremium nach Absatz 1 kann die zuständige 
Aufsichtsbehörde ablehnen, soweit dies aus zwingenden Gründen des Wohls des Bundes oder eines Landes, ins-
besondere aus zwingenden Gründen des Nachrichtenzugangs oder aus Gründen des Schutzes von Persönlichkeits-
rechten Dritter notwendig ist. Dieses Recht flankiert die Schutzgüter, die sich bereits im Absatz 3 niederschlagen, 
und wird ergänzt um den Schutz von Persönlichkeitsrechten Dritter. 

Zu Nummer 2 
Ergänzend ist der Aufsichtsbehörde ebenfalls möglich, die Übermittlung eines Berichtes unter Begründung abzu-
lehnen, soweit der Kernbereich der exekutiven Eigenverantwortung betroffen ist. 

Zu § 36 (Öffentlicher Bericht) 
Es wird eine öffentliche Berichtslegung des Unabhängigen Kontrollrats eingeführt. Eine öffentliche Berichtsle-
gung von Kontrollorganen über die Nachrichtendienste ist z.B. aus den Niederlanden bekannt, vgl. den „Annual 
report“ des Review Committee on the Intelligence and Security Services (CTIVD) oder aus dem Vereinigten 
Königreich, vgl. „Annual Report“ des Investigatory Powers Commissioner’s Office (IPCO). 

Ein öffentlicher Bericht schafft Transparenz in die Rechtmäßigkeitskontrolle über die Nachrichtendienste des 
Bundes und bewirkt eine kontinuierliche Sichtbarkeit des Unabhängigen Kontrollrats in der Öffentlichkeit. Ge-
wählt wird ein Zweijahresrhythmus. Die Art und Weise der Veröffentlichung bleibt dem Unabhängigen Kontroll-
rat überlassen. Vorstellbar ist jedenfalls eine Bereitstellung im Internet. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 definiert den öffentlichen Bericht und sieht ihn in einem zweijährigen Turnus, erstmals für den Zeitraum 
2027 bis 2029, vor. In Satz 2 wird dieser Bericht auch inhaltlich dahingehend vorgeprägt, dass er Ausführungen 
zu rechtlichen Bewertungen enthalten kann. Dadurch wird etwa auch die Veröffentlichung der vom Unabhängigen 
Kontrollrat entwickelten Leitsätze möglich. 

Zu Absatz 2 
Im weiteren Verfahren übermittelt der Unabhängige Kontrollrat den öffentlichen Bericht an den Deutschen Bun-
destag sowie die Bundesregierung und macht ihn der Öffentlichkeit zugänglich. Wie dies geschieht, steht dem 
Unabhängigen Kontrollrat frei. Der im Deutschen Bundestag federführende Ausschuss holt vor seiner Beratung 
eine Stellungnahme der Bundesregierung ein und beteiligt das Parlamentarische Kontrollgremium. 

Zu § 37 (Austausch mit dem Parlamentarischen Kontrollgremium und der oder dem Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit) 
Der Regelungsinhalt des bisherigen § 58 BND-Gesetz wird in § 37 aufgegriffen. Durch die Konsolidierung der 
Kontrolle beim Unabhängigen Kontrollrat konnte die Vorschrift dabei vereinfacht werden. Ergänzend sei an die-
ser Stelle darauf hingewiesen, dass es dem Unabhängigen Kontrollrat – schon aufgrund des Umstandes, dass seine 
Kontrolltätigkeit sich (primär) auf den Datenschutz (in seiner speziellen, nachrichtendienstrechtlichen Ausgestal-
tung) bezieht, unbenommen bleibt, den kontinuierlichen Austausch mit anderen Datenschutzbehörden (insbeson-
dere der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit) zu suchen und zu pflegen, solange 
hierbei keine geheimhaltungsbedürftigen Informationen, sondern allgemeine datenschutzrechtliche Fragen und 
Erfahrungen in der Kontrolle geteilt werden. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 führt aus, dass die Rechte des Parlamentarischen Kontrollgremiums durch die Tätigkeit des Unabhängi-
gen Kontrollrats unberührt bleiben. Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 58 Absatz 2 BND-Gesetz. Es gibt 
somit eine ergänzende, keine verdrängende Zuständigkeit des Unabhängigen Kontrollrats. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 eröffnet es dem Unabhängigen Kontrollrat sich regelmäßig mit dem Parlamentarischen Kontrollgremium 
über Angelegenheiten der Kontrolltätigkeit auszutauschen. Dies gilt im Rahmen der jeweiligen 
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Kontrollzuständigkeit. Zudem sind weiterhin die geltenden Geheimhaltungsvorschriften zu wahren. Absatz 2 
nimmt damit im Wesentlichen die Regelungsinhalte des bisherigen § 58 Absatz 1 des BND-Gesetzes auf.  

Zu Absatz 3 
In Absatz 3 wird dem Unabhängigen Kontrollrat die Möglichkeit eröffnet, sich mit der oder dem Bundesbeauf-
tragten für Datenschutz und Informationsfreiheit auszutauschen. Dabei sind die geltenden Geheimhaltungsvor-
schriften auch hier zu wahren, ein fortwährender Austausch zu konkreten operativen Einzelfällen/-fragen scheidet 
daher aus.  

Demgegenüber ist bei dem Wechsel der Zuständigkeiten von der oder dem Bundesbeauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit auf den Unabhängigen Kontrollrat eine ordnungsgemäße Übergabe der Kontrolltätigkeit 
möglich und durch das Gesetz eröffnet; die Wahrung der jeweiligen Kontrollzuständigkeiten ist insoweit sicher-
gestellt und ein Austausch (auch personenbezogener Daten) ist erforderlich. So wird der Unabhängige Kontrollrat 
in die Lage versetzt, die Aufgaben, für die bislang die BfDI zuständig war, adäquat zu übernehmen. 

Es besteht die Möglichkeit zur Erörterung der rechtlichen Bewertung eines typisierten Sachverhalts wie beispiels-
weise dem Ankauf von Daten durch Sicherheitsbehörden. Durch die im Gesetzeswortlaut angelegte Öffnung 
(„insbesondere“) ist zudem etwa auch die Möglichkeit eines Austausches in Schnittstellenbereichen – wenn sich 
also Kontrollzuständigkeiten beider Kontrollebehörden berühren – eröffnet. Auch soweit der UKRat auch künftig 
die zuständige Behörde für Kontrollen im Bereich von EU-Datenbanken ist, zu denen BND und BfV Zugang 
haben, kann sich auch dort Abstimmungsbedarf z.B. über die Kontrollpraxis ergeben. Soweit erforderlich ist auch 
insoweit eine Übermittlung personenbezogener Daten sowie von eingestuftem Material zulässig.  

Hintergrund für die Regelung ist, dass der Sachverstand der oder des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit in Bezug auf den Datenschutz genutzt werden soll und eine einheitliche Auslegung 
von datenschutzrechtlichen Fragestellungen dadurch sichergestellt werden soll. Die Third Party Rule gilt es stets 
zu beachten (Satz 2). 

Zu Abschnitt 5 (Sonstige Vorschriften und Schlussvorschriften) 

Zu § 38 (Individuelles Ersuchen beim Unabhängigen Kontrollrat) 
Die Tätigkeiten der Nachrichtdienste des Bundes bleibt naturgemäß weitgehend im Verborgenen. Zwar hat der 
Einzelne gewisse Auskunftsrechte wie z.B. nach § 9 des BND-Gesetzes oder § 15 des Bundesverfassungsschutz-
gesetzes. Doch bereits die Auskünfte nach dem Informationsfreiheitsgesetz sind bezogen auf die Nachrichten-
dienste beschränkt. Die Einführung eines individuellen Petitionsrechts beim Unabhängigen Kontrollrat, welches 
dort eine Prüfung in Gestalt einer „objektivrechtlichen Kontrolle“ (BVerfG 1 BvR 2835/17 Rn. 280) auslöst, 
kompensiert die für eine effektive Aufgabenwahrnehmung erforderlichen Limitierungen. Sie findet sich in ähnli-
cher Form auch in § 15 Absatz 5 Satz 1 des Artikel 10-Gesetzes.  

Jede Person kann beim Unabhängigen Kontrollrat eine Eingabe machen, wenn sie der Auffassung ist (und dies 
substantiiert vortragen kann), dass sie durch den jeweiligen Nachrichtendienst bei dessen Wahrnehmung der in § 
2 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 bezeichneten Aufgaben in ihren Rechten verletzt worden ist. Die eingebende Person 
hat einen substantiierten Sachverhalt sowie ein besonderes Interesse an der Prüfung darzulegen. Tut sie dies nicht, 
ist das Ersuchen bereits unstatthaft. 

Der Unabhängige Kontrollrat prüft den Sachverhalt. Dabei obliegt es dem Unabhängigen Kontrollrat den für das 
Prüfvorhaben angezeigten behördeninternen Ablauf vorzusehen, z.B. mit der Prüfung das administrative Kon-
trollorgan zu befassen. Die Prüfung umfasst soweit aus Sicht des Unabhängigen Kontrollrat erforderlich z.B. das 
Einholen einer Stellungnahme beim jeweiligen Nachrichtdienst des Bundes oder eine Prüfung vor Ort. Dem Un-
abhängigen Kontrollrat steht es frei, die Entscheidung über Eingaben auch einem Mitglied des administrativen 
Kontrollorgans zuzuweisen. Sollte es zu einer Vielzahl von gleichgelagerten Eingaben kommen, insbesondere 
falls tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass diese Eingaben maschinell erstellt werden, lediglich pau-
schale Behauptungen einer Beeinträchtigung aufweisen, die Arbeit des Unabhängigen Kontrollrats behindern sol-
len oder offensichtlich missbräuchlich sind, kann der Unabhängige Kontrollrat die Ersuchen ohne inhaltliche Prü-
fung zurückweisen. Anderenfalls teilt der Unabhängige Kontrollrat der eingebenden Person mit, ob eine Verlet-
zung ihrer Rechte festgestellt wurde. Bei seiner Antwort hat der Unabhängigen Kontrollrat an den Eingebenden 
Geheimschutzbelange umfassend zu berücksichtigten.  
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Zu § 39 (Schutz des Eigensicherungsbereichs) 
Der Unabhängige Kontrollrat ist im Rahmen seiner Rechtskontrolle mit sehr sensiblen Vorgängen betraut. Dies 
folgt unmittelbar aus seiner Zuständigkeit für Kontrolle der Nachrichtendienste des Bundes, deren Arbeit in 
höchstem Maße geheimhaltungsbedürftig ist. Um diese Geheimhaltung (voll-)umfassend zu gewährleisten, muss 
auch die unabhängige oberste Bundesbehörde des Unabhängigen Kontrollrates in die Lage versetzt werden, seinen 
Eigensicherungsbereich abzusichern.  

Die Vorschriften sind in weiten Teilen dem BVerfSchG und dem MAD-Gesetz nachempfunden, sodass allgemein 
auf die Begründung dieser Gesetze (BT-Drs. 20/8626 und BT-Drs. 21/1846) verwiesen wird.  

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 findet sich die Grundregelung für die Maßnahmen der Eigensicherung. Dies beinhaltet zum einen die 
Legaldefinition des (räumlichen) Eigensicherungsbereiches, welche der Definition im bisherigen § 26b Absatz 1 
des Bundesverfassungsschutzgesetzes entspricht. Zum anderen werden die Schutzobjekte der Eigensicherung be-
nannt, wobei abermals § 26b des Bundesverfassungsschutzgesetzes (mit Ausnahme der für den Unabhängigen 
Kontrollrat entbehrlichen „Quellen“) Pate stand. Im Übrigen verweist Absatz 1 auf die „folgenden Absätze“ für 
einzelne Maßnahmen. Ausdrücklich aufgenommen ist ein Bezug auf das (unangetastet) bleibende Hausrecht, was 
verdeutlicht, dass die spezialgesetzlichen Vorschriften das Hausrecht nicht abschließend verdrängen.  

Zu Absatz 2 
Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 26b Absatz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes, der um eine Befugnis 
zur Identitätsfeststellung (Satz 2) ergänzt wurde.  

Zu Absatz 3 
Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 26b Absatz 3 des Bundesverfassungsschutzgesetzes, dessen Nummer 4 
insoweit erweitert wird, also nunmehr auch solche Gegenstände durchsucht werden können, die verdeckt einge-
bracht werden, um ihrerseits sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Gegenstände einzubringen.  

Zu Absatz 4 
In Absatz 4 findet sich neben der im bisherigen § 26b Absatz 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes enthaltene 
Raumüberwachung durch Videotechnik auch die dem § 65c des BND-Gesetzes nachempfundene – verdachtsun-
abhängige – Befugnis, Räume zu durchsuchen. Eine lückenlose, verdachtsunabhängige Videoüberwachung der 
Beschäftigten ist unzulässig. 

Zu Absatz 5 
Absatz 5 entspricht dem bisherigen § 26b Absatz 4 des Bundesverfassungsschutzgesetzes, der um eine Nummer 
2 ergänzt wird. Hiernach dürfen auch vorschriftswidrig eingebrachte Gegenstände – z.B. ein Smartphone – si-
chergestellt und untersucht werden. 

Zu Absatz 6 
In Absatz 6 ist neben der allgemeinen Duldungs- und Mitwirkungspflicht die Befugnis enthalten, dass der Unab-
hängige Kontrollrat Maßnahmen außerhalb des originären Eigensicherungsbereichs durchführen darf, wenn sich 
eine Person einer personengerichteten Maßnahme entziehen will (Nummer 1) oder wenn ein Gegenstand in der 
unmittelbaren Nähe zum Eigensicherungsbereich gefunden wird (Nummer 2). 

Zu Absatz 7 
In Absatz 7 ist geregelt, in welchen Situationen der Einsatz von Mitteln der Eigensicherung (die in Absatz 8 näher 
aufgeführt sind) statthaft ist. Dies betrifft neben den Fällen, in denen eine der in den Absätzen 2 und 5 (auch in 
Verbindung mit Absatz 6) genannten Maßnahmen durchgeführt werden soll (Nummer 3) zusätzlich auch Fälle, 
in denen ein unbefugter Zugriff „abgewehrt“ werden muss (Nummer 1) oder eine gegenwärtige Gefahr abgewehrt 
werde muss (Nummer 2). 
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Zu Absatz 8 
In Absatz 8 finden sich die konkreten Mittel der Eigensicherung, welche dem Unabhängigen Kontrollrat im Rah-
men der in Absatz 7 genannten Situationen offenstehen. Die Vorschrift entspricht § 26 Absatz 6 des MAD-Ge-
setzes.  

Zu Absatz 9 
Die Vorschrift entspricht dem § 26b Absatz 9 des Bundesverfassungsschutzgesetzes.  

Zu § 40 (Verfahren im Eigensicherungsbereich) 
Die Vorschrift enthält – flankierend zu § 39 – Verfahrensvorschriften für die besonderen Eigensicherungsbefug-
nisse des Unabhängigen Kontrollrates. Für die in weiten Teilen den bisherigen Fachgesetzen der Nachrichten-
dienste entnommenen Vorschriften wird abermals ergänzend auf die Begründungen dieser Vorschriften verwiesen 
(BT-Drs. 20/8626, BT-Drs. 20/8627 und BT-Drs. 21/1846). 

Zu Absatz 1 
In Absatz 1 findet sich die – vergleichbar zum bisherigen § 65e Absatz 1 des BND-Gesetzes, § 26c Absatz 1 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes sowie § 26 Absatz 1 des MAD-Gesetzes – Erfordernis einer Anordnung der 
Behördenleitung (oder einer von dieser bestimmten Vertretung) für bestimmte Eigensicherungsbefugnisse. Ent-
sprechend dem BND-Gesetz wird dabei nicht zwischen Anordnungen von Abteilungsleitungen und der „Amts-
leitung“ (so im MAD-Gesetz und im Bundesverfassungsschutzgesetz) unterschieden, sondern stets von einer An-
ordnung der Behördenleitung ausgegangen (die aber freilich an eine Vertretung „frei“ delegiert werden kann). 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 26c Absatz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes bzw. § 26 Absatz 2 des 
MAD-Gesetzes und § 65e Absatz 2 des bisherigen BND-Gesetzes.  

Zu Absatz 3 
Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 26c Absatz 3 des Bundesverfassungsschutzgesetzes bzw. § 26 Absatz 3 des 
MAD-Gesetzes. 

Zu Absatz 4 
Absatz 4 entspricht dem bisherigen § 26c Absatz 4 des Bundesverfassungsschutzgesetzes bzw. § 26 Absatz 4 des 
MAD-Gesetzes sowie § 65f Absatz 5 des BND-Gesetzes. 

Zu Absatz 5 
Absatz 5 entspricht dem bisherigen § 26c Absatz 5 des Bundesverfassungsschutzgesetzes bzw. § 26 Absatz 5 des 
MAD-Gesetzes. 

Zu Absatz 6 
Absatz 6 entspricht dem bisherigen § 26c Absatz 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes sowie § 65h des BND-
Gesetzes. 

Zu Absatz 7 
Absatz 7 entspricht dem bisherigen § 26c Absatz 8 des Bundesverfassungsschutzgesetzes bzw. § 26 Absatz 7 des 
MAD-Gesetzes. Es wird eine Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgericht für Klagen gegen Maßnahmen nach § 
39 festgelegt. 

Zu § 41 (Evaluationsbericht) 
In § 41 wird die Regelung des bisherigen § 61 des BND-Gesetzes übernommen. Dabei erfolgt eine Modifikation 
dahingehend, dass nur eine einmalige Evaluation der Tätigkeit des Unabhängigen Kontrollrats (zum 1. Januar 
2030) erfolgt. Die bislang in § 61 enthaltene Vorgabe einer Evaluation nach fünf Jahren ist durch Neufassung der 
Vorschrift obsolet. 
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Zu § 42 (Übergangsregelungen) 

Zu Absatz 1 
Die Regelung stellt sicher, dass der im Jahr 2021 entstandene Unabhängige Kontrollrat fortbesteht, so dass auch 
die laufenden Amtszeiten der Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans angerechnet werden können. Zu-
dem wird sichergestellt, dass auch die bislang durch den Unabhängigen Kontrollrat getroffenen Entscheidungen 
fortbestehen. 

Zu Absatz 2 
Die Wartezeit von vier Jahren wird mit der Schaffung des UKRat-Gesetzes auf fünf Jahre angehoben, vgl. § 19 
Absatz 1. Für die Mitglieder des gerichtsähnlichen Kontrollorgans, die bis zum 31. Dezember 2026 und somit 
nach alter Rechtslage in das gerichtsähnliche Kontrollorgan gewählt wurden, soll die vierjährige Wartezeit fort-
gelten. 

Zu Absatz 3 

Bei der in § 38 enthaltenen Möglichkeit, individuelle Ersuchen zu stellen, beginnt – abhängig davon, ob es sich 
um Ersuchen von Deutschen/Personen, die sich in Deutschland aufhalten, handelt oder nicht – die Pflicht zur 
inhaltlichen Prüfung durch den Unabhängigen Kontrollrat zu einem späteren Zeitpunkt. Hierdurch soll dem Un-
abhängigen Kontrollrat die Möglichkeit eingeräumt werden, zunächst die Arbeitsprozesse auf die zusätzlichen 
Zuständigkeiten umzustellen. Zugleich sind Eingaben auch schon vor Beginn der Prüfpflicht zulässig und entge-
genzunehmen. Ebenso bleibt es dem Unabhängigen Kontrollrat unbenommen, eine Bearbeitung schon vor Ab-
lauf der Frist vorzunehmen. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Bundesverfassungsschutzgesetzes zum 1. Januar 2033) 
Der Artikel dient in Verbindung mit der diesbetreffenden Inkrafttretensregelung der Rechtsbereinigung, weil die 
danach gestrichene Regelung ab dem 1. Januar 2033 gegenstandslos ist. Das Datum ergibt sich aus der maximalen 
Anwendungsdauer von § 79 Absatz 5.  

Zu Artikel 5 (Änderung des MAD-Gesetzes) 
Artikel 1 vollzieht die Integration des Artikel 10-Gesetzes, das nach Artikel 23 außer Kraft tritt, in das Gesetz 
über den Militärischen Abschirmdienst (MAD-Gesetz – MADG). Zudem werden Folgeänderungen aus der In-
tegration der Vorschriften über den Unabhängigen Kontrollrat in das Gesetz über die Rechtskontrolle durch den 
Unabhängigen Kontrollrat (Artikel 3) nachvollzogen. 

Zu Nummer 1 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen des Inhaltsverzeichnisses in Folge der Nummer 3. 

Zu Nummer 2 
Es handelt sich um eine Folgeänderung der Neufassung des BNDG. 

Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Zu Dreifachbuchstabe aaa 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Dreifachbuchstabe bbb 
Die nachrichtendienstlichen Mittel werden um die bislang im Artikel 10-Gesetz (G 10) ge-regelte Befugnis zur 
Überwachung des Brief-, Post- und Telekommunikationsverkehrs ergänzt.  
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Zu Dreifachbuchstabe bbb 

Zu Doppelbuchstabe bb 
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Doppelbuchstabe aa.  

Zu Buchstabe b 
Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der Überführung der Vorschriften über den Unabhängigen Kontrollrat 
aus dem BND-Gesetz in das Gesetz über die Rechtskontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat.  

Zu Nummer 4 
§ 18 überführt die für die Überwachung von Brief-, Post- und Telekommunikationsverfah-ren bislang im G 10 
enthaltenen Regelungen in das MAD-Gesetz. Die weiteren ergänzen-den Verfahrensregelungen werden in den §§ 
18a und 22 f. geregelt. Die bisher in den §§ 3a und 3b G 10 getroffenen Regelungen finden sich nun in §§ 28 und 
29. Hinzu tritt die unabhängige Kontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat, der nunmehr die Kontrolle an-
stelle der G 10-Kommission übernimmt.  

Absatz 1 regelt die Überwachung des Brief-, Post- und Telekommunikationsverkehrs an-gelehnt an die Regelung 
der Neufassung des § 22 Absatz 1 Satz 1 bis 3 BVerfSchG. So-weit der Regelungsinhalt gleich ist, wird auf die 
dortige Begründung verwiesen. 

Satz 1 regelt die Überwachung des Brief-, Post- und Telekommunikationsverkehrs unter den zusätzlichen Vo-
raussetzungen mindestens des § 8 Absatz 3.  

Satz 2 lässt weniger eingriffsintensive Maßnahmen der Überwachung, die sich auf die Umstände der Brief-, Post- 
und Telekommunikationsverkehre oder Inhalte von Telekommunikationsdiensten nicht interpersoneller Natur be-
ziehen, auch unter den Voraussetzungen es § 8 Absatz 2 zu. 

Die Einschränkung des Satzes 3 begründet sich mit dem verglichen zu Verkehrsdaten höheren Eingriffsgewicht. 
Die Erhebung von Inhaltsdaten mittels der Überwachung von Brief-und Post- und Telekommunikationsverkehren 
soll daher nur dann in Betracht kommen, wenn die Erlangung der Information auf andere, das heißt weniger 
eingreifende, Weise aussichtlos oder wesentlich erschwert wäre.  

Unter Brief- und Postverkehr sind neben den klassischen Briefen und Paketen alle Leis-tungen nach § 3 Nummer 
6 und 15 Buchstabe d des Postgesetzes, also auch Warensendungen (einschließlich Wertsendungen), Bücher, Ka-
taloge sowie Zeitungen und Zeitschriften zu verstehen.  

Absatz 2 trifft in Satz 1 eine an § 7 Absatz 3 angelehnte Regelung für die Maßnahmerichtung der Brief-, Post- 
und Telekommunikationsüberwachung. 

Absatz 3 übernimmt die bisherige Regelung des § 11 Absatz 1a G 10. 

Absatz 4 übernimmt die bisherige Regelung des § 11 Absatz 1b G 10. 

Absatz 5 übernimmt die bisherige Regelung des § 3 Absatz 2 Satz 4 G 10. 

Absatz 6 integriert analog zu § 22 Absatz 4 der Neufassung des BVerfSchG und angelehnt an § 4 Absatz 1 G 10 
Prüf- und Löschpflichten. 

Absatz 7 implementiert der Sache nach den Regelungsgehalt von § 13 G 10.  

§ 18a regelt die besonderen Pflichten der Anbieter von Brief-, Post- und Telekommunikationsdiensten, die bislang 
im G 10 geregelt wurden. 

Absatz 1 verpflichtet die Anbieter von Brief- und Postdienstlungen Sendungen, die zum Einsammeln, Weiterlei-
ten oder Ausliefern anvertraut sind, dem Militärischen Abschirm-dienst auszuhändigen. Auch die zur Vorberei-
tung der Überwachung von Brief- und Post-verkehren erforderlichen Auskünfte zu Postfächern sind ohne geson-
derte Anordnung zu erteilen. Insofern wird § 2 Absatz 1 G 10 übernommen. 

Absatz 2 übernimmt für die Überwachung von Telekommunikationsverkehren den bisherigen § 2 Absatz 1a Satz 
1 Nummer 3 und 4 G 10. 
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Absatz 3 übernimmt den bisherigen § 2 Absatz 1a Satz 2 G 10 und enthält aufbauend auf § 2 Absatz 1b G 10 und 
analog zu § 77 der Neufassung des BVerfSchG eine Verordnungsermächtigung zur näheren Ausgestaltung der 
technischen und organisatorischen Umsetzung der Mitwirkungspflichten. 

Absatz 4 legt für die nach den Absätzen 1 und 2 Verpflichteten fest, dass diese gegenüber betroffenen Personen 
und Dritten über die Maßnahmen nach § 18 Absatz 1 keine Mitteilung machen dürfen und übernimmt damit 
inhaltsgleich den bisherigen § 17 G 10. 

Absatz 5 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 2 Absatz 2 G 10. 

Absatz 6 legt eine Entschädigungspflicht für die nach den Absätzen 1 und 2 Verpflichteten für deren Leistungen 
nach den Absätzen 1 und 2 fest und verweist für die Einzelheiten auf § 19 Absatz 6. 

Zu Nummer 5 

Zu Buchstabe a 
Es handelt sich um eine Klarstellung und Folge der Änderung nach Buchstabe b. 

Zu Buchstabe b 
Die Änderung überführt die Zuständigkeit für die Kontrolle von G 10-Maßnahmen von der durch dieses Gesetz 
aufgehobenen G 10-Kommission zum Unabhängigen Kontrollrat. Künftig wird damit die Kontrolle der G 10-
Maßnahmen aller drei Nachrichtendienste des Bundes beim Unabhängigen Kontrollrat gebündelt. 

Satz 1 und Satz 2 legen die Kontrollzuständigkeit des Unabhängigen Kontrollrates fest. Bei der Überwachung der 
interpersonellen Kommunikation bezieht sich die Kontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat auf die laufende 
und nicht laufende Kommunikation. 

Satz 3 nimmt einen Verweis auf § 22 Absatz 1 Satz 3 und 4 auf. 

Satz 4 legt die Zuständigkeit für die Erklärung der sofortigen Vollziehbarkeit nach § 31 des UKRat-Gesetzes für 
Maßnahmen nach § 18 fest.  

Zu Buchstabe c 
Der neu eingefügte § 22 Absatz 5 Satz 2 legt über das nach § 22 Absatz 5 geltende Schrifterfordernis und die 
geltenden Inhaltsbestimmungen für Anordnungen nach § 18 jeweils ein zusätzliches Inhaltserfordernis fest, näm-
lich die Rufnummer bzw. Anschlusskennung sowie die genaue Bezeichnung des informationstechnischen Sys-
tems. 

Zu Nummer 6 

Zu Buchstabe a 
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 4 Buchstabe b, die sicherstellen soll, dass die Entscheidung 
über das Zurückstellen der Mitteilung einer Maßnahme auch bei dem für die Vorabkontrolle der entsprechenden 
Maßnahme zuständigen Kontrollorgan liegt. 

Zu Buchstabe b 
Die unter Buchstabe a geschilderten Erwägungen gelten auch für den hier geregelten Fall des Absehens von einer 
Mitteilung. 

Zu Nummer 7 
Der neue Satz 2 in § 46 Absatz 1 weist im Zusammenhang mit § 32 Absatz 1 Nummer 1 des UKRat-Gesetzes 
dem Unabhängigen Kontrollrat die Zuständigkeit für die Kontrolle über die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten durch den Militärischen Abschirmdienst zu, soweit diese durch Maßnahmen nach § 18 des MAD-Gesetzes 
erhoben werden. Auch insofern übernimmt der Unabhängige Kontrollrat die Aufgabe der G 10-Kommision.  

Bei dem neuen Satz 3 handelt es sich um eine Folgeänderung zu Nummer 5 Buchstabe b. Auf eine dem Absatz 1 
Satz 2 2. und 3. Halbsatz entsprechende Regelung zum Tätigwerden der oder des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit im Bereich der G 10-Maßnahmen wird hier verzichtet, da das 
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Zusammenarbeitsverhältnis mit dem Unabhängigen Kontrollrat künftig in § 37 Absatz 3 des UKRat-Gesetzes für 
die Maßnahmen aller Nachrichtendienste des Bundes einheitlich geregelt ist. 

Zu Nummer 8 
Die Ergänzung des § 18a Absatz 4 vollzieht die Integration des § 18 G 10 in das MAD-Gesetz. 

Zu Nummer 9 
Die Ergänzungen integrieren die Bußgeldvorschrift des § 19 G 10 in das MAD-Gesetz und erhöhen das zu ver-
hängende Bußgeld deutlich, um dem besonderen Unrechtsgehalt der hier sanktionierten Verhaltensweisen und 
ihrer potentiell weitreichenden Folgen Rechnung zu tragen und orientiert sich an vergleichbaren Regelungen des 
BVerfSchG. Der Sanktionsrahmen ist ein Höchstrahmen, bei dessen Anwendung im konkreten Einzefall dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Rechnung zu tragen ist.  

Zu Nummer 10 
Die Übergangsvorschriften sind erforderlich, um bereits laufende Maßnahmen einem an-gemessenen Regelungs-
regime zuzuordnen. Die sechsmonatige Befristung wird ab dem Zeitpunkt der Anordnung und nicht ab dem Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes berechnet. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen) 
In § 15 Absatz 1 war bereits eine vollständige Befreiung vom Erfordernis einer Genehmigung – sowie der hieran 
anschließenden Pflichten – für bestimmte Behörden vorgesehen. Eine solche wird jetzt durch die hier vorgenom-
mene Änderung im Hinblick auf die herausgehobene Bedrohungslage für Bedienstete des Bundesnachrichten-
dienstes, die häufig in Kriegs- und Krisenregionen reisen müssen, ebenfalls geschaffen. Es bedarf einer den Bun-
despolizeien etc. vergleichbaren Möglichkeit für eine Ausstattung mit Waffen nach dem Kriegswaffenkontroll-
gesetz. Insoweit ist es unerheblich, dass der Bundesnachrichtendienst keine polizeilichen Befugnisse ausübt (vgl. 
Steindorf/ Heinrich, 11. Aufl. 2022, Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen, § 15 Rn. 1). Entscheidend ist 
vielmehr, dass der Bundesnachrichtendienst in Krisenszenarien und -regionen den Objektschutz seiner Liegen-
schaften und Infrastrukturen effektiv selbst wahrnehmen können muss sowie für den Schutz seiner Bediensteten 
und eingesetzten Personen sorgen können muss. Die Gesetzesänderung dient dem Wegfall der kriegswaffenkon-
trollrechtlichen Genehmigungspflichten, auch um in Krisensituationen flexibel zu sein. Ziel ist es hierbei, auch 
den Bundesnachrichtendienst von – teilweise auch in operativ- sicherheitlicher Hinsicht bedenklichem – Verwal-
tungsaufwand zu befreien (vgl. zu diesem übergeordneten Ziel der Regelung in § 15 Absatz 1 schon BT-Drs. 
III/1589, S. 23). Ohne eine Aufnahme des Bundesnachrichtendienstes in die Regelung des § 15 Kriegswaffen-
kontrollgesetz wäre dieser weiterhin gezwungen, für den Umgang mit Kriegswaffen regelmäßig typen- und men-
genspezifische Genehmigungen durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) einzuholen 
und die regelmäßigen Berichtspflichten des § 12 Kriegswaffenkontrollgesetzes (u.a. zu den aktuellen Kriegswaf-
fenbeständen des Bundesnachrichtendienstes) gegenüber dem Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) zu erfüllen. Derartige Genehmigungsvorbehalte und Berichtspflichten sind vor dem Hintergrund des 
Auftrages des Bundesnachrichtendienstes und der verschärften Bedrohungslage, denen der Bundesnachrichten-
dienst wirksam und verzugslos begegnen muss, nicht sachgerecht. Die Ausnahme von der Anwendung des Kriegs-
waffenkontrollgesetzes wird durch die Einrichtung eines adäquaten behördeninternen Kontroll- und Sicherungs-
systems kompensiert. Hierdurch wird sichergestellt, dass eine Zweckbegrenzung erfolgt. Der Einsatz von Kriegs-
waffen durch den Bundesnachrichtendienst dient insbesondere dem Zweck der Einsatzsicherung und der Siche-
rung der Bediensteten und Dienststellen. Ein Kontroll- und Sicherungssystem wird intern im Rahmen einer 
Dienstvorschrift festgelegt. Darin werden Vorgaben zum Umgang mit Kriegswaffen festgelegt. Dies betrifft ins-
besondere den berechtigen Personenkreis, das Transportieren sowie lageabhängige Führen von Kriegswaffen. 
Darüber hinaus werden Belehrungs- und Dokumentationspflichten festgelegt. Es erfolgt eine jährliche Belehrung 
der trageberechtigten Mitarbeitenden des Bundesnachrichtendienstes. Die Dokumentationspflichten betreffen 
sämtliche Ausbildungs- und Einsatzwaffen im Bundesnachrichtendienst samt zugehöriger Munition, Anzahl, Typ, 
Verbleib sowie der verwendenden Dienststellen im In- und Ausland. Die Dienstvorschrift bedarf der Zustimmung 
des Bundeskanzleramtes. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Informationsfreiheitsgesetzes) 
Klarstellend werden die für die Nachrichtendienste des Bundes Fachaufsicht ausübenden obersten Bundesbehör-
den (also das Bundeskanzleramt für den Bundesnachrichtendienst und als Koordinierungsstelle, das 
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Bundesministerium des Innern für das Bundesamt für Verfassungsschutz und das Bundesministerium der Vertei-
digung für das Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst) in die Bereichsausnahme des § 3 Nummer 8 
aufgenommen (vgl. BVerwG, Urteil vom 25. Februar 2016, 7 C 18.14, Rn. 22). Dadurch wird präzisiert, dass der 
Anwendungsbereich des Informationsfreiheitsgesetzes auch für die Arbeitsbereiche in den Fachaufsicht ausüben-
den obersten Bundesbehörden (für das Bundeskanzleramt zudem auch die Arbeitsbereiche für Koordinierungstä-
tigkeit des Beauftragten für die Nachrichtendienste) von vornherein nicht eröffnet ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 
25. Februar 2016, 7 C 18.14, Rn. 23). Eine Einzelfallprüfung ist daher nicht notwendig. Gleiches gilt für den 
Unabhängigen Kontrollrat als Kontrollbehörde der Nachrichtendienste. Alle Tätigkeiten der Nachrichtendienste 
sollen nach dem Willen des Gesetzgebers vom Anspruch auf Informationszugang ausgeschlossen sein (BT-Drs. 
15/4493, S. 12). Der Informationszugang bezüglich aller Vorgänge und aller Tätigkeiten der Nachrichtendienste 
ist gesperrt (BVerwG, Urteil vom 25. Februar 2016, 7 C 18.14, Rn. 22). Zudem soll sichergestellt werden, dass 
der mit der Bearbeitung von Informationszugangsanträgen verbundene Verwaltungsaufwand – dem ein „nicht 
unbeträchtliches Gewicht“ zukommt – nicht nur Nachrichtendiensten zugutekommt, sondern auch Behörden oder 
Teilen von Behörden, die aufgrund ihrer Aufgabenstellung in einer besonders engen Beziehung zu den Nachrich-
tendiensten stehen (vgl. BVerwG, Urteil vom 25. Februar 2016, 7 C 18.14). Bereits im bisherigen Recht wird 
insoweit ein „funktionsbezogen erweitertes Verständnis der Bereichsausnahme [der Nummer 8 angewandt], das 
auch das Bundeskanzleramt in seiner Eigenschaft als Aufsichtsbehörde über den Bundesnachrichtendienst und 
Koordinierungsstelle für die Nachrichtendienste einbezieht“ (vgl. BVerwG, a.a.O.). Die Änderung durch aus-
drückliche Aufnahme dient insoweit der Rechtssicherheit. So kann sich etwa das Bundeskanzleramt dabei, soweit 
es seine Stellung als Fachaufsicht über den Bundesnachrichtendienst, oder seine Rolle als Koordinierungsstelle 
für die Nachrichtendienste betrifft, auf die Bereichsausnahme, die den Anspruch entfallen lässt und eine einzel-
fallbezogene Recherche entbehrlich macht, berufen. 

Zusätzlich zu Nummer 8, die sachgerecht eine Behördenausnahme für Informationsansprüche gegen die dort ge-
nannten Stellen regelt, regelt zudem Nummer 9 nunmehr den Schutz der Informationen bei anderen Stellen des 
Bundes sowie der im Schutzbedarf gleichstehenden Landesverfassungsschutzbehörden. Nummer 8 greift hier zu 
kurz, weil in den Fällen der zu schützende Bereich ungeschützt bleibt, wenn die Informationen bei anderen Stellen 
des Bundes vorliegen. Selbst bei Aufsichtsbehörden können ungeschützte Bereiche entstehen, wenn zwar Infor-
mationen der Stellen nach Nummer 8 vorliegen, diese aber nicht im Rahmen einer Aufsichtstätigkeit (z.B. Ver-
einsverbotsverfahren) vorgelegt wurden oder entstanden sind. Das vom Gesetzgeber in der bisherigen Fassung 
verfolgte Regelungsziel kann daher nur durch ein hinzutretendes informationsbezogenes Verständnis der Be-
reichsausnahme erreicht werden. Dem trägt die neue Nummer 9 Rechnung.  

Andere Ausschlussbegründe des Informationsfreiheitsgesetzes belassen insbesondere eine Darlegungslast bei der 
Bundesbehörde, die bereits die zu wahrenden Schutzerwägungen gefährdet. Dies gilt umso mehr, als künftig die 
Möglichkeiten einer systematischen Ausforschung durch fremde Mächte über Anfragen nach dem Informations-
freiheitsgesetz mittels eines durch künstliche Intelligenz gestützten Anfragesystems sowie einer mittels künstli-
cher Intelligenz vorgenommenen Auswertung der dabei generierten Daten zu befürchten ist. Es sollen keine An-
knüpfungspunkte für die Ausforschung der Nachrichtendienste entstehen, die Rückschlüsse zulassen können, zu 
welchen Themen Dokumente der Nachrichtendienste erstellt und verteilt wurden. Zudem soll sichergestellt wer-
den, dass der mit der Bearbeitung von Informationszugangsanträgen verbundene Verwaltungsaufwand – dem ein 
„nicht unbeträchtliches Gewicht“ zukommt (BVerwG, NVwZ 2016, 940, Rn. 22) – nicht nur Nachrichtendiensten 
sowie Bundesbehörden und sonstigen öffentlichen Stellen des Bundes, soweit sie Aufgaben im Sinne des § 10 
Nr. 3 des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes wahrnehmen, zugutekommt, sondern auch Bundesbehörden und ande-
ren öffentlichen Stellen des Bundes, bei denen derartige Informationen vorliegen. Eine tatsächliche Verschlech-
terung der Rechtsstellung der Bürgerinnen und Bürger geht damit im Wesentlichen nicht einher, da im Einzelfall 
bereits jetzt im Ergebnis die inhaltliche Auskunft zu nachrichtendienstlichen Informationen über die anderen Aus-
schlussgründe verwährt ist.  

Zu Artikel 8 (Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung, weil auch in § 56 Bundesbesoldungsgesetz die besondere 
Auslandsverwendung - und zwar zwecks Feststellung eines Anspruchs auf Auslandsverwendungszuschlag - de-
finiert wird. § 31a hingegen regelt den Anspruch auf Einsatzversorgung, den nur jene Beamtinnen und Beamten 
haben, die ausschließlich bei den in § 31a aufgelisteten besonderen Verwendungen im Ausland einen Einsatzun-
fall erleiden. 
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Zu Artikel 9 (Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes) 
Der Bundesnachrichtendienst setzt zur Erfüllung seines gesetzlichen Auftrages, der nachrichtendienstlichen Aus-
landsaufklärung, weltweit Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein, um Informationen zu beschaffen. Im Rahmen 
dieser Auslandsverwendungen ist der Bundesnachrichtendienst nicht offen als staatlicher Akteur erkennbar, son-
dern agiert in der Regel verdeckt, um seinen Aufklärungszweck nicht zu gefährden. Diese spezifischen Fallkons-
tellationen von Auslandsverwendungen des Bundesnachrichtendienstes sind mit außergewöhnlichen Risiken und 
Gefährdungen verbunden, werden jedoch vom Anwendungsbereich des § 56 bislang nicht abgedeckt. So sind 
zahlreiche Auslandsverwendungen des Bundesnachrichtendienstes nicht von der Legaldefinition der „besonderen 
Verwendung im Ausland“ nach § 56 Absatz 1 Satz 1 erfasst. Wird beispielsweise ein Angehöriger des Bundes-
nachrichtendienstes ohne Kenntnis des betreffenden Staates in einem Krisengebiet eingesetzt, besteht häufig kein 
Anspruch auf Auslandsverwendungszuschlag. Dies betrifft auch Ad-hoc-Einsätze, in denen die Bundesregierung 
darauf angewiesen ist, dass der Bundesnachrichtendienst kurzfristig mit nachrichtendienstlichen Mitteln Informa-
tionen im Ausland beschafft. In Bezug auf die durch den Auslandsverwendungszuschlag abzugeltenden Belas-
tungen besteht kein Unterschied zwischen offen und verdeckt operierenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
staatlicher Institutionen, der die nach bisheriger Gesetzeslage bestehende Differenzierung beim Auslandsverwen-
dungszuschlag rechtfertigen würde. Zwar sind verdeckt tätige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bundesnach-
richtendienstes nicht offen als Hoheitsträger erkennbar. Wird jedoch die verdeckte Tätigkeit dieser Personen Drit-
ten bekannt, drohen den Angehörigen des Bundesnachrichtendienstes deutlich schwerwiegendere Folgen (wie 
etwa langjährige Haftstrafen, Entführung, Verschleppung, Folter und Hinrichtung). Anders als offen tätige Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter anderer staatlicher Institutionen können sich verdeckt operierende Angehörige des 
Bundesnachrichtendienstes grundsätzlich im Notfall nicht auf im Ausland vorhandene militärische Infrastruktur 
stützen. Weitere Schutzkomponenten wie militärische Bewaffnung, gepanzerte Fahrzeuge oder ein enger Kontakt 
zur deutschen Botschaft stehen den verdeckt operierenden Angehörigen des Bundesnachrichtendienstes regelmä-
ßig nicht zur Verfügung, was die Gefahr für Leib und Leben durch Terrorakte und (para-)militärische Gewalt 
erheblich erhöht. Das hohe Risiko der verdeckt operierenden Angehörigen des Bundesnachrichtendienstes führt 
regelmäßig zu einer erheblichen psychischen Belastung, die durch die eingeschränkten Kontaktmöglichkeiten zu 
Angehörigen noch verstärkt wird. 

Die Anpassung des § 56 gewährleistet auch bei verdeckten Operationen des Bundesnachrichtendienstes im Aus-
land eine Abgeltung der Belastungen.  

Mit Blick auf das besondere Geheimhaltungsbedürfnis und eine Verwaltungsvereinfachung wird im Gleichklang 
zu den Spezialkräften der Bundeswehr (§ 56 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1) und den Angehörigen der GSG 9 der 
Bundespolizei (§ 56 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2) für die Angehörigen des Bundesnachrichtendienstes ein Tatbe-
stand (§ 56 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 neu) innerhalb der bestehenden Regelungen zur besonderen Auslandsver-
wendung geschaffen. Es ist insofern in der Konstellation nach § 56 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 nicht erforderlich, 
dass kumulativ die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 56 Absatz 1 Satz 1 vorliegen. Dies hat den Hinter-
grund, dass bei einer verdeckten Verwendung von Angehörigen des Bundesnachrichtendienstes im Ausland in 
der Regel kein Übereinkommen, kein Vertrag sowie keine Vereinbarung mit den dort genannten Einrichtungen 
oder Staaten im Sinne des § 56 Absatz 1 Satz 1 vorliegt. 

Um die besonderen Anforderungen sowie außergewöhnlichen Risiken und Gefährdungen der Angehörigen des 
Bundesnachrichtendienstes bei der Erfüllung ihres anspruchsvollen Auftrags in allen Einsatzgebieten im Ausland 
angemessen abgelten zu können, sollen diese den Auslandsverwendungszuschlag der höchsten Stufe nach § 56 
Absatz 3 erhalten.  

Dem Bundeskanzleramt obliegt die Festlegung von Maßnahmen als besondere Verwendung der Angehörigen des 
Bundesnachrichtendienstes im Ausland im Sinne des § 56 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3. In diesem Rahmen bedarf 
es keiner konkret-individuellen Regelung, vielmehr genügt bereits eine abstrakte Festlegung von typisierten be-
sonderen Verwendungen der Angehörigen des Bundesnachrichtendienstes im Ausland. 

Im Falle einer Auslandsverwendung von Angehörigen des Bundesnachrichtendienstes erfolgt keine Differenzie-
rung zwischen der Verwendung in einem Verband, einer Einheit oder Gruppe einerseits und der Einzelverwen-
dung andererseits. Der Auslandsverwendungszuschlag wird insofern gegenüber Angehörigen des Bundesnach-
richtendienstes stets auch dann gezahlt, wenn diese sich im Rahmen einer Einzelverwendung im Ausland aufhal-
ten und die Voraussetzungen des § 56 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 vorliegen. 
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Aufgrund der gesetzlichen Bestimmung des § 56 Absatz 3 Satz 6, aus dessen Verweisung sich ergibt, dass der 
Tagessatz für Mitarbeitende des Bundesnachrichtendienstes auf der Höchststufe geleistet wird, wird von einer 
Aufnahme des Bundeskanzleramtes in die Aufzählung des § 56 Absatz 6 abgesehen.  

Zu Artikel 10 (Änderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 
Die Vorschrift des § 55 Absatz 2 soll Personalräte grundsätzlich davor schützen, gegen ihren Willen an eine 
andere Dienststelle umgesetzt zu werden, solange sie Mitglied im örtlichen Personalrat sind. Da im Geschäftsbe-
reich des Bundesnachrichtendienstes auch Personalräte in Dienststellen im Ausland vertreten sein können, kann 
der Fall entstehen, dass ein Personalrat an einer Auslandsvertretung unter Verweis auf § 55 Absatz 2 BPersVG 
versucht, die – beim Bundesnachrichtendienst ähnlich wie im Auswärtigen Amt – nach dem Rotationsprinzip von 
vorneherein begrenzte Stehzeit zu verlängern. Die Änderung entspricht insoweit der Regelung des § 121 Ab-
satz 5 BPersVG, in dem für das Auswärtige Amt der § 55 Absatz 2 BPersVG abbedungen ist, um der dort übli-
chen Rotation beim Personaleinsatz Rechnung zu tragen. 

Zu Nummer 2 
Die Ergänzung übernimmt die zum BND mit § 112 Absatz 2 und zum MAD mit § 117 Absatz 6 getroffenen 
Regelungen für das BfV, da die zugrunde liegenden Erwägungen zur Funktionsfähigkeit der Personalvertretung 
und zur Gewährleistung von Geheimschutz bei einem Nachrichtendienst hier ebenso einschlägig sind. 

Bei der Tätigkeit im BfV handelt es sich um eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit. Für alle Bediensteten ist 
daher nach § 10 Nummer 3 des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes grundsätzlich eine erweiterte Sicherheitsüber-
prüfung mit Sicherheitsermittlungen durchzuführen. Eine solche ist nach § 14 Absatz 5 Satz 2 des Sicherheits-
überprüfungsgesetzes notwendig, um mit der Wahrnehmung einer sicherheitsempfindlichen Aufgabe betraut zu 
werden.  

Die Aufgaben eines Mitglieds des Personalrats beim BfV bringen es zwangsläufig mit sich, dass Zugang zu ge-
heimhaltungsbedürftigen Informationen besteht. Daher müssen auch die Mitglieder des Personalrats für eine si-
cherheitsempfindliche Tätigkeit zugelassen sein. Liegt in der betroffenen Person ein Sicherheitsrisiko vor, ist sie 
nicht mehr für eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit zugelassen und damit auch nicht mehr für eine Tätigkeit im 
Personalrat. Dies wird nunmehr auch zum BfV im Bundespersonalvertretungsgesetz mit dem neuen Absatz 4 des 
§ 113 speziell geregelt. Da das Personalratsmitglied in diesem Fall an der Ausübung seines Amtes gehindert ist, 
tritt nach § 33 Absatz 1 Satz 2 des Bundespersonalvertretungsgesetzes für die Dauer des Ruhens der Mitglied-
schaft ein Ersatzmitglied ein. 

Zu Artikel 11 (Änderung des Vereinsgesetzes) 

Zu Nummer 1 
Die Nummer gleicht die nebenstrafrechtliche Bestimmung an die Straftatbestände in § 86a StGB an und schließt 
dadurch Strafbarkeitslücken vor Bestands- bzw. Rechtskraft eines vollziehbaren Vereinsverbots. Zugleich wird 
damit auch die Strafbarkeit bei vereinsrechtlichen Betätigungsverboten entsprechend erweitert. Wegen der Kom-
plementarität von § 20 VereinsG (vor Bestandskraft) und § 86a StGB (nach Bestandskraft) ist die inhaltliche 
Harmonisierung sachlich angezeigt. Mit der Angleichung können die verbotenen Kennzeichen - wie Fahnen, Ab-
zeichen, Uniformstücke, Parolen und Grußformen - effektiver als bisher aus der Öffentlichkeit verbannt werden. 

Zu Buchstabe a 
Unter redaktioneller Anpassung der Nummer 4 (die Angabe „oder“ wird durch ein Komma ersetzt) wird in Num-
mer 5 die Tathandlung des Inhaltsverbreitens (§ 11 Absatz 3 StGB) ergänzt, wie bereits in § 86a Absatz 1 Nummer 
1 StGB enthalten. 

Die neue Nummer 6 übernimmt die Regelung des § 86a Absatz 1 Nummer 2 StGB. 

Zu Buchstabe b 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu Buchstabe a. 
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Zu Nummer 2 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu Nummer 1 Buchstabe a. 

Zu Artikel 12 (Änderung des Bundeskriminalamtgesetzes) 

Zu Nummer 1 
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Ersetzung des früheren Bundesverfassungsschutzgesetzes durch die 
Neuverkündungen dieses Gesetzes, indem die Verweisung entsprechend angepasst wird. 

Zu Nummer 2 
Da es sich bei polizeilichen Ausschreibungen im Vergleich zu eingriffsintensiven nachrichtendienstlichen Mitteln 
um einen weniger gewichtigen Eingriff handelt (BVerfGE 165, 1 – Rn. 174), ist die bisherige Benachrichtigungs-
regelung für das Nachrichtendienstrecht sachwidrig. Im Sicherheitsrecht besteht eine materiespezifische Beson-
derheit des Nachrichtendienstrechts gegenüber dem Polizeirecht gerade darin, dass es von Transparenz- und Be-
richtspflichten gegenüber der betroffenen Person weithin freigestellt ist (s.o. Begründung zu Artikel 1 § 35). Die 
Benachrichtigung ist auch nicht unionsrechtlich determiniert, da Unionsrecht nach Artikel 4 Absatz 2 Satz 3 EUV 
auf die nachrichtendienstliche Aufgabenwahrnehmung im Bereich der nationalen Sicherheit nicht anzuwenden ist 
(BVerfG, Beschluss vom 8. Oktober 2024 - 1 BvR 1743/16 / 1 BvR 2539/16 – Rn. 77, 79). 

Zu Artikel 13 (Änderung des Hochschulstatistikgesetzes) 
Die Hochschulen und Berufsakademien sind grundsätzlich dazu verpflichtet, semesterweise Daten über Studier-
endende, Prüfungsteilnehmende sowie Exmatrikulierte an die statistischen Landesämter zu melden. Vor dem Hin-
tergrund der gesteigerten Bedrohungslage durch ausländische Nachrichtendienste wird im Rahmen der Novellie-
rung in § 2 Absatz 2 Hochschulstatistikgesetz eine Bereichsausnahme geschaffen.  

Die Bereichsausnahme betrifft die Erhebung statistischer Daten über das aktuelle und künftige Personal der Nach-
richtendienste des Bundes und der Länder, soweit diese ein Studium oder eine Prüfung an einer Einrichtung im 
Sinne des § 2 Absatz 1 Hochschulstatistikgesetz absolvieren bzw. ablegen. Die Bereichsausnahme ist dabei auf 
diejenigen Studierenden, Prüfungsteilnehmenden sowie Exmatrikulierten begrenzt, die für die Nachrichtendienste 
des Bundes oder der Länder ausgebildet werde.  

Dem in § 1 Absatz 1 Satz 2 Hochschulstatistikgesetz normierten Zweck, die statistischen Ergebnisse für Zwecke 
der Gesetzgebung und Planung im Hochschulbereich als Entscheidungsgrundlage nutzen zu können, steht das 
überragende Interesse der Nachrichtendienste des Bundes und der Länder am Schutz der Identität ihrer Mitarbei-
tenden sowie der Aufrechterhaltung ihrer jeweiligen Auftragserfüllung gegenüber.  

Bei personenbezogenden Daten von Mitarbeitenden von Nachrichtendiensten des Bundes und der Länder handelt 
es sich um besonders schutzbedürftige Daten. Jede Übermittlung dieser sensiblen Daten stellt für sich ein Sicher-
heitsrisiko dar. Die Neuregelung zielt auf einen angemessenen Schutz der personenbezogenen Daten der Mitar-
beitenden der Nachrichtendienste ab. Darüber hinaus sind bereits Aussagen zur Studierendenzahl der jeweiligen 
Nachrichtendienste an den Hochschulen und Berufsakademien schutzbedürftig. Maßgeblich ist insoweit der Um-
stand, dass anhand dieser Daten weitere Aussagen zur gegenwärtigen Organisation, zu Personalbestand und -
entwicklung sowie zu den damit korrespondierenden (auch perspektivischen) Aufklärungskapazitäten des jewei-
ligen Nachrichtendienstes abgeleitet werden können. Eine Weitergabe dieser Informationen an die Statistikämter 
muss daher auch zur Wahrung der Aufgabenerfüllung der Nachrichtendienste unterbleiben. 

Zu Artikel 14 (Änderung des Aufenthaltsgesetzes) 
Die Einfügung des Buchstaben b) in Nummer 2a, die insoweit rechtssystematisch umgestellt wurde, definiert für 
den Bereich der landesverräterischen und geheimdienstlichen Agententätigkeit ein besonders schwerwiegendes 
Ausweisungsinteresse. Damit wird die Gesetzeslage an die Regelung für Terrorismus in § 54 Absatz 1 Nummer 
2 AufenthG angeglichen. Dies ist erforderlich, um die drohenden Gefahren seitens Agenten und Spionen fremder 
Mächte durch Ausweisung über die Versagung oder Entziehung des Aufenthaltstitels schnell begegnen zu können. 
Mit Blick auf die Veränderungen der Sicherheitslage in jüngerer Vergangenheit und die damit in Zusammenhang 
stehenden Tätigkeiten ausländischer Nachrichtendienste ist die Änderung von großer Relevanz, was sich auch in 
der erfolgten Anhebung des Strafrahmens des § 99 des Strafgesetzbuches auf bis zu zehn Jahre Freiheitsstrafe 
niederschlägt 
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Zu Artikel 15 (Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung) 
Die neue Nummer 2a enthält einerseits eine Folgeänderung zu der im neuen § 34 Absatz 3 BVerfSchG (Artikel 
1) aufgenommenen Zuständigkeitsregelung. 

Korrespondierend zur Zuständigkeit nach der geltenden Nummer 2 zu Verbotsverfahren enthält die neue Nummer 
2a zudem auch eine neue Eingangszuständigkeit zur vorlaufenden Einstufung als Verdachtsfall oder gesichert 
verfassungsfeindliche Bestrebung sowie die betreffende Öffentlichkeitsmitteilung. 

Die bisherige Eingangszuständigkeit des Verwaltungsgerichts zu solchen Streitsachen der Einstufung und Öffent-
lichkeitsmitteilung hierüber führte über den Instanzenzug zu einer sehr langen Verfahrensdauer bis zum rechts-
kräftigen Abschluss. Dies ist gleichermaßen nachteilig für die von der negativen Etikettierung betroffene Verei-
nigung wie auch für öffentliche Interessen an verbindlicher Klärung, auch im Hinblick auf etwaige vereinsrecht-
liche Anschlussmaßnahmen. Deshalb ist hier eine Verfahrensbeschleunigung dringend geboten, die angemessen 
mit der Eingangszuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts erreicht wird. Dies ist auch sachlich naheliegend, 
weil das Bundesverwaltungsgericht bereits zu Verbotsverfahren zuständig ist, in denen sich inhaltlich zu großen 
Teilen gleiche Klärungsfragen stellen. 

Die neue Nummer 2b legt eine neue Eingangszuständigkeit des Bundesverwaltungsge-richts für Klagen gegen 
Maßnahmen aus dem Eigensicherungsbereich des Unabhängigen Kontrollrates nach der § 39 des UKRat-Gesetzes 
fest. 

Zu Artikel 16 (Änderung der Abgabenordnung) 
Die Neufassung führt zu verbesserter Normenklarheit, indem nunmehr auch BfV, MAD und BND nicht lediglich 
in den Fachgesetzen, sondern auch überblicksmäßig in § 93 Absatz 8 Satz 1 Nummer 3 AO als abrufberechtigt 
aufgeführt werden. Eine besondere landesrechtliche Komplementärregelung speziell zum Kontostammdatenabruf 
(durch LfV) ist angesichts des geringen Eingriffsgewichts der Maßnahme nicht mehr vorausgesetzt, wie bereits 
aktuell nicht in Nummer 3 zum landespolizeilichen Abruf. 

Zu Artikel 17 (Änderung des Zollverwaltungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 
Für die Tätigkeit der Bediensteten des Bundesnachrichtendienstes ist bisweilen erforderlich, auch größere Sum-
men von Barmitteln und gleichgestellten Zahlungsmitteln grenzüberschreitend zu transportieren. Dies betrifft 
Fälle, in denen die genannten Mittel aus dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland in Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union ausgeführt bzw. aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union in das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland eingeführt werden sollen. Ebenso muss der Bundesnachrichtendienst auch Barmittel und gleichge-
stellte Zahlungsmittel von Deutschland aus dem Gebiet der Europäischen Union ausführen bzw. über Deutschland 
in das Gebiet der Europäischen Union einführen können.  

Dabei gelten für die Bediensteten des Bundesnachrichtendienstes die Vorgaben der Verordnung (EU) 2018/1672 
über die Überwachung von Barmitteln, die in die Union oder aus der Union verbracht werden, und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 nicht. Diese Verordnung regelt (in unmittelbarer Anwendbarkeit) die Ein- 
und Ausfuhr von Barmitteln im Gesamtwert von 10 000 Euro in das bzw. aus dem Gebiet der Europäischen Union. 
Für den Bundesnachrichtendienst findet die Verordnungen indes aufgrund von Artikel 4 Absatz 2 Satz 3 EUV 
(vgl. BVerfG, Urteil vom 8. Oktober 2024, 1 BvR 1743/16 u.a., Rn. 77f.) keine Anwendung: Die Barmittelver-
bringung dient, wenn sie durch Bedienstete des Bundesnachrichtendienstes erfolgt, konkret operativ-sicherheitli-
chen Zwecken und im Allgemeinen der nationalen Sicherheit.  

Die konkreten Fallkonstellationen, in denen Bedienstete des Bundesnachrichtendienstes im Rahmen ihrer dienst-
lichen Tätigkeit gehalten sind, derart große Mengen an Barmitteln zu transportieren, können hier nur angerissen 
werden: in Betracht kommen etwa die Ankäufe von Wehrmaterial ausländischer Staaten oder die Verbringung 
von Barmitteln zur Vergütung von hochwertigen nachrichtendienstlichen Verbindungen.  

Für die praktische Handhabung ist erforderlich, dass den Zollbediensteten gegenüber angezeigt wird, dass es sich 
bei den Personen, um Bedienstete des Bundesnachrichtendienstes handelt. Hierbei kann eine Anzeige im Vorfeld 
der Reise – gegebenenfalls unter Angabe der Tarnidentität des Reisenden – erfolgen oder, wenn dies aus operativ-
sicherheitlichen Aspekten möglich ist, eine Anzeige unmittelbar gegenüber den kontrollierenden Zollbediensteten 
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sachdienlich sein. Die Implementierung weiterer Möglichkeiten, die Zugehörigkeit zum Bundesnachrichtendienst 
im Zweifelsfall belegen zu können, obliegt dem Bundesnachrichtendienst und bleibt der Praxis zugleich unbe-
nommen. 

Zu Nummer 2 
Es handelt sich um eine Folgeänderung. 

Zu Artikel 18 (Änderung des Geldwäschegesetzes) 

Zu Nummer 1 
Die Nachrichtendienste sind bei der Beschaffung von Informationen darauf angewiesen, anonym Gelder und an-
dere werthaltige Assets zu verwenden. Der Schutz der Identität der handelnden Personen muss durch Anonymität 
oder Pseudonymität besser gewährleistet werden. Die Anonymisierung oder Pseudonymisierung der Daten des 
Bundesnachrichtendienstes in den Stammdaten des Vertragspartners kann erheblich zur Verschleierung des nach-
richtendienstlichen Hintergrunds beitragen. Der in der Norm verwendete Begriff der Pseudonymisierung ist weit 
zu verstehen und umfasst in diesem Sinne nicht allein die Änderung des Namens, sondern auch eine umfassende 
Legendierung. Darunter fällt nach diesem Verständnis unter anderem auch die Angabe einer anderen Anschrift 
oder die Nutzung von Tarnpapieren.  

Um den Aufbau und Betrieb einer verschleierten Zahlungsinfrastruktur zu vereinfachen, insbesondere bei einer 
Kooperation mit den verschiedenen Arten von Verpflichteten gemäß § 2 Absatz 1, ist es erforderlich, eine Aus-
nahme für Konstellationen zu schaffen, in denen überwiegende Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik 
Deutschland der Speicherung der Identität des Vertragspartners entgegenstehen. In diesen Fällen soll der Ver-
pflichtete beispielsweise einen anderen Namen als den des Vertragspartners speichern dürfen. Da die Nachrich-
tendienste auf die Kooperationsbereitschaft des jeweiligen Verpflichteten angewiesen sind, wird durch die Aus-
nahme von der Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht ein höheres Maß an Rechtssicherheit für den Ver-
pflichteten gewährleistet. Erfasst von der Gesetzesänderung ist z.B. der Ankauf von Kryptowerten auf Börsen. 
Erfasst sind aber auch andere mögliche Verpflichtete, insb. Kreditinstitute, Kapitalverwaltungsgesellschaften, 
Notare, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater. In all diesen Konstellationen ist die Möglichkeit einer rechtmäßigen 
Aufzeichnung oder Aufbewahrung der legendierten Identität des Vertragspartners erforderlich für die Gewähr-
leistung einer effektiven nachrichtendienstlichen Aufklärung.  

Zu Nummer 2 
Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund des Wegfalls der im bisherigen BND-Gesetz angelegten Unter-
scheidung der Erhebungszwecke der politischen Unterrichtung und der Gefahrenfrüherkennung. 

Zu Artikel 19 (Änderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch – Sozialverwaltungsverfahren und 
Sozialdatenschutz) 
Die Änderung trägt einem erweiterten Informationsbedarf der berechtigten Stellen Rech-nung, der sich insbeson-
dere auf den Leistungsbezug bezieht. Dazu wird der Informations-umfang im Allgemeinen in Satz 2 sowie im 
neuen Satz 3 für bestimmte Fälle von erhebli-cher Bedeutung angepasst. Dabei sind die Ersuchen um eine Über-
mittlung jeweils nach § 9 Absatz 1 Satz 1 BVerfSchG nur zulässig, soweit sie im Einzelfall für die rechtmäßige 
Erfüllung der Aufgaben erforderlich ist. 

Es bleibt dabei, dass in Fällen der Gefahrenabwehr ein Auskunftsersuchen nur bezüglich der Daten, die überein-
stimmend auch in § 68 Absatz 1 Satz 1 SGB X gelistet sind (derzei-tiger Name, Vorname, Geburtsdatum, Ge-
burtsort, derzeitige Anschrift der betroffenen Person sowie Namen und Anschriften ihrer derzeitigen Arbeitgeber), 
auch auf § 68 SGB X gestützt werden kann, sofern dessen tatbestandliche Voraussetzungen erfüllt sind. 

Wie bisher gilt für die ersuchenden Stellen § 78 SGB X. 

Zu Nummer 1 
Nach aktueller Lage liegen Angaben zur Religionszugehörigkeit bei den Stellen nach § 35 SGB I regelmäßig 
nicht (mehr) vor. Aus diesem Grund wird die Übermittlungsbefugnis für diese Angabe aus § 68 Abs. 3 Satz 1 
gestrichen. 
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Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a  
In Absatz 1 Satz 2 wird der übermittlungsfähige Datenkranz erweitert auf derzeitige und frühere berufliche Tä-
tigkeiten, auf schulische, akademische und berufliche Abschlüsse, Lichtbilder sowie die Angabe, welche Geld-
leistungen eine Person erhält. Wie sich bisher von Sinn und Zweck abgedeckte zulässige Zusatzinformationen der 
Zeiträume auf die sich frühere Anschriften des Betroffenen und früherer Arbeitgeber beziehen, gilt dies auch in 
Bezug auf die beruflichen Tätigkeiten. Das heißt, die Übermittlung von Beschäftigungszeit-räumen ist ebenfalls 
zulässig.  

Sowohl die beruflichen Tätigkeiten als auch der (Aus-)Bildungsweg können bei der Ge-fährdungsbewertung von 
Personen eine entscheidende Rolle spielen. Zudem können die im Rahmen des Bildungswegs erlangten Fertig-
keiten bei der Bewertung des von einer Person ausgehenden Bedrohungspotentials von Relevanz sein. Die Ab-
schlüsse zeigen das jeweilige Fähigkeitenpotenzial einer Person.  

Durch die Aufnahme von Lichtbildern der Gesundheitskarte nach § 291a SGB V in Satz 2 wird eine Regelungs-
lücke geschlossen, die bei nicht-deutschen EU-Bürgern besteht, da hier die Ermittlung eines Lichtbildes regelmä-
ßig nicht möglich ist. Denn nicht-deutsche EU-Bürger müssen bei ihrer Anmeldung im Einwohnermeldeamt kein 
Lichtbild einreichen, sie benötigen als Nichtdeutsche ebenfalls keinen deutschen Reisepass oder Personalausweis. 
Auch bei der Ausländerbehörde müssen sie – anders als Nicht-EU-Ausländer – kein Licht-bild einreichen, da 
aufgrund der EU-Freizügigkeit keine Meldepflicht bei dieser Behörde besteht.  

Die Übermittlung, welche Geldleistungen eine Person aktuell bezieht, ohne weitere Angaben über die Geldleis-
tungen i.S.d. Absatz 1 Satz 3, ermöglicht gestufte und zunächst niedrigschwellige Ermittlungen. Sie hilft bei der 
Einschätzung des Bedrohungspotentials einer Person. Sie kann einen ersten Aufschluss darüber geben, welche 
Finanzmittel einer Person wahrscheinlich zur Verfügung stehen und in welchem sozialen Umfeld sie sich voraus-
sichtlich bewegt. Sie kann zudem ein erster Anhaltspunkt sein, ob – ggf. an anderer Stelle – Abhängigkeiten 
bestehen können. Geldleistungen wie z.B. das Pflegegeld nach dem SGB XI werden aus diesen Gründen eher 
nicht von Relevanz sein. 

Durch Absatz 1 Satz 3 wird der übermittlungsfähige Datenkranz für Fälle von erheblicher Bedeutung erweitert. 
Für diese Fälle ermöglicht Absatz 1 Satz 3 die Übermittlung von An-gaben zur Staatsangehörigkeit und Angaben 
über Geldleistungen, die an betroffene Per-sonen erbracht worden oder zu erbringen sind sowie verschiedene 
Angaben sozialversi-cherungspflichtig Beschäftigter eines bestimmten Arbeitgebers. Angaben zur Staatsangehö-
rigkeit können bei Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit insbesondere im Bereich Islamismus und Spio-
nage einen weiteren wichtigen Erkenntnisgewinn zum Beispiel für neue Ermittlungsansätze bringen. Bei Vorlie-
gen der erhöhten Voraussetzungen des Satz 3 kann – anders als in Satz 2 – nicht nur die Art der Geldleistungen, 
sondern auch deren Höhe sowie in der Vergangenheit und in der Zukunft liegenden Geldleistungen erhoben wer-
den. Dies konkretisiert die Sicht auf die Finanzmittel und korrespondierend das Aktionspotenzial der Person. 

Zu Buchstabe b 
Der Absatz orientiert sich an der Verantwortungsregelung des § 69 Absatz 3 Satz 2 und 3, die gleichermaßen in 
§ 73 sachgerecht ist. Die Zulässigkeit nationaler Regelungen zur Konkretisierung des Verantwortlichen soweit es 
um Datenverarbeitung auf Grundlage mitgliedstaatlicher Regelungen geht, ergibt sich aus Artikel 4 Nummer 7 
der Verordnung (EU) 2016/679.  

Das Übermittlungsersuchen ist grundsätzlich so zu stellen, dass die ersuchte Stelle die Prü-fung nach Absatz 3 
Satz 2 durchführen kann. Die ersuchende Stelle hat deswegen bei ihrem Ersuchen insbesondere anzugeben, für 
welche ihrer gesetzlichen Aufgaben die Übermittlung der Daten erforderlich ist. Für die ersuchte Stelle muss 
dadurch insbesondere deutlich werden, wenn es sich um eine Aufgabe nach Absatz 1 Satz 3 handelt, bei der die 
Übermittlung von weiteren Daten zulässig ist. Die ersuchte Stelle prüft nicht, ob die Vo-raussetzungen der ge-
setzlich geregelten Aufgaben der ersuchenden Stelle im Einzelnen vorliegen. Hintergrund ist, dass aufgrund der 
spezifischen Aufgabenstellung der Sicher-heitsbehörden zu beachten ist, dass diese nicht gezwungen sein können, 
sicherheitsrele-vante Informationen zur Einschätzung der Erforderlichkeit an den ersuchten Leistungsträ-ger über-
mitteln zu müssen. 
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Zu Artikel 20 (Änderung des Telekommunikationsgesetzes) 
Es handelt sich um Folgeänderungen. 

Zu Artikel 21 (Änderung der Telekommunikations-Überwachungsverordnung) 
Es handelt sich um Folgeänderungen. 

Zu Artikel 22 (Folgeänderungen) 
Artikel 22 beinhaltet daher maßgeblich Folgeänderungen. Nachfolgend erfolgen Ausführungen zu den Folgeän-
derungen, bei denen die Änderungen an Systematik und Regelungstechnik eine inhaltliche Änderung mit sich 
zieht.  

In § 8 Absatz 7 Nummer 3 BSI-G erfolgt die Änderung aufgrund der Anpassung an die neue Schwellensystematik 
für das Bundesamt für Verfassungsschutz, hier die wenigstens erheblich beobachtungsbedürftigen Bedrohungen. 

In ATDG (Absatz 4) und RED-G (Absatz 7) erfolgen Zuständigkeitsanpassungen für die Datenschutzkontrolle 
(jeweils Nummer 3). Zur Datenverarbeitung, die durch die teilnehmenden Behörden in der Datei erfolgt, stellt der 
neue Absatz 2 Satz 2 der Kontrollregelung allgemein auf die dies betreffende Datenschutzkontrollzuständigkeit 
ab. Der bisherige Bezug allein auf die Landesbeauftragten für den Datenschutz war bereits bisher nicht hinrei-
chend klar, weil bereits bisher auch die G 10-Kommission ihre Kontrollrechte auch in Bezug auf die Datenverar-
beitung der Nachrichtendienste des Bundes in diesen Dateien wahrgenommen hat. Die nunmehr in § 2 des UKRat-
Gesetzes begründete Kontrollzuständigkeit des Unabhängigen Kontrollrat wird zum Anlass einer präziseren Re-
gelung genommen. 

Als Folge der neuen Regelung in § 11 Absatz 4 Satz 2 BVerfSchG wird § 23 TDDDG harmonisiert. Die bisherige 
Regelung in § 23 TDDDG ist enger als von der Verfassungsrechtsprechung vorgegeben (BVerfGE 130, 151 – 
Rn. 185) und schränkt danach Strafverfolgung und behördlichen Rechtsgüterschutz übermäßig ein. 

Es erfolgen Änderungen des AZR-Gesetzes. Hier wird § 12 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 gestrichen und durch 
einen Verweis in Satz 3 auf § 11 des BND-Gesetzes ersetzt, welcher die verpflichtenden Auskunftsersuchen des 
Bundesnachrichtendienstes gegenüber inländischen öffentlichen Stellen regelt. Die Änderung ist notwendig, da 
der in Nummer 3 enthaltene Verweis auf das Artikel 10-Gesetz durch dessen Auflösung nicht länger korrekt ist. 
Stattdessen wird nunmehr – anderen Auskunftsersuchen gegenüber öffentlichen Stellen – die Vorschrift des § 11 
BND-Gesetz als vorrangige und speziellere Rechtsgrundlage vorgesehen.  

Es erfolgen Änderungen der Strafprozessordnung. Aufgrund der mit der Neufassung des BND-Gesetzes nunmehr 
vollzogenen Entkopplung vom Bundesverfassungsschutzgesetz erfolgt nunmehr normenklar neben dem Verweis 
auf das Bundesverfassungsschutzgesetz auch ein Verweis ins BND-Gesetz.Die vormals geltende wenig transpa-
rente Verschränkung der beiden Gesetze, nach der beispielsweise in § 479 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 StPO 
bislang auch bereits die Zwecke des BND-Gesetzes hineingelesen wurden, wird aufgelöst. Normenklar ist in § 
479 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 StPO nun auch die für die Aufgabenerfüllung des Bundesnachrichtendienstes 
erforderliche Datenweitergabe an den Bundesnachrichtendienst geregelt.  

Das Zollfahndungsdienstgesetz wird geändert. Gemäß § 10 Absätze 1 und 2 des BND-Gesetzes sind die Behörden 
des Zollfahndungsdienstgesetzes zur Übermittlung von personenbezogenen Daten an den Bundesnachrichten-
dienst verpflichtet, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass dies zur nachrichtendienstlichen Aus-
landsaufklärung erforderlich ist. Zudem werden die Regelungen des Artikel 10-Gesetzes in das BND-Gesetz in-
korporiert. Die bisherige Beschränkung der Übermittlungsbefugnis im Zollfahndungsdienstgesetz auf bestimmte 
Gefahrenbereiche nach § 5 des Artikel 10-Gesetzes ist infolge der Auflösung des Artikel 10-Gesetzes zu streichen. 
Der neuen Schwellensystematik sind die Anpassung in § 76 Absatz 4 und 5 des Zollfahndungsdienstgesetz ge-
schuldet.  

Zu Artikel 23 (Außerkrafttreten) 
Der Artikel regelt das Außerkrafttreten der von diesem Gesetz abgelösten Gesetze. Dies sind das bisherige Bun-
desverfassungsschutzgesetz und BND-Gesetz, die in Artikel 1 und 2 neu verkündet werden, und das Artikel 10-
Gesetz, das in den Fachgesetzen (Artikel 1 und 2) und dem neuen Gesetz über den Unabhängigen Kontrollrat 
(Artikel 3) aufgeht. 
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Zu Artikel 24 (Inkrafttreten) 
Der Artikel regelt das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates (NKR) gem. § 6 Abs. 1 NKRG 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Nachrichtendienstrechts (NKR-Nr. 8175, BMI) 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Regelungsentwurf vom 31. Juli 2026 mit folgendem Ergeb-
nis geprüft: 

I Zusammenfassung 

Bürgerinnen und Bürger keine Auswirkungen 

Wirtschaft  

Jährlicher Erfüllungsaufwand: dargestellt: rund 50 000 Euro 

davon aus Bürokratiekosten: dargestellt: keine Auswirkungen  

Einmaliger Erfüllungsaufwand: dargestellt: keine Auswirkungen 

Verwaltung  

Bund  

Bundesnachrichtendienst  

Jährlicher Erfüllungsaufwand: rund 35 Mio. Euro 

Einmaliger Erfüllungsaufwand: rund 40 Mio. Euro 

Bundesamt für Verfassungsschutz  

Jährlicher Erfüllungsaufwand: rund 302 Mio. Euro 

Einmaliger Erfüllungsaufwand: rund 145 Mio. Euro 

Unabhängiger Kontrollrat  

Jährlicher Erfüllungsaufwand: rund 8,9 Mio. Euro 

Einmaliger Erfüllungsaufwand: rund 1,6 Mio. Euro 

„One in, one out”-Regel 

 

Der Erfüllungsaufwand in diesem Rege-
lungsvorhaben stellt im Sinne der „One in, 
one out“-Regel kein „In“ dar, da er alleine 
aus der Abwehr erheblicher Gefahren resul-
tiert.  

Weitere Kosten keine Auswirkungen 

KMU-Betroffenheit Das Ressort hat die Wirkung des Regelungs-
vorhabens auf KMU nicht dargestellt. 

Evaluierung Die Neuregelung der Arbeit des Unabhängi-
gen Kontrollrats wird einmalig durch die-
sen selbst evaluiert.  

Ziele: nicht dargestellt 
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Kriterien/Indikatoren: nicht dargestellt 

Datengrundlage: nicht dargestellt 

Nutzen des Vorhabens Das Ressort hat keinen Nutzen dargestellt. 

Digitaltauglichkeit (Digitalcheck) 

 

Das Ressort hat Möglichkeiten zum digita-
len Vollzug der Neuregelung (Digitaltaug-
lichkeit) geprüft und hierzu einen Digital-
check mit nachvollziehbarem Ergebnis 
durchgeführt. 

Regelungsfolgen 

Der Nationale Normenkontrollrat erkennt die Schwierigkeiten der Abschätzung nachrich-
tendienstlicher Einsätze bei gleichzeitiger Wahrung von Geheimschutzinteressen grund-
sätzlich an. Er erhebt deshalb in diesem speziellen Fall keine Einwände gegen die nicht 
methodengerechte und nachvollziehbare Darstellung des Erfüllungsaufwands.  

Der NKR kritisiert, dass das Ressort – entgegen der Evaluierungskonzeption der Bundes-
regierung – keine Angaben zu den Zielen der Evaluierung und den Kriterien für die Zieler-
reichung gemacht hat. Er regt an, Vorsorge dafür zu treffen, dass zum Zeitpunkt der Eva-
luierung die voraussichtlich erforderlichen Daten zur Verfügung stehen. Dabei sollten ins-
besondere die praktische Anwendbarkeit, der Umfang des Auskunftsersuchens, die Aus-
wirkungen auf Unternehmen sowie ein etwaiger weiterer Anpassungsbedarf überprüft 
werden. 

 

II Regelungsvorhaben 

Das Regelungsvorhaben reformiert das Bundesverfassungsschutzgesetz und das BND-Gesetz grund-

legend und schafft ein Gesetz über die Rechtskontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat. Das bis-

herige Artikel-10-Gesetz zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses wird aufge-

hoben.  

Die Nachrichtendienste sollen in bestimmten schwerwiegenden Gefahrenlagen nicht mehr aus-

schließlich Informationen sammeln, sondern auch begrenzte operative Maßnahmen zur Gefahrenab-

wehr durchführen dürfen, die einer vorherigen unabhängigen Kontrolle unterliegen. 

Der BND soll ausdrücklich auch gegen hybride Bedrohungen wie Cyberangriffe, Sabotage, ausländi-

sche Einflussoperationen und Desinformation vorgehen können. 

Zu diesen Zwecken schafft das Regelungsvorhaben u. a. verpflichtende Auskunftsersuchen durch die 

Nachrichtendienste an Unternehmen. 

Der Entwurf greift zudem Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts auf, insbesondere zum Da-

tenschutz, zur Datenverarbeitung und zur Übermittlung personenbezogener Informationen.  



 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 605 – Drucksache 21/7868 
 
 

III Bewertung 

Das Regelungsvorhaben verursacht Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft durch das Bedienen von 

Ersuchen der Nachrichtendienste. Dem Bund entstehen personelle und finanzielle Aufwände bei den 

Nachrichtendiensten, um insbesondere den erweiterten Befugnissen Rechnung zu tragen. Gleichzei-

tig entstehen Aufwände bei dem Unabhängigen Kontrollrat aufgrund der Erweiterung der Kontroll-

zuständigkeiten. 

Die Kostenfolgen hat das Ressort weder methodengerecht, noch nachvollziehbar dargestellt; insbe-

sondere die Bürokratiekosten für die Wirtschaft stellt das Ressort nicht als solche dar. 

III.1 Erfüllungsaufwand 

Wirtschaft 

Nach Angaben des Ressorts verursacht das Regelungsvorhaben jährlichen Erfüllungsaufwand für 

die Wirtschaft in Höhe von 50 000 Euro. 

• Verpflichtende Ersuchen 

Zukünftig können die Nachrichtendienste bei einer Vielzahl von Unternehmen (geschäftsmäßige 

Diensteanbieter, Anbieter, die informationstechnische Systeme geschäftsmäßig Dritten zur Nutzung 

überlassen, Anbieter von Telekommunikationsdiensten, Anbieter von Postdiensten, Verfügungsbe-

rechtigte von Einrichtungen zur Videoüberwachung) um Auskünfte ersuchen. Die hierdurch entste-

henden Aufwände werden auf Antrag erstattet. 

Der NKR kritisiert, dass das Ressort keine der Annahmen - wie die jährliche Fallzahl der Ersuchen 

und betroffenen Unternehmen, den Zeitansatz pro Fall für den damit verbundenen Bearbeitungsauf-

wand und den Lohnkostensatz - darstellt. Dies widerspricht der verbindlichen Methodik zur Ermitt-

lung und Darstellung des Erfüllungsaufwands. Die Kostenfolgen für die Wirtschaft sind somit nicht 

nachvollziehbar.  

Darüber hinaus hat der NKR Zweifel an der Höhe der jährlichen Kostenfolgen für die Wirtschaft. 

Diese erscheinen angesichts der Vorgaben für die Vielzahl von Unternehmen, die zukünftig Ersuchen 

der Nachrichtendienste bedienen müssen, zu niedrig angesetzt und sind angesichts der vorgesehe-

nen Pflichten, möglicher technischer Anpassungen, zusätzlicher Prozesse, Sicherheitsüberprüfungen, 

Rechtsprüfungen und Dokumentationsanforderungen nicht nachvollziehbar. 
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Den Erfüllungsaufwand, der den Unternehmen durch die Beantragung von Erstattungen für Aus-

kunftsersuchen entsteht, stellt das Ressort nicht dar. 

Schließlich handelt es sich bei dem Bedienen der Auskunftsersuchen um auf Grund von gesetzlich 

bestehende Verpflichtungen, Daten und sonstige Informationen für Behörden zu beschaffen, verfüg-

bar zu halten oder zu übermitteln, und mithin um Informationspflichten im Sinne des Gesetzes zur 

Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrates. Die hieraus resultierenden Bürokratiekosten 

stellt das Ressort ebenfalls nicht dar. 

Verwaltung 

Das Regelungsvorhaben verursacht jährlichen Erfüllungsaufwand für den Bund in Höhe von ins-

gesamt rund 346 Mio. Euro und einmaligen Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 187 Mio. 

Euro. 

Bundesamt für Verfassungsschutz 

Das Regelungsvorhaben verursacht personelle und finanzielle Aufwände beim Bundesamt für Ver-

fassungsschutz, um insbesondere den erweiterten Befugnissen Rechnung zu tragen. 

• Anpassung der IT-Strukturen 

Für die Anpassung der IT-Strukturen entstehen beim Bundesamt für Verfassungsschutz einmalige 

Erfüllungsaufwände im Umfang von etwa 94 Mio. Euro. Nach erfolgter Anpassung der IT-Strukturen 

entstehen zugehörige betriebliche Aufwände im Umfang von jährlich etwa 269 Mio. Euro. 

• Neue Befugnisse im Bereich der Eigensicherung 

Zudem entsteht nach Angaben des Ressorts einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 51 Mio. Euro, 

insbesondere zur Umsetzung der neuen Befugnisse im Bereich der Eigensicherung. 

• Zusätzliche Personal- und Sachkosten 

Ferner entsteht dem Bundesamt für Verfassungsschutz jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von 

rund 25 Mio. Euro durch Personalkosten und in Höhe von rund 8 Mio. Euro durch Sachkosten.  
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Bundesnachrichtendienst 

Durch das Regelungsvorhaben entstehen personelle und finanzielle Aufwände beim Bundesnach-

richtendienst, um insbesondere den erweiterten Befugnissen im Rahmen der Informationsbeschaf-

fung und der Informationsauswertung Rechnung zu tragen. 

 

• Anpassung der IT-Strukturen 

Nach Angaben des Ressorts entstehen für die Anpassung der IT-Strukturen im Bundesnachrichten-

dienst einmalige Erfüllungsaufwände im Umfang von mindestens 40 Mio. Euro. Nach erfolgter An-

passung der IT-Strukturen entstehen zugehörige behördliche Aufwände im Umfang von jährlich min-

destens 15 Mio. Euro.  

• Neue Befugnisse im Bereich der Eigensicherung 

Zudem besteht nach Angaben des Ressorts ab Inkrafttreten des Gesetzes ein jährlicher Erfüllungs-

aufwand von mindestens 20 Mio. Euro, insbesondere zur Umsetzung der neuen Befugnisse im Be-

reich der Eigensicherung. 

Unabhängiger Kontrollrat 

Das Regelungsvorhaben verursacht personelle und finanzielle Aufwände bei dem Unabhängigen 

Kontrollrat aufgrund der Erweiterung der Kontrollzuständigkeiten.  

• Gerichtsähnliche und administrative Rechtskontrolle 

Nach Angaben des Ressorts entsteht jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 5,85 Mio. Euro 

für Personal- und Sacheinzelkosten, sowie für Gemeinkosten und Versorgung für 27 zusätzliche Per-

sonen für das gerichtsähnliche Kontrollorgan. Für das administrative Kontrollorgan fallen rund 900 

000 Euro für Personalkosten für rund 10 neue Stellen sowie rund 1,3 Mio. Euro Sach- und Gemein-

kosten jährlicher Erfüllungsaufwand an. 

• Bereitstellung der für die Aufgabenerfüllung benötigten gesicherten Infrastruktur  

Durch die Bereitstellung der für die Aufgabenerfüllung benötigten gesicherten Infrastruktur, darun-

ter insbesondere Verschlüsselungskomponenten und VS-konforme Arbeitsplätze, entsteht einmali-

ger Aufwand in Höhe von rund 1,6 Mio. Euro. Die für die Kontrolltätigkeiten relevante Soft- und 

Hardware verursacht jährliche Aufwände in Höhe von rund 800 000 Euro. 
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6. August 2026 

  

  

Lutz Goebel i. V. Ulla Ihnen 

Vorsitzender Berichterstatterin für das 
  Bundesministerium des Innern 
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Anlage 3 
Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrats 
 
 

Die Bundesregierung nimmt zur Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrats (NKR) vom 6. August 2026 
wie folgt Stellung: 

 

Der NKR kritisiert, dass das Ressort – entgegen der Evaluierungskonzeption der Bundesregierung – keine Anga-
ben zu den Zielen der Evaluierung und den Kriterien für die Zielerreichung gemacht hat. Er regt an, Vorsorge 
dafür zu treffen, dass zum Zeitpunkt der Evaluierung die voraussichtlich erforderlichen Daten zur Verfügung 
stehen. Dabei sollten insbesondere die praktische Anwendbarkeit, der Umfang des Auskunftsersuchens, die Aus-
wirkungen auf Unternehmen sowie ein etwaiger weiterer Anpassungsbedarf überprüft werden. 

 

Stellungnahme der Bundesregierung: 

Eine Evaluierung in einem besonderen Verfahren ist aus Sicht der Bundesregierung nicht erforderlich. Die An-
wendung der Befugnisse sowie deren Auswirkung unterliegt einer kontinuierlichen Kontrolle, insbesondere durch 
die parlamentarische Kontrolle, die Fach- und Rechtsaufsicht sowie die bestehenden Berichtspflichten und der 
des Unabhängigen Kontrollrats. 
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